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1.	 �Vorwort von Herrn Minister Dr. Stamp
Vorwort von Herrn Minister Dr. Stamp

Liebe Leserinnen und Leser,

mit diesem Abschlussbericht zum Kommunalen Einwanderungsmanagement findet das Modellprojekt „Einwande-
rung gestalten NRW“ nach über zweieinhalb Jahren Laufzeit seinen Abschluss. Das Modellprojekt war so erfolgreich, 
dass die Arbeitsergebnisse und Erfahrungen der zwölf Modellkommunen richtungsweisend sind für den landeswei-
ten Roll-out des Kommunalen Integrationsmanagements in Nordrhein-Westfalen. Ich möchte den beteiligten Modell-
kommunen Mülheim an der Ruhr, Rheine, Moers, Dormagen, Köln, Rheinisch-Bergischer Kreis, Bielefeld, Münster, 
Hamm, Kreis Lippe, Wuppertal und Dortmund für ihre wichtige Pionierarbeit im Feld des Einwanderungsmanage-
ments herzlich danken.

Ebenso gilt mein Dank auch den Partnerinnen und Partnern, mit denen wir im Projekt zusammengearbeitet haben: 
der wissenschaftlichen Begleitung durch Prof.  Dr.  Reis und seinem Team von der Frankfurt University of Applied 
Sciences, dem Evaluationsteam von Kienbaum und IMAP sowie dem Fortbildungsprogramm „Einwanderung erfolg-
reich managen“ der Paritätischen Akademie NRW.

Die Modellphase von „Einwanderung gestalten NRW“ konnten wir intensiv dazu nutzen, Erfolgsfaktoren zu benen-
nen, die übertragbar sind auf alle Modellkommunen. Dazu gehört beispielsweise die Einbindung der Regelstruktu-
ren, die in den Kommunen einen Organisationsentwicklungsprozess erfolgreich in Gang gesetzt hat. Durch die ei-
genständige Projektorganisation mit einer Lenkungsgruppen und Projektgruppen, die aus der Praxiserfahrungen 
Maßnahmen erarbeitet haben, konnten gute und erfolgversprechende Entwicklungen angestoßen werden. Gerade 
die Verknüpfung zwischen Einzelfall- und Strukturebene, also das Case Management im lokalen Netzwerk, konn-
te dafür genutzt werden, verbindliche Beschlüsse umzusetzen. Weitere Erfolgskriterien sind die Entwicklung eines 
übergreifenden Case Management-Konzepts. Aufgrund der vielfältigen Erfahrungen und Erkenntnisse, die wir durch 
das Projekt erlangt haben, fällt der vorliegende Bericht entsprechend umfangreich aus. Hierin spiegelt sich auch ein 
wesentlicher Befund aus dem Modellprojekt wider. Es gibt nicht die „Blaupause“ zur Umsetzung des Kommunalen 
Integrationsmanagements. Stattdessen hat jede Kommune ihre besonderen Bedingungen, je nach Zielgruppe oder 
organisatorischer Anbindung. Uns wurde immer wieder zurückgespiegelt, dass das Programm auch deshalb so er-
folgreich war, weil die Kommunen das Programm passend zu ihren Gegebenheiten entwickeln konnten. Uns war es 
wichtig, den Modellkommunen Spielräume zu ermöglichen. Dies wollen wir auch bei der Weiterführung im Kommu-
nalen Integrationsmanagement so beibehalten.

Der Abschlussbericht ist dementsprechend auch als eine Handreichung zum Thema Kommunales Einwanderungs-
management/Integrationsmanagement aufgebaut. Die Ergebnisse der Partnerinnen und Partner sind als Kapitel auf-
gebaut, sodass man sich je nach Bedarf an den Best-Practice-Ansätzen orientieren kann. Zu Beginn werden die Rah-
menbedingungen des Modellprojekts erläutert und es wird eine rechtliche Einschätzung des Begriffs Kommunales 
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Integrationsmanagement vorgenommen. Während der Bericht der wissenschaftlichen Begleitung Themen wie die 
wissenschaftliche Konzeption, Verstetigungsansätze und Case Management als übergreifendes Handlungskonzept 
behandelt, werden im Evaluationsteil die übergreifenden Rahmenbedingungen der Kommunen und Handlungsansät-
ze dargestellt. Im Teil der Paritätischen Akademie wiederum werden Standards für Weiterbildungen zum Case Ma-
nagement im Kontext Einwanderung erläutert. Kommunen sollen sich an den Standards für Weiterbildung orientie-
ren können, um sie bei der Entwicklung eines eigenen Einwanderungsmanagements bzw. Integrationsmanagements 
zu unterstützen.

Die Handreichung soll für alle Interessierten und besonders für die Kommunen in NRW Anregung und Hilfestellung 
sein, um die eigenen Strukturen zu reflektieren und zu schauen, wie das Kommunale Integrationsmanagement er-
folgreich umgesetzt werden kann.

Ihr Dr. Joachim Stamp
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2.	 �Darstellung des Modellprojekts
Darstellung des Modellprojekts

Um die Integrationskraft der Kommunen in NRW wei-
ter zu stärken, hat die nordrhein-westfälische Landesre-
gierung das Modellprogramm „Einwanderung gestalten 
NRW“ ins Leben gerufen.

Mit dem Modellprogramm wurde das Ziel verfolgt, die 
rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit zur Integra-
tion von allen eingewanderten Menschen in den Kom-
munen zu fördern. So sollte ein systematisiertes und 
koordiniertes Vorgehen zwischen den kommunalen Be-
hörden installiert werden, in dessen Mittelpunkt der ein-
gewanderte Mensch mit seinen Potenzialen und indivi-
duellen Bedarfen stand.

Zielsetzung war es, in den Kommunen einen Organisa-
tionsentwicklungsprozess anzustoßen, der die stra-
tegische Zusammenarbeit bei der Wahrnehmung von 
Aufgaben fördert, die im Kontext der Integration von 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte und Fluchthin-
tergrund entstehen.

Nicht nur das Kommunale Integrationszentrum, sondern 
genauso das Jobcenter, das Sozialamt, die Ausländerbe-
hörde, das Schulamt und andere Ämter sollten sich dem 
Thema Einwanderungsmanagement annehmen und die 
Integrationsaufgabe mitumsetzen. Integrationsprozes-
se sollten für alle handelnden Akteurinnen und Akteu-
re transparenter, passgenauer und verbindlicher ausge-
staltet werden.

Das Innovative am Modellprogramm war die Metho-
dik, mit der die Modelle arbeiten. Anhand des ressour-
cenorientierten Blicks des Case Managements auf den 
einwandernden Menschen sollten aus den einzelnen 
Fallperspektiven heraus komplexe Integrationsketten, 
auch Produktionsnetzwerke genannt, entstehen. Nur 
durch den Blick über die eigene Handlungslogik und den 
Rechtskreis hinaus können effizientere Formen der Zu-
sammenarbeit gefunden werden. In den Modellkommu-
nen wurden Einzelfälle analysiert, um das Wissen der 
operativen Ebene über Lücken im System, Sollbruch-
stellen und auch gute Formen der Kooperation zu identi-
fizieren und anzupassen.

Das Programm richtete sich an Kreise, kreisfreie Städte 
und große kreisangehörige Kommunen mit eigener Aus-
länderbehörde. 83 Kommunen waren antragsberech-
tigt. Mithilfe eines Rankingverfahrens wurden die zwölf 
Modellkommunen Kreis Lippe und Rheinisch-Bergischer 
Kreis, die kreisfreien Städte Mülheim an der Ruhr, Köln, 
Bielefeld, Dortmund, Münster, Wuppertal und Hamm so-
wie die kreisangehörigen Kommunen Moers, Rheine und 
Dormagen ausgewählt.

„Einwanderung gestalten NRW“ sollte die rechtlichen, in-
stitutionellen und methodischen Voraussetzungen über-
prüfen und untersuchen, die vorhanden sein müssen, 
um ein effektives Einwanderungsmanagement zu imple-
mentieren. Der Projektzeitraum der Modellprojekte be-
trug zweieinhalb Jahre. Jeder Modellkommune standen 
für den Auf- und Ausbau der fachbereichs- und dezer-
natsübergreifenden Zusammenarbeit und der strategi-
schen Steuerung 1,5 Koordinationsstellen und eine hal-
be Stelle für die Administration zur Verfügung. In jeder 
Kommune wurden die zuständigen Akteurinnen und Ak-
teure aus der Leitungsebene identifiziert und es wurde 
jeweils eine Lenkungsgruppe eingerichtet. Dabei wur-
de besonderer Wert darauf gelegt, dass alle am Integ-
rationsprozess beteiligten Ämter und Institutionen wie 
Ausländerbehörde, Sozialamt, Schulamt und Jobcenter 
vertreten sind, aber auch Vertretungen der Freien Wohl-
fahrtspflege, des Ehrenamts und von Migrantenselb-
storganisationen teilnehmen. Da die Modellprojekte in 
ihren Zielsetzungen sehr unterschiedlich waren, wurden 
auch verschiedene Zielgruppen in den Blick genommen 
Hierbei konnte es um Menschen mit Duldungsstatus ge-
hen, die bereits seit vielen Jahren in den Kommunen leb-
ten, aber auch um Neuzugewanderte, die noch in der 
kommunalen Aufnahmeeinrichtung untergebracht wa-
ren. Obwohl in den Kommunen einzelne Zielgruppen in 
den Fokus genommen wurden, sollten die Erkenntnisse 
auf alle eingewanderten Menschen übertragbar sein.

Die wissenschaftliche Begleitung der Modellprojekte er-
folgte durch Professor Dr. Claus Reis von der Frankfurt 
University of Applied Sciences und seine Beratenden. 
Jeder Kommune wurde eine beratende Person als wis-
senschaftliche Begleitung zur Seite gestellt. Gemeinsam 
wurde eine Bestandsaufnahme der jeweiligen kommu-
nalen Rahmenbedingungen erstellt. Auf dieser Grundla-
ge und mit dem oben skizzierten Arbeitskonzept wurden 
die Koordinatorinnen und Koordinatoren begleitet, die 
außerdem in eine umfangreiche Weiterbildungsmaßnah-
me mit den Themenschwerpunkten Fallanalyse, Netz-
werk- und Projektmanagement sowie Prozessgestaltung 
einbezogen wurden. Die Ergebnisse der Kommunen flos-
sen in das Monitoring des Gesamtprojekts ein. Zwischen 
den Modellkommunen wurde ein interkommunaler Er-
fahrungsaustausch etabliert, in dem die Ergebnisse vor-
gestellt und diskutiert werden konnten.

Die wissenschaftliche Begleitung beobachtete, unter-
stützte und beriet die Kommunen bei ihren Organisati-
onsentwicklungsprozessen und konnte dadurch nicht 
die Evaluation der Modellkommunen durchführen. Sie 
war als enger Partner der Modellkommunen in alle wei-
terführenden Ansätze miteinbezogen.
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Die Evaluation des Modellprojekts wurde durch Kien-
baum und IMAP durchgeführt. Die am Modellprojekt be-
teiligten Kommunen hatten sich verpflichtet, an einer 
Evaluation des Gesamtprojekts teilzunehmen. Durch 
die Evaluation und die wissenschaftliche Begleitung war 
es gewährleistet, dass es valide Daten zu der Wirksam-
keit von Ansätzen, Konzepten, Methoden und Program-
men im Rahmen der rechtskreisübergreifenden Zusam-
menarbeit gab, die für alle am Thema interessierten 
Akteurinnen und Akteure zugänglich und praxistauglich 
gemacht wurden. Am Ende der Evaluation sollten Hand-
lungsempfehlungen und Instrumente entwickelt werden, 
die in Form von Best-Practices auch anderen Kommu-
nen zur Verfügung gestellt werden konnten. Zielsetzung 
war es, übertragbare Handlungsempfehlungen für die 
kommunale Verwaltungspraxis zu entwickeln, die eine 
strategisch organisierte Einwanderung in Kommunen 
begünstigen.

Das Fortbildungsprogramm „Einwanderung erfolgreich 
managen“ konnte von allen Kommunen in NRW in An-
spruch genommen werden. Die Paritätische Akademie in 
NRW e. V. setzte nach den Standards der Deutschen Ge-
sellschaft für Care- und Case-Management (DGCC) Case 
Management-Fortbildungen um. Der Bedarf an Case Ma-
nagement-Fortbildungen war bei den Beschäftigten der 
Kommunen sehr groß. Anhand des Handlungskonzepts 
Case Management erlernten kommunale Beschäftig-
te das Einwanderungsmanagement in ihrer Kommune 
strukturiert und ressourcenorientiert mitzuentwickeln. 
Durch das Angebot der Case Management-Fortbildun-
gen wurde es ermöglicht, allen Kommunen in NRW ein 
Angebot zu machen, um Organisationsentwicklungs-
prozesse zum Einwanderungsmanagement anzustoßen 
und die notwendigen Methoden eines rechtskreisüber-
greifenden Einwanderungsmanagements zu erlernen. 
Aufgrund der verschiedenen Bedarfe in den Kommunen 
gab es diverse Bausteine: Es gab eintägige Informations-
veranstaltungen für Mitarbeitende und Führungskräfte, 
Basiskurse, Aufbaukurse und Supervisionsangebote. 
Durch den Abschluss der gesamten Weiterbildung be-
stand die Möglichkeit, ein Zertifikat als Case Manager/
in (DGCC) zu erlangen. Es wurden im Rahmen des Pro-
grammes 114 Case Manager aus 42 Kommunen fortge-
bildet und es wurden ca. 90 Case Manager im Aufbau-
kurs zertifiziert.
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3.	 �Was ist Kommunales Integrationsmanagement?
Was ist Kommunales Integrationsmanagement?

Das Land NRW hat ein verbindliches Handlungskonzept 
zum Kommunalen Integrationsmanagement entwickelt. 
Anhand des Handlungskonzepts wird das Kommunale 
Integrationsmanagement erläutert.

3.1	� Grundlagen

Dieses verbindlich vorgegebene Handlungskonzept der 
Landesregierung zur flächendeckenden Implementie-
rung des Kommunalen Integrationsmanagements (KIM) 
als Landesförderung zielt darauf ab, die komplexen Her-
ausforderungen der Integration zu bündeln und Kommu-
nen in Nordrhein-Westfalen dabei zu unterstützen. Das 
vorliegende Handlungskonzept liefert Erläuterungen zu 
den verbindlichen Standards und gibt zugleich Empfeh-
lungen für die Umsetzung des Kommunalen Integrati-
onsmanagements vor Ort. Das Handlungskonzept ist da-
her maßgeblich für alle drei Bausteine des Kommunalen 
Integrationsmanagements.

Seit Sommer 2015 steht die Flüchtlingszuwanderung im 
Mittelpunkt der öffentlichen und politischen Debatte in 
Deutschland. Die Erfahrungen der Flüchtlingszuwande-
rung insbesondere in den Jahren 2015 und 2016 zeigten 
an vielen Stellen, wo Integrationsprozesse aufgrund viel-
fältiger Zuständigkeiten, unterschiedlicher Aufenthalts-
titel und anderer Faktoren nicht optimal funktionieren 
und legten damit Handlungsbedarfe und Lücken im Sys-
tem offen.

Das Handlungskonzept Kommunales Integrationsma-
nagement versteht sich als ein integriertes Steuerungs-
konzept, mit dem es gelingt, die vielfältigen Angebote 
und Leistungen in der Integrationsarbeit innerhalb und 
außerhalb der Kommunalverwaltung zu koordinieren 
und einheitlich auszurichten.

Dazu braucht es einen strategischen Ansatz sowie Ver-
waltungs- und Netzwerkstrukturen, die in der Lage sind, 
die strategischen Ziele nachhaltig umzusetzen. Auf der 
Grundlage des Teilhabe- und Integrationsgesetzes vom 
14.02.2012 werden die Kommunalen Integrationszent-
ren zwischenzeitlich flächendeckend in den Kommunen 
als maßgebliche Organisationsstruktur gefördert, um in 
den wichtigsten integrationspolitischen Handlungsfel-
dern die Zugangschancen für Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte in unterschiedliche soziale Strukturen 
zu verbessern und Teilhabechancen zu generieren. Da-
her ist das Kommunale Integrationsmanagement grund-
sätzlich als Aufgabenstellung bei den Kommunalen Inte-
grationszentren konzipiert.

Die nordrhein-westfälische Teilhabe- und Integrations-
strategie 2030 sieht verschiedene Maßnahmen vor: 
u.a. bei der Erstintegration der Neuzugewanderten sol-
len die Kommunen gestärkt und die intra- und interkom-
munale Zusammenarbeit gefördert werden. Ein wichti-
ges Instrument hierfür ist die Implementierung eines 
ganzheitlichen kommunalen Case-Managements, um 
Neuzugewanderte entsprechend ihres Bedarfes schnel-
ler zu integrieren, denn gerade in den Phasen des Rechts-
kreiswechsels ist ein lückenloser Übergang wichtig.

Entwickelt aus der Modellphase des Projektes „Einwan-
derung gestalten NRW“ fördert die Landesregierung ab 
2020 entsprechend der Aufgabenstellung des § 1 Nr. 8 
Teilhabe- und Integrationsgesetz die flächendeckende 
Einführung des Kommunalen Integrationsmanagements 
NRW (KIM)“ in allen Kreisen und kreisfreien Städten in 
Nordrhein-Westfalen.

3.2	� Ziele des Kommunalen 
Integrationsmanagements

Durch die Einführung des KIM sollen den Geflüchte-
ten und Zugewanderten Chancen eröffnet werden. Die 
Entfaltung der Potenziale der Menschen steht im Mit-
telpunkt, nicht Hindernisse und Barrieren. Es soll eine 
bessere Integration der Geflüchteten und Zugewander-
ten erreicht werden, die bislang ohne Zugang zu einem 
Fallmanagement sind. So bestehen je nach Lebenslage 
des Neuzugewanderten unterschiedliche Herausforde-
rungen, die hintereinander, oft aber auch parallel bewäl-
tigt werden müssen, wie beispielsweise ausländerrecht-
liche Fragestellungen, gesellschaftliche und rechtliche 
Erstorientierung, Integration in Bildung und Arbeit, Woh-
nen oder Gesundheit. Da in unterschiedlichen Kontexten 
die Zugangschancen von Menschen mit Einwanderungs-
geschichte, die bereits länger hier leben, ebenfalls nicht 
denen autochthoner Deutscher entsprechen, können in 
die Prozesse auch diese Menschen einbezogen werden.

Das Ziel ist es, mit diesem neuen integrationspolitischen 
Instrument zu einem abgestimmten Verwaltungshan-
deln aus einer Hand zu kommen, die Querschnittsauf-
gabe Integration flächendeckend in den Regelstruktu-
ren zu verankern und neuzugewanderten Menschen eine 
verlässliche, staatliche kommunale Struktur für ihre in-
dividuellen Integrationsbedarfe zu bieten. Dadurch wird 
eine verbesserte Zusammenarbeit und Leistungserbrin-
gung in den Regelstrukturen erreicht und die Phase des 
Ankommens von Beginn an integrationsfördernd ausge-
staltet, was sich sowohl fiskalisch als auch gesellschafts-
politisch positiv auswirken wird. In den nächsten drei 
Jahren sollen dabei folgende Ziele umgesetzt werden:
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Implementierung einer strategische Ebene zur 
Steuerung,

	� Einführung einer operativen Ebene des individuellen 
Case Managements und

	� eine Weiterentwicklung der Ansätze in Bezug auf 
die kreisangehörigen Kommunen im Verhältnis zum 
Kreis.

3.3	� Bausteine des Kommunalen 
Integrationsmanagements

Das Kommunale Integrationsmanagement besteht aus 
drei Bausteinen:

	� Förderrichtlinie zur Implementierung eines stra-
tegischen Kommunalen Integrationsmanagements 
(strategischer Overhead) in den KI-Kommunen 
(Kommunales Integrationsmanagement NRW)

	� Fachbezogene Pauschale für Personalstellen, um 
ein rechtskreisübergreifendes individuelles Case 
Management/Fallmanagement für die operative 
Basis des Kommunalen Integrationsmanagements 
einzurichten.

	� Fachbezogene Pauschale für zusätzliche Perso-
nalstellen in den Ausländer- und Einbürgerungs-
behörden zur rechtlichen Verstetigung der Inte-
gration ausländischer Menschen mit besonderen 
Integrationsleistungen.

3.4	� Strukturansatz des Kommunalen 
Integrationsmanagements

Das Kommunale Integrationsmanagement umfasst die 
(Weiter-) Entwicklung effizienter Strukturen der Zusam-
menarbeit aller in einer Kommune vorhandenen Äm-
ter und Behörden, die Dienstleistungen zur Integration 
von Zuwanderern erbringen. Dazu zählen beispielsweise 
Ausländer- und Jugendämter, Einbürgerungsbehörden, 
Schulamt, Kommunales Integrationszentrum, Arbeits-
agenturen und Jobcenter, Strukturen der Familienbil-
dung- und Familienberatung sowie Akteure der Zivilge-
sellschaft und der Freien Wohlfahrtspflege. Inhaltlich 
geht es um die Förderung eines Kommunalen Integrati-
onsmanagements, das individuelles Case Management 
insbesondere für Geflüchtete und Zugewanderte inklu-
diert, die bislang ohne Zugang zu einem Fallmanage-
ment sind (z.B. Personen im Bezug von AsylbLG) und 
darüber hinaus eine Prozesssteuerung / ein Schnittstel-
lenmanagement zu den Rechtskreisen SGB  II, SGB  III, 
SGB VIII, SGB XII; Förderung JMD, MBE, Teilhabemana-
ger1 vornimmt. Aufbauend auf dem wissenschaftlichen 

1	 Aus der Landesförderung „Gemeinsam klappt’s“ in Verbindung mit 
„Durchstarten in Ausbildung und Arbeit“

Ansatz der Bedeutung von „Produktionsnetzwerken“ für 
gesteuerte Verwaltungsprozesse bei der gemeinsamen 
Konzipierung von organisationsübergreifenden Dienst-
leistungen werden kommunale Integrationsprozesse als 
Integrationsketten rechtskreisübergreifend und im zeit-
lichen Verlauf verstanden. Das Kommunale Integrations-
management bezieht sich insbesondere auf Geflüchtete 
in einer Kommune, schließt anderweitig Zugewanderte 
und Menschen mit Migrationshintergrund, die schon län-
ger hier leben, aber nicht aus. Ebenso können Zuwande-
rer aus Südosteuropa oder andere Migrantengruppen im 
Fokus stehen. Bezüglich der nachholenden Integration 
haben die Case Managerinnen und Manager eine wich-
tige Funktion.

3.5	� Fallorientierung

Im Kommunalen Integrationsmanagement wird der ein-
zelne Mensch mit seiner Lebensbiographie in den Blick 
genommen und die verschiedenen Dienststellen dahin-
gehend qualifiziert und unterstützt, dass sie eine ge-
meinsame Analyse und Unterstützung für die Neuzu-
wanderer erarbeiten. Der methodische Zugang des 
Projektes ist das Handlungskonzept Case Management 
für Zugewanderte, das vom Team des ISR unter Leitung 
von Herrn Prof. Dr. Reis (Frankfurt University of Applied 
Sciences) entwickelt wurde. Dieser Ansatz ist eine ent-
scheidende Weichenstellung, um vor Ort Migrations- 
und Integrationsprozesse erfolgreich miteinander zu 
verknüpfen und durch die Nutzung von Synergieeffek-
ten zu einer integrierten kommunalen Steuerung der 
örtlichen Integration von Zugewanderten zu kommen. 
Zielrichtung ist dabei, die ausländerrechtlichen, leis-
tungsrechtlichen und integrationsrelevanten Akteure 
im Bereich Migration und Integration in einer Kommune 
auf der Steuerungsebene koordinierend zu verbinden. 
Das Kommunale Integrationsmanagement beinhaltet 
eine stärkere rechtskreisübergreifende Zusammenar-
beit zwischen den verschiedenen Ämtern im Sinne ei-
ner kommunalen integrierten Steuerung der örtlichen 
Migrations- und Integrationsprozesse. In diesem Sinne 
soll auch die Zusammenarbeit zwischen den Ausländer- 
und Einbürgerungsbehörden und den Kommunalen In-
tegrationszentren gefördert werden. Entsprechend ist 
eine enge Zusammenarbeit zwischen den Bausteinen 1, 
2 und 3 vorgesehen. Ziel ist es, ein möglichst optimales 
Angebot insbesondere für die Menschen, die zukünftig 
nach NRW einreisen, aufzubauen – aber auch weiterhin 
die nachholende Integration der schon länger hier leben-
den Menschen nicht aus dem Blick zu verlieren.

Zugleich wird dafür Sorge getragen, dass die Kommu-
nen Unterstützung zur Optimierung kommunaler Ver-
waltungsprozesse erhalten und die bereits vorhandenen 
Angebote der integrationspolitischen Infrastruktur ein-
bezogen und in der Aufgabenwahrnehmung sinnvoll mit-
einander abgestimmt werden.
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3.6	� Förderung

Insgesamt stellt die Landesregierung in 2020

10 Mio. Euro für die Implementierung eines strategi-
schen Kommunalen Integrationsmanagements,

	� 10 Mio. Euro für das rechtskreisübergreifende indivi-
duelle Case Management

	� 5 Mio. Euro für die Verstetigung der Integration aus-
ländischer Menschen mit besonderen Integrations-
leistungen zur Verfügung.

Die Landesregierung wird auch in den Folgejahren weite-
re Mittel Verfügung stellen.

3.7	� Fallorientierung und Strukturansatz

Bei dem Ausbau des Kommunalen Integrationsma-
nagements sollen die Kommunalen Integrationszen-
tren eine zentrale Rolle erhalten und ihr Aufgabens-
pektrum erweitern, sofern die Kommunen nicht bereits 
andere Organisationsentscheidungen getroffen haben. 
Die Erfordernisse zukünftiger Organisationsentwicklung 
werden dabei zu berücksichtigen sein. Die Querschnitts-
aufgabe Integration muss noch stärker in den Prozessen 
implementiert werden. Zudem muss der gesellschaftli-
che Diskurs berücksichtigt werden und die interkulturel-
le Öffnung mittel- bis langfristig als etablierter Faktor in 
die Verwaltungshaltung einfließen.

Dies erfordert, dass die Bausteine 1 und 2 – die strate-
gische Ebene und die operative Ebene (Case Manage-
ment) des Kommunalen Integrationsmanagements  – 
an die Kommunalen Integrationszentren angebunden 
werden, wobei die bisherigen Aufgabenbereiche des 
Kommunalen Integrationszentrums von KIM unberührt 
bleiben und die dort tätigen Lehrkräfte weiterhin aus-
schließlich in ihrem Aufgabenbereich eingebunden blei-
ben. Nur im Ausnahmefall können strategische und ope-
rative Ebene auch an andere kommunale Ämter und 
Fachbereiche organisatorisch angebunden werden. Das 
soll dann möglich sein, wenn bereits andere organisatio-
nale Entscheidungen getroffen wurden. Doppelstruktu-
ren werden nicht gefördert. Die Case Management-Pau-
schale kann auch an Träger der Freien Wohlfahrtspflege 
weitergeleitet werden, wenn die Stellen nachweisbar au-
ßerhalb des Personaltableaus der JMD und MBE umge-
setzt werden. Die Zusammenarbeit mit der Kommune, 
besonders in den Bausteinen 1 und 3 ist dabei zwingend 
sicherzustellen. Wichtig ist hier der Hinweis auf die Auf-
gabe der Case Manager. Einerseits beraten und beglei-
ten sie die Neuzugewanderten und unterstützen Sie bei 
der Realisierung ihrer Bedarfe, aber andererseits haben 
Sie eine wichtige Funktion als Impulsgeber für die Wei-
terentwicklung der intrakommunalen Zusammenarbeit. 

Sie erleben in ihrer Praxis direkt an den Schnittstellen, 
was gut und was schlecht läuft und können damit Beiträ-
ge zur Optimierung der Verwaltungsabläufe und Integra-
tionsprozesse leisten. Daher wird empfohlen zumindest 
ein Drittel der geförderten Case Management-Stellen im 
Baustein 2 bei der Kommune anzusiedeln.

Das Konzept zum Kommunalen Integrationsmanage-
ment muss eine Übersicht über Beratungsansätze in 
der Kommune enthalten und eine Darstellung wie mit 
den verschiedenen Case Management-/Fall-Manage-
ment-Ansätzen zusammengearbeitet wird (SGB II, JMD, 
MBE, Teilhabemanager aus „Gemeinsam klappt’s“/
„Durchstarten in Ausbildung und Arbeit“ und so weiter). 
Im Idealfall fußt es auf dem vorliegenden Integrations-
konzept der jeweiligen Kommune. Es wird empfohlen, 
dass die Freie Wohlfahrtspflege in der Lenkungsgruppe 
mit vertreten sein soll und dass es in der Kommune vor 
Ort eine Arbeitsgruppe mit der Freien Wohlfahrtspflege 
zusammengeben soll, wie man vor Ort gemeinsam und 
auf Augenhöhe das Kommunale Integrationsmanage-
ment umsetzen kann.

Auf der Grundlage dieses Handlungskonzepts zum 
Kommunalen Integrationsmanagement ist eine syste-
matische Abstimmung zwischen dem strategischen 
Overhead und dem operativen individuellen Case Ma-
nagement vorzusehen. Dem strategischen Overhead 
kommen dabei fachaufsichtliche und koordinierende 
Funktionen für das Case Management zu.

3.8	� Haushaltsrechtliche Maßgaben

Da die Kommunen in 2020 auch im Rahmen des §  14c 
Teilhabe- und Integrationsgesetz (432,8 Mio. Euro) die 
Möglichkeit haben, den strategischen Overhead und 
das rechtskreisübergreifende individuelle Case Manage-
ment zu finanzieren, wird die Möglichkeit einer Dop-
pelförderung dadurch ausgeschlossen, dass die ent-
sprechenden Maßnahmen im Rahmen des §  14c TIntG 
nur bis zum 30.06.2020 und die ersten beiden Elemente 
des neuen Kommunalen Integrationsmanagements erst 
ab dem 01.07.2020 gefördert werden. Aufgrund der nun 
erfolgten Verzögerung bei der Umsetzung der Richtlinie 
hat die Landesregierung diesen Verwendungszeitraum 
durch Änderung des Erlasses bis zum 30. August 2020 
verlängert. Die Förderrichtlinie zur Implementierung ei-
nes strategischen Kommunalen Integrationsmanage-
ments (strategischer Overhead) in den KI-Kommunen 
wird noch erarbeitet und soll rechtzeitig fertiggestellt 
werden, so dass eine Antragstellung und Bewilligung der 
Mittel schnellstmöglich erfolgen kann.
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3.9	� Bausteine

3.9.1	 �Baustein 1: Förderrichtlinie zur	
Implementierung eines strategischen	
Kommunalen Integrationsmanagements	
(strategischer Overhead) in den	
KI-Kommunen:

Notwendige Voraussetzungen sind die Einrichtung und 
der Betrieb eines Kommunalen Integrationszent-
rums. Die Angliederung der Koordinierungsstellen soll 
in erster Linie an das Kommunale Integrationszent-
rum erfolgen, das damit als KOORDINIERENDE STEL-
LE für den Gesamtprozess agieren. Es ist aber auch im 
Einzelfall möglich die Stellen an andere kommunale Äm-
ter anzudocken, hierfür muss eine Ausnahmegenehmi-
gung beim MKFFI beantragt werden. Es muss eine Len-
kungsgruppe eingerichtet oder eine bereits vorhandene 
Lenkungsgruppe der maßgeblichen verwaltungsinter-
nen und verwaltungsexternen Integrationsakteure auf 
Leitungsebene beauftragt werden, um die strategische 
Steuerung des Kommunalen Integrationsmanagements 
zu gewährleisten. Bei Antragstellung muss eine För-
derskizze eingereicht werden, die unter Federführung 
des Kommunalen Integrationszentrums zu erstellen ist. 
Dabei ist darzustellen, wie das Kommunale Integrations-
management umgesetzt werden soll. Hierbei müssen 
Schnittstellen und Abgrenzungen zu anderen Program-
men aufgezeigt werden. Die Umsetzung des Kommuna-
len Integrationsmanagements entlang der Vorgaben aus 
diesem Handlungskonzept „Kommunales Integrations-
management“ ist maßgeblich.

Besondere Berücksichtigung von Landkreisen
Besonders Kreise stehen vor besonderen Aufgaben. 
Kreise müssen im Antrag darlegen, wie der kreisange-
hörige Raum und die kreisangehörigen Gemeinden in 
das Kommunale Integrationsmanagement eingebunden 
werden. Ebenso sollen Kreise Zuwendungen für Koordi-
nationsstellen für große kreisangehörige Kommunen mit 
eigener Ausländerbehörde, eigenem Jugendamt und ei-
genem Integrationsrat an die kreisangehörige Kommune 
weiterleiten. Es muss dabei berücksichtigt werden, dass 
die Koordinationsstellen maximal in 0,5-Stellenanteile 
aufgeteilt werden können und als Team gemeinsam ar-
beiten sollen. Wenn laut Förderrichtlinie jeder Kreis 3,5 
Koordinierungsstellen erhält, sollen diese 3,5 Koordi-
nierungsstellen auch als Team, mit anderen Worten als 
eine gemeinsame Einheit gesehen werden. Es ist mög-
lich, dass die Koordinierungsstellen kreisweit arbeiten, 
sie sollen aber nicht organisatorisch getrennt werden. 
Wenn ein Kreis eine zusätzliche Stelle für eine kreisan-
gehörige Kommune erhält und diese weiterleitet, muss 
auch hier die gemeinsame Zusammenarbeit gewährleis-
tet werden. Grundsätzlich müssen die Kreise darstellen, 
wie sie mit den kreisangehörigen Kommunen zusam-
menarbeiten, denn Integration geschieht vor Ort.

Strategische Steuerung durch die koordinierende 
Stelle
Zur Umsetzung der strategischen Steuerung werden 
Stellen für die Koordinierung des Gesamtprozesses 
gefördert (Koordinierende Stellen). Die Koordinations-
stelle begleitet die Lenkungsgruppe und sich entwickeln-
de Arbeitsgruppen, moderiert die Prozesse, analysiert 
die Schnittstellen, entwickelt Kooperationsvereinba-
rungen zwischen den Ämtern und zivilgesellschaftlichen 
Akteuren und setzt die strategische Arbeit um, die not-
wendig ist, um eine bessere rechtskreisübergreifende 
Zusammenarbeit zu ermöglichen. Neben der Koordina-
tion analysiert und evaluiert sie fortlaufend den Prozess 
und speist somit ständig den Diskurs durch die im Pro-
zess gewonnenen Erkenntnisse. Wichtige Bestandteile 
sind darüber hinaus die Fortbildung und Qualifizierung 
der Verwaltungsmitarbeitenden und des Personals, das 
im Kommunalen Integrationsmanagement tätig ist.

Qualifizierung, Fortbildung und Transfer
Weiterhin verpflichten sich die Kommunen ihre Koor-
dinatorinnen und Koordinatoren an Fortbildungsver-
anstaltungen des Landes teilnehmen zu lassen. Die 
Kommunen haben die Aufgabe im Sinne des interkom-
munalen Erfahrungsaustausches an Formaten, Work-
shops und Veranstaltungen des Landes zum Kom-
munalen Integrationsmanagement teilzunehmen und 
gegebenenfalls vorbereitende Berichte zuzuliefern. Die 
Kommunen müssen sicherstellen, dass sich ihre entwi-
ckelten Maßnahmen an dem „Handlungskonzept zum 
Kommunalen Integrationsmanagement“ des Landes ori-
entieren. Die externen Beratungs- und Begleitungsper-
sonen der Kommunen müssen an Qualifizierungs- und 
Austauschformaten des Landes teilnehmen. Auf Anfor-
derung der Bezirksregierung Arnsberg  – Dezernat  36, 
Kompetenzzentrum für Integration  – verpflichten sich 
die Kommunen einen Bericht über ihre Arbeit abzuge-
ben. Die Kommunen verpflichten sich an einem landes-
weiten Controlling teilzunehmen.

Wissenschaftliche Begleitung
Das Land fördert die wissenschaftliche Begleitung des 
Kommunalen Integrationsmanagements zur qualifi-
zierenden und qualitätssichernden Unterstützung der 
Umsetzung, zur Beobachtung der Entwicklung sowie 
zur Ableitung von Erkenntnissen. Die Kommunen sind 
verpflichtet, mit der wissenschaftlichen Begleitung 
zusammenzuarbeiten.

Prozessbegleitung und Unterstützung
Weitere Maßnahmen, die gefördert werden, sind die Pro-
zessbegleitung und Beratung für die Entwicklung eines 
Konzeptes und für die Umsetzung des Kommunalen In-
tegrationsmanagements vor Ort. Hierbei können mög-
liche Schwerpunkte sein: Unterstützung bei der Struk-
turentwicklung, in Bezug zu Steuerungsfragen oder zur 
Entwicklung eines Case Management-Konzeptes.
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Ebenso werden durch die Kommunen durchgeführte 
Maßnahmen mit der Zielsetzung gefördert, das Kom-
munale Integrationsmanagement vor Ort zu imple-
mentieren und zu verstetigen. Hierzu gehören zum Bei-
spiel Workshops, Multiplikatorenveranstaltungen oder 
Fachtagungen.

Auch Maßnahmen, die als Ergebnis der Analyse der 
Schnittstellen und der Lücken zur Verbesserung des In-
tegrationsmanagements entwickelt und implementiert 
werden, sind förderungswürdig. Die Analyse und Bedarf-
serhebung muss die Kommune durchführen. Hierunter 
fallen Softwareanwendungen (Digitales Integrations-
management), Publikationen, Handbücher, Öffentlich-
keitsmaterialien oder die Entwicklung von anderen Ins-
trumenten wie zum Beispiel ein Personal Book oder ein 
Sprachpass. Alle entwickelten Produkte haben den 
Zweck, die Integrationschancen der zugewanderten 
Menschen zu verbessern und Integrationsprozesse zu 
beschleunigen.

3.9.2	 �Baustein 2: Fachbezogene Pauschale für	
Personalstellen, um ein rechtskreisüber-	
greifendes individuelles Case Management/	
Fallmanagement für die operative Basis	
des Kommunalen Integrationsmanagements	
einzurichten

Zur Umsetzung eines Kommunalen Integrationsma-
nagements vor Ort sollen für die operative Arbeit Perso-
nalstellen für ein individuelles, rechtskreisübergreifen-
des Case Management in den Kommunen eingerichtet 
werden. Integrationsmanagement auf individueller Ebe-
ne meint dabei eine entsprechend qualifizierte Einzel-
fallberatung, die rechtskreisübergreifend unter Berück-
sichtigung der individuellen Lebenslage und Bedarfe die 
Integration der zugewanderten Menschen befördert. In 
den Rechtsbereichen mit eigenem Fallmanagement wie 
SGB  II, SGB  III, SGB  VIII findet eine Verweisberatung 
statt. Die jeweiligen Ergebnisse werden jedoch wieder 
durch das kommunale Integrationsmanagement zusam-
mengeführt. Zu den klassischen Methoden des individu-
ellen Integrationsmanagements zählen aktive Zugangs-
gestaltung, die Erstberatung („Intake“), ausführliche 
Bestandsaufnahme (Assessment), Planung im Sinne 
einer Zielvereinbarung/Integrationsvereinbarung, 
Leistungssteuerung („Linking“) im Hinblick auf Dienst-
leistungen Dritter (gesetzliche Leistungen oder Förder-
angebote) sowie begleitendes, laufendes Monitoring 
und regelmäßige Re-Assessments zu dem jeweiligen 
Fall. Die Arbeit der Case Manager muss sich von anderen 
Programmen unterscheiden, um Doppelförderungen zu 
vermeiden. Hierbei sind die Schnittstellen der Rechts-
kreise und Programme (SGB II, SGB III, SGB VIII, SGB XII 
sowie JMD, MBE, Teilhabemanager aus „Gemeinsam 
klappt’s“ / „Durchstarten in Ausbildung und Arbeit“ zu 
beachten.

Es obliegt der Verantwortung der Kommune, die fachbe-
zogene Pauschale dafür zu nutzen, die Stellen mit fach-
lich geeignetem Personal wie Sozialarbeiterinnen und 
-arbeitern oder sozialpädagogischen Fachkräften zu 
besetzen.

Die Case Management-Stellen sollen vorzugsweise an 
das Kommunale Integrationszentrum oder andere kom-
munale Ämter und Fachbereiche organisatorisch ange-
bunden werden. Die Stellen können auch an die Freie 
Wohlfahrtspflege weitergeleitet werden, das muss aber 
konzeptionell begründet werden. Außerdem müssen 
sich die Stellen nachweisbar außerhalb des Personal-
tableaus der JMD und MBE bewegen. Es wird empfoh-
len, zumindest ein Drittel der geförderten Case Manage-
ment-Stellen im Baustein 2 bei der koordinierenden 
Stelle (Kommunales Integrationszentrum anzusiedeln, 
um somit sowohl einen engen Austausch zwischen den 
Trägern zu garantieren und gleichzeitig den umfassen-
den Transfer zwischen strategischer Ausrichtung und 
dem Case Management zu gewährleisten.

Im Sinne einer strategischen Partnerschaft muss es ein 
gemeinsames Konzept über die Beratungsansätze in der 
Kommune geben, um Synergieeffekte zu nutzen. Es wird 
empfohlen, die Freie Wohlfahrtspflege in die Lenkungs-
gruppe einzubeziehen und in der Kommune eine Arbeits-
gruppe mit der Freien Wohlfahrtspflege zu errichten, um 
vor Ort gemeinsam und auf Augenhöhe das Kommunale 
Integrationsmanagement umzusetzen.

Für die Case Management-Stellen ist die koordinierende 
Stelle ähnlich wie eine Fachaufsicht zu verstehen.

Die Kommune soll die Case Managerinnen und Case Ma-
nager dort einsetzen, wo eine Ergänzung der bereits be-
stehenden Beratungsangebote geboten ist. Bestehende 
bundesgeförderte oder landesgeförderte Strukturen wie 
JMD und MBE u.ä. bleiben unberührt.

Der Verteilschlüssel für die Personalstellen 2020 wird 
auf der Grundlage des Verteilungsschlüssels nach § 14c 
Abs. 2 TIntG unter Berücksichtigung der Bestandsdaten 
(Ende 2018) geflüchteter Menschen nach dem Flücht-
lingsaufnahmegesetz (FlüAG) (40%) und der Auslän-
der-Wohnsitzregelungsverordnung (AWoV) (60%) auf 
die Kreise und kreisfreien Städte berechnet. Die Perso-
nalstellen werden an die 53 Kreise und kreisfreien Städ-
te sowie an die Städteregion Aachen verteilt, entspre-
chend ihrer Clusterung (4,5,6,8 oder 11 Personalstellen) 
bezüglich der jeweiligen Anzahl der vor Ort aufhältigen 
geflüchteten Menschen.

In den nächsten Jahren ist ein Aufwuchs der Case Ma-
nagement-Stellen vorgesehen; dieser soll entsprechend 
der Entwicklungen auch zur Stärkung der großen krei-
sangehörigen Kommunen genutzt werden.
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3.9.3	 �Baustein 3: Fachbezogene Pauschale für	
zusätzliche Personalstellen in den	
Ausländer- und Einbürgerungsbehörden	
zur rechtlichen Verstetigung der Integration	
ausländischer Menschen mit besonderen	
Integrationsleistungen.

In 2020 werden zur Förderung der rechtlichen Verste-
tigung der Integration ausländischer Menschen mit be-
sonderen Integrationsleistungen 5 Mio. Euro für zu-
sätzliche Personalstellen bereitgestellt, um die für die 
Umsetzung des Aufenthaltsgesetzes und des Staatsan-
gehörigkeitsgesetzes (StAG) zuständigen kommunalen 
Behörden zu unterstützen und die Zusammenarbeit der 
Migrations- mit der Integrationsverwaltung zu fördern. 
Dies entspricht 200 halben Personalstellen à 25.000 
Euro an alle Kommunen in NRW mit einer eigenen Aus-
länderbehörde bzw. Einbürgerungsbehörde (nicht voll-
ständig deckungsgleich). Folgende Regelungsbereiche 
sind umfasst:

a) Umsetzung der Bleiberechte für gut integrierte Aus-
länder nach § 25a und § 25b AufenthG

Das Land gewährt Mittel im Rahmen einer fachbezoge-
nen Pauschale nach §  29 Haushaltsgesetz 2020 für 81 
halbe Personalstellen à 25.000 Euro an alle Kommu-
nen in NRW mit einer eigenen Ausländerbehörde nach 
§ 1 Nr. 4 ZustAVO zur Unterstützung der Umsetzung der 
§  25 a und §  25b AufenthG. Maßgeblich sind dabei die 
Anwendungshinweise des MKFFI zu den §§ 25a und 25b 
AufenthG.

b) Förderung der Einbürgerungen gut integrierter Men-
schen, die die Einbürgerungsvoraussetzungen erfüllen

Es liegt gem. § 2 Abs. 9 Teilhabe- und Integrationsgesetz 
im Interesse des Landes, dass sich mehr Menschen mit 
ausländischer Staatsangehörigkeit, die schon lange und 
gut integriert in Nordrhein-Westfalen leben, einbürgern 
lassen. Die bisherigen statistischen Daten zur Einbürge-
rungen in NRW zeigen, dass hier weitere Anstrengungen 
erforderlich sind. Die Landesregierung hat daher eine 
wirksame Einbürgerungskampagne vorgesehen, die 
über die Einbürgerungsinitiative NRW/#IchDuWirNRW 
umgesetzt wird. Mit den vorgesehenen weiteren 84 hal-
ben Stellen sollen alle Einbürgerungsbehörden lan-
desseitig entlastet werden. Weitere 35 halbe Stellen à 
25.000 Euro werden an die Kommunen verteilt, in deren 
Gebiet laut Ausländerzentralregister (AZR) der größte 
Anteil der Ausländer mit einem erlaubten Aufenthalt 
von mindestens 8 Jahren lebt. Grundlage sind die Da-
ten des AZR NRW (Stand: 31.12.2018). Mit den zusätz-
lichen Personalstellen können Einbürgerungsverfahren 
weiter optimiert und bestehender Antragsstau mit der 

Zielsetzung der weiteren Erhöhung der Einbürgerungs-
zahlen für NRW abgearbeitet werden.

Die Personalstellen sollen mit dem strategischen Over-
head (KIM – Baustein 1) und den rechtskreisübergreifen-
den individuellen Case Managern (KIM – Baustein 2) zu-
sammenarbeiten, um die abgestimmte Umsetzung der 
Gesamtkonzeption zu gewährleisten.

3.10	� Anhang

Konkrete Handlungsempfehlungen für die Umset-
zung des Kommunalen Integrationsmanagements 
vor Ort

Baustein 1

Lenkungsgruppe
„Es muss eine Lenkungsgruppe eingerichtet oder eine 
bereits vorhandene Lenkungsgruppe der maßgeblichen 
verwaltungsinternen und verwaltungsexternen Integra-
tionsakteure auf Leitungsebene beauftragt werden, um 
die strategische Steuerung des Kommunalen Integrati-
onsmanagements zu gewährleisten“

Welche verwaltungsinternen und verwaltungsexter-
nen Akteure sollen in der Lenkungsgruppe vertreten 
sein?
Es ist wichtig, dass die verschiedenen Fachbereiche und 
Akteure auf der Ebene der Entscheidungsträger vertre-
ten sind (Amtsleitung, Geschäftsführung oder Dezernen-
tenebene), damit die Benannten in der Lenkungsgruppe 
auch maßgebliche Entscheidungen treffen können.

Darunter fallen folgende Akteure: Kommunales Integrati-
onszentrum, Sozialamt, Ausländerbehörde, Jugendamt, 
Schulamt, Gesundheitsamt, Arbeitsagentur, Jobcenter, 
Freie Wohlfahrtspflege, insbesondere zur Abdeckung 
der Schnittstelle MBE und JMD, Bürgerschaftliches En-
gagement, Wohnungsamt, Sprachkursträger, Migran-
tenselbstorganisationen, Vertretungen der Zielgruppe. 
Je nach regionalen Gegebenheiten und Handlungsfeld 
können weitere wichtige Akteure aufgenommen werden: 
Bildungsbüros, Kommunale Koordinierungen, familien-
politische Strukturen, Unternehmen, Kammern. Das ist 
keine abschließende Aufzählung.

Besonders wichtig ist es das Gremium arbeitsfähig zu 
halten. Gerade in Kreisen besteht hier eine besondere 
Herausforderung darin ein entsprechendes kreisweites 
Gremium zu installieren.

Organisatorische Anbindung der strategischen 
Steuerung
„Die Angliederung der Koordinierungsstellen soll in ers-
ter Linie an das Kommunale Integrationszentrum erfol-
gen, die damit als KOORDINIERENDE STELLE für den 
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Gesamtprozess agieren. Es ist aber auch im Einzelfall 
möglich die Stellen an andere kommunale Ämter anzu-
docken, hierüber muss eine Ausnahmegenehmigung 
beim MKFFI beantragt werden.“

Was ist bei der organisatorischen Anbindung zu 
beachten?
Die organisatorische Anbindung der strategischen Steu-
erung als koordinierende Stelle für das Kommunale In-
tegrationsmanagement kann unterschiedlich ausfallen. 
Auch wenn in erster Linie an das Kommunale Integrati-
onszentrum angegliedert werden soll, sind auch ande-
re Varianten möglich, die aber begründet werden müs-
sen. Einerseits gibt es historisch gewachsene Prozesse 
in den Kommunen, so dass es sinnvoller erscheint, eine 
andere Anbindung zu wählen. Die Modellkommunen aus 
„Einwanderung gestalten NRW“ haben teilweise ande-
re organisationale Anbindungen gewählt, diese Möglich-
keit soll weiterhin bestehen bleiben. Für die organisato-
rische Anbindung ist entscheidend, dass auch innerhalb 
der kommunalen Hierarchie der Steuerungs- und Koor-
dinierungsansatz mit entsprechenden Befugnissen ver-
wirklicht werden kann. Die koordinierende Stelle muss 
von den anderen Fachbereichen in ihrer Aufgabenum-
setzung unterstützt werden, was durch die kommunale 
Spitze mitgetragen und gefördert werden sollte.

Grundsätzlich sollen die koordinierenden Fachkräfte 
als Team zusammenarbeiten und nicht getrennt wer-
den. Wenn es wichtige Gründe dafür gibt, warum ein 
Teil der Koordinationsstellen anderweitig angebunden 
werden soll, muss dies nachvollziehbar begründet wer-
den. Eine Unterteilung der Koordinationsstellen kleiner 
als 0,5-Stellenanteile ist ausgeschlossen. Wenn die krei-
sangehörige Kommune eine eigene, vom Kreis weiterge-
leitete Stelle erhält, kann diese auch beim Kreis verblei-
ben, wenn die kreisangehörige Kommune diese Stelle 
ablehnt.

Da Kreise ein Konzept vorlegen müssen, wie der kreisan-
gehörige Raum miteingebunden wird, muss die Situation 
in den Kommunen vor Ort berücksichtigt werden, um mit 
den Akteuren die eine aktive Rolle übernehmen wollen, 
sinnvolle Gesamtansätze zu finden. Auch wenn einzelne 
kreisnagehörige Kommunen keine Bedarfe sehen, muss 
der kreisangehörige Raum trotzdem abgedeckt werden.

Skizze zur Umsetzung des Kommunalen 
Integrationsmanagements
„Vorlage einer Skizze bei Antragstellung unter Federfüh-
rung des Kommunalen Integrationszentrums wie Kom-
munales Integrationsmanagement umgesetzt werden 
soll mit Klärung der Schnittstellen und Abgrenzungen zu 
anderen Programmen.“

Was muss in der Skizze zur Umsetzung des Kommuna-
len Integrationsmanagements enthalten sein?

Die Skizze zur Antragstellung soll unter Federführung 
des Kommunalen Integrationszentrums erstellt werden, 
auch wenn die strategische Steuerung anderweitig an-
gedockt wird. In der Skizze müssen die Schnittstellen 
zu anderen Programmen dargestellt werden. Außerdem 
soll ausgeführt werden, wie Planungen für das Kommu-
nale Integrationsmanagement aussehen. Mit welcher 
Zielgruppe wird begonnen, welche Projektgruppen sol-
len eingerichtet werden? Wie wird ein Case-Manage-
ment-Konzept entwickelt? Wie werden die verwaltungs-
externen Akteure eingebunden? Wie sieht die Planung 
bis 2022 aus? Dabei kommt es darauf an, dass beschrie-
ben wird, was beabsichtigt ist. Dies geschieht vor dem 
Hintergrund, dass manche Entwicklungen erst im Pro-
zessverlauf absehbar sein werden.

Arbeit mit Projektgruppen:
Unterhalb der Lenkungsgruppe sollte mit Projektgrup-
pen gearbeitet werden. Das empfiehlt sich aus den Er-
fahrungen von „Einwanderung gestalten NRW“. In den 
Projektgruppen arbeitet die operative Ebene der ver-
waltungsinternen und verwaltungsexternen Akteure zu-
sammen, um aus ihrem Erfahrungswissen und einer sys-
tematischen Betrachtung von Einzelfällen Erkenntnisse 
zu gewinnen und Lücken im System aufzudecken. So 
können für die Bedarfe Lösungen entwickelt werden, die 
wiederum an die Lenkungsgruppe delegiert werden, da-
mit sie auf der strategischen Ebene umgesetzt werden 
können. Projektgruppen können zu Themen wie Bildung 
und Erziehung, Ausbildung, Arbeit, Sprache, Wohnen, 
Gesundheit, Teilhabe, Case Management oder sozialer 
Integration eingerichtet werden.

Zielgruppe:
Das Kommunale Integrationsmanagement bezieht 
sich insbesondere auf Geflüchtete in einer Kommune, 
schließt anderweitig Zugewanderte und Menschen mit 
Migrationshintergrund, die schon länger hier leben, aber 
nicht aus. Ebenso können Zuwanderer aus Südosteu-
ropa oder andere Migrantengruppen im Fokus stehen. 
Es hat sich gezeigt, dass es zu Beginn der Arbeit sinn-
voll ist, sich auf eine kleinere Zielgruppe zu fokussieren. 
Durch die Analyse der Bedarfe anhand der Arbeit an kon-
kreten „Fällen“ wird schnell deutlich, welche Sollbruch-
stellen es im System gibt. Viel hängt diesbezüglich auch 
vom Aufenthaltstitel des zugewanderten Menschen ab 
und welche Angebote er wahrnehmen kann. Es können 
Zielsysteme entwickelt werden, die Veränderungen auf 
die Arbeitsweise und die Strukturen haben. Sukzessive 
können die Erfahrungen auf andere Zielgruppen über-
tragen werden.

Einbindung der Freien Wohlfahrtspflege, der Ziel-
gruppe und des bürgerschaftlichen Engagements:
Die große Herausforderung bei der Umsetzung des 
Kommunalen Integrationsmanagements besteht in der 
Einbindung der verwaltungsexternen Akteure. Es hat 
sich gezeigt, dass es neben Projektgruppen sinnvoll sein 
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kann, weitere zusätzliche Gremien einzurichten. Um ab-
zustimmen, ob die entwickelten Maßnahmen auch von 
Seiten der Zielgruppe angenommen werden, ist es sinn-
voll Vertreter aus Migrantenselbstorganisationen und 
Flüchtlingsinitiativen in die Projektgruppen miteinzu-
beziehen. Es kann auch andere Formen der Beteiligung 
geben, bspw. eine Art Begleitgruppe mit Vertretern der 
Zielgruppe geben, die nach der Entwicklung von Maß-
nahmen diese aus ihrer Sicht nochmals bewerten und 
Hinweise geben, bevor sie an die Lenkungsgruppe dele-
giert werden.

Auch das bürgerschaftliche Engagement muss umfas-
send in die Prozesse eingebunden werden, da gerade 
Ehrenamtliche häufig ein großes Wissen über Herausfor-
derungen bei der Begleitung von Geflüchteten und Neu-
zugewanderten besitzen. Es ist sinnvoll die Kompeten-
zen der Haupt- und Ehrenamtlichen zu bündeln.

Da das Kommunale Integrationsmanagement mit dem 
Ansatz des Case Managements als Handlungskonzept 
auf systemischer und Einzelfallebene arbeitet, ist es von 
besonderer Bedeutung, eine Übersicht über die Bera-
tungsansätze in der Kommune vorzuhalten und ein über-
greifendes Case Management-Konzept zu entwickeln. 
Im Sinne einer strategischen Partnerschaft muss es ein 
gemeinsames Konzept über die Beratungsansätze in der 
Kommune geben, um Synergieeffekte zu nutzen. Es wird 
empfohlen, die Freie Wohlfahrtspflege in die Lenkungs-
gruppe einzubeziehen und in der Kommune eine Arbeits-
gruppe mit der Freien Wohlfahrtspflege zu errichten, um 
vor Ort gemeinsam und auf Augenhöhe das Kommunale 
Integrationsmanagement umzusetzen.

Fortbildungen der Koordinatoren und externen Bera-
ter (Prozessbegleitung):
Es erfolgt eine Fortbildung der Koordinatoren und Qua-
lifizierung der externen Berater durch die Frankfurt Uni-
versity of Applied Sciences. Diese Fortbildungen des 
Kommunalen Integrationsmanagements sind ausge-
nommen von der Arbeitsplatzkostenfinanzierung für 
die Koordinationsstellen. Die Kommunen verpflichten 
sich, ihre Koordinatorinnen und Koordinatoren an Fort-
bildungsveranstaltungen des Landes teilnehmen zu las-
sen. Die Kommunen haben die Aufgabe, im Sinne des in-
terkommunalen Erfahrungsaustausches an Formaten, 
Workshops und Veranstaltungen des Landes bzw. der 
wissenschaftlichen Begleitung zum Kommunalen Inte-
grationsmanagement teilzunehmen und in diesem Kon-
text vorbereitende Berichte zuzuliefern.

Prozessbegleitung durch externe Berater:
Jede Kommune kann eine Prozessbegleitung für die Um-
setzung des Kommunalen Integrationsmanagements 
in der eigenen Kommune über den gesamten Projekt-
zeitraum in Anspruch nehmen. Hierbei können mögli-
che Schwerpunkte sein: Unterstützung bei der Struk-
turentwicklung, in Bezug zu Steuerungsfragen oder zur 

Entwicklung eines Case Management-Konzeptes. Pro 
Jahr können sechs Beratungstage und drei Austausch- 
oder Qualifizierungstage durchgeführt werden. Der Zu-
schuss des Landes beträgt bis zu 1.012 Euro pro Tag. 
Wesentlich hierbei ist, dass die externen Berater durch 
die Frankfurt University of Applied Sciences nach den 
verbindlichen Standards des Kommunalen Integrations-
managements fortgebildet werden, damit landesweit 
der Roll-Out einheitlich gelingen kann. Externe Berater 
haben sich an die Rahmenbedingungen des Kommuna-
len Integrationsmanagements zu halten.

Baustein 2

Was unterscheidet die Case Management-Stellen 
des Kommunalen Integrationsmanagements von an-
deren Case Managern? Und welche besonderen An-
forderungen sollten umgesetzt werden?
Die Case Managerinnen und Case Manager sollen da 
sinnvoll eingesetzt werden, wo es Bedarfe in der Kom-
mune gibt. Je nachdem wie die Kommune aufgestellt 
ist, können die Case Manager unterschiedlich angesie-
delt werden. Unabdingbar ist, dass es eine gemeinsa-
me Arbeitsgruppe mit der Freien Wohlfahrtspflege und 
den anderen Beratungsansätzen in der Kommune geben 
muss, um gemeinsam ein Konzept zu entwickeln, wer 
welche Beratungsaufgaben übernimmt. Es gibt unter-
schiedliche Modelle. Manche Modelle arbeiten mit zen-
tralen Anlaufstellen, andere haben dezentrale Einrich-
tungen. Wichtig ist, dass die Case Manager da ergänzen 
sollen, wo es noch kein ähnlich umfassend angelegtes 
Case- oder Fallmanagement gibt und dass sie über ver-
schiedene Hilfen hinweg einen Gesamtzusammenhang 
herstellen. Es geht darum gemeinsam Synergieeffekte 
zu nutzen und Bedarfe zu erkennen. Aus diesem Grund 
können die Stellen auch an kommunale Ämter wie das KI, 
Sozialamt etc. angedockt oder an die Freie Wohlfahrts-
pflege zu max. zwei Drittel der Stellen weitergeleitet wer-
den. Ja nach Ausgangslage in den Kommunen, gibt es 
verschiedene Formen von Case- oder Fallmanagement, 
gerade wenn wir uns im Asylbewerberleistungsgesetz 
befinden, da es hier keine gesetzliche Grundlage gibt. 
Es muss gewährleistet werden, dass die Schnittstellen 
geklärt sind und Doppelstrukturen vermieden werden. 
Case Management im KIM hat hier in jedem Fall die Auf-
gabe, verschiedene einzelne Hilfen zu koordinieren und 
so ein abgestimmtes Fallgeschehen sicherzustellen.

Was wären gute Voraussetzungen für die Qualifikati-
onen im Case Management
Es wäre wünschenswert, schon eingangs mindestens 
eine in Case Management weitergebildete Fachkraft ein-
zubeziehen. Im Verlauf sollten weitere Personen die ent-
sprechende Qualifikation erwerben, falls möglich.

Alle KIM-Case Manager arbeiten zusammen in ei-
nem Team koordiniert durch die strategische Steu-
erung. Auch bei ggf. sinnvollen regionalen oder 
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zielgruppenbezogenen Zuordnungen oder bei Verortung 
bei mehreren Trägern sind Teamstrukturen, vergleich-
bare Umsetzung, gegenseitige Absprachen/Beratung, 
Fallbesprechungen und methodenbezogene Supervisi-
on bestenfalls sicherzustellen.

Es wird empfohlen, dass sämtliche Case-Manage-
ment-Stellen unabhängig von ihrer Verortung, auf der 
Grundlage eines gemeinsamen Fachkonzepts mit ein-
heitlichen Standards und Leitlinien (auf Basis des auf 
EWG-basierenden Umsetzungshandbuch zu Case Ma-
nagement für Zugewanderte des ISR) arbeiten. Das 
Fachkonzept ordnet sich in das durch die strategische 
Steuerung und die Lenkungsgruppe zu erarbeitende 
übergreifende Case Management-System für die Kom-
mune ein, in dem alle entsprechenden Beratungsan-
sätze in der Kommune miteinander verbunden wirken. 
Zudem müssen Standards, Zuständigkeiten, Übergabe-
procedere, Mindestanforderungen an Dokumentation 
etc. definiert sind.
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4.	 �Kommunales Integrationsmanagement	
aus rechtlicher Sicht – oder auch	
die Geschichte vom Ende einer Odyssee2

Kommunales Integrationsmanagement aus rechtlicher Sicht

4.1.	� Einleitung – Integrationsmanage- 
ment im historischen Kontext

Für das Verständnis der aktuellen Förderkonzepti-
on zum Kommunalen Integrationsmanagement Nord-
rhein-Westfalen sind ihr historischer Hintergrund und 
ihre Einbettung in die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen im föderalen Mehrebenensystem der Integration 
spannende Parameter. Der nachfolgende Beitrag möch-
te daher beide Fragestellungen aus Landessicht näher 
beleuchten.

Rechtswissenschaftlich gesehen, ist Integration noch 
ein relativ junges, wenig mit verbindlichen Normen hin-
terlegtes Themenfeld, das eng im Zusammenhang mit 
der bisherigen Entwicklung von Integrationsarbeit durch 
Bund, Länder und Kommunen betrachtet werden muss. 
Beispielhaft genannt sind die Erfahrungen von über 40 
Jahren mit Konzepten der Beschulung und des Umgangs 
mit neuzugewanderten Kindern und die Vorbereitung 
dieser Kinder auf den Schuleinstieg. Viele Prozesse be-
schleunigten sich Anfang der 90er Jahre, als infolge des 
Jugoslawienkriegs geflüchtete Menschen in Deutsch-
land Schutz suchten. Für die Fortentwicklung kommu-
naler Integrationsprozesse und auch heute noch disku-
tierter Fragestellungen war auch das Landesprogramm 
KOMM-IN NRW ab April 2005 ein wichtiger Vorreiter. 
Trotzdem bildet das Jahr 2015 integrationspolitisch eine 
wesentliche Zäsur.

Die erhöhte Migration geflüchteter Menschen 2015/2016 
nach Deutschland und damit auch nach Nordrhein-West-
falen wird fachlich teilweise mit dem Begriff „Flücht-
lingskrise“ zu Unrecht dramatisiert und wurde auch öf-
fentlichkeitswirksam als Krise oder gar schlimmstenfalls 
als Staatsversagen3, insbesondere der Exekutive, primär 
bei der Aufnahme, Unterbringung und Versorgung die-
ses Personenkreises aber auch bei Ablauf und Dauer 
der Asylverfahren wahrgenommen und diskutiert. Un-
vergessen sind beispielsweise die Bilder der endlosen 
Menschenschlangen und der katastrophalen Zustän-
de vor dem LAGeSo in Berlin. Wird in der Rechtswissen-
schaft dieses in den Medien kolportierte Bild deutlich 
revidiert und darauf abgestellt, dass „gerade die Ver-
waltungen und der öffentliche Dienst ihre Leistungskraft 

2	 Von Regierungsdirektorin Anja Kraska, Referentin im MKFFI, Refe-
rat 413 „Einwanderungsmanagement, institutionelle Förderungen, 
Fachaufsicht KfI“ und Leiterin der „Projektgruppe Einbürgerung“

3	 Hank, FAZ vom 07.02.2016, 23 f.

und Leistungsbereitschaft unter Beweis“ gestellt ha-
ben“4, wurde doch deutlich, dass die hohe Belastung der 
mit dem Vollzug des Migrationsrechts und der Wahrneh-
mung der integrativen Aufgaben betrauten Behörden 
„auch zahlreiche Schwachstellen im administrativen 
System des Migrations- und Integrationsmanagements 
zu Tage treten ließ“.5

Galt dieser Befund zunächst bei der Umsetzung der 
asylrechtlichen Regelungen durch Bund, Land und Kom-
munen, folgte für die Öffentliche Verwaltung in den 
Handlungsfeldern Erstorientierung der Geflüchteten, 
Gesundheit, Wohnen, Bildung, Ausbildung/Arbeit und 
soziales/gesellschaftliches Leben diese Kraftanstren-
gung zeitverzögert. Die Komplexität dieser Prozesse bei 
der Gleichzeitigkeit eines großen, unterstützungsbe-
dürftigen Personenkreises geflüchteter Menschen war 
in dieser Dimension neu und traf auf fehlende regulä-
re kommunale Strukturen auch im Bereich der Integra-
tion, was dazu führte, dass teilweise auf die Einhaltung 
als überzogen wahrgenommener und in der Krise nicht 
zu erfüllender Standards zugunsten eines praxistaug-
lichen Vorgehens verzichtet wurde.6 „Enorme Kräfte“ 
wurden mobilisiert und „Potential aktiviert“, was zu ei-
ner positiv hervorzuhebenden, „zum Teil aus der Situa-
tion geborenen, hervorragenden Zusammenarbeit“ der 
wichtigsten integrationspolitischen Akteurinnen und Ak-
teure geführt hat.7 Eine unschätzbare Erkenntnis in den 
betroffenen Kommunen, die die Frage nach künftigen – 
auf Nachhaltigkeit ausgelegten - Strukturen für diese 
bewährte Form der Kommunikation, Vernetzung und 
letztendlich abgestimmten kommunalen Steuerung der 
Integrationsprozesse mit sich bringt.

In Nordrhein-Westfalen nahmen die Kommunalen In-
tegrationszentren nach §  7 Teilhabe- und Integrations-
gesetz von Beginn an für den Bereich Integration eine 
wichtige Rolle ein, zu deren Aufgabe nicht nur die „Inte-
gration in Bildung“, sondern auch die Koordination der 
„auf die Integration und das Zusammenleben in Vielfalt 

4	 Vgl. Kersten/Neu/Vogel in VerwArch 2016, S. 445 und Becker/ 
Kersten „Demokratie als optimistische Staatsform – Zehn Fragen 
zur Flüchtlingskrise“ in NVwZ 2016, S. 580.

5	 Vgl. Ritgen „Vorschläge zur Optimierung des Migrations- und 
Integrationsmanagements“ in ZAR 2019, S. 7.

6	 A.a.O. Ritgen mit Hinweis auf die Feststellungen des Normen
kontrollrats „Anmerkungen zur Rechts- und Verwaltungsverein
fachung: Schlussfolgerungen aus der Flüchtlingskrise für die Hand-
lungs- und Zukunftsfähigkeit von Staat und Verwaltung“, 2018 S. 11.

7	 Zitate nach Bericht der KGSt in Zusammenarbeit mit der Bertels- 
mann Stiftung und der Robert Bosch Stiftung „Kommunales 
Integrationsmanagement, Teil 1 – Managementansätze und 
strategische Konzeptionierung“, S. 9.
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bezogenen Aktivitäten und Angebote der kommuna-
len Ämter und Einrichtungen sowie der freien Träger vor 
Ort“ zählt. Letztere war entsprechend der bis dahin gel-
tenden Rollenverteilung zwischen Bund und Ländern auf 
die sogenannte nachholende Integration bereits länger 
in Deutschland lebender Menschen mit Einwanderungs-
geschichte bezogen.

Über diese landesgeförderte Struktur, die auf die Regi-
onalen Arbeitsstellen zur Förderung von Kindern und 
Jugendlichen aus Zuwandererfamilien (RAA) aufbauen 
konnte, gelang Ende 2015 ad hoc die zielgruppenspezi-
fische Erweiterung der Integrationspolitik des Landes 
um die Integration geflüchteter Menschen mit dem zügig 
aufgelegten, kleineren Soforthilfeprogramm „Zusam-
menkommen und Verstehen“ zur Förderung von Ankom-
menstreffpunkten und Informationsmaterialien. 2016 
startete dann das bis heute kontinuierlich geförder-
te und inhaltlich ausgebaute Landesprogramm KOMM-
AN. Letzteres ist im Kern allerdings ausgerichtet auf die 
Förderung des örtlichen, bürgerschaftlichen Engage-
ments zur Integration geflüchteter Menschen; eine Steu-
erung der Integrationsprozesse in der Kommune über 
die strukturelle Ebene war und ist nicht Gegenstand die-
ser Landesförderung.

Für diese neue Herausforderung konnten einige Kommu-
nen in Nordrhein-Westfalen – besonders große kreisfreie 
Städte – auf die Erfahrungen und kommunalen Konzep-
te aus der vorangegangenen EU-Binnenzuwanderung, 
insbesondere aus Südosteuropa, aufsetzen. Auch hier 
handelte es sich um die Anforderung der Integration 
neuzugewanderter Menschen, die für Land und Kom-
munen in diesem Umfang eine neue Aufgabenstellung 
war. In Nordrhein-Westfalen wurde dieses Themenfeld 
landesseitig seit 2013 umfassend – aber keinesfalls flä-
chendeckend – mit dem Maßnahmepaket zur Unterstüt-
zung der von Zuwanderung aus Südosteuropa beson-
ders betroffenen Kommunen (vgl. LT-Vorlage 16/3200) 
begleitet und auch finanziell gefördert. Bestandteile des 
Maßnahmepakets waren u.a.:

	� Integrationslotsen, die als Brückenbauer in den 
Stadtteilen eingesetzt werden und den Kontakt zwi-
schen Neuzuwanderern und Behörden, Ämtern und 
sozialen Einrichtungen erleichtern;

	� niedrigschwellige und flexible Bildungsangebote für 
Kinder unter sechs Jahren (z.B. Spielgruppen und 
Sprachförderung);

	� Sicherung des regulären Schulbesuchs von Zuwan-
dererkindern. Durch den Einsatz von Integrations-
lehrern wurde die ausreichende Versorgung mit In-
tegrationsklassen vor Ort sichergestellt;

	� Pilotprojekte zur Heranführung an den Arbeits-
markt, beispielsweise durch eine auf die Arbeitswelt 

bezogene Sprachförderung, die Kompetenzfeststel-
lung bei Zugewanderten und beschäftigungsorien-
tierte Qualifizierungsangebote. Ergänzt wird dieses 
Angebot durch geförderte studentische Integrati-
onshelferinnen und Integrationshelfer, die den Stu-
diengang „Armut und (Flüchtlings-) Migration“ an 
der FH Dortmund absolvieren und studienbeglei-
tend im Rahmen ihrer Beschäftigung bei freien Trä-
gern einerseits eine Mittlerfunktion zwischen den 
Zugewanderten einnehmen und andererseits Wege 
ins Bildungssystem aufzeigen;

	� Unterstützung der Kommunen bei einer vorbeu-
genden Gesundheitshilfe. Vorrang hatten Impfun-
gen und Maßnahmen für unversorgte Kinder und Ju-
gendliche sowie schwangere Frauen;

	� Die NRW-Ordnungspolizei unterstützte die kom- 
munalen Ordnungsbehörden gezielt in Ordnungs- 
patenschaften;

	� Hinzu kamen die schon vorhandenen Strukturen, 
wie die vom Land geförderten Kommunalen Integ-
rationszentren oder die Integrationsagenturen der 
Freien Wohlfahrtspflege.

	� Im Ergebnis zeigte sich schnell, dass die Integration 
der neueingewanderten Menschen als Querschnitts-
aufgabe nur gelingt, wenn sowohl ressortübergrei-
fend auf Landesebene als auch ämterübergreifend 
auf kommunaler Ebene eng zusammengearbeitet 
wird. Inhaltlich stellte sich in den mit Mitteln des Eu-
ropäischen Sozialfonds geförderten Pilotprojekten8 
die Aufgabe, soziale Teilhabe und Arbeitsmarktin-
tegration miteinander zu verzahnen, was durch die 
Kombination von aufsuchender Arbeit und festen 
Anlaufstellen zur Ansprache und Beratung der Zu-
gewanderten aus Bulgarien und Rumänien über ent-
standene Dienstleistungsketten gelang9. Erfolgsfak-
tor der arbeitsmarkthinführenden Projekte war ihr 
Zusammenspiel mit integrationsfördernden Maß-
nahmen der sozialen Teilhabe – das gleiche Prinzip 
vom grundsätzlich umfassenden Ansatz des lebens-
lagenbezogenen, individuellen (Forderns und) För-
derns der Grundsicherung für Arbeitsuchende für 
langzeitarbeitslose Menschen10. Von einem darü-
ber hinaus gehenden, systematischen und flächen-
deckenden übergreifenden Ansatz für die Integra-
tion neueingewanderter Personen auf kommunaler 
Ebene konnte zu diesem Zeitpunkt gleichwohl noch 
nicht die Rede sein.

Nach den Materialien zu Monitoring und Evaluation der 
mit Mitteln des Europäischen Sozialfonds geförderten 

8	 Zu den Pilotkommunen gehörten die Städte Dortmund, Duisburg, 
Essen, Gelsenkirchen, Hamm, Köln und Wuppertal.

9	 G.I.B. NRW Arbeitspapiere 58 November 2017, S. 7.
10	 Vgl. § 14 SGB II in Verbindung mit einem kompetenten Fallmanage-

ment nach der Gesetzesbegründung BT-Drucks. 15/1728).
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Modellprojekte für Neuzugewanderte aus Bulgarien und 
Rumänien11 ergaben sich die größten Probleme der Rat-
suchenden in den Lebensbereichen Arbeit, Sprache, 
Wohnen, Gesundheit, Familie und Aufenthaltsstatus12. 
Was sich im Kleinen bei der Neuzuwanderung aus Süd-
osteuropa zeigte, setze sich im großen Maßstab dann 
bei der erhöhten Zuwanderung geflüchteter Menschen 
ab 2015 flächendeckend fort. So gaben 2016 seitens 
des BAMF befragte geflüchtete Menschen an, seit ih-
rer Ankunft die größten Hilfebedarfe in den Bereichen 
Deutschlernen, finanzielle Situation, medizinische Ver-
sorgung und Wohnungssuche gehabt zu haben. Dabei 
waren die Angebote der Asyl- und Migrationsberatung 
(des Bundes) nur einem Drittel der Befragten bekannt.13

Nachdenklich macht es daher, wenn 2018 beispielswei-
se das Urteil des Psychologen und Autors Ahmad Man-
sour verheerend ausfiel zum Zustand von Integration als 
Schlagwort, „hinter dem eine Kombination aus gut ge-
meinten bis naiven Maßnahmen steckt, ein oft ineffek-
tives Flickwerk in Länder, Kommunen und Gemeinden, 
an Schulen und in Ausbildungsbetrieben. Ein Wildwuchs, 
der eher einen Dschungel schafft als eine zivilisierte Gar-
tenlandschaft. […] Für Neuankömmlinge ist Integration 
genauso wie für viele seit Generationen lebende Men-
schen eine Art Lotterie. Mit Glück erwischt man einen ef-
fektiven Integrationskurs, eine gute Schule, aufgeklärte 
Lehrer und Nachbarn, die als Paten oder Lotsen wirken. 
Das ist die Ausnahme. Mit Pech begegnet man nichts 
von alledem. Das ist bisher die Regel. So kann es in einer 
Einwanderungsgesellschaft aber nicht weitergehen.“ 14

Dieses Bild sollte für Nordrhein-Westfalen so nicht zu-
treffend sein.

Neben den großen Anstrengungen auf Bundesebene, 
besonders im Bereich des Ausbaus der Integrationskur-
se und der berufsbezogenen Deutschsprachförderung, 
war Nordrhein-Westfalen mit seinem 2012 in Kraft ge-
tretenen Teilhabe- und Integrationsgesetz und der da-
mit verbundenen, bislang bundesweit einzigartigen in-
tegrationspolitischen Infrastruktur gut aufgestellt. Die 
Kommunalen Integrationszentren  – wie oben beschrie-
ben – die Integrationsagenturen der Freien Wohlfahrts-
pflege, die Migrantenselbstorganisationen, das zivil-
gesellschaftliche Engagement vieler ehrenamtlicher 
Helferinnen und Helfer sowie viele weitere integrations-
politische Akteurinnen und Akteure haben die Integrati-
on der ab 2015 gekommenen geflüchteten Menschen im 
Ergebnis zu einer Erfolgsgeschichte gemacht. Eine enge 
Zusammenarbeit mit den Landesaufnahmeeinrichtun-
gen, den Jobcentern, den Ausländerbehörden, weite-
ren kommunalen Behörden, dem BAMF, mit den bundes-
geförderten Strukturen von JMD und MBE und weiteren 

11	 G.I.B. NRW Arbeitspapiere 58 November 2017.
12	 A.a.O. S. 37.
13	 BAMF-Kurzanalyse, Ausgabe 5/2018 „Geflüchtete Menschen in 

Deutschland: Hilfebedarfe und Nutzung von Beratungsangeboten“.
14	 Ahmad Mansour „Klartext zur Integration“, Sonderausgabe der 

Bundeszentrale für politische Bildung 2019, S. 274.

beteiligten Institutionen hat es aus den Erfordernissen 
der erhöhten Fluchtmigration 2015/2016 heraus im gro-
ßen Umfang gegeben. Mit dem 15-Punkte-Maßnahme-
paket aus Februar 2016 hat die Landesregierung auch 
den Bereich Integration gestärkt, u.a. das über die Kom-
munalen Integrationszentren geförderte Landespro-
gramm „KOMM-AN“ zur Unterstützung des örtlichen 
Ehrenamts, zusätzliche Maßnahmen für die Vermittlung 
von Werten und Regeln des alltäglichen Miteinanders der 
Menschen, die Finanzierung zusätzlicher Basissprach-
kurse aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds und wei-
teren Landesmitteln sowie projektbezogene Sprachför-
derung für Geflüchtete ab 16 Jahren. Im Ergebnis blieb 
jedoch der Befund, dass die Zusammenarbeit der unter-
schiedlichen Akteurinnen und Akteure in ihrer konkre-
ten Ausgestaltung sowohl vertikal als auch horizontal 
von lokalen Integrationskonzepten abhing und sehr un-
terschiedlich entwickelt war. Für ein Einwanderungsland 
kein befriedigendes Fazit – weder für die Öffentliche Ver-
waltung noch für die Neuankommenden.

Mit dem Modellprojekt „Einwanderung gestalten NRW“ 
hat die Landesregierung ab 2017 die rechtskreisüber-
greifende Zusammenarbeit zur Integration von neu ein-
gewanderten Menschen in zwölf Kommunen erfolgreich 
erprobt. Zielsetzung war entsprechend dem Förderauf-
ruf die Installation eines systematisierten und koordi-
nierten Vorgehens zwischen den kommunalen Behör-
den, in dessen Mittelpunkt der zugewanderte Mensch 
mit seinen Potenzialen und individuellen Bedarfen steht. 
Mit der nun aktuellen, flächendeckenden Implementie-
rung des Kommunalen Integrationsmanagements soll-
te die „Lichtung des Dschungels“, wenn man bei diesem 
Bild bleibt, landesweit gelingen, eingebettet in die Ge-
samtkonzeption der nordrhein-westfälischen Teilhabe- 
und Integrationsstrategie 2030.

Die „zivilisierte Gartenlandschaft“ ist damit keine Zu-
kunftsmusik mehr.

4.2	� Bundesrechtliche Rahmen- 
bedingungen versus landes- 
rechtliche Ausgangssituation

Möchte man sich dem Begriff des Kommunalen Integ-
rationsmanagements juristisch nähern, stellt sich in ei-
nem Rechtsgebiet, das grundsätzlich15 der konkurrie-
renden Gesetzgebungskompetenz nach Art.  74 Abs.  1 
Nr.  4 GG (Aufenthalts- und Niederlassungsrecht für 
Ausländer) und Art.  74 Abs.  1 Nr.  6 GG (Angelegenhei-
ten der Flüchtlinge und Vertriebenen) unterliegt, schnell 
die Frage, welche Regelungen der Bundesgesetzge-
ber getroffen hat. Vorweggeschickt werden kann die 
Erkenntnis, dass die Begrifflichkeit des Kommunalen 

15	 Nach Art. 73 Nr. 3 GG liegen in der ausschließlichen Gesetz
gebungskompetenz des Bundes die „Freizügigkeit, das Passwesen, 
das Melde- und Ausweiswesen, die Ein- und Auswanderung und die 
Auslieferung“.
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Integrationsmanagements bundesrechtlich nicht ver-
ankert ist, das Aufenthaltsgesetz allerdings gleichwohl 
Regelungen zur Integration von Menschen mit auslän-
discher Staatsangehörigkeit trifft. Rechtswissenschaft-
lich betrachtet wird das Themenfeld Integration insge-
samt – so wie es auf Ebene der Länder und Kommunen 
zunehmend als Aufgabenstellung sui generis verstan-
den wird  – aus allgemeinen verfassungs- und verwal-
tungsrechtlichen Grundsätzen abgeleitet, ohne dass 
Inhalt und Auftrag klar legal definiert sind. Die Kommu-
nen nehmen u.a. Aufgaben nach dem Aufenthaltsgesetz, 
dem Freizügigkeitsgesetz/EU, dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz und dem Staatsangehörigkeitsgesetz wahr 
und sind Träger der Leistungen nach dem SGB II (teilwei-
se), dem SGB  XII, dem SGB  VIII, dem nordrhein-west-
fälischem Schulgesetz und dem Gesetz zur frühen Bil-
dung und Förderung von Kindern. Die Gemeindeordnung 
NRW gibt die Bildung von Integrationsräten bzw. Integra-
tionsausschüssen vor; das nordrhein-westfälische Teil-
habe- und Integrationsgesetz regelt u.a. die Förderung 
der Kommunalen Integrationszentren. Eine verbindli-
che rechtliche Definition der Begriffe Integration und 
für die Kommunen eine damit einhergehende gesetzli-
che Aufgabe von Integration sind rechtlich bislang nicht 
existent.

2013 wurde noch festgestellt, dass „sich das Migrati-
onsrecht durch die Besonderheit auszeichnet, dass die 
Gesetze relativ inhaltsarm sind und selbst leitbildhafte 
Grundentscheidungen eher vermeiden als treffen.“16 Im 
Zuge der erhöhten Fluchtmigration 2015/2016 hat sich 
dieser Befund für die aufenthalts- und asylrechtlichen 
Regelungen umfassend geändert und sich der Bereich 
Migration durch das Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
2019 u.a. mit der Hervorhebung in §  18 Abs.  1 Aufent-
haltsgesetz, dass die „besonderen Möglichkeiten für 
ausländische Fachkräfte […] der Sicherung der Fachkräf-
tebasis und der Stärkung der sozialen Sicherungssys-
teme“ dienen, programmatisch von einer überwiegend 
ordnungspolitisch geprägten Sichtweise der Migrations-
begrenzung gelöst. Für den Regelungsbereich Integrati-
on bundesweit betrachtet trifft er jedoch weiterhin zu. 
Gleichzeitig ist die „Integrationsfrage“ nach wie vor in 
der öffentlichen Wahrnehmung präsent und wird wie bis-
her eng mit der „Migrationsfrage“ gestellt. Zwischen bei-
den wird darüber hinaus ein untrennbarer, wechselseiti-
ger Zusammenhang konstatiert.17

Migrationsrechtliche Regelungen wirken sich durch 
die aufenthaltsrechtliche Statusdefinition unmittel-
bar auf Integrationschancen aus. Gescheiterte Inte-
gration führt politisch zu „Forderungen nach größe-
rer Härte in der Zuwanderungssteuerung“, während 
erfolgreiche Integrationspolitik ein „sog. Pull-Faktor 

16	 Vgl. Gusy/Müller „Leitbilder im Migrationsrecht“ in ZAR 2013, 
S. 268.

17	 Vgl. Burgi „Die Flüchtlingspolitik, der Staat und das Recht“ 2017, 
S. 146.

gegenüber Zuwanderungswilligen“18 sein könnte. Letz-
teres erscheint unter Betrachtung der rückläufigen Zu-
wanderungszahlen der letzten Jahre, besonders bei den 
Asylsuchenden bei gleichzeitig hohen Integrationsan-
strengungen und Integrationserfolgen in Deutschland 
im EU-Vergleich kein überzeugender Zusammenhang zu 
sein. Die wesentlichen Ursachen dürften eher in außen-
politischen Konstellationen und übergreifenden ökono-
mischen Entwicklungen ihre Grundlage finden. Auch die 
aktuelle „Corona-Krise“ macht  – zugegebenermaßen 
überspitzt – deutlich, wie sehr Migrations- und Integra-
tionsprozesse von Ereignissen außerhalb ihres Bedeu-
tungskontextes abhängen. Integration als eigenes The-
menfeld ist damit im Ergebnis nicht nachrangig oder gar 
makelbehaftet, sondern eine innerstaatliche Notwendig-
keit, eine Aufgabe mit großem zeitlichen Horizont und 
eine Antwort (unter vielen) auf aktuelle Herausforderun-
gen nationalstaatlicher Demokratie. Als überraschend 
kann es daher bezeichnet werden, dass für diese zwei 
zentralen Fragen der Migration und der Integration die 
Antworten rechtlich betrachtet so unterschiedlich aus-
fallen: hohe Regelungsdichte bei Einwanderung, sowohl 
gesetzlich als auch administrativ mit der Bundesebene 
als zentraler Entscheidungsinstanz hier und geringere 
Regelungsdichte, unklare gesetzliche Normierung, föde-
ral differenzierte Entscheidungsstrukturen dort.

Damit zusammenfallend ist Integration – wie oben gese-
hen  – an Dynamik und Komplexität19 kaum zu überbie-
ten. Neuzugewanderte kommen an und benötigen ver-
lässliche Erstintegrationsstrukturen. Gleichzeitig ist die 
nachhaltige Teilhabe bereits hier lebender Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte sicherzustellen und die 
Gesellschaft im Einwanderungsland insgesamt neu zu 
gestalten, um den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
zu fördern. Diese drei Zieldimensionen werden mit der 
nordrhein-westfälischen Teilhabe- und Integrationsstra-
tegie 203020 umfassend beschrieben und mit konkreten 
Zielstellungen hinterlegt. Die „Bausteine“ für ein „Integ-
rationsverwaltungsrecht im Werden“21 sind damit grund-
sätzlich gefunden. Der Landesgesetzgeber wird diesen 
im Rahmen der entsprechend dem Koalitionsvertrag der 
regierungstragenden Parteien CDU und FDP anstehen-
den Grundnovellierung des Teilhabe- und Integrations-
gesetzes eine neue Architektur zu geben haben. Damit 
ist auch klar, auf welcher Verwaltungsebene das „Inte-
grationsverwaltungsrecht im Werden“ tatsächlich sein 
primäres Zuhause finden wird – in dem Zuständigkeits-
bereich der Bundesländer.

Für Nordrhein-Westfalen lässt sich feststellen, dass 
die Landesverfassung eine grundsätzlich integrations-
freundliche Verfassung darstellt. So ordnet sie in ihrem 

18	 Beide Zitate aus Burgi a.a.O. S. 146 u.a. mit Verweis auf Thym.
19	 Vgl. zur Vertiefung Foroutan „Die fünf A’s der postmigrantischen 

Gesellschaftsanalyse“ in „Die postmigrantische Gesellschaft“ 2019, 
S. 68 ff.

20	 Unter https://www.mkffi.nrw/nordrhein-westfaelische-teilhabe- 
und-integrationsstrategie-2030 abrufbar.

21	 Begrifflichkeit nach Burgi – Headline a.a.O.
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grundrechtlichen Teil (Art. 4 LVerf NRW) die Geltung der 
Grundrechte des Grundgesetzes an, die wiederum weit-
reichende Inklusions-, Partizipations- und Teilhabechan-
cen eröffnen. Dasselbe gilt für die umfangreiche Rege-
lung des Schulwesens (Art. 7-15 LVerf NRW), die von 
dem Bemühen getragen ist, Kinder und Jugendliche un-
abhängig von ihrer Herkunft zu integrieren.22

Daneben liegt die Gesetzgebungskompetenz zur Be-
stimmung der Ausführungsgesetze zu den bundesrecht-
lich bestimmten sozialrechtlichen Regelungen SGB  II 
(Grundsicherung für Arbeitsuchende  – für die kommu-
nalen Träger), SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe), SGB IX 
(Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behin-
derung), SGB  XII (Sozialhilfe) beim Land ebenso wie 
die originäre Regelungskompetenz u.a. für den Bereich 
Bildung, Kinderbetreuung und Kommunalrecht ein-
schließlich Kommunalfinanzen. Daher lässt sich auf der 
Ebene der Bundesländer insgesamt ein kohärentes ver-
waltungsrechtliches Regelungswerk realisieren, das In-
tegration – ausgehend von speziellen Bestimmungen in 
einem Landesintegrationsgesetz – übergreifend denkt.

Aktuell haben vier Bundesländer Integrationsgeset-
ze: Berlin seit 2010, Nordrhein-Westfalen seit 2012, Ba-
den-Württemberg seit 2015 und Bayern seit 2016. Die 
Länder Hessen und Schleswig-Holstein haben sich auf 
den Weg dahin gemacht und entsprechende Gesetzent-
würfe im parlamentarischen Verfahren eingebracht. Im 
Bundesland Thüringen wurde der dortige Gesetzent-
wurf23 der in der Rolle der Opposition befindlichen CDU 
durch das Ende der Legislaturperiode und dem damit 
einhergehenden Grundsatz der Diskontinuität hinfäl-
lig. Die Integrationsgesetzgebung der Länder bietet den 
rechtlichen Rahmen für die Normierung besonderer in-
tegrationsspezifischer Anforderungen und Zielsetzun-
gen im Sinne eines lex specialis gegenüber den allgemei-
nen öffentlich-rechtlichen Regelungen und den für alle 
Bürgerinnen und Bürger geltenden Bestimmungen der 
sozialen Sicherung und Teilhabe. Dabei geht es nicht um 
die Schaffung eines Sonderverwaltungsrechts für Men-
schen mit Einwanderungsgeschichte, sondern um die 
Gewährleistung des Zugangs zu den Regelsystemen und 
die Fortentwicklung dieser im Sinne der Sicherstellung 
umfassender Partizipation.

Die Vorstellung, dass ein „Integrationsverwaltungsrecht“ 
durch die bisherigen Regelsysteme im Sinne einer glei-
chen Teilhabe für alle Menschen hinreichend abgedeckt 
wird und höchstens in der „sog. Ankommensphase“ mit 
„migrationsspezifischen Maßnahmen“ eine besonde-
re Bedeutung besitzt und „spezifische organisatorische 

22	 Dr. Eichenhofer, in der Stellungnahme für den Landesbeirat für Teil-
habe- und Integration zu den Leitfragen: „Stärken und Schwächen. 
Wo stehen wir integrationspolitisch in NRW? 
Was ist besonders dringlich? Wo müssen wir aktiv werden.“, S. 2.

23	 Gesetzentwurf der Fraktion der CDU „Thüringer Integrationsgesetz 
(ThürIntG)“ vom 17.01.2019, Drucksache 6/6660.

Strukturen“24 verlangt, vermag vor diesem Hintergrund 
bereits nach der bisherigen praktischen Erfahrung und 
der zunehmenden Aktivitäten der Länder zur Integrati-
onsgesetzgebung nicht mehr hinreichend überzeugen. 
Versteht man Integration vornehmlich als Systeminte-
gration und damit als Aufgabe, die Gesamtgesellschaft 
im Sinne eines pluralistischen, an der freiheitlich de-
mokratischen Grundordnung ausgerichteten Zusam-
menlebens von Menschen verschiedenster Herkunft 
zu gestalten, kann die normative Manifestierung die-
ses Ziels hilfreich sein, ebenso korrespondierende Re-
gelungen zur finanziellen, strukturellen und methodi-
schen Zielerreichung. Vereinfacht formuliert geht es um 
die rechtliche Implementierung integrationspolitischer 
Zielsetzungen, geeigneter Strukturen mit ausreichen-
den Befugnissen einschließlich Personal und einer aus-
kömmlichen Finanzierung.

Aufgrund der oben bereits festgestellten konkurrieren-
den Gesetzgebung hängt der gesetzliche Gestaltungs-
spielraum der Länder aber davon ab, welche integrati-
onsrelevanten Regelungen der Bund bereits getroffen 
hat. Dies soll nachgehend kurz skizziert werden. Die 
wenigen differenzierten Regelungen im Aufenthaltsge-
setz zielen nach § 43 Abs. 1 AufenthG auf die Integrati-
on von rechtmäßig auf Dauer im Bundesgebiet lebenden 
Ausländern in das wirtschaftliche, kulturelle und gesell-
schaftliche Leben in der Bundesrepublik Deutschland ab 
und befassen sich daher im Wesentlichen mit den zwei25 
Wirkungskreisen „Fördern und Fordern“:

(1)	� Die Integrationsanforderungen für die 
Erteilung eines Aufenthaltstitels/ei-
ner Aufenthaltserlaubnis an eine Integ-
rationsleistung z.B. Bleiberechte nach 
§§  25a und 25b AufenthG, das Bleibeinteresse 
nach § 55 AufenthG bei der Prüfung von Auswei-
sungsentscheidungen, die mit dem Migrations-
paket des Bundes26 eingefügten Duldungsrege-
lungen nach §  60c (Ausbildungsduldung) und 
§ 60d (Beschäftigungsduldung); sowie

(2)	� die in §§  43-45 AufenthG geregelten (in der 
Praxis sehr wichtigen) Maßnahmen der Integ-
rationsförderung (z.B. Integrationskurse, be-
rufsbezogene Sprachförderung, Förderung so-
zialpädagogischer und migrationsspezifischer 
Beratungsangebote – JMD und MBE).

Obwohl der Bund damit wesentliche und quantitativ un-
verzichtbare Integrationsmaßnahmen vorhält, steht im 

24	 So Prof. Kluth, Gutachten D – Grundorientierung und Instrumente 
der Migrationssteuerung – zum 72. Deutschen Juristentag, 2018, 
S. D 50 – verbunden mit dem Vorschlag einer allgemeinen neuen 
Staatszielbestimmung in der Gestalt einer erweiterten Werte- 
katalognorm in Art. 1 Abs. 2 GG.

25	 Ebenfalls in 2 Wirkungskreise Böhm, „Fördern und Fordern“ als 
Integrationskonzept“, ZAR 2017, S. 208; Unterteilung in 4 Wirkungs-
kreise bei Dr. Eichenhofer- ZAR-B-2016, S. 251.

26	 Hier durch das Gesetz über Duldung bei Ausbildung und 
Beschäftigung (BGBl. I 2019, S. 1021).
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Aufenthaltsgesetz insgesamt die ordnungsrechtliche 
Intention zur Regelung deutschlandweit einheitlicher 
migrationsspezifischer Grundlagen im Vordergrund. So 
beabsichtigt „das Integrationsgesetz keinesfalls, um-
fassend Einfluss auf die gesamtgesellschaftliche Syste-
mintegration oder die Sozialintegration sämtlicher Ein-
wanderer nehmen zu wollen.“27 Das Prinzip „Fördern und 
Fordern“ selbst hat seine Wurzeln im sozialhilferechtli-
chen Hilfeplanverfahren und wurde mit dem Vierten Ge-
setz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 
vom 24. Dezember 2003 als Leitprinzip der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende verankert. Unterlegt wird die 
Umsetzung dieses Prinzips mit einem „persönlichen An-
sprechpartner“ nach § 14 Abs. 3 SGB II, der die rechtli-
che Grundlage für die Handlungsmethode des Case Ma-
nagements mit ihrem lebenslagenbezogenen Konzept 
der Arbeitsmarktintegration bildet – auch hierfür waren 
konzeptionelle Modellprojekte aus Nordrhein-Westfalen 
wegweisend.28

Integrationsrechtlich bezogen findet „Fördern und For-
dern“ seinen Schwerpunkt im Ansatz der Sozialinteg-
ration (d.h. Perspektive der individuellen Leistungser-
bringung), da das „Fordern“ klar als Adressierung von 
Maßnahmen an Einzelpersonen ausgelegt ist.29 Soweit 
ein Leistungsbezug in der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende oder im Asylbewerberleistungsgesetz erfolgt, ist 
die Verbindlichkeit an der angeordneten Teilnahme an ei-
nem Integrationskurs nach § 43 AufenthG durch Kopp-
lung an den Erhalt der (der Höhe nach vollständigen) so-
zialen Transferleistungen gebunden, siehe §  31 SGB  II 
i.V.m. § 44a Abs.  1 Nr. 2 AufenthG sowie § 5b AsylbLG. 
Dem gegenüber verfolgen die Landesintegrationsge-
setze der Länder Berlin, Nordrhein-Westfalen und Ba-
den-Württemberg durch die Hervorhebung der gesamt-
gesellschaftlichen Aufgabe von Integration und der 
Verpflichtung der staatlichen Akteurinnen und Akteure 
dazu einen systemintegrativen Ansatz.30

Ein wichtiger integrationspolitischer Player im föderalen 
Mehrebenensystem der Integration ist das BAMF, das 
nach §  75 AufenthG für die inhaltliche Konzeption des 
Integrationskurses, für wissenschaftliche Forschung 
im Bereich Migration und Integration, für die Erstellung 
von Informationsmaterialien über Integrationsangebote 
von Bund, Ländern und Kommunen und für die Durch-
führung migrationsspezifischer Beratung (MBE) zustän-
dig ist. Daneben erfolgen über das BAMF auch eigene 
Integrationsförderprogramme des Bundes. Unbestrit-
ten liegen wesentliche Integrationszuständigkeiten und 
-aufgaben in der Hand der Kommunen (siehe oben), 

27	 Dr. Eichenhofer a.a.O. S. 257.
28	 Vgl. V. Freyberg, Th./ Kinstler, H./ Reis, C./ Wende, L.: Pilotpro-

jekt „Integrierte Hilfe zur Arbeit“. Bericht der wissenschaftlichen 
Begleitung, Düsseldorf 2002, hg. vom Ministerium für Wirtschaft 
und Arbeit des Landes NRW/ Brülle, H./ Hobusch, T./ Reis, C./ 
Wende, L.: Sozialagenturen, Düsseldorf 2002, hg. vom Ministerium 
für Arbeit, Gesundheit, Soziales, Qualifikation und Technologie des 
Landes NRW.

29	 Böhm a.a.O. S. 209.
30	 Vgl. Böhm, a.a.O. S. 209.

sodass diese entscheidende Träger der Aufgaben im Zu-
sammenhang mit der Integration zugewanderter Men-
schen sind und eine besondere „Bündelungsfunktion“31 
für die Integrationsprozesse vor Ort haben. Ist die Soll-
bruchstelle zwischen dem BAMF und den Kommunen 
im Zusammenhang mit der Zugangssteuerung zu den 
Integrationskursen im Rahmen der Änderung der Integ-
rationskursverordnung durch die Entscheidung für das 
BAMF deutlich geworden32, gilt es für die Zukunft durch 
die Implementierung eines flächendeckenden Kommu-
nalen Integrationsmanagements in Nordrhein-West-
falen die Integrationsarbeit der Kommunen zu stärken 
und die geäußerten Befürchtungen der Entwicklung des 
BAMF zu einer Art „Bundesintegrationsagentur“33 recht-
lich einzufangen.

§ 45 AufenthG unternimmt den Versuch, ein bundeswei-
tes Integrationsprogramm, in dem insbesondere die be-
stehenden Integrationsangebote von Bund, Ländern, 
Kommunen und privaten Trägern festgestellt und Emp-
fehlungen zur Weiterentwicklung vorgelegt werden sol-
len, unter Einbeziehung der maßgeblichen integrati-
onspolitischen Akteurinnen und Akteure aller Ebenen 
vorzuhalten. 2007 wurde der Nationale Integrations-
plan aufgelegt, 2012 dann der erste Nationale Aktions-
plan für Integration; aktuell erfolgt nach entsprechen-
der Entscheidung im Rahmen des 10. Integrationsgipfels 
im Bundeskanzleramt am 13. Juni 2018 eine Neuaufla-
ge bis 2021. Eine Vernetzung der integrationspolitischen 
Akteurinnen und Akteure lässt sich damit sicherlich er-
reichen; eine über die Bundesebene veranlasste Koordi-
nierung von Integration kann wegen der Vielzahl der zu 
Beteiligenden und der regional verschiedenen rechtli-
chen und tatsächlichen Ausgangsbedingungen sowie 
differierender Integrationsverständnisse nicht gelingen.

Für die juristische Einordnung der Zulässigkeit, Inhal-
te und Aufgabenstellungen des Kommunalen Integrati-
onsmanagements ist zu berücksichtigen, dass sowohl 
MBE und JMD Ansätze von Case Management-Verfah-
ren34 enthalten, genau wie die Hilfeplanverfahren bzw. 
das Fallmanagement im SGB  II, SGB  III, SGB  VIII und 
SGB  XII35. Kommunales Integrationsmanagement kann 
diese bundesrechtlichen Strukturen bereits wegen der 
verfassungsrechtlich bestehenden konkurrierenden 
Gesetzgebung nicht ersetzen, aber strategisch mitein-
ander vor Ort verknüpfen und da ergänzen, wo bislang 
kein umfassendes Fallmanagement vorgehalten wird. 

31	 Begriff nach Ritgen mit weiteren Ausführungen in „Vorschläge zur 
Optimierung des Migrations- und Integrationsmanagements“ in 
ZAR 2019, S. 13.

32	 Vgl. Ritgen a.a.O. S. 14f.
33	 Vgl. a.a.O. S. 14.
34	 Seit 2010 bzw. 2005 ist das Case Management als standardmäßi-

ges Beratungskonzept bei MBE und JMD verankert, wobei es nicht 
zur flächendeckenden Anwendung kommt, vgl. Bogumil/Burgi/
Kuhlmann/Hafner/Heuberger/Krönke, Nomos Baden-Baden 2018, 
„Bessere Verwaltung in der Migrations- und Integrationspolitik – 
eine Aufgabe für Bund, Länder und Kommunen“, S. 17 mit weiteren 
Nachweisen.

35	 Allerdings nur fokussiert auf das jeweilige Rechtsgebiet ohne 
übergreifenden integrationsrechtlichen Ansatz.
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Im Asylbewerberleistungsgesetz ist das Prinzip der in-
dividuellen Beratung / des Einzelfallmanagements bis-
lang rechtlich nicht verankert und wird teilweise in Be-
zug auf die Vermittlung von Arbeitsgelegenheiten (§  5 
AsylbLG) oder Verpflichtung zur Teilnahme an einem In-
tegrationskurs (§  5b AsylbLG) inzident vorausgesetzt. 
Ein rechtskreisübergreifendes Integrationsmanagement 
für geflüchtete Menschen ist den Gesetzesbestimmun-
gen aber nicht zu entnehmen, was sich wegen der grund-
sätzlich divergierenden Zielrichtungen des Asylbewer-
berleistungsgesetzes nachvollziehen lässt.

Bei der Suche nach bestehenden rechtlichen Rege-
lungen erlangt der Begriff der Integrationsvereinba-
rung  – ähnlich wie die Eingliederungsvereinbarung in 
§  15 SGB  II  – als Indikator für eine individualisierte, öf-
fentlich-rechtliche Beziehung zwischen dem zugewan-
derten Menschen und der mit Integrationsaufgaben be-
trauten Behörde zur Regelung einzelfallübergreifender 
Zusammenarbeit besondere Relevanz. Integrationsver-
einbarungen sind bisher auf freiwilliger Basis im Bereich 
MBE und JMD nach Durchführung eines entsprechen-
den Modellprojekts der Beauftragten der Bundesregie-
rung für Migration, Flüchtlinge und Integration „Integra-
tion verbindlicher machen – Integrationsvereinbarungen 
erproben“ an 18 Modellstandorten36 ab 2011 möglich. In 
eineinhalb Jahren wurden in 18  Modellkommunen und 
87  Migrationsberatungsstellen über 4.000  Integrati-
onsvereinbarungen abgeschlossen und ein umfassen-
der Handlungsleitfaden für die Kommunen entwickelt, 
um die Wahrnehmung der individuell vereinbarten Inte-
grationsmaßnahmen durch einen ämterübergreifenden 
begleitenden Zugang zu realisieren. Kommunale Netz-
werke stellen danach die „zweite Seite“ der Integrations-
vereinbarung dar.37

Ein kurzes „Revival“ hat die Integrationsvereinbarung 
2019 als gesetzliches Steuerungsinstrument im Sin-
ne einer für die Durchführung des Aufenthaltsgeset-
zes zuständigen Behörden in §  5 des Gesetzentwurfes 
zum Thüringer Integrationsgesetz erlebt. Systematisch 
wird das einer Integrationsvereinbarung inhaltlich zu-
grundeliegende Integrationsmanagement zutreffend 
auf kommunaler Ebene verortet, allerdings den für die 
Umsetzung migrationsrechtlicher Regelungen zuständi-
gen Ausländerbehörden auferlegt. Das Prinzip „Fördern 
und Fordern“ im Aufenthaltsgesetz würde damit zwar 
eine landesrechtliche Aufwertung erfahren; ein Vorge-
hen, dass mit der Orientierung auf den potentialbasier-
ten Ansatz der Systemintegration  – wie er dem nord-
rhein-westfälischen Teilhabe- und Integrationsgesetz zu 
eigen ist – jedoch nicht vereinbar wäre.

36	 Vgl. Endbericht der wissenschaftlichen Begleitung des Modell
projekts „Integration verbindlicher machen – Integrationsvereinba-
rungen erproben“ unter https://www.bundesregierung.de/breg-de/
suche/modellprojekt-erfolgreich-420532 sowie zur 
integrationspolitischen Einordnung Hank in ZAR 2012, S. 57 ff.

37	 Siehe „Handlungsleitfaden „Integrationsvereinbarung einsetzen“ 
a.a.O. S. 15.

Zur abschließenden Beantwortung der Rechtsfrage, ob 
unter Zugrundelegung dieser bundesrechtlichen Rah-
menbedingungen die (gesetzliche) Implementierung ei-
nes landesweiten Kommunalen Integrationsmanage-
ments in Nordrhein-Westfalen erfolgen kann, bietet die 
Entscheidung des Bayerischen Verfassungsgerichts-
hofes vom 3. Dezember 2019 (Az.: I. Vf. 6-VIII-17) zum 
Bayerischen Integrationsgesetz den entscheidenden, 
höchstrichterlich festgestellten, passgenauen Schlüs-
sel. Danach stellt die Integration von Ausländern „keine 
allein im Ausländer-, Flüchtlings- und Staatsangehörig-
keitsrecht wurzelnde einheitliche Sachmaterie dar, die 
der Bundesgesetzgeber aufgrund der ihm nach Art. 73 
und Art. 74 GG zustehenden Legislativbefugnisse und 
der darauf beruhenden Annexzuständigkeiten umfas-
send regeln könnte. Es handelt sich vielmehr um eine 
staatliche Querschnittsaufgabe […], die von Bund und 
Ländern nach Maßgabe der grundgesetzlichen Kompe-
tenzverteilung gemeinsam zu erfüllen ist und bei der 
den Bundesländern z.B. im Bereich der Bildung, der Kul-
tur, des Rundfunks und des allgemeinen Sicherheits-
rechts eigene Gesetzgebungsbefugnisse zustehen, die 
dem bundesrechtlichen Zugriff entzogen sind […]“38. 
„Der bloße Umstand, dass ein Landesgesetzgeber im 
Rahmen seiner Legislativbefugnisse einer Gruppe von 
Normadressaten Verhaltenspflichten auferlegt, die zu 
deren bundesgesetzlich begründeten Pflichten hinzutre-
ten, lässt dagegen noch keinen Normwiderspruch ent-
stehen.39 […] Das Gebot der Widerspruchsfreiheit der 
Rechtsordnung verpflichtet die Länder daher nicht, bei 
ihrer Gesetzgebungstätigkeit nur solche konzeptionel-
len Ansätze zu verfolgen, die denen des Bundesgesetz-
gebers entsprechen.“

Auch einem, gegebenenfalls bestehenden, klar umris-
senen Integrationskonzepts des Bundes, das rechtswis-
senschaftlich nicht angenommen wird, kann landessei-
tig also durchaus deutlich widersprochen werden.40 
Damit ist rechtlich der Weg für das Kommunale Integra-
tionsmanagement in allen Kreisen und kreisfreien Städ-
ten in Nordrhein-Westfalen frei.

4.3.	� Kommunales Integrations- 
management – ein schillernder 
Begriff mit vielen Abzweigungen

2018 erlebte die Diskussion zu den verwaltungsrechtli-
chen Rahmenbedingungen und Aufgabenstellungen für 
Länder und Kommunen im Bereich der Integrationspoli-
tik auch als wissenschaftliche Reflexion der Erfahrungen 
aus der „Flüchtlingskrise“ einen erheblichen Auftrieb. 
Ein Meilenstein war hier die 2018 erschienene und durch 
die Stiftung Mercator ermöglichte Studie „Bessere Ver-
waltung in der Migrations- und Integrationspolitik – eine 

38	 Urteil des Bayerischen Verfassungsgerichtshof vom 3.Dez.2019, 
Az.: I. Vf. 6-VIII-17, Rn 101.

39	 A.a.O. Rn 106.
40	 Vgl. a.a.O. Rn 107.
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Aufgabe für Bund, Länder und Kommunen“41, die im Mai 
2019 den Wissenschaftspreis des Deutschen Instituts 
der Wirtschaft erhalten hat. Es ist ein großer Verdienst 
dieser Studie, eine so umfassende Analyse der institu-
tionellen Strukturen der Migrations- und Integrations-
verwaltung vorgenommen42 und dabei mit konkreten 
Neuordnungsvorschlägen aus politik- und verwaltungs-
wissenschaftlicher Sicht organisatorische und rechtli-
che Fortentwicklungsprozesse angestoßen zu haben. 
Als wichtigste übergeordnete Zielstellungen werden da-
bei der Abbau unnötiger Schnittstellen, die Vermeidung 
von Doppelarbeit, die Beschleunigung der Verwaltungs-
verfahren, die Verbesserung des Datenaustauschs und 
die Stärkung der Kooperation beschrieben.43

Neben der „Besseren Vernetzung der Migrationsbera-
tung mit kommunalen Angeboten“, der „Aufwertung der 
Integrationspolitik in den Ländern“, der Stärkung der 
„Förderung kommunaler Integrationsmaßnahmen“, der 
Bevorzugung einer „Integrierten Verwaltungseinheit für 
Migration und Integration“ wird auch „Mehr Verantwor-
tung für das Fallmanagement“44 empfohlen. Letzteres 
manifestiert sich als Fallmanagement der Kommunen in 
eigener Verantwortung, das die Abstimmung mit den an-
deren integrationspolitischen Akteurinnen und Akteu-
ren wie Jobcentern oder Migrationsberatung – MBE und 
JMD – gewährleistet. Leitgedanke ist dabei die Überzeu-
gung: „Nur wenn die Besonderheiten der jeweiligen Per-
son berücksichtigt werden und die verschiedenen För-
dermöglichkeiten und Zuständigkeiten vor Ort bekannt 
sind, können sinnvolle Integrationsprozesse angestoßen 
werden.“45 Aus einem individualisierenden, lebenslagen-
bezogenen Ansatz heraus geht es damit um die Fort-
entwicklung der Instrumente und Strukturen der kom-
munalen Integrationsarbeit; die Idee einer modernen 
Dienstleistung beziehungsweise moderner Dienstleis-
tungsketten wird die Ausgestaltung im Einzelnen prägen.

Neben der Beschreibung der bisherigen Verwaltungs-
strukturen von Migration und Integration und den Rah-
menbedingungen für deren Zusammenarbeit in den Be-
reichen Datenübermittlung und Datenschutz nimmt die 
Frage nach den Vorteilen eines integrierten Amts oder 
Fachbereichs für Migration und Integration in den Kom-
munen großen Raum ein. So wird vorgeschlagen, im Kern 
„die drei Aufgabenbereiche Migration (Aufenthaltsrecht, 
Asyl- und Flüchtlingsangelegenheiten, Einbürgerung), 
Integration (Integrationsmaßnahmen und Projekte, In-
tegrationssozialarbeit, Koordination bürgerschaftliches 
Engagement) und Leistung und Unterbringung (wirt-
schaftliche Hilfen nach AsylbLG, Unterbringung) in ei-
ner Organisationseinheit zusammenzubringen.“46 Da 

41	 Von Bogumil/Burgi/Kuhlmann/Hafner/Heuberger/Krönke, Nomos 
Baden-Baden 2018.

42	 Vgl. Löhr; Rezension der Studie in ZAR 8/2019 S. 281
43	 Vgl. „Bessere Verwaltung in der Migrations- und Integrations

politik – eine Aufgabe für Bund, Länder und Kommunen“ Zentrale 
Befunde und Empfehlungen, S. 4.

44	 Zitate aus a.a.O.
45	 A.a.O. S. 8.
46	 Siehe Zitierung in Fußnote 38, S. 140.

die Erfahrungen mit den bundesgeförderten JMD und 
MBE im Bereich des Case Managements nicht zu einer 
nachhaltigen Verknüpfung mit kommunalen Strukturen 
und Integrationsmaßnahmen geführt haben und dies 
auch von ihrem Auftrag und ihrem Ansatz her nicht ge-
währleisten können, wird der Aufbau bzw. die Weiter-
entwicklung eines ganzheitlichen Fallmanagements in 
kommunaler Verantwortung empfohlen. Alternativ wird 
vorgeschlagen, dass der Bund die Mittel für MBE und 
JMD über die Länder an die Kommunen weitergibt, oder 
dass der Bundes- oder Landesgesetzgeber auf eine in-
tensivere Kooperation zwischen den Verwaltungsakteu-
ren zur Steuerung von Migration und Integration mit der 
Zielsetzung des Abschlusses von Verwaltungsverein-
barungen hinwirkt.47 Als positive Beispiele gelungener 
Fortentwicklung kommunaler Strukturen zur integriert 
ausgerichteten Umsetzung kommunaler Integrations-
prozesse werden die Kommunalen Integrationszentren 
in Nordrhein-Westfalen, die Integrationsmanager in Ba-
den-Württemberg und die Abläufe in der Stadt Hamm 
(Modellkommune bei „Einwanderung gestalten NRW“) 
benannt, was aus nordrhein-westfälischer Sicht insge-
samt sehr erfreulich ist.

Der Begriff „Kommunales Integrationsmanagement“ 
wurde maßgeblich durch das von der Bertelsmann Stif-
tung, der Robert Bosch Stiftung GmbH und der Kommu-
nalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement 
(KGSt) entwickelte „integrierte, strategische Steue-
rungskonzept zur Koordinierung und einheitlichen Aus-
richtung der vielfältigen und notwendigen Angebote und 
Leistungen im Handlungsfeld Integration innerhalb und 
außerhalb der Kommunalverwaltung“ geprägt.48 Fol-
gende vier Denkrichtungen beschreiben dabei die Aus-
richtung eines strategischen Integrationsmanagements: 
„abgestimmt, proaktiv, vernetzt und sozialraumorien-
tiert“.49 Hier wird Integrationsmanagement in erster Li-
nie als Anforderung für die kommunale Steuerung von 
Integrationsprozessen und vernetzte Neuausrichtung 
der bestehenden oder neu zusammenzuführenden kom-
munalen Verwaltungsstrukturen (das bereits erwähnte 
Amt für Migration und Integration) verstanden.50 Dane-
ben wird die Einführung eines Fallmanagements im Be-
reich eines Flüchtlingsmanagements empfohlen, da es 
einen „Kümmerer, der fallorientiert ein wirksames Ge-
samtpaket schnürt und in der Umsetzung begleitet“,51 
braucht. Das Fallmanagement soll sich dabei auf alle 
Handlungsfelder erstrecken, die in der Lebenswirklichkeit 

47	 A.a.O. S. 141 f.
48	 Mit frühzeitigen Vorentwicklungen zum kommunalen Handlungsfeld 

Integration, vgl. Darstellung bei Dr. Alfred Reichwein; Gesemann/
Roth (Hrsg.) Handbuch Lokale Integrationspolitik, S. 694 ff.

49	 Genauere Darstellung durch Rainer Beutel „Verwaltungshandeln in 
der Flüchtlingskrise – Kommunales Integrationsmanagement stra-
tegisch ausrichten – Organisationsmodelle und Denkrichtungen“, 
2019, S. 141 ff. sowie auf der Website der KGSt.

50	 Vgl. Jonas Hafner „Gestaltungsmöglichkeiten kommunaler Integ-
rationsverwaltung“ in Bogumil/Kuhlmann/Proeller „Verwaltungs-
handeln in der Flüchtlingskrise“ 2019 – in erster Linie gedacht als 
Potential in der Ablauforganisation eines integrierten Amts für 
Migration und Integration.

51	 Vgl. Bericht KGSt B 7/2017 Kommunales Integrationsmanagement. 
Teil 1 S. 40.
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der Geflüchteten im Sinne der Gewährung passgenauer 
Hilfen bedeutsam sind.52

Die Erforderlichkeit eines kommunalen Integrationsma-
nagements wurde in Nordrhein-Westfalen im Zusam-
menhang mit der Entwicklung der Teilhabe- und Integra-
tionsstrategie 2030 diskutiert, die über den Landesbeirat 
für Teilhabe und Integration mit rund 50 Expertinnen und 
Experten aus Wissenschaft, Politik, Verwaltung, Freier 
Wohlfahrtspflege und weiteren herausragenden Persön-
lichkeiten fachlich eng begleitet worden ist. Im Frühjahr 
2019 lagen die ersten schriftlichen Stellungnahmen zu 
den Leitfragen: „Stärken und Schwächen. Wo stehen wir 
integrationspolitisch in NRW? Was ist besonders dring-
lich? Wo müssen wir aktiv werden?“ vor, bei denen mehr-
fach die landesseitig unterstützte Implementierung 
eines kommunalen Fallmanagements für den Bereich In-
tegration gefordert worden ist. Auch das vom MKFFI im 
Auftrag gegebene wissenschaftliche Gutachten „Kom-
munale Integrationsarbeit in Nordrhein-Westfalen“ von 
Prof. Jörg Bogumil/Jonas Hafner vom 15. Juni 2019 zielt 
für den Bereich der Neuzugewanderten auf die Bedeu-
tung der „weiterführenden Integrationsmaßnahmen“ 
und die dafür „zielgruppenspezifischen Beratungspro-
zesse (Case Management)“ ab und sieht für die Kommu-
nalen Integrationszentren den Bereich des Querschnitts 
als „wichtige zukünftige Aufgabe für die KI“. Der Begriff 
des Case Managements wird dann mit dem Begriff des 
„Einwanderungsmanagements“ verbunden und es wird 
der Frage nachgegangen, welche Instanz über die Erfor-
derlichkeit des Einwanderungsmanagements im Einzel-
fall entscheiden kann.

Unter Berücksichtigung dieser aufgezeigten fachlichen 
Rahmenbedingungen für Nordrhein-Westfalen wurde in 
der „Zieldimension I: Erstintegration von Neuzugewan-
derten – Das Ankommen organisieren und Orientierung 
stiften“ folgende Formulierung aufgenommen:

„Da Integration immer vor Ort stattfindet, gilt es die 
Kommunen zu stärken, die inter- und intrakommunale 
Zusammenarbeit zu unterstützen und die Entwicklung 
und Implementierung eines kommunalen ganzheitlichen 
Case Managements zu begleiten. Das bereichsübergrei-
fende Management ist zu Beginn des Zuzugs und insbe-
sondere bei biografischen Übergängen und rechtskreis-
wechseln von zentraler Bedeutung.“53

Diese Zielstellung wird seit 2019 für die Zielgruppe der 
jungen volljährigen Geflüchteten mit Gestattung oder 
Duldung des Aufenthalts über das Förderprogramm des 
MKFFI „Gemeinsam klappt`s“ in Verbindung mit dem 
gemeinsamen Programm des MAGS und des MKFFI 
„Durchstarten in Ausbildung und Arbeit“ durch die lan-
desgeförderten „Teilhabemanager“ umgesetzt. In 2020 
erfolgt nun die flächendeckende Implementierung des 

52	 Vgl. a.a.O.
53	 Unter https://www.mkffi.nrw/nordrhein-westfaelische-teilhabe- 

und-integrationsstrategie-2030 abrufbar, S. 14.

Kommunalen Integrationsmanagements im Rahmen ei-
ner umfassenden landesseitigen Förderung, die den An-
satz der rechtskreisübergreifenden strategischen Steu-
erung von Integrationsprozessen (in der Regel bei den 
Kommunalen Integrationszentren angesiedelt) inhaltlich 
und organisatorisch mit einem Einzelfallmanagement 
für Neuzugewanderte und zusätzlichen Personalstellen 
für Zentrale Bereiche der rechtlichen Verstetigung der 
Integration ausländischer Menschen mit besonderen In-
tegrationsleistungen in den Ausländer- und Einbürge-
rungsbehörden flankiert. Die oben skizzierten fachlichen 
Anforderungen für ein integriertes, rechtskreisübergrei-
fendes Instrument zur Handhabung kommunaler Integ-
rationsprozesse werden damit in Nordrhein-Westfalen 
sowohl für die Steuerungsorganisation (Aufbauorga-
nisation) als auch für die individuell ausgerichtete ope-
rative Ebene (Ablauforganisation) aufgegriffen und zu-
sammengeführt; sie gehen dabei über ein Kommunales 
Integrationsmanagement allein für geflüchtete Men-
schen weit hinaus.

Die Begrifflichkeit „Kommunales Integrationsmanage-
ment“ stärkt den Bedeutungszusammenhang von kom-
munaler Integration in systematischer Verzahnung mit 
der Migrationsverwaltung und grenzt ihn inhaltlich zu-
gleich von der Steuerung der Einwanderung, die wie oben 
gesehen überwiegend bundesrechtlich determiniert ist, 
ab. Integration gewinnt so verwaltungsrechtlich an Kon-
tur; mit der neuen flächendeckenden Landesförderung 
des „Kommunalen Integrationsmanagements“ ist das 
maßgebliche Instrument zu Bewältigung der anstehen-
den Integrationsaufgaben in Nordrhein-Westfalen ge-
funden. Dieses lässt sich zudem vor Ort grundsätzlich 
zur Umsetzung aller drei Zieldimensionen der Teilhabe- 
und Integrationsstrategie 2030 einsetzen, wenn auch 
die Priorität bei der Unterstützung der Phase des An-
kommens (die ersten drei Jahre nach Einreise) liegt. Vor 
diesem Hintergrund wäre auch der Begriff des „Teilha-
bemanagements“ – wie er beim Landesprogramm „Ge-
meinsam klappt’s“ verwendet wird – für die Gesamtkon-
zeption nicht passend gewesen; Teilhabe kann nach dem 
aktuellen Integrationsverständnis in Nordrhein-Westfa-
len nur ein Teilaspekt von Integration sein. Im Rahmen 
der anstehenden Grundnovellierung des Teilhabe- und 
Integrationsgesetzes wird diesem Spannungsfeld weiter 
nachzugehen sein.

Auch andere Bundesländer nutzen den Begriff „Integra-
tionsmanagement“ mit der gemeinsamen inhaltlichen 
Ausprägung, dass die Koordinierung der nach individu-
ellen Bedarfslagen orientierten Integrationsangebote 
rechtskreisübergreifend erfolgt.

Die Spannweite der konkreten Ausgestaltung wiede-
rum ist erheblich und zeigt, dass letztlich nur eine 
landesgesetzliche Begriffsbestimmung für die je-
weilige zukünftige Fortentwicklung kommunaler Integra-
tionszuständigkeiten und Verfahren berechenbare und 
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langfristige Rahmenbedingungen schaffen kann. Das 
Land Baden-Württemberg ist beispielweise den Weg ge-
gangen, im Rahmen eines Paktes für Integration mit den 
Kommunalen Landesverbänden vom 27. April 2017 ins-
gesamt 1.200 Integrationsmanagerinnen und Integrati-
onsmanager zu fördern, die geflüchteten Menschen mit 
Beratung zu den verschiedenen lebenslagenbezogenen 
Integrationsfragen oder mit Verweisberatung an andere 
zuständige Stellen wie beispielsweise die Jobcenter zur 
Verfügung stehen. Flankiert wird dieses Vorgehen von 
einem zu erstellenden individuellen Integrationsplan und 
einer strukturierten Datenerhebung und Dokumentation 
der Integrationsfortschritte. Nur dieses individuelle Vor-
gehen wird mit dem Begriff eines Integrationsmanage-
ments verknüpft. Seit 2019 werden durch Projektmit-
tel für verschiedene integrationspolitische Maßnahmen 
auch die Förderung von einem Netzwerk „Integration zur 
Entwicklung bzw. Fortführung eines kommunalen Integ-
rationsplans“ ermöglicht. Dieses Netzwerk muss durch 
die Verwaltungsspitze der Kommune zusammen mit 
dem jeweiligen Integrationsbeauftragten geleitet und 
koordiniert werden.54 Auch hier kommen grundsätzlich 
individuelles Fallmanagement mit einer für die Vernet-
zung erforderlichen Overhead-Struktur zusammen, wo-
bei letztere nicht zwingend vorgesehen ist und im Ver-
gleich zu Nordrhein-Westfalen mit der zusätzlichen 
Struktur der Kommunalen Integrationszentren auch nur 
einen deutlich geringeren Anteil in der Gesamtförder-
konzeption einnimmt.

Das Land Hessen fördert seit 2018 kommunales bzw. re-
gionales Integrationsmanagement, das über sogenann-
te „WIR-Koordinationskräfte“ (strukturelle Ebene mit 
Schwerpunkt interkulturelle Öffnung) und „WIR-Fallma-
nager“ (individuelle Ebene für geflüchtete Menschen) 
umgesetzt wird. Eine hohe Parallelität der verfolgten in-
tegrationspolitischen Zielrichtung der Länder Hessen 
und Nordrhein-Westfalen ist gegeben, auch wenn zahl-
reiche Unterscheidungen in der Gesamtförderkonzepti-
on auftreten.

Zusammenfassend lässt sich bundesweit betrachtet 
feststellen, dass sich der Begriff Integrationsmanage-
ment für die verwaltungsorganisatorische Aufgaben-
stellung der Kommunen zur Bewältigung der hochkom-
plexen Integrationsprozesse offensichtlich in einigen 
Ländern durchsetzt, ohne im Detail juristisch hinrei-
chend bestimmt zu sein. Mit der Brille des § 45 AufenthG 
gesehen, der wie unter II. dargestellt die Zielvorstel-
lung eines bundesweiten Integrationsprogramms ent-
hält, ergibt dies immerhin einige interessante Lichtun-
gen im deutschen „Gesamtdschungel“ der Integration. 
Die weiteren Entwicklungen werden daher zu verfolgen 
sein. Für Nordrhein-Westfalen ist zu konstatieren, dass 
der Begriff „Kommunales Integrationsmanagement“ 

54	 Weitere Informationen auf der Website des Sozialministeriums 
Baden-Württemberg.

zwischenzeitlich auch normativ besetzt ist, wie die nach-
folgenden Ausführungen zeigen.

4.4.	� Implementierung des Kommunalen 
Integrationsmanagements als 
Rechtsbegriff in Nordrhein-
Westfalen

Mit dem Gesetz zur Änderung des Teilhabe- und Integ-
rationsgesetzes und des Gesetzes zur Ausführung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes vom 12. Juni 2019 (GV.
NRW. S. 363 / GE LT-Drucksache 17/5977) wurde in § 14c 
Teilhabe- und Integrationsgesetz im Zusammenhang 
mit der Bereitstellung von 432,8 Mio. Euro für Integra-
tionsmaßnahmen der Begriff „Kommunales Integrati-
onsmanagement“ erstmalig normiert. Um einen sinn-
vollen Mitteleinsatz in Anbetracht der einmaligen Höhe 
der Zuweisungssumme sicherzustellen, sollten beste-
hende Ansätze zur örtlichen Koordination und integrier-
ten Steuerung der rechtskreisübergreifenden Zusam-
menarbeit auf der Grundlage der bis dahin vorliegenden 
guten Erfahrungen mit dem Modellprojekt „Einwande-
rung gestalten NRW“ gestärkt und weitere Kommunen 
zum Aufgreifen dieses Instruments ermutigt werden. So 
bestimmt § 14 c Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 Teilhabe- und 
Integrationsgesetz:

„Die Gemeinden erhalten im Jahr 2019 Zuweisungen 
in Höhe von insgesamt 400 Millionen Euro zur Entlas-
tung bei Maßnahmen zur Integration und zum kommu-
nalen Integrationsmanagement insbesondere von Asyl-
begehrenden, anerkannten Schutzberechtigten und 
Geduldeten. Zur Unterstützung bei der besonderen Ko-
ordinierungsfunktion gegenüber den kreisangehörigen 
Gemeinden, insbesondere im Bereich des Kommunalen 
Integrationsmanagements und für eigene Integrations-
maßnahmen, erhalten die Kreise in 2019 Zuweisungen in 
Höhe von 32,8 Millionen Euro.“

Die Gesetzesbegründung enthält die Klarstellung, dass 
eine Aufgabenübertragung „weder hinsichtlich des kom-
munalen Integrationsmanagements noch hinsichtlich 
der Zuständigkeit weiterer Integrationsmaßnahmen“ 
stattfindet und die Gelder im Rahmen der Kommunalen 
Selbstverwaltung einzusetzen sind. Da das Gesetz selbst 
die Inhalte des Kommunalen Integrationsmanagements 
nicht legal definiert, muss für die nähere Begriffsbestim-
mung der Begründungstext herangezogen werden.

„Ein besonderes Augenmerk liegt dabei auf der Etab-
lierung und Fortentwicklung eines rechtskreisübergrei-
fenden kommunalen Integrationsmanagements in den 
Gemeinden selbst aber auch auf Kreisebene. Aus dem 
Landesprogramm ‚Einwanderung gestalten NRW‘, das 
bis Ende 2019 läuft, ergibt sich bereits jetzt, dass die 
Nutzung des Handlungskonzepts Case Management, 
das durch die Frankfurt University of Applied Sciences 
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vorlegt wurde, eine entscheidende Weichenstellung ist, 
um vor Ort Migrations- und Integrationsprozesse erfolg-
reich miteinander zu verknüpfen und durch die Nutzung 
von Synergieeffekten zu einer integrierten kommunalen 
Steuerung der örtlichen Integration von Zugewanderten 
zu kommen. Zielrichtung ist dabei, die ausländerrecht-
lichen, leistungsrechtlichen und integrationsrelevanten 
Akteurinnen und Akteure im Bereich Migration und In-
tegration, Soziales und Bildung in einer Kommune auf 
der Steuerungsebene koordinierend zu verbinden. Kom-
munales Integrationsmanagement definiert und ope-
rationalisiert dabei auch die Schnittstellen zu anderen 
betroffenen Rechtskreisen wie die Grundsicherung für 
Arbeitsuchende nach dem SGB II, dem Recht der Arbeits-
förderung nach dem SGB III, der Kinder- und Jugendhil-
fe nach dem SGB  VIII, den bundesgeförderten Jugend-
migrationsdiensten (JMD) und der Migrationsberatung 
für erwachsene Zuwanderer (MBE), entsprechend § 45 
Satz 1 AufenthG mit einem eigenen Fallmanagement. 
Neben diesem Landesprogramm haben sich bereits vie-
le Kommunen in Nordrhein-Westfalen auf den Weg ge-
macht, entsprechende Konzepte für ein Kommunales In-
tegrationsmanagement zu erproben, teilweise durch die 
Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsma-
nagement umfassend begleitet.[…] Die Zuweisungsbe-
träge können für die Bereiche Kommunales Datenma-
nagement/Kommunale Integrationsplanung, Konzepte 
für ein örtliches Integrationsmanagement  – übergrei-
fend oder zielgruppenspezifisch –, für Fortbildungen von 
kommunalen Mitarbeitern oder zur Abdeckung von Per-
sonalstellen im strukturellen oder individuellen Integra-
tionsmanagement eingesetzt werden.“

Neben der engen Verknüpfung des Rechtsbegriffs des 
Kommunalen Integrationsmanagements mit dem Hand-
lungskonzept Case Management der Frankfurt Uni-
versity of Applied Sciences enthält der Gesetzentwurf 
auch eine Stärkung der künftigen Rolle der Kreise ge-
genüber ihren kreisangehörigen Gemeinden im Bereich 
Integration:

„Neben den unmittelbaren Integrationsaufgaben der Ge-
meinden vor Ort ist anzuerkennen, dass auch den Krei-
sen für die Integration von geflüchteten Menschen rele-
vante Aufgaben übertragen worden sind oder von diesen 
kraft ihrer Zuständigkeit für überörtliche Angelegenhei-
ten wahrgenommen werden. Dies betrifft beispielsweise 
die Rolle der Kreise als Träger der Jobcenter, der weiter-
führenden und berufsbildenden Schulen, der Ausländer-
behörden und der Einbürgerungsbehörden (neben grö-
ßeren kreisangehörigen Städten als Träger). Gelingende 
Integration im ländlichen Raum setzt daher ein enges 
Zusammenwirken von Kreisen und kreisangehörigen Ge-
meinden voraus. ‚Zu den zentralen Aufgaben der Land-
kreise gehört es in diesem Zusammenspiel, die Akteure 
und Träger in den kreisangehörigen Kommunen zu be-
raten, zu unterstützen und den Austausch zwischen ih-
nen im Sinne eines Informations- und Wissenstransfers 

zu fördern.‘ (vgl. Dr. Klaus Ritgen – Referent beim deut-
schen Landkreistag in ZAR 2018, S. 414f.). Auch nach den 
bisherigen Erfahrungen aus dem Landesprogramm ‚Ein-
wanderung gestalten NRW‘ und ‚Gemeinsam klappt’s‘ 
zeichnet sich die Bedeutung der Koordinierungsfunktion 
der Kreise ab, besonders bei den großen Flächenkreisen 
in Nordrhein-Westfalen.“

Zur Abgrenzung mit dem Landesförderprogramm „Kom-
munalen Integrationsmanagement“ können Zuweisun-
gen für Integrationsmaßnahmen nach §  14c Teilhabe- 
und Integrationsgesetz nur bis zum 31. August 2020 
eingesetzt werden.

Die für die aktuell erfolgende, flächendeckende Imple-
mentierung des Kommunalen Integrationsmanagements 
mit ihrer vorgesehenen dreigliedrigen Landesförderung 
hat das Haushaltsgesetz 2020 eine entsprechende ge-
setzliche Grundlage erfahren.

Im Rahmen des Begründungstextes wird deutlich, dass 
die Landesförderung auf die Zielstellungen des Teilhabe- 
und Integrationsgesetzes nach § 1 Nr. 8 ausgerichtet ist, 
mithin „die Integration fördernde Struktur auf Landes- 
und Kommunalebene zu sichern und weiter zu entwi-
ckeln“. Aus der Gesetzesbegründung (LT-Drs.: 15/2944) 
ergibt sich die Zielrichtung, die 2011 bereits vorhande-
ne Infrastruktur der 27 Regionalen Arbeitsstellen zur 
Förderung von Kindern und Jugendlichen aus Zuwande-
rerfamilien (RAA) abzusichern und ihre qualitative und 
quantitative Weiterentwicklung zu ermöglichen. 2020 
zeichnet sich ab, dass die nun flächendeckend stehen-
de Struktur der Kommunalen Integrationszentren wei-
terer Fortentwicklung bedarf und mit dem Kommuna-
len Integrationsmanagement sowohl auf struktureller 
als auch auf individueller Ebene ein geeignetes verwal-
tungsrechtliches Instrumentarium zur Verfügung steht. 
Dieses systematische und grundsätzlich auf Dauer an-
gelegte Förderprogramm des Landes zur langfristigen 
Stärkung der Kommunen als maßgeblicher Integrations-
motor wird voraussichtlich weitere Anpassungen im Teil-
habe- und Integrationsgesetz erforderlich machen.

4.5.	� Ausblick

Rechtswissenschaftlich betrachtet, kann die Thematik 
zur Einordnung und letztendlich klaren Normierung der 
Voraussetzungen und Inhalte des Kommunalen Integra-
tionsmanagements im Zusammenhang mit dem oben 
beschriebenen „Integrationsverwaltungsrecht im Wer-
den“ nicht abgeschlossen sein. Maßgeblicher Klärungs-
bedarf besteht u.a. bei den rechtlichen Voraussetzungen 
zu ausreichender Datenübermittlung und Datenschutz 
zur Realisierung einer rechtskreisübergreifenden Zu-
sammenarbeit sowohl auf struktureller als auch auf indi-
vidueller Ebene mit der Zielstellung des Erreichens einer 
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„Integrations-Datenbank“55, für die sich das Land Nord-
rhein-Westfalen im Bundesrat stark gemacht hat. So 
enthielt noch die Bundesrats-Strichdrucksache 54/1/19 
die Aufforderung an die Bundesregierung, im Rahmen 
des Gesetzgebungsverfahrens zum Zweiten Datenaus-
tauschverbesserungsgesetz das Ausländerzentralre-
gister (AZR) und die gesetzlichen Grundlagen so fort-
zuentwickeln, dass Bund, Länder und Kommunen die 
erforderlichen Integrationsprozesse besser abbilden 
und koordinieren können. Weiter heißt es:

„Mit dem vorgesehenen Ausbau des AZR zu einem Kern-
datensystem und der damit einhergehenden massiven, 
digital gestützten Vernetzung eines erweiterten Kreises 
von Institutionen – im Bereich der Erstregistrierung, der 
Informationsbereitstellung für Behörden, der Sicher-
heitsüberprüfung sowie der Asylverfahren – sind in ge-
setzlicher, technischer und organisatorischer Hinsicht 
die Voraussetzungen für solch eine Datenbank bereits 
weitgehend erfüllt. Der Bundesrat schlägt vor, das AZR 
für integrationspolitische Anforderungen zu öffnen; ne-
ben den Aufgaben des BAMF nach dem Aufenthaltsge-
setz primär für die mit Integration befassten Behörden 
der Kommunen und der Länder.

Dies macht die Anpassung folgender Normen des AZRG 
für die zugriffsberechtigten Institutionen erforderlich: 
§ 2 Anlass der Speicherung, § 3 Allgemeiner Inhalt, § 6 
Übermittelnde Stellen, Inhalt der Datenübermittlung, 
§  11 Zweckbestimmung, Weiterübermittlung von Da-
ten, § 15 Datenübermittlung an Ausländerbehörden und 
so weiter, §  22 Abruf im automatisierten Verfahren. Zu 
den in §  22 AZRG aufzunehmenden, abrufberechtigten 
Behörden gehören die kommunalen Ämter für Schu-
le, Kinderbetreuung, Wohnen sowie weitere kommunale 
Integrationsbehörden. Anhand einer entsprechend ge-
eigneten Datengrundlage können dann unter integrati-
onspolitischen Gesichtspunkten frühzeitig alle erforder-
lichen Maßnahmen initiiert werden, die in Abhängigkeit 
von der individuellen Bleibeperspektive die soziale Teil-
habe sowie die selbstbestimmte Lebensführung der ins-
besondere geflüchteten Menschen vorbereiten.“

Der Bundesrat hat sich mit seinem Beschluss vom 15. 
März 2019 dann lediglich dafür entschieden, die Bundes-
regierung aufzufordern „im weiteren Gesetzgebungsver-
fahren geeignete Regelungen zu treffen, damit die für In-
tegrationsmaßnahmen zuständigen Stellen der Länder 
und Kommunen die für ihre Tätigkeit erforderlichen im 
Ausländerzentralregister gespeicherten Daten – auch im 
Wege des automatisierten Verfahrens – nutzen können.“ 
Die konkrete Ausgestaltung im verabschiedeten Zweiten 
Datenaustauschverbesserungsgesetz bleibt hinter den 
durch Nordrhein-Westfalen formulierten Anforderungen 
zurück und löst die in der Praxis aufgetretenen Proble-
me der rechtskreisübergreifenden Datenübermittlung 

55	 Begriff nach Dagmar Dahmen in „Vom Ausländerzentralregister zur 
Datenbank für Integration: Willkommenskultur politisch administra-
tiv gestalten“, Heinrich-Böll-Stiftung Bd. 46, S. 144 ff.

auf Ebene der Kommunen nicht. Dieses Themenfeld 
wird Bund, Länder und Kommunen daher auch künftig 
vor Herausforderungen stellen und muss letztendlich 
durch die Formulierung geeigneter gesetzlicher Grund-
lagen gelöst werden.

Neben den datenschutzrechtlichen Fragestellungen 
gilt es das Verhältnis zwischen den Kreisen und den 
kreisangehörigen Gemeinden auszutarieren und mög-
lichst reibungsfrei und verlässlich auszugestalten. Das 
Handlungskonzept zum Kommunalen Integrationsma-
nagement NRW enthält hier wichtige Weichenstellun-
gen zur Sicherstellung einer guten und auf Langfristig-
keit ausgelegten interkommunalen Zusammenarbeit. 
Im Rahmen der anstehenden und koalitionsvertraglich 
vorgegebenen Grundnovellierung des Teilhabe- und In-
tegrationsgesetzes Nordrhein-Westfalen wird dann das 
Zusammenspiel zwischen den Kommunalen Integrati-
onszentren als landesgeförderte kommunale Infrastruk-
tur und dem Kommunalen Integrationsmanagement als 
maßgebliches Integrationsinstrument – auch mit unmit-
telbarer Auswirkung auf das Verhältnis der Kreise zu ih-
ren kreisangehörigen Gemeinden – zu bestimmen sein.

In der Perspektive wird sich das Kommunale Integra-
tionsmanagement zudem in der Praxis bewähren und 
die Schnittstellen zu den bundesgeförderten Struktu-
ren MBE und JMD sowie zu den in der Bundeshoheit lie-
genden Akteurinnen und Akteure BAMF und der Bun-
desagentur für Arbeit definieren müssen. Auch die 
erfolgreiche langfristige Verzahnung der „Integrations-
verwaltung“ mit den migrationsrechtlichen Akteurin-
nen und Akteuren unter Berücksichtigung der durch das 
letzte Migrationspaket des Bundes aus 2019 verstärkt 
abwehrrechtlich ausgelegten Bestimmungen wird eine 
Herausforderung sein und zeigt gleichzeitig, wie wich-
tig ein integrierter Ansatz aus Migration und Integrati-
on in den jeweiligen Kommunen für die örtliche Kohärenz 
des Verwaltungshandelns ist. Ein integriertes Amt muss 
jedoch nicht zwingend sein, die Koordination kann auch 
erfolgreich über die vorgesehene strukturelle Ebene des 
Kommunalen Integrationsmanagements erfolgen.

Auch zu anderen zentralen Themenfeldern des Landes 
und der Kommunen gilt es für das Kommunale Integ-
rationsmanagement  – letztendlich als besondere Aus-
prägung des aktuellen Zeitalters der Vernetzung – Ver-
bindungen zu finden und neue Deutungshoheiten zu 
schaffen. Dies betrifft beispielsweise die Digitalstrate-
gie Nordrhein-Westfalen, das Modellprojekt „Kommu-
nale Präventionsketten“ zur Gewährleistung von glei-
chen Chancen für Kinder auf ein gutes Aufwachsen, auf 
Bildung und gesellschaftliche Teilhabe und die strategi-
sche Sozialplanung in Nordrhein-Westfalen; alles Berei-
che, die in besonderer Weise rechtskreisübergreifend, 
bedarfs- und lebenslagenorientiert und grundsätzlich 
präventiv ausgelegt sind.
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Sollte mit der Implementierung des Kommunalen Inte-
grationsmanagements eine Odyssee im bisherigen „In-
tegrationsdschungel“ nun sowohl für die Kommunen 
als auch für die neueingewanderten Menschen in Nord-
rhein-Westfalen ausgeschlossen sein, fängt die Reise für 
die künftige rechtliche Ausgestaltung der gesamtstaatli-
chen Aufgabe Integration erst an.
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5.	 �Wissenschaftliche Begleitung – ISR56

Wissenschaftliche Begleitung – ISR

5.1	� Theoretische Grundlagen und 
Konzept der wissenschaftlichen 
Begleitung

5.1.1	 �Aufgabenstellung und Grundkonzept

Die wissenschaftliche Begleitung des Projekts begann 
ihre Arbeit zum 1.1.2017. Ihr Auftrag war es, die zwölf 
Projektkommunen beim Aufbau des jeweils lokalen Pro-
jekts zu beraten und die Entwicklung vor Ort durch die 
Bereitstellung von Handlungskonzepten und Instru-
menten, Beratung, die Weiterbildung der Koordinieren-
den im Netzwerkmanagement und die Organisation von 
fachlichem Austausch zu unterstützen. Leitend war da-
bei die Zielsetzung des Gesamtprojekts – deswegen hat-
te die wissenschaftliche Begleitung neben der Aufgabe 
der Unterstützung der lokalen Prozesse auch die Aufga-
be der fachlichen Steuerung. „Steuerung“ konnte in die-
sem Zusammenhang jedoch nur bedeuten, dass „wei-
che“ Steuerungsimpulse gesetzt wurden – ein Konzept, 
das unter dem Begriff der „Kontextsteuerung“ disku-
tiert wird (vgl. Willke 1995, Naujoks 1994, Breisig 2010). 
Kernidee der Kontextsteuerung ist es, dass ein Steue-
rungsakteur den Handlungskontext seiner potenziellen 
„Steuerungsobjekte“ beeinflusst, ohne direkt durch den 
Einsatz von Steuerungsmedien wie Macht oder Geld zu 
steuern. Er muss sich vielmehr darauf verlassen, dass 
sie den Kontext aufnehmen und so verarbeiten, dass 
Entscheidungen getroffen werden, die auch im Sinne des 
Steuerungsakteurs sind. „Fremdsteuerung“ wird damit 
durch „Selbststeuerung“ ergänzt: „Die Idee der Kontext-
steuerung kann in ihrem Kern als eine flexible Rahmen-
steuerung aufgefasst werden. Das Management zieht 
sich in seinen Steuerungsansprüchen auf das Setzen 
von Rahmenbedingungen (…) zurück; es sorgt mit In-
terventionen für die zielgerichtete Gestaltung von Kon-
texten (…) für selbstorganisatorische Prozesse“ (Breisig 
2010: S. 70, Hervorhebung im Original). „Kontextsteue-
rung“ meint dabei nicht umstandslose Selbststeuerung, 
sondern eine „produktive Kombinatorik von autonomer 
Selbstorganisation und (…) verbindlicher Kontextvor-
gaben“ (Teubner/Willke 1984: S.  6, zitiert nach Breisig 
2010: S. 71).

„Kontextsteuerung“ bedeutete im Rahmen des Projekts, 
an den Standorten ein Angebot zur Beratung und Unter-
stützung beim Aufbau sowie der Weiterentwicklung und 
Verstetigung von Strukturen des Integrationsmanage-
ments zusammenzustellen. Dieses bestand in

	� 	Reflexionshilfen (Beratung, Austausch der Koordi-
nierenden; vgl. 5.1.4.1 und 5.1.4.2),
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	� 	Auf- und Ausbau von Kompetenzen für ein Netzwerk-
management bei den Koordinierenden (vgl. 5.1.4.1),

	� 	Austausch der Projektleitungen über Entwicklungen 
an den jeweiligen Standorten (vgl. 5.1.4.3) sowie der

	� 	Bereitstellung fachlicher Inputs in Form von Vorträ-
gen und textlichen Materialien.

Dieses Konzept beinhaltet, den spezifischen Entwick-
lungen an den einzelnen Standorten den nötigen Raum 
zu lassen, da die Umsetzung fachlicher Überlegungen 
in der Praxis in erheblichem Maße vom lokal geprägten 
Kontext für organisationales Lernen abhängt.

5.1.2	 �Grundlage 1: Das tätigkeitstheoretische	
Konzept organisationalen Lernens

Das Konzept der Kontextsteuerung bildete die strategi-
sche Basis der wissenschaftlichen Begleitung, inhaltlich 
stützte sie sich auf Überlegungen zu organisationalem 
Lernen. Denn die mit dem Projekt „Einwanderung gestal-
ten“ verbundenen Herausforderungen im Hinblick auf 
Veränderungsprozesse betreffen sowohl die Organisati-
onen wie auch deren Mitarbeitende, sodass zu ihrer Be-
arbeitung auf ein komplexes Modell von Organisations-
entwicklung zurückgegriffen werden muss.

Ein solches Konzept organisationalen Lernens hat Yriö 
Engeström (Universität Helsinki/University of Califor-
nia) in jahrzehntelanger theoretischer und praktischer 
Tätigkeit entwickelt. Er versteht Organisationen als Tä-
tigkeitssysteme und stellt einzelne Handlungen in einen 
kulturellen und historischen Kontext: „Ein Tätigkeitssys-
tem (ist) immer eine Gemeinschaft vieler Standpunkte, 
Traditionen und Interessen. Die Arbeitsteilung in einer 
Tätigkeit schafft verschiedene Positionen für die Mit-
glieder, die Mitglieder tragen ihre jeweils eigene unter-
schiedliche Geschichte, und das Tätigkeitssystem selbst 
enthält verschiedene historische Schichten und Strän-
ge, die in seine Gegenstände, Regeln und Konventionen 
eingeschrieben sind“ (Engeström 2008: S. 65).

Die Auseinandersetzung des einzelnen Akteurs mit 
dem Objekt seines Handelns ist über (gegenständli-
che wie symbolische) Instrumente vermittelt. Diese Tri-
ade steht jedoch stets in einem gesellschaftlichen (und 
auch organisationalen) Kontext, der geprägt ist von Re-
geln und gesellschaftlicher Arbeitsteilung sowie weite-
ren Formen der Gemeinschaftlichkeit. „Die Motivation 
der handelnden Subjekte liegt darin, den Gegenstand 
vom Rohzustand in ein Ergebnis zu transformieren. Dies 
geschieht arbeitsteilig innerhalb einer Gemeinschaft. 
Die Gemeinschaft besteht aus Individuen oder Grup-
pen, die sich dasselbe Objekt teilen. Durch die historisch 
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herausgebildete Arbeitsteilung wird die Tätigkeit – ana-
lytisch betrachtet – in Handlungen mit bestimmten Zie-
len zerlegt, die gleichzeitig die gerichtete Kooperation 
auf die Tätigkeit widerspiegelt. Die einzelnen Handlun-
gen sind daher stets im Kontext der kollektiven Tätigkeit 
mit ihren längerfristigen historischen Dynamiken zu ana-
lysieren“ (Geithner 2014: S. 11).

Bei der Betrachtung von Aktivitätssystemen sind forma-
le Grenzen von Organisationen eher zweitrangig, Struk-
turen werden als Resultate von Prozessen und gleichzei-
tig deren Voraussetzung gefasst. Engeströms Ansatz 
steht damit quer zur Tradition der Organisationsthe-
orie, die auf Organisationen als Gebilde fokussiert, die 
klare Grenzen zur Umwelt aufweisen; ein stärker auf den 
„Prozess des Organisierens“ (vgl. Weick 1995) gerichte-
ter Blick ist eher die Ausnahme. Von daher beinhaltet die 
kulturhistorische Perspektive eine zentrale Wendung: 
„bring work back in“ (Blackler 2009: S. 30).

Der zentrale Eckpfeiler der Tätigkeitstheorie ist die Kon-
zeption des Objekts bzw. Gegenstands, denn sie be-
trachtet Tätigkeit grundsätzlich als „objektorientiert“: 
„Der Gegenstand trägt und verkörpert das wahre Mo-
tiv der Tätigkeit. Tätigkeiten sind Systembildungen, die 
dadurch Dauer erreichen, dass sie institutionalisiert 
werden. Aber Tätigkeiten nehmen nur durch Handlun-
gen Gestalt an und offenbaren sich in Handlungen, die 
von Individuen und Gruppen ausgeführt werden“ (Enge-
ström 2008: S. 95).

Der Zusammenhang zwischen individueller Handlung 
und Tätigkeit stellt sich über das Objekt her: „Die primä-
re Analyseeinheit ist ein kollektives, gegenständlich ver-
mitteltes und gegenstandsorientiertes Tätigkeitssystem 
(…). Zielgerichtete individuelle und Gruppenhandlungen 
sind relativ unabhängige, aber untergeordnete Einheiten 
der Analyse. Fallweise sind sie nur verständlich, wenn 
sie vor dem Hintergrund des Gesamtsystems interpre-
tiert werden. Tätigkeitssysteme realisieren und reprodu-
zieren sich selbst durch Erzeugung von Handlungen und 
Operationen“ (ebd.: S. 65). Wenn ein solches Objekt als 
„Motiv“ eines Aktivitätssystems aber mehr und anderes 
ist als das Ziel individueller oder Gruppenhandlungen, 
dann stellt sich die Frage nach der Konstitution des Ob-
jekts. Es kann nicht naiv als gegeben, eben „gegenständ-
lich“, angenommen werden, sondern stellt immer schon 
(gleichzeitig) eine Konstruktion dar, die über das Tätig-
keitssystem vermittelt wird. „The object and motive give 
actions their ultimate continuity, coherence and mea-
ning, even when the ostensible object of many actions 
(…) does not coincide with the object of overall activi-
ty“ (Engeström 2000: S. 964). Das heißt, das Objekt hat 
keine klaren Konturen und ist zudem historisch wandel-
bar: Es repräsentiert und erklärt das gemeinsame Motiv 
der Aktivität. Als solches ist es nicht beständig, sondern 
verändert, konstruiert und rekonstruiert sich andau-
ernd neu. Dies macht auch Blackler deutlich: „objects of 

activity need to be understood as simultaneously given, 
socially constructed, contested, and emergent“ (Black-
ler 2009: S. 27).

Die Vermittlung zwischen den Akteurinnen und Akteuren 
innerhalb eines Tätigkeitssystems und ihren Objekten 
erfolgt durch Werkzeuge und Symbole – dies bedeutet, 
dass die Objekte als solche erst im Zuge der Vermittlung 
konstituiert werden, gleichzeitig haben sie ihre eigene 
Geschichte und Gegenständlichkeit: „objects are const-
ructed by actors as they make sense, name, stabilize, re-
present and enact foci for their actions and activities (…) 
objects have histories and built-in affordances, they re-
sist and bite back“ (Engeström/Blackler 2005: S. 310). 
Dies bedeutet, dass sich jede Organisation als „Tätig-
keitssystem“ ihr Objekt schafft – natürlich in tätiger Aus-
einandersetzung mit der Außenwelt, insbesondere dem 
Feld, in das sie eingebettet ist. Dieses Objekt ist einge-
bunden in organisationale Routinen und Wissensbestän-
de, es bildet ein Verbindungsglied zwischen (autonomer) 
Organisation und dem spezifischen Feld, in dem sich 
die Organisation bewegt. Organisationales Lernen voll-
zieht sich nach Engeströms Auffassung immer im Wech-
selspiel zwischen den Akteurinnen und Akteuren und 
dem gesamten Tätigkeitssystem und ist objektzentriert. 
Durch Veränderungen in der „Objektwelt“ entstehen Wi-
dersprüche im Tätigkeitssystem, die aktiv bewältigt wer-
den müssen. Dadurch eröffnen sich für die Akteurinnen 
und Akteure neue Möglichkeiten des Handelns, die in ei-
nem zyklischen Prozess „expansiven Lernens“ erschlos-
sen werden. Expansives, d.h. organisationales Lernen 
wird ausgelöst durch Irritationen und Unzufriedenheit 
einzelner oder kollektiver Akteurinnen und Akteure im 
Zusammenhang mit der gegenwärtigen Praxis – als Fol-
ge einer generell widersprüchlichen Gesamtsituation. 
Der entscheidende Schritt ist jetzt, dass alle Beteiligten 
nach einer neuen Lösung, einem neuen Tätigkeitsmodell 
(nicht: Handlungsmodell) suchen. Dieses wird dann im-
plementiert, was u. U. neue Widersprüche innerhalb des 
Tätigkeitssystems hervorruft. Die Implementation tan-
giert „benachbarte“ Tätigkeitssysteme, was ebenfalls 
Widersprüche induzieren kann. Expansives Lernen er-
weitert somit den Blick der Akteurinnen und Akteure auf 
sich und das Tätigkeitssystem, in das sie eingebunden 
sind. In der Folge werden Prozesse und Zusammenhän-
ge, die sich bisher „hinter dem Rücken“ der Akteurinnen 
und Akteure vollzogen bzw. hergestellt haben, bewusst 
und daraufhin gemeinsam gestaltet. Es entstehen eine 
„gemeinsame Sichtweise“ und eine „gemeinsame Ver-
antwortung für die Bildung, Koordination und Kontrolle“ 
von Prozessen einer geänderten Objektkonstitution. Der 
bisher nur funktionale Zusammenhang von Handlungen 
wird transformiert in einen bewusst gestalteten.

Vor dem Hintergrund dieser theoretischen Überlegun-
gen wird die Dynamik verständlich, die wir an vielen Pro-
jektstandorten feststellen konnten: Gesellschaftliche 
Diskurse und „objektive“ Problemkonstellationen im 
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Zusammenhang mit Zuwanderung schaffen eine Druck-
situation, die zu den Widersprüchen führt, wie sie En-
geström beschreibt. Die Arbeit in den Lenkungs- und 
Projektgruppen wiederum führt vielerorts zu einer Neu-
konstitution von „Objekten“, d.h. Sichtweisen auf Zu-
gewanderte. Inwieweit die Auseinandersetzung hier-
mit dann zu einer Veränderung der Tätigkeitssysteme 
selbst führt, kann nur von Standort zu Standort betrach-
tet werden.

5.1.3	 �Grundlage 2: Theoretische Überlegungen	
zur Bildung von Netzwerken

Engeströms Konzept kann für die Analyse und Gestal-
tung von Prozessen organisationalen Lernens fruchtbar 
gemacht werden (Geithner 2018, Katenkamp 2018). Im 
Rahmen von „Einwanderung gestalten“ geht es aber da-
rüber hinaus um die Entwicklung und Stabilisierung von 
Netzwerken: Wie vollzieht sich Netzwerkbildung, wo-
durch wird die Entwicklung vorangebracht? Auch zur 
Beantwortung dieser Fragen kann die Tätigkeitstheorie 
dienen, wie im Folgenden skizziert wird (ausführlich wird 
dies in 6.2 dargestellt).

Organisationen konstruieren die „Gegenstände“ ihrer 
Tätigkeit in einem komplexen Zusammenhang aus for-
maler Struktur, Arbeitsaufträgen, Organisationskultur, 
professionellen Wissensbeständen etc. (vgl. Engeström 
2008); im Bereich öffentlicher Verwaltung sind diese Ge-
genstände meistens „Fälle“. Soweit es zur Ausbildung 
von Kooperationsstrukturen kommt, beziehen sich die-
se auf gemeinsame „Gegenstände“, die allerdings aus ei-
nem jeweils spezifischen Organisationskontext konstru-
iert werden. „Ko-Konfiguration“ bedeutet deshalb die (u. 
U. langwierige) Herausbildung eines gemeinsam geteil-
ten Blicks auf diesen Gegenstand. Hierdurch entsteht 
„expansives Lernen“.

Im Kontext von Sozial- und Arbeitsmarktpolitik sind un-
terschiedliche „Gegenstände“ denkbar, die zur Kristalli-
sation verteilter Expertise beitragen könnten. Prominent 
sind dabei natürlich genau die Themen, die zur Etablie-
rung organisationaler Felder beigetragen haben, d.h. 
von mehreren Organisationen arbeitsteilig und z.T. ko-
operativ, z.T. konkurrierend bearbeitet werden. Sie bil-
den den Ausgangspunkt für Diskurse, die im Rahmen 
von Fachplanungen geführt werden. Diese stützen sich 
auf Daten, die wiederum überwiegend aus Expertensys-
temen gewonnen werden, wie z.B. der Sozialberichter-
stattung. Ein wesentliches Merkmal dieser Daten ist es, 
dass sie sich auf einen abstrakten Merkmalsraum bezie-
hen, Strukturen abbilden und gerade deshalb von indi-
viduellen Lebensverhältnissen abstrahieren. Strukturen 
sozialer Ungleichheit und lokaler Versorgung wirken sich 
zwar im Einzelfall aus, werden aber fallunabhängig gene-
riert und über die Analyse sozialstatistischer sowie öko-
nomischer Daten fassbar, die systematisch von Beson-
derheiten absehen. Die Programmatik sozialstaatlicher 

Intervention setzt an diesen überindividuellen Struktu-
ren an, beabsichtigt die Beeinflussung rechtlicher und/
oder ökonomischer Strukturen sowie die Gestaltung 
von Sozialräumen. Die „pädagogische Intervention“ (vgl. 
Kaufmann 2012) ergänzte immer schon diese Program-
matik, wurde aber nie zur zentralen Figur sozialpoliti-
scher Gestaltung. So besteht eine konzeptionelle, häufig 
auch institutionelle und organisatorische Trennung zwi-
schen „Fallarbeit“ und „Fachplanung“, individueller Hil-
fe und sozialpolitischer Intervention. So gesehen können 
die „Gegenstände“ der gemeinsamen Arbeit sowohl aus 
der Fachplanung als auch über die Fallarbeit erschlossen 
werden.

Um eine intensive interinstitutionelle Kooperation zu re-
alisieren, sollte diese Trennung aufgehoben werden, da-
mit der gemeinsame „Gegenstand“ der Arbeit unter-
schiedlicher Professionen und Organisationen in den 
Fokus genommen werden kann: die (hilfeberechtigte) 
Person in ihren sozialen (und damit strukturell gepräg-
ten) Lebensbedingungen. Ein möglicher Weg hierhin, der 
durch die Arbeiten von Corbett/Noyes, Engeström et al. 
und Warmington (vgl. Warmington et al. 2004) aufge-
zeigt wird, besteht darin, an der täglichen Arbeit an ei-
nem „Fall“ anzusetzen. Hierfür gibt es im Wesentlichen 
drei Gründe:

	� 	Einzelfälle und ihre „Geschichte“ bieten konkrete An-
haltspunkte dafür, unterschiedliche Perspektiven zu 
entwickeln und am konkreten Material zu explizieren.

	� 	Die Einzelfälle sind Konstruktionen unterschiedli-
cher, am „Fall“ beteiligter Professionen, keine Pro-
fession kann substanziell eine Deutungshoheit in 
Anspruch nehmen. Der Diskurs über den Fall ist die-
sem bereits inhärent  – was genutzt werden kann, 
um die „verteilte Expertise“ als komplexe Expertise 
zu realisieren.

	� 	Die konkrete Tätigkeit bildet den Berührungspunkt 
unterschiedlicher Organisationen, die für diesel-
ben Personen Leistungen erbringen. Bei näherer 
Betrachtung zeigt sich rasch, dass die Fachkräf-
te unterschiedlicher Organisationen mit derselben 
Person (oder Familie) arbeiten, dies aber auf durch-
aus unterschiedliche Weise tun. Der scheinbar „ge-
meinsame“ Fall erweist sich so als eine Ansammlung 
organisationsspezifischer „Fälle“, deren Gemein-
samkeit erst noch herausgearbeitet werden muss.

Der Fall kann den Ausgangspunkt darstellen, um über 
unterschiedliche „Fallsichten“, Schnittstellen, Bearbei-
tungsformen u.a. zu reflektieren. Es reicht jedoch nicht 
aus, aus mehreren Fällen einen Fall zu machen, d.h. eine 
multiperspektivische Betrachtung anzustreben. Auf die-
se Weise würde die Basis des organisatorisch gepräg-
ten selektiven Blicks erweitert – aber die „Person“ u. U. 
dennoch verfehlt, da die Nutzerperspektive fehlt, d.h. 
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die Perspektive der Person, die zur Leistungsadressatin 
oder zum Leistungsadressat wurde. Um zu einer (annä-
hernd vollständigen) integrierten Darstellung einer Fall-
konstellation (bestehend aus mehreren, aus der Per-
spektive der Organisationen definierten „Fällen“) zu 
kommen, muss deshalb die Nutzerperspektive einge-
führt werden  – entweder direkt (durch die unmittelbar 
Betroffenen) oder indirekt durch die Rekonstruktion von 
Sinnzusammenhängen, die sich an der Fallgeschichte 
zeigen.

Während sich Fallkonferenzen mit Einzelfällen ausein-
andersetzen, ist es für Planungskonferenzen wichtig, 
aus einer (überschaubaren) Anzahl von Einzelfällen ge-
sicherte Aussagen über Strukturen zu generieren, die 
dann zum Gegenstand gemeinsamer Planungen werden 
können. Hierzu kann auf eine Idee zurückgegriffen wer-
den, die der brasilianische Pädagoge Paolo Freire im letz-
ten Jahrhundert entwickelt hat. Diese besteht darin, im 
Zuge pädagogischer Arbeit (z.B. im Kontext von Alpha-
betisierungskursen) die „generativen Themen“ zu iden-
tifizieren, die das Leben und die Lebensverhältnisse der 
Menschen bestimmen. Diese sollten nicht von den Päda-
gogen vorgegeben, sondern in der gemeinsamen Arbeit 
entwickelt werden (vgl. Freire 1991).

In ähnlicher Weise werden zunächst Einzelfälle, die von 
den Fachkräften als „typisch“ angesehen werden, ge-
meinsam rekonstruiert. Auf der Basis einer Anzahl von 
Fällen werden dann fallübergreifende Themen benannt 
und „generative Themen“ herausgearbeitet, die gemein-
sam im Akteursnetzwerk bearbeitet und zum Gegen-
stand von Planungen gemacht werden. Die Arbeit an 
Einzelfällen darf jedoch nicht zu dem systematischen 
Fehlschluss führen, „Fälle“ zum Ausgangspunkt von 
Planungen zu machen, gleichzeitig aber die strukturel-
len Lebensbedingungen dann auszublenden, wenn sie in 
den „typischen Fällen“ nicht thematisiert werden. Zwi-
schen den Themen aus typischen Fällen und den the-
matisierbaren strukturellen Bedingungen kann, muss 
aber keine Schnittmenge bestehen. Deshalb sollte diese 
klassische Planungsperspektive auch in den Planungs-
konferenzen eingenommen und der systematische Un-
terschied zwischen „fallübergreifenden Themen“ und 
„generativen Themen“ eines Netzwerks beachtet wer-
den: Erstere beziehen sich auf ein Set von Fällen, die 
als „typische Fälle“ deklariert wurden, Letztere um-
fassen mehr als das, nämlich auch Themen, die in den 
bearbeiteten Einzelfällen gar nicht oder nur am Rand 
vorkommen, sich aber z.B. über Ergebnisse von Jugend-
hilfe- oder Sozialplanung zeigen, z.B. ein hohes Miet-
niveau, die soziale oder demografische Struktur eines 
Stadtteils etc. Resultat dieser Arbeit ist ein Themenge-
rüst, das den Ausgangspunkt für gemeinsame Planun-
gen darstellt. Allerdings ist zu beachten, dass der Fokus 
auf die Nutzerinnen und Nutzer erhalten bleibt und die-
ser auch für die nächsten Planungsschritte maßgeblich 
ist. Auf der Grundlage des „Themengerüsts“, das über 

die Diskussion typischer Fälle und einschlägiger Ergeb-
nisse aus Sozialplanung und Sozialberichterstattung 
entwickelt wurde, wird von den am Netzwerk beteiligten 
Akteurinnen und Akteure ein gemeinsames Zielsystem 
erarbeitet, das den Rahmen für weitere strategische und 
operative Planungen darstellt. Gegenstand dieser kann 
die Gestaltung von Dienstleistungsketten sein, die die 
Leistungen verschiedener Organisationen systematisch 
miteinander verknüpfen und vorhandene Schnittstellen 
überbrücken (s.o.).

5.1.4	 �Das Konzept der wissenschaftlichen	
Begleitung

Die oben dargestellten theoretischen Konzepte zu or-
ganisationalem Lernen und zur Bildung von Produkti-
onsnetzwerken über die gemeinsame Fallrekonstruk-
tion sowie die in 6.2 und 6.3 skizzierten Überlegungen 
zu Produktionsnetzwerken und Case Management bil-
den den theoretischen Hintergrund für die Gestaltung 
der Arbeit der wissenschaftlichen Begleitung. Sie un-
terbreitete den Vorschlag einer fallorientierten Vorge-
hensweise an allen Standorten, war aber auch offen für 
alternative Vorschläge, um den lokalen Spezifika und 
Entwicklungspfaden gerecht werden zu können. Gleich-
zeitig schlug die wissenschaftliche Begleitung den Auf-
bau einer Projektorganisation nach den Prinzipien des 
Projektmanagements vor.

Idealtypisch sah die Projektstruktur folgendermaßen 
aus (vgl. Abbildung 1):

	� 	In einer Lenkungsgruppe, die sich aus Leitungskräf-
ten der am Projekt beteiligten Ämter bzw. von Ver-
bänden und teilweise auch Vertretern des Ehrenamts 
zusammensetzte, wurden an den meisten Projekt-
standorten zunächst Fälle nach einem bestimmten 
Muster rekonstruiert. Auf dieser Basis wurden dann 
Themen festgelegt, die über konkrete Maßnahmen 
bearbeitet werden sollten, und hierfür Ziele formu-
liert. Die Lenkungsgruppen trafen sich nach ihrer 
Konstitution meist im halbjährlichen Turnus, fällten 
die zentralen Entscheidungen für das Projekt und 
den Transfer in die Regelpraxis. Eine wichtige Ent-
scheidung der Lenkungsgruppen betraf die Einrich-
tung themenbezogener Projektgruppen.

	� 	Die „Steuerungsebene“ wurde durch ein Projekt-
team gebildet, das die Beschlüsse der Lenkungs-
gruppe vorbereitete und ausführte. In diesen Pro-
jektteams waren die Koordinierende angesiedelt, 
die für das operative Projektgeschehen verantwort-
lich waren. Hierzu hatte das Land Nordrhein-West-
falen für die Laufzeit des Projekts pro Standort 2,5 
Stellen finanziert. Geleitet wurden die Projektteams 
durch eine Person, die je nach Standort auf unter-
schiedlichen Hierarchieebenen angesiedelt war und 
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für die Verbindung zwischen Projekt und Regelpraxis 
sorgte.

	� 	Die konkreten fachbezogenen Planungen waren Auf-
gabe von themenbezogenen Projekt(arbeits)grup-
pen, die durch Expertinnen und Experten aus der 
Verwaltung, von Verbänden und aus dem Ehrenamt 
besetzt waren. Auch hier begann die Arbeit mit einer 
(oder mehreren) Fallrekonstruktionen, die sich auf 
das jeweilige Thema der Projekt(arbeits)gruppe be-
zogen. Auf der Basis der Fallrekonstruktion wurden 
Ziele formuliert und Aktivitäten vorbereitet, über die 
dann die Lenkungsgruppe entschied. Der Tagungs-
turnus der Projektgruppen war kurzfristiger getak-
tet als bei den Lenkungsgruppen, hing aber stark 
von den jeweiligen lokalen Gegebenheiten ab.

Abbildung 1: Mehrstufige Projektorganisation

Insgesamt hatte das Angebot der wissenschaftlichen 
Begleitung folgende Struktur:

1)	 Beratung der Steuerungsorgane an den einzelnen 
	 Projektstandorten (vgl. 5.1.4.1)

	� 	Projektgestaltung
	� 	Netzwerkaufbau
	� 	Ausgestaltung der Fallebene

2)	 Qualifizierung der Koordinierenden (vgl. 5.1.4.2)
	� 	Netzwerkanalyse
	� 	Netzwerkmanagement

3)	 Durchführung regelmäßiger Reflexionsveranstaltun- 
	 gen für Koordinierende
	 (vgl. 5.1.4.2)
4) Durchführung themenbezogener Austausch-Work- 
	 shops für die zwölf Standorte
	 (vgl. 5.1.4.3)

5.1.4.1	 �Beratung der Steuerungsorgane	
an den einzelnen Projektstandorten

Vorbemerkung
Zu Beginn des Projekts wurde ein Konzept „Etappen 
zum Produktionsnetzwerk“ entwickelt, das idealtypisch 
den Aufbau und die wichtigen Umsetzungsschritte be-
schreibt. Sowohl der Beratungsprozess als auch die Wei-
terbildung strukturierten sich an der chronologischen 
Abfolge der Etappen und diese bestimmten den fach-
lich-methodischen Prozess. Die Prozessberatung wur-
de dadurch von der fachlichen Lösungsentwicklung als 
Expertin entlastet und konnte sich stärker auf die Ent-
wicklungs- und Koordinationsprozesse der standortbe-
zogenen Projektgruppen sowie die Arbeit der jeweiligen 
Lenkungsgruppe beziehen. Hierfür wurden – zu Beginn 
engmaschig – regelmäßige Beratungssitzungen vor Ort 
vereinbart. Zugleich haben die Prozessberatenden an 
verschiedenen Sitzungen am Standort (z.B. Lenkungs-
gruppe, Teilnahme an Projektgruppensitzungen) teil-
genommen bzw. diese moderiert oder fachliche Inputs 
geleistet. Unterstützt wurden die Prozessberatenden 
durch einen regelmäßigen Austausch untereinander.

Schritte zum Aufbau von Produktionsnetzwerken
Zur Strukturierung des Beratungsprozesses an den 
Standorten wurden verschiedene Grundlagen formu-
liert, die als „Rollenpapier“, „Stufen- bzw. Etappenpa-
pier“, „Leitfaden zum Erstgespräch“ und zur Erarbei-
tung eines „Arbeitsprogramms“ den Akteurinnen und 
Akteuren zur Verfügung gestellt wurden. Hierbei ging 
es nicht darum, diese „Vorgaben“ punktgenau abzuar-
beiten, sondern diese für den Begleitprozess, der sich 
an den Konstellationen, den unmittelbaren Bedarfen der 
Koordinierende sowie der Lenkungsgruppe orientieren 
sollte, zu adaptieren. Es stand somit ein belastbares Ar-
beitsprogramm für die Beratenden und Standorte zur 
Verfügung, andererseits wurden dadurch die (Rahmen-) 
Bedingungen der Standorte in den Mittelpunkt des Bera-
tungsprozesses gerückt (vgl. Ausführungen zu Kontext-
steuerung unter 5.1.1).

Kurzdarstellung der Arbeitsgrundlagen
	� 	Im „Aufgaben- und Rollenpapier“ wird das Angebot 

an Beratung und Unterstützung in der projektbe-
zogenen Organisationsentwicklung vorgestellt, ins-
besondere wird auf die Unterstützung der operati-
ven (und analytischen) Arbeit der Koordinierenden 
(Analyse von Dienstleistungsketten, der Kooperati-
onsbeziehungen sowie daraus abgeleiteter Innovati-
onsvorschläge) hingewiesen. Zudem wurde ein Vor-
gehen entlang von „typischen Fallkonstellationen“ 
vorgeschlagen, um Themenfelder und Kooperati-
onsformen zu reflektieren. Des Weiteren beschreibt 
das Papier die Arbeitsteilung in der Gesamt-Projekt-
struktur vor Ort.
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	� 	Untermauert wird diese Arbeitsgrundlage durch ei-
nen „Leitfaden für das Erstgespräch“, in dem Ge-
genstände und notwendige Klärungen für die wei-
tere Arbeit beschrieben wurden, sowie durch einen 
Vorschlag für ein Arbeitsprogramm (der ersten 
Schritte) – bestehend u.a. aus der Einrichtung einer 
Lenkungsgruppe, detaillierter Festlegung der Ziel-
gruppe sowie der Definition von Themenfeldern für 
Projektgruppen.

	� 	Die „Etappen zum Produktionsnetzwerk“ beschrei-
ben den „chronologischen Ablauf“ im Modellprojekt. 
In den ersten internen Versionen wurde zu jedem 
Schritt der theoretische Hintergrund dargestellt und 
für die operative Umsetzung im Modellprojekt adap-
tiert. Insbesondere wurde hierbei auf Theorien der 
Projektorganisation, der Prozessorganisation sowie 
organisationaler Felder, verknüpft mit der Adapti-
on der Tätigkeitstheorie von Engeström (vgl. 5.1.2), 
rekurriert. Des Weiteren wurde umfassend auf ver-
schiedene Konzepte der Netzwerktheorie zurückge-
griffen, insbesondere in Bezug auf Organisationen, 
Strukturen und Regeln sowie zum Netzwerkma-
nagement (vgl. 5.2). Zudem wurden für die opera-
tive Arbeit auf diverse Methodiken (z.B. der Analy-
se von Dienstleistungsketten) zurückgegriffen und 
verschiedene Instrumente wie Beteiligtenanalyse 
genutzt.

Diese Theoriebezüge prägten die Vordiskussionen so-
wie die interne Vorbereitung der Beratenden und konn-
ten somit als fruchtbare Grundlage für die Beratungs-
arbeit (wie auch die Weiterbildung  – vgl. 5.1.4.2) der 
wissenschaftlichen Begleitung genutzt werden. In wei-
teren Schritten wurden sogenannte „Tools“ ergänzt und 
„Produkte“ definiert, die das Ergebnis der einzelnen 
Etappen darstellten. Zugleich wurden „Meilensteine“ ge-
setzt. Diese Etappen waren in den ersten Überlegungen 
sehr ausführlich und detailliert formuliert und konnten 
im weiteren Verlauf auf zwölf „Etappen zur Etablierung 
eines Produktionsnetzwerks“ im Vorhaben „Einwande-
rung gestalten“ verdichtet werden (vgl. Abbildung 2).

Diese Arbeitsgrundlagen dienten nicht als feste Vorga-
be, die formal abzuarbeiten war, sondern galten als Ori-
entierung, da immer der Bezug auf die besonderen Kons-
tellationen an den Standorten und den daraus folgenden 
Bedarfen an Unterstützungsleistungen in den Fokus ge-
nommen werden sollte, die sehr unterschiedlich geprägt 
sein konnten. Zudem wurde deutlich, dass den verschie-
denen Theorien implizit mehrere Vorstellungen von Ein-
flussnahme auf Organisationen, der Handlungsspiel-
räume der Akteurinnen und Akteure (Koordinierende, 
Lenkungsgruppen und allgemein von Machtpromotoren 
usw.) zugrunde lagen, sodass ein Zugang über eine Bera-
tungsform allein nicht hinreichend sein konnte, sondern 
im Verlauf unterschiedliche Beratungsansätze zum Ein-
satz kamen (s.u.).

Zu Beginn der Projektlaufzeit bestand die Aufgabe an 
den Standorten darin, die Entwicklung eines Projekt-
designs (Lenkungsgruppe, Projektteam und Projektar-
beitsgruppen) zu unterstützen und eine Arbeitsform zu 
etablieren (die – wie oben skizziert – entlang typischer 
Fallkonstellationen verlaufen sollte), was ein zumeist 
eher instrumenteller Beratungsauftrag war, in dem den 
Beratenden eine hohe Lösungskompetenz zugeschrie-
ben wurde. Diese wurde allerdings parallel über die Wei-
terbildung fundiert. In der Umsetzung der an den Stand-
orten entwickelten Arbeitsprogramme wechselte die 
Beratungsform in eine begleitende, unterstützende und 
reflektierende Rolle, die insbesondere die erarbeiteten 
Verfahren und Absprachen sowie die organisatorische 
Einbettung in den Blick nahmen (vgl. hierzu die folgen-
den Ausführungen).
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Etappe Inhalt Akteure „Produkte“

1 Konstitution der 
Lenkungsgruppe

Benennung der Initiatoren;
Definition der Zielgruppe;
Einbeziehung aller – bezogen auf die 
Zielgruppe und den Einzugsbereich des 
Projekts – relevanten Organisationen;
Verabschiedung des Arbeitsprogramms 
der Lenkungsgruppe sowie der Projekt-
struktur und der Zeitplanung

Initiatoren,
Koordinatoren,
Vertreter aller
relevanten
Organisationen,
Beratende

Definition Zielgrup-
pe, Festlegung 
Arbeitsstruktur, 
Arbeitsprogramm, 
vorläufige Projekt
struktur mit 
Zeitplan

2 Analyse der Aus-
gangssituation im 
Projekt

Ist-Analyse von funktionalen Dienst-
leistungsketten anhand ausgewählter 
Fallkonstellationen

Lenkungsgruppe,
Koordinatoren, 
Beratende

Falldarstellungen
Derzeitige Dienst-
leistungsketten/ 
-abläufe

3 Analyse der 
Arbeitsfelder
Identifikation der 
Beteiligten

Ausgehend von Fallkonstellationen Be-
stimmung aller Themen und Arbeitsfelder, 
die im Projekt bearbeitet werden sollen
Beteiligtenanalyse

Lenkungsgruppe,
Koordinatoren,
Beratende

Beschreibung der 
zu bearbeitenden 
Arbeitsfelder
Festlegung zu 
beteiligenden
Organisationen

4 Festlegung der
Projektgruppen

Entlang der Arbeitsfelder; Überlegung, wo 
bereits umfassende Strukturen existieren;
Zusammenstellung von (teilweise auch ar-
beitsfeldübergreifenden) Projektgruppen

Koordinatoren,
Beratende

5 Überprüfung der Ge-
samtprojektstruktur
Festlegung Pro-
jektstruktur in den 
Projektgruppen

Überprüfung (Steuerungs-)Aufgaben 
der Lenkungsgruppe sowie der Projekt- 
gruppen
Beschlussfassung über grundlegende 
Struktur (Aufgaben Projektgruppen);
Aufgaben für Koordinatoren sowie für 
Projektgruppen, Zeitplanung

Lenkungsgruppe,
Koordinatoren,
Beratende

Beschluss über 
Projektstruktur

6 Arbeit in 
Projektgruppen:
Planungskonferenzen

Identifizierung der
zentralen Themen in 
den Projektgruppen 
und der Bearbeitung 
dieser Ziele sowie
der Abläufe von dar-
aus abgeleiteten
Dienstleistungsketten

Zusammenfügen der 
Ergebnisse

Gemeinsame Planungskonferenzen (auf 
Basis ausgewählter Fallkonstellationen);
Identifikation bestehender Kooperations- 
beziehungen;

Perspektivenwechsel:
Analyse der Lebenssituation und der sub-
jektiven Deutungsmuster der Zielgruppen

Identifikation der zentralen/generativen
Themen

Entwicklung eines Zielsystems
Entwicklung einer idealen Dienstleistungs-
kette aus der „line-of-sight“-Perspektive
Müssen bestehende Abläufe verändert 
werden?
Diskussion der Ergebnisse der Projekt-
gruppen: Entwurf eines Gesamtkonzepts 
für das Projekt (inkl. Erfolgskriterien), das 
auf den Ergebnissen von mindestens drei 
wesentlichen Projektgruppen basiert

Projektgruppen
Koordinatoren
unter teilweiser 
Einbeziehung der 
Beratenden

Fallrekonstruk- 
tionen

Liste der zentra-
len/generativen 
Themen

Zielsystem

Ablaufschema
(Dienstleistungs-
kette)

Entwurf 
Gesamtkonzept

7 Entscheidung über 
das Gesamtkonzept

Festlegung der über das Projekt hinaus-
reichenden Ziele/Zielgruppen: Erfolgskri-
terien, Indikatoren
Beschlussfassung

Lenkungsgruppe
Koordinatoren
Beratende

Gesamtkonzept für 
Projekt;
Ziele für Auswei-
tung sind benannt
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Etappe Inhalt Akteure „Produkte“

8 Welche Konse-
quenzen hat das 
Konzept für das 
Projekt-Netzwerk?

Welche Konsequen-
zen hat das Konzept 
für die beteiligten 
Organisationen?

Diskussion des Verhältnisses von 
Netzwerk und beteiligter/beteiligten 
Organisation(en):

Erarbeitung von Entwicklungsperspek- 
tiven;

Überlegungen zum Netzwerkmanage- 
ment:Wer „steuert“ die Dienstleistungs-
kette bzw. das gesamte Zielsystem?
In welchen „Machtkonstellationen“ wird
gearbeitet?

Projektgruppen
Koordinatoren

9 Entscheidung über 
neue gemeinsame 
Arbeitsstruktur/
Arbeitsarchitektur: 
Wie wollen wir uns 
steuern?
Was bedeutet das 
konkret (z.B. Macht, 
Ressourcen)?
Wie überprüfen wir 
unsere Arbeit?

Überlegungen der Architektur künftiger
Kooperation:
• � Festlegung von Regeln
• � Festlegung von Aufgabenstrukturen

Entscheidung zu Netzwerkmanagement 
und Architektur:
• � Bereitschaft der Akteurinnen und 

Akteure klären, sich steuern zu lassen
• � Bereitschaft der Akteurinnen und 

Akteure klären, sich mit Ressourcen zu 
beteiligen

• � Netzwerkmonitoring und -evaluation
• � Festlegung von „Öffentlichkeitsarbeit“

Projektgruppen,
Koordinatoren
Beratende

Entscheidung 
durch Lenkungs- 
gruppe

Beschluss über 
Strukturen und 
Regeln für einzelne 
Arbeitsfelder

Beschluss über 
Strukturen 
und Regeln für 
Gesamtprozess

10 Praxisüberprüfung 
und Auswertung der 
Umsetzung

Umsetzung der Planungen für das Projekt Projektgruppen
Koordinatoren

Evaluation der 
praktischen
Umsetzung

11 Auswertung der 
Umsetzung
Wie kann das Projekt 
verstetigt werden?
Wie kann das Projekt 
ausgeweitet werden?

Evaluation und Analyse der Umsetzungs-
ergebnisse und Bewertung
Entscheidung über Verstetigung und 
Ausweitung
Verabschiedung eines über das Projekt 
hinausreichenden, auf Dauer gestellten 
Gesamtkonzepts

Lenkungsgruppe
unter Mitarbeit 
Projektgruppen
Koordinatoren

Gesamtkonzept

12 Darstellung der 
Projektergebnisse

Planung und Durchführung einer 
Abschlussveranstaltung

Lenkungsgruppe
Koordinatoren
Beratende

Abschlussveran-
staltung hat mit 
positiver Resonanz 
stattgefunden

Abbildung 2: Etappen zur Etablierung eines Produktionsnetzwerks
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Komplexes Rollensetting an den Standorten:	
Erfahrungsberichte der Beratenden
In einer Auswertung der Beratungsarbeit wurde deut-
lich hervorgehoben, dass ein wichtiger Erfolgsfaktor für 
die Begleitung die Gleichzeitigkeit von Weiterbildung 
und Beratung darstellte. Die oben skizzierte Koppelung 
von Beratung und Weiterbildung hat sich somit nach den 
Aussagen der Beratenden bewährt.

Insgesamt wurden fünf Funktionen des Beratungs-
prozesses für die verschiedenen Phasen im Projekt 
hervorgehoben:

	� 	Instrumentelle Unterstützung (Experte bzw. Exper-
tin) / inkl. Unterstützung im Projektmanagement 
(Arbeitsfähigkeit herstellen; Struktur geben; Ange-
bote machen, die nach Fähigkeit [besser Kompe-
tenz, da strukturbedingt] und Möglichkeiten) umge-
setzt wurden – Initiationsrolle;

	� 	Expertinnen und Experten für bestimmte Umset-
zungsprozesse fachlicher (wie z.B. die Implemen-
tation des Case Managements) und organisato-
risch-struktureller (Aufbau- und Ablauforganisation) 
Art – Expertenrolle;

	� 	Klärung von Vorgehensweisen (und deren Risi-
ken) bzw. deren Legitimation. Hier hatten die Bera-
tenden die Funktion der Absicherung und Klärung 
des Vorgehens der Koordinierenden (Back up-Un-
terstützung). Zum Teil wurden die Beratenden im-
mer wieder aufgefordert, das Vorgehen oder die 
spezifische Ausrichtung gegenüber weiteren Part-
nern in der Kommune wie gegenüber der Lenkungs-
gruppe zu rechtfertigen bzw. als der Ausschrei-
bung für das Modellprogramm zugrundeliegend zu 
legitimieren – Legitimationsrolle;

	� 	Gemeinsame Reflexion des Verlaufs, der erarbeite-
ten Produkte, der auftretenden Restriktionen und 
von möglichen Widersprüchen und Widerständen – 
Reflexionsrolle, gerade auch durch (Hinter-)Fragen 
zum Vorgehen

	� 	Beobachtung des Prozesses ohne weitere Einfluss-
nahme auf diesen – Beobachterrolle.

Diese lassen sich in Bezug zu drei Phasen der Beratung 
setzen:

1.	 Zu Beginn lag der Schwerpunkt in der Beratung auf 
der Instrumentenvermittlung und dem Aufbau ei-
ner Projektstruktur, sie folgte weitgehend der fach-
lichen Instrumentenorientierung, die durch das 
Konzept der wissenschaftlichen Begleitung vorge-
geben war. Diese Beratendenrolle wurde i.d.R. gut 
angenommen.

2.	 	Beobachtungs- und Reflexionsrolle in der Umset-
zungsphase: Hierin stand die Weiterentwicklung der 
internen Strukturen und Verfahren für ein verbesser-
tes Integrationsmanagement im Mittelpunkt. Eine 
rechtskreisübergreifende Kooperation verschiede-
ner Verwaltungseinheiten wie auch die Einbeziehung 
von freien Trägern in der Umsetzung stellt eine Form 
der gezielten Organisationsentwicklung dar. Die Be-
ratungs- und Reflexionsrolle der Beratenden in die-
ser Phase wurde teilweise angenommen, mitunter 
aber auch zurückgewiesen. Es lässt sich ein Verhar-
ren in den Routinen der Standorte aufzeigen, in der 
bestimmte Akteurinnen und Akteure (i.d.R. nicht die 
Koordinierenden) auf ihre eigenen, bewährten Ent-
scheidungs- und Veränderungsroutinen bestanden. 
Die Initiierung und Begleitung solch gezielter Verän-
derungsstrategien waren in der Anfangsphase nicht 
explizit mit jedem Standort vereinbart. Auch war der 
Auftrag zur Organisationsentwicklung in der Projek-
tausschreibung eher allgemein ausgeführt.

3.	 	In der Verstetigungsphase (Verankerung der Struk-
turen in der kommunalen Verwaltung) verschob sich 
in vielen Teilprojekten zum Projektende die Rolle 
der Beratenden sehr deutlich zu einer beobachten-
den, in anderen wurden für die Umsetzung von (z.T. 
tiefgreifenden) organisatorischen und strukturel-
len Entscheidungen die Beratenden als Expertinnen 
und Experten (z.B. für Case Management) genutzt. 
In beiden Konstellationen behielten sich die Kommu-
nen selbstverständlich ihre Entscheidungsautono-
mie vor.

5.1.4.2	 �Qualifizierung der Koordinierenden und	
Durchführung regelmäßiger Reflexions-	
veranstaltungen für Koordinierende

Das Angebot der Weiterbildung für die Koordinieren-
den umfasste insgesamt 18 Tage57. Die Weiterbildungen 
fanden in zwei- bis dreitägigen Blöcken in Tagungsstät-
ten/-hotels an verschiedenen Orten in Nordrhein-West-
falen statt.

Dazu wurden sieben eintägige Reflexionstreffen für die 
Koordinierenden angeboten, das letzte findet im Sep-
tember 2019 statt. Die Reflexionstreffen fanden an den 
Projektstandorten statt und wurden von zwei wissen-
schaftlichen Mitarbeiterinnen moderiert. Außerdem 
nahm i.d.R. ein Vertreter der Projektleitung als Beobach-
ter an den Treffen teil.

Die Blöcke der Weiterbildung wurden von einem Team 
aus Projektleitung und zwei wissenschaftlichen Mitar-
beiterinnen konzipiert und umgesetzt. Die Projektlei-
tung und eine der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen 
berieten zusätzlich jeweils zwei Standorte. So konnte 

57	 Zum Zeitpunkt der Berichtserstellung haben 17 dieser Termine 
stattgefunden, der letzte ist für den Dezember 2019 geplant.
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ein enger Transfer zwischen Projektleitung, Beratungs-
konzept und Weiterbildung bzw. Reflexion hergestellt 
werden.

Im Folgenden werden zunächst Ziele und Inhalte der 
Weiterbildung beschrieben und dann die Durchführung 
anhand der Ziele reflektiert. Das Format der Reflexions-
treffen wird im Anschluss beschrieben, die dort behan-
delten Themen sind ebenfalls ausgewertet.

Ziel der Weiterbildung für das ganze Projekt war es, 
die lokalen Koordinierenden in ihrer Rolle und Aufgabe 
zu unterstützen und so die Projekte vor Ort und damit 
das Gesamtprojekt zu steuern. Grundlage für die Inhal-
te waren zunächst die Erkenntnisse vorausgegangener 
Projekte und Weiterbildungen sowie auch die während 
des Projekts gewonnenen Erkenntnisse aus der wissen-
schaftlichen Begleitung. Das Konzept der Weiterbildung 
wollte nicht in erster Linie Methoden oder Instrumente 
vermitteln, sondern einen methodischen Ansatz und Ar-
beitsweisen anbieten sowie gemeinsam mit den Koordi-
nierenden erarbeiten und anhand von deren Erfahrun-
gen im Projekt (sowie darüber hinaus) diskutieren.

Die Themen der Weiterbildung 
im Jahr 2017 waren:58

	� 	Netzwerkanalyse (Netzwerktypen)
	� 	Fallarbeit und Fallrekonstruktion
	� 	Von „generativen Themen“ zur Bestimmung von 

Arbeitsfeldern
	� 	Erste Hinführung zu Dienstleistungsketten (inkl. 

Beteiligtenanalyse)
	� 	Rolle und Auftrag der Koordinierenden (inkl. Schwie-

rigkeiten im Verlauf)
	� 	Moderation

Ziele der Weiterbildung 
im Jahr 2017 waren:

	� Etablierung einer stabilen Lern- und Austausch-	
gruppe
Die Gruppe umfasste je nach Stellenverteilung bis 
zu 24 Personen unterschiedlicher Qualifikation, Er-
fahrung und hierarchischer Stellung. Die meisten 
Teilnehmenden verfügten über umfangreiche Pro-
jekt- und/oder Felderfahrung, die sie bereitwillig 
in die Gruppe einbrachten. Zu Beginn des Projekts 
war zudem in den meisten Standorten zumindest 
eine Person schon benannt, was zur Stabilität der 
Gruppe beitrug und spätere Zugänge und Wechsel 
erleichterte.

58	 Eine detaillierte Darstellung der Themen der einzelnen Blöcke 
findet sich im Anhang.

Durch den Bezug der Weiterbildungsinhalte auf die 
jeweilige lokale Situation entstand schnell eine of-
fene Austausch- und Diskussionsatmosphäre, das 
Vorgehen wurde immer anhand lokaler Beispiele er-
arbeitet und ausgetauscht. Dazu wurden wieder-
kehrend standortgemischte Kleingruppen gebildet, 
um kollegialen Austausch zu fördern. Diese wurden 
häufig nach ähnlichen Ausgangslagen wie z.B. Grö-
ße der Gebietskörperschaft, Ziele des Projekts oder 
aber nach dem durch die wissenschaftliche Beglei-
tung analysierten Projektstand zusammengestellt. 
Die Koordinierenden wurden im Vorfeld der einzel-
nen Blöcke gebeten, „Fälle“ mitzubringen, oder es 
wurde zu Beginn eines Workshops nach möglichen 
Beispielen gefragt. Entscheidend für die Auswahl 
war immer zunächst der Wunsch des Standorts, sein 
Beispiel zur Verfügung zu stellen und dann die Aus-
wahl eines passenden Themas für die (Klein-)Grup-
pe (von dem sich i.d.R. die meiste Gelegenheit zum 
Transfer versprochen wurde). Mit dieser Vorgehens-
weise konnten die unterschiedlichen Projektstände 
sehr gut berücksichtigt werden, ohne dass Verzö-
gerungen und schwierige Umsetzungsbedingungen 
ungewollt thematisiert werden mussten. Auch die 
Doppelrolle der Teamerinnen und Teamer als Stand-
ortberatende bzw. Projektleitung konnte transpa-
rent behandelt werden.

Die Themen der Weiterbildung wurden in Absprache 
mit der Projektleitung gesetzt und entsprechend 
vorbereitet, allerdings waren die Weiterbildungsblö-
cke nicht in standardisierter Form geplant, sodass 
ein flexibles Eingehen auf die standortbezogenen 
Themen und Projektstände möglich war.

Die Weiterbildungsblöcke fanden in ausgewählten 
Tagungsstätten statt, Zeitpunkte im Jahr und die 
Zeitplanung der einzelnen Blöcke mit (optionaler) 
Übernachtung boten ausreichend Möglichkeiten für 
vertiefte Auswertung der gemeinsamen Arbeitser-
gebnisse und informellen Austausch.

	� 	Die Koordinierenden kennen das Konzept der 
Produktionsnetzwerke und daraus resultierende 
mögliche Arbeitsweisen.
Die Weiterbildung orientierte sich an dem methodi-
schen Ansatz des Produktionsnetzwerks (vgl. Reis 
et al. 2016), eine entsprechende Veröffentlichung 
wurde allen Standorten zu Beginn des Projekts zur 
Verfügung gestellt. Produktionsnetzwerke erfor-
dern – im Gegensatz zu anderen Netzwerken (z.B. In-
formationsnetzwerke, vgl. 5.2.1) – eine verbindliche-
re Zusammenarbeit der beteiligten Organisationen. 
Das wiederum erfordert von Koordinierenden um-
fangreiche Kompetenzen im Bereich Kommunikati-
on, Projektmanagement, Wissen um das Arbeitsfeld 
und nicht zuletzt ein vertieftes Verständnis von Ko-
operation zwischen Organisationen (vgl. 5.2.3).
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	� 	Die Arbeitsweisen sind exemplarisch anhand ei-
gener Beispiele und lokaler Konstellationen er-
probt und diskutiert. Die Koordinierenden haben 
exemplarische Erfahrungen mit der Analyse vor-
handener Kooperationsstrukturen und Netzwer-
ke auf der Grundlage von Fällen.
Die ersten Blöcke der Weiterbildung im Jahr 2017 
vermittelten den Koordinierenden vertiefte und er-
probte Kenntnisse der Arbeit mit typischen Fällen 
als Grundlage der Netzwerkarbeit. Dies wurde ex-
emplarisch durchgeführt (Fallrekonstruktion, Er-
arbeitung generativer Themen, Bestimmung der 
Arbeitsfelder, Zusammenstellung der „Projektgrup-
pen“ und Bearbeitung von Themenfeldern in Form 
eines Zielsystems sowie Rücksprache dazu mit ei-
ner „Lenkungsgruppe“). Die Weiterbildung bot zum 
einen die Vermittlung von den Instrumenten Fallre-
konstruktion (vgl. 5.1.3) und Planungskonferenz an 
(vgl. Reis et al. 2016: S.  89), und zum anderen die 
Möglichkeit, sich intensiv mit den jeweiligen lokalen 
Konstellationen zu beschäftigen und anhand der aus 
den jeweiligen Standorten mitgebrachten Fälle und 
Akteurskonstellationen auszutauschen sowie ein 
mögliches Vorgehen strategisch für die anstehen-
den eigenen Umsetzungsschritte zu planen.

	� 	Die Koordinierenden haben ihren Auftrag unterei-
nander kommuniziert und sich über Unterschiede 
in Anforderungen ausgetauscht. Sie sind in der 
Lage, die Verantwortlichkeit für die verschiede-
nen Ebenen der Projektstruktur zu benennen und 
ihre eigene Rolle im Projekt entsprechend auszu-
richten und transparent zu machen.
Schon im ersten Block der Weiterbildung wurde 
deutlich, dass Koordinierende für den Prozess, nicht 
aber für den Inhalt oder sogar den Erfolg der Netz-
werkarbeit zuständig sind. So konnte deren Augen-
merk auf ihre Rolle als Hüterinnen und Hüter des 
Prozesses gelenkt werden. Für viele kommunale Pro-
jekte war der Aufbau einer stringenten Projektstruk-
tur mit klaren Zuständigkeiten ein entscheidender 
Erfolgsfaktor.

Typische Schwierigkeiten im Aufbau von Netzwer-
ken wurden thematisiert und mit eigenen Erfahrun-
gen abgeglichen. Schwierige Verläufe wie beispiels-
weise Abwesenheit wichtiger Akteure, schweigende 
Teilnahme oder konkurrierende Verhältnisse kön-
nen analysiert und bearbeitet werden. Dazu gehört 
auch die Analyse der Steuerungsmöglichkeiten der 
jeweiligen Ebenen bei auftretenden Schwierigkeiten. 
Die Nicht-Teilnahme wichtiger Akteurinnen und Ak-
teure muss zum Beispiel letztlich in der Lenkungs-
gruppe kommuniziert werden, Gesprächsregeln und 
die Festlegung eines Vorgehens werden in den Pro-
jektgruppen unter Moderation der Koordinierenden 
erarbeitet.

	� 	Weitere Lernfelder (Moderation, Projektmanage-
ment etc.) sind identifiziert und können an ande-
rer Stelle vertieft werden.
Viele der Koordinierenden waren sehr erfahren in 
Projektmanagement und der Begleitung von Weiter-
entwicklung in kommunalen Verwaltungen. Ein ver-
tiefter Input für die Bereiche Projektmanagement 
war in dieser Gruppe nicht notwendig. Weniger er-
fahrene Koordinierende in diesem Bereich profitier-
ten von dem Austausch und der Möglichkeit, Mode-
rationserfahrungen zu sammeln bzw. Tipps für das 
eigene Vorgehen von anderen zu bekommen.

Weitere Weiterbildungsaktivitäten in 2017

Das Handlungskonzept Case Management wurde in der 
Ausschreibung erwähnt und auch von einigen Standor-
ten aufgegriffen. Zum Ende des ersten Projektjahres ge-
wann das Thema an Relevanz, weil sich Case Manage-
ment für die Standorte als notwendiges Pendant zu 
Produktionsnetzwerken herausstellte.

Das Thema wurde schon in einem Austauschtreffen für 
die Standorte mit den Projektleitungen und Koordinie-
renden im November 2017 aufgegriffen, außerdem wur-
de ab Ende 2017 eine zwölftägige Weiterbildung zu Case 
Management von der wissenschaftlichen Begleitung für 
die Standorte angeboten, die dies kurzfristig bei sich 
einführen wollten. Zudem wurde durch das Ministerium 
ein umfangreiches Case Management-Weiterbildungs-
angebot geschaffen (vgl. Kapitel 8).

Themen der Weiterbildung 
im Jahr 2018 waren:

	� 	Dienstleistungsketten  – Umgang mit der Methode 
und Darstellung von Ist-Abläufen für ein „generati-
ves Thema“

	� 	Dienstleistungsketten und Kooperationen
	� 	„Vom Ist zum Soll“ – Umsetzung der Ergebnisse von 

Projektgruppen mithilfe von Dienstleistungsketten
	� 	Akteurinnen und Akteure und Aktivitäten in der 

Dienstleistungskette  – hierzu referierten auf der 
Weiterbildung im September zu den Themen „Ge-
sundheit“, „Bildung“ und „SGB II/Jobcenter“ interne 
und externe Expertinnen und Experten und standen 
den Koordinierenden für Fragen und Diskussionen 
zur Verfügung.

	� 	Konfliktthemen, Strategieentwicklung und 
Verhandlungserfahrungen

	� 	Funktion und Rolle der Koordinierenden
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Ziele der Weiterbildung in 2018:

	� 	Die Koordinierenden verfügen über ein vertief-
tes Verständnis vom möglichen Vorgehen in der 
Netzwerkarbeit, über die Entwicklung von Dienst-
leistungsketten und sind in der Lage, in ihren 
kommunalen Settings mithilfe von Dienstleis-
tungsketten Kooperationen mit den ausgewähl-
ten Akteuren zu entwickeln.
Das Instrument „Dienstleistungskette“ wurde im 
Rahmen der Weiterbildung vorgestellt und exemp-
larisch erarbeitet. In einem ersten Workshop wur-
den anhand von Beispielstandorten Ist-Situationen 
analysiert, um in einem weiteren Workshop den Soll-
Stand und dessen Umsetzung in Verknüpfung mit 
Zielsystemen zu diskutieren. Teil der Ist-Analyse war 
auch der Bezug auf tatsächliche Wege der Nutzerin-
nen und Nutzer durch die Unterstützungsstruktur 
und wie diese für die Gestaltung der Soll-Abläufe ge-
nutzt werden können.

	� 	Die Koordinierenden haben ein vertieftes Ver-
ständnis von der organisationalen Logik der be-
teiligten Akteure.
Im letzten Workshop des Jahres wurden dazu jeweils 
eine Expertin bzw. ein Experte aus einem Arbeitsfeld 
eingeladen. Die Koordinierenden hatten so die Gele-
genheit, die Logik der Organisationen Gesundheits-
amt, Jobcenter und das Arbeitsfeld der kommunalen 
Bildungspolitik unabhängig von der eigenen lokalen 
Erfahrung kennenzulernen und die Vertreterin bzw. 
den Vertreter zu befragen. Machtfragen und der Um-
gang der Koordinierenden aus ihrer Rolle konnten so 
thematisiert werden.

	� 	Die Koordinierenden sind in ihrer Rolle gestärkt 
und können die Aushandlungsprozesse in der 
Phase des Projekts, in dem in den Projektgrup-
pen Friktionen, Widersprüche und Konflikte auf-
treten, moderieren.
In dieser Phase der Weiterbildung wurde deutlich, 
dass viele Projekte nach den ersten Erfolgen der 
Netzwerkarbeit an Schwierigkeiten mit anderen Ak-
teurinnen und Akteuren oder in der eigenen Hierar-
chie gerieten. Die Koordinierenden nutzten die Wei-
terbildung hier als Austausch, die Vergewisserung 
über Rolle und Auftrag entsprechend des Ziels d) 
aus 2017 konnte konkretisiert werden. Die Rolle der 
Lenkungsgruppe wurde intensiv diskutiert und ent-
sprechende Rückmeldungen an Projektleitungen 
und Lenkungsgruppe eingeübt.

Themen der Weiterbildung 
im Jahr 2019 waren:

	� 	Case Management und Organisation
	� 	Formen organisationaler Steuerung von Case 

Management
	� 	Noch ausstehend: Reflexion des Gesamtprozesses, 

Strategien der Verstetigung und die eigene Rolle da-
rin, Auswertung der Weiterbildung

Ziele der Weiterbildung in 2019:

	� 	Die Koordinierenden haben ein Verständnis vom 
Handlungskonzept Case Management, insbeson-
dere von Anforderungen einer Umsetzung an Lei-
tung und Organisation (= Steuerung)
Die Anforderungen des Handlungskonzepts Case 
Management an Steuerung wurden geklärt und 
konnten anhand der lokalen Planungen bezüglich 
Umsetzungen diskutiert werden.

	� 	Koordinierende haben eine Strategie zur Verste-
tigung der im Projekt geschaffenen Strukturen 
und ihrer eigenen Rolle darin
Anhand der Typen der Verstetigung (vgl. 5.2.5) ha-
ben die Koordinierenden in „informelle“ und „for-
male“ Verstetigung unterschieden. Welche Pro-
jektergebnisse können formal und organisational 
abgesichert werden oder sind es schon und wie kön-
nen „informelle“ Ergebnisse wie z.B. eine andere 
Kultur der Zusammenarbeit o.ä. gesichert werden?

	� 	Die Weiterbildung und die Reflexionsveranstal-
tungen sind bezüglich des Erfolgs der kommuna-
len Projekte und der persönlichen Rolle der Koor-
dinierenden ausgewertet
Dieser Workshop ist für den Dezember 2019 geplant 
und kann deshalb zum jetzigen Zeitpunkt nicht be-
schrieben werden.

1. Block (zwei Tage)

	� Netzwerktypen/Netzwerkanalyse
	� Fälle für die ersten Besprechungen in der 

Lenkungsgruppe
	� Fälle als Grundlage der Analyse bestehender 

Netzwerke
	� Beteiligtenanalyse aus den bearbeiteten Fällen

2. Block (drei Tage)

	� Rolle und Auftrag
	� Typische Schwierigkeiten im Verlauf
	� Wie komme ich zu generativen Themen und welche 

Arbeitsfelder ergeben sich daraus?
	� Moderation
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3. Block (drei Tage)

	� Vom Fall zum Thema
	� Exemplarische Bearbeitung von Themenfeldern
	� Exemplarische Bearbeitung der Themenfelder in 

„Projektgruppen“
	� Zielsystem und „Präsentation“ in einer 

Lenkungsgruppe

4. Block (zwei Tage)

	� Dienstleistungskette
	� Darstellung Ist-Ablauf
	� Wege von Nutzerinnen und Nutzer
	� Implizite Wege zu expliziten machen

5. Block (zwei Tage)

	� Dienstleistungskette
	� Soll-Zustand
	� Zielplanung – Aktivitäten und verantwortliche 

Akteure
	� Konfliktthemen und Strategieentwicklung für 

Koordinierende in ihrer Funktion

6. Block (zwei Tage)

	� Akteurinnen und Akteure und Aktivitäten in 
der Dienstleistungskette – Expertinnen und 
Experten-Inputs

	� Verhandlung und Strategien bezüglich der Akteure

7. Block (zwei Tage)

	� Formen organisationaler Steuerung
	� Case Management und Organisation
	� Block (zwei Tage)
	� Verstetigung und Abschluss

Abbildung 3: Darstellung der Themen nach Weiterbildungsblöcken

Reflexionsveranstaltungen für Koordinierende
Die Reflexionsveranstaltungen waren als Austausch-
forum für die Koordinierenden konzipiert, es gab kei-
nerlei inhaltliche Vorgaben. Der Ablauf der Treffen war 
standardisiert, zu Beginn berichteten alle Koordinieren-
de, was sie im Standort gerade beschäftigt. Die Mode-
ratorinnen hielten Themen auf Karten fest und cluster-
ten sie, anschließend wurden diese im Plenum verifiziert 
und priorisiert sowie entsprechende standortgemischte 
Arbeitsgruppen gebildet. Diese bearbeiteten ihr Thema 
nach unten dargestelltem Schema, mit dem sie auch im 
Plenum Bericht erstatteten.

Ursprünglich war dieses Format stärker für den kolle-
gialen Austausch der Koordinierenden im Hinblick auf 
Schwierigkeiten mit ihrer Rolle gedacht. Bei der Durch-
führung stellte sich aber heraus, dass die Reflexionsver-
anstaltungen vornehmlich für die Bearbeitung inhaltli-
cher bzw. für Themen zum Projektmanagement genutzt 
wurden. Das lag zum einen daran, dass diese Themen 
hoch relevant für das Fortkommen in den Standorten 
waren, und zum anderen wurden viele Rollenfragen im 

Rahmen der Weiterbildung und hier auch häufig im infor-
mellen Austausch bearbeitet.

Durch die Anwesenheit eines Vertreters der Projektlei-
tung konnte durch das Format eine hohe Transparenz 
bezüglich relevanter Themen über das gesamte Pro-
jekt erreicht werden. Dort wurden Themen wie Case Ma-
nagement oder Datenschutz benannt und konnten von 
der wissenschaftlichen Begleitung bzw. dem Ministeri-
um aufgegriffen werden.

1. Treffen 	� Projektgruppen – Zusammensetzung 
und Arbeitsweise

	� Strukturen – wie schaffen? An sich 
und in vorhandenen Strukturen

	� Dienstleistungsketten

2. Treffen 	� Gesprächsleitfaden Case 
Management

	� Koordinatorinnen und Koordina-
toren zwischen Lenkungs- und 
Projektgruppe

	� Überörtliches Wissensmanagement 
im Projekt „Einwanderung gestalten“

3. Treffen 	� Gesundheit
	� Case Management
	� Umgang mit Konflikten und 

Widerständen

4. Treffen 	� Arbeit
	� Ehrenamt
	� Rolle der Koordinatorin/des 

Koordinators

5. Treffen 	� Case Management

6. Treffen 	� Rolle der Koordinatorin/des Koordi-
nators beim Übergang in die

	� „praktische Arbeit“
	� Strukturelles Case Management
	� Dokumentation und Planung

7. Treffen 	� Fallkonferenzen
	� Kriterien Case Management

8. Treffen 	� Verstetigung & Akteure
	� Umsetzung Case Management
	� Fallkonferenzen

Abbildung 4: Themen der Reflexionsveranstaltungen für 

Koordinierende

5.1.4.3	 �Workshops für Projektleitungen	
und Koordinierende

Ein wichtiger Baustein des Begleitkonzepts war es, paral-
lel zur – aber unabhängig von der – Arbeit mit den Koor-
dinierenden der Einzelprojekte (vgl. 5.1.3.2) Workshops 
auch mit den Projektleitungen durchzuführen. Wäh-
rend der Projektlaufzeit wurden insgesamt fünf Treffen 
angeboten. Diese dienten dem themenbezogenen Aus-
tausch, beinhalteten Inputs der wissenschaftlichen Be-
gleitung und Diskussion untereinander. So konnten 
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Umsetzungsfragen und Schwierigkeiten nicht nur mit 
den Koordinierenden diskutiert werden, die vorrangig 
mit der operativen Projektarbeit betraut waren, sondern 
auch mit Projektleitungen, die stärker in Entscheidungs-
prozesse der Lenkungsgruppen eingebunden waren und 
gleichzeitig immer auch die Regelorganisation vertraten. 
Diese Treffen lieferten wichtige Erkenntnisse über Um-
setzungsschwierigkeiten bei den durch das Projekt ge-
forderten Veränderungen der Regelabläufe und Möglich-
keiten der Verstetigung.

Zu Projektbeginn fand ein Startworkshop statt, an dem 
sich die Einzelprojekte kurz vorstellten und an dem alle 
Beteiligten auf die künftige gemeinsame Arbeit „ein-
gestimmt“ wurden. Analog hierzu gibt es im Dezember 
2019 einen Workshop zum Projektabschluss mit dem 
zentralen Thema der gemeinsamen Auswertung des 
über zweijährigen Arbeitsprozesses.

Die weiteren drei Workshops während der Projektlauf-
zeit (einer im Jahr 2017, zwei im Jahr 2018) hatten eine 
doppelte Zielsetzung:

	� 	Sie sollten eine Zwischenbilanz der Entwicklungs-
stände des Gesamtprojekts und der Einzelprojekte 
bieten und damit einen konzentrierten Erfahrungs-
austausch auch auf der Ebene der Projektleitungen 
anregen.

	� 	Sie sollten dazu dienen, übergreifende Themen auf-
zubereiten und zur Verarbeitung auf Ebene der Ein-
zelprojekte anzuregen. Hierzu gab es jeweils theore-
tische Inputs von Seiten der Projektleitung, nämlich 
„Case Management und Unterstützungsstruktur“, 
„Personenbezogene Dienstleistungen im migrati-
onspolitischen Kontext“ und „Varianten der Verste-
tigung der Projektansätze“. Alle genannten Themen 
hatten sich im Zuge der Arbeit der Beratenden bzw. 
der Arbeitstreffen der Koordinierenden als wichtige 
Inhalte herauskristallisiert und zur systematischen 
Bearbeitung geradezu „aufgedrängt“. Alle Inputs der 
Projektleitung wurden zeitnah verschriftlicht und al-
len Beteiligten zur Verfügung gestellt, wodurch ein 
rascher Transfer in die Projektarbeit ermöglicht wur-
de. Umgekehrt wurden die Ergebnisse der Diskussi-
on der genannten Themen auf den Workshops von 
der Projektleitung für die inhaltliche Weiterentwick-
lung des Gesamtprojekts genutzt.

Eine Sonderrolle kam dem Workshop „Verstetigung der 
Projektansätze und Arbeitsstrukturen“ zu, an dem nur 
die Projektleitungen teilnahmen. Hier wurden Varianten 
der Verstetigung diskutiert, die Anregungen für die or-
ganisatorische Anbindung „kommunalen Integrations-
managements“ geben konnten (vgl. 5.2.5).

5.1.4.4	 Fazit

Es zeigt sich, dass eine aufwendige Form für den Un-
terstützungsprozess an den Standorten gewählt wur-
de. Die Unterstützungsformate waren inhaltlich und per-
sonell eng verzahnt. Die Weiterbildung wurde bewusst 
von Projektleitung, einer wissenschaftlichen Mitarbei-
terin und einer Beratenden gemeinsam gestaltet und 
durchgeführt. Die Weiterbildungseinheiten wurden in 
den Teambesprechungen der Beratenden ausgewertet 
und die Reflexionsveranstaltungen für die Identifikati-
on von Themen oder weiteren Unterstützungsbedarfen 
genutzt. Nicht nur die Verzahnung von Prozessberatung 
und Weiterbildung, sondern gerade auch die gemeinsa-
me fachliche Einbettung dieser beiden Unterstützungs-
formen erfordert intensive fachliche Reflexion und stellt 
hohe Anforderungen an die Beratenden. Allerdings hat 
sich sowohl nach deren als auch nach den Angaben der 
Standorte dieses Vorgehen bewährt und die fachliche 
Konsistenz im Modellprojekt gewährleistet. Auch da, wo 
Restriktionen in der Umsetzung zu verzeichnen waren, 
konnten auf Basis dieses Vorgehens Widersprüche, die 
in den spezifischen Konstellationen lagen, produktiv auf-
gegriffen und in die Reflexion miteinbezogen werden.

Trotz der z.T. (harten) Vorgaben (Orientierung an Fallkon-
stellationen, strukturiertes Vorgehen nach den „Etap-
pen zum Produktionsnetzwerk“ usw.) konnte durch die 
Arbeitsteilung zwischen Weiterbildung und Beratung 
ein flexibles, an den Bedingungen und Konstellationen 
an den Standorten orientiertes Vorgehen gesichert wer-
den. Dies stellt in der Kombination einen Erfolgsfaktor 
dar und ermöglicht ein strukturiertes Vorgehen, das die 
Entwicklung an den Standorten unterstützt. Zugleich 
gewährleistet dieser Ansatz eine belastbare Form von 
Vergleichbarkeit im Modellprojekt (unabhängig von der 
Verschiedenheit der Standorte).

Die lokalen Prozesse in den Standorten wurden so-
mit nicht allein durch Vorgaben, sondern durch die Ele-
mente „Beratung“, „Weiterbildung“, „Reflexion“ und 
„Austausch“ gesteuert („Kontextsteuerung“). Die wis-
senschaftliche Begleitung konnte gerade durch die un-
terschiedlichen Formate („Beratung“, „Weiterbildung“, 
„Reflexion“ und „Austausch“) Themen leicht identifizie-
ren und auf unterschiedliche Weise aufgreifen und für 
die oder mit den Standorten bearbeiten (z.B. die Rolle 
von Case Management im Projektverlauf, vgl. 5.3).

Somit hat sich im Gesamtverlauf gezeigt, dass die Ini-
tiierung und Pflege von (Produktions-)Netzwerken nicht 
standardisiert erfolgen können; Instrumente und Vorge-
hensweise müssen auf Basis der kommunalen Settings 
zugleich als Teil von Weiterbildung vorbereitet wie auch 
reflektiert werden.

Die Koordinierenden haben im Projekt nicht nur in ih-
ren Standorten eine zentrale Rolle innegehabt, ihnen 
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gebührt auch entscheidender Anteil am Erfolg des Ge-
samtprojekts. Sie haben ihre umfangreiche (Berufs-)
Erfahrung in alle Formate eingebracht, Neues aufge-
nommen, dies wohlwollend in ihrer Arbeitsweise berück-
sichtigt und ihre Erfahrungen damit kollegial zur Verfü-
gung gestellt  – sowohl standortübergreifend als auch 
für die wissenschaftliche Begleitung. Die Aufgabe, Netz-
werke zu steuern und zu begleiten, ist eine Herausforde-
rung. Sich dabei beforschen, beraten und bilden zu las-
sen, zeugt von einer hohen Fachlichkeit.

5.2	� Aufbau und Entwicklung von 
lokalen Produktionsnetzwerken

In diesem Abschnitt wird ein wesentliches Element des 
Projekts „Einwanderung gestalten“ vorgestellt: die lo-
kalen Produktionsnetzwerke. Sie bildeten die Basis der 
örtlichen Aktivitäten, waren der Motor der Entwicklung 
von „Produkten“ und der Neugestaltung von Leistungs-
prozessen sowie der konzeptionelle Ausgangspunkt für 
die Implementation von Unterstützungsstrukturen im 
Einzelfall, insbesondere des Case Managements. Dabei 
wurde deutlich, dass Case Management als spezifisches 
Handlungskonzept Produktionsnetzwerke faktisch vor-
aussetzt (vgl. 5.3).

Im Folgenden wird zunächst die Notwendigkeit von Pro-
duktionsnetzwerken für die Arbeit im Bereich der Zuwan-
derung gezeigt (5.2.1), danach wird der Zusammenhang 
zwischen Produktionsnetzwerken und Planungsprozes-
sen verdeutlicht (5.2.2), darauf aufbauend folgen eine 
Skizzierung der Grundkonzeption von Netzwerkma-
nagement (5.2.3) und Beispiele aus dem Projekt (5.2.4). 
Dabei wird für jeden Typus einer Gebietskörperschaft 
gezeigt, wie Aktivitäten in einem Produktionsnetzwerk 
geplant und realisiert wurden.

Nach jedem Entwicklungsprojekt stellt sich die Frage, ob 
und wie die aufgebauten Strukturen und Prozesse ver-
stetigt werden können. So unterschiedlich, wie die loka-
len Konstellationen waren, so verschieden sind auch die 
Versteigungsvarianten. Unter 5.2.5 ist der Versuch einer 
Typologie zu finden.

5.2.1	 �Die Notwendigkeit von	
Produktionsnetzwerken

Menschen, die neu in ein Land und damit in eine sprach-
lich und kulturell tendenziell unbekannte, wenig vertrau-
te Welt zuwandern, stehen vor besonderen Herausforde-
rungen, an dem ökonomischen, sozialen und kulturellen 
Leben der Aufnahmegesellschaft teilzuhaben. Diese He-
rausforderungen bestehen zunächst unabhängig von 
den persönlichen Ressourcen im Bereich Einkommen 
oder Bildung. Insofern ist es gerade in den ersten Mona-
ten nach der Ankunft – unabhängig vom jeweiligen auf-
enthaltsrechtlichen Status  – notwendig, Orientierung 

stiftende Unterstützungsmaßnahmen anzubieten, um 
dem grundgesetzlichen Anspruch der Teilhabe gerecht 
werden zu können. So stellt auch der Forschungsbe-
reich beim Sachverständigenrat deutscher Stiftungen 
für Integration und Migration 2017 in einer Studie, die 
auf qualitativen Interviews mit geflüchteten Menschen 
basiert, fest: „Ansprechpartner als Lotsen geben Ori-
entierung: Flüchtlinge benötigen sowohl Informationen 
als auch Hilfe zur Selbsthilfe. Deshalb ist es besonders 
in der Anfangszeit wichtig, dass sie zentrale Ansprech-
partner haben. Deutlich wird vor allem die wichtige Rolle 
sozialen Fachpersonals, in den Blick zu nehmen ist aber 
auch die mitunter zu dezentrale Unterstützungsstruktur 
für Flüchtlinge in den Kommunen.“ (Forschungsbereich 
beim Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für In-
tegration und Migration 2017: S. 8)

Dabei sind individualisierte personenbezogene Dienst-
leistungen notwendig, da es den Flüchtling nicht gibt, 
„dafür sind die (früheren und aktuellen) Lebenslagen 
der Menschen zu verschieden. Entsprechend kommt es 
bei der Aufnahme und Versorgung sowie bei Maßnah-
men zur Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe dar-
auf an, wie gut sie zu den individuellen Lebenslagen pas-
sen.“ (ebd.: S. 6)

Damit wird deutlich, dass insbesondere frühzeitige 
Hilfsangebote nötig sind, die individuell ansetzen und 
ggf. prozessbegleitend sein sollten. Diesem fachlich be-
gründeten Anspruch steht jedoch häufig eine Realität 
gegenüber, die von Vielfalt wie Zersplitterung der Ange-
bote geprägt ist. Auf der lokalen Ebene unterbreitet eine 
Vielzahl von kommunalen, verbandlichen und ehrenamt-
lichen Akteurinnen und Akteuren personenbezogene 
Dienstleistungen für Zugewanderte. Dies sind vom Zeit-
punkt der Ankunft an u.a.:

	� 	Ausländerbehörden
	� 	Leistungssachbearbeitung im Bereich des Asyl- 

bewerberleistungsgesetzes
	� 	Kommunale Flüchtlingssozialarbeit (z.B. Sozial-

dienste für Geflüchtete)
	� 	Flüchtlingsberatungsstellen
	� 	Agentur für Arbeit bzw. „Integration Points“
	� 	Weitere Angebote aus dem Bereich des Ehrenamts/

der Verbandsarbeit
	� (z.B. Integrationslotsinnen und -lotsen, Integrations-

helferinnen und –helfer etc.)
	� 	Kommunale Integrationszentren
	� 	Jugendämter

Hinzu kommen Angebote für Personen „mit guter Blei-
beperspektive“ bzw. anerkanntem Schutzstatus, u.a.:

	� 	Jugendmigrationsdienste, Migrationsberatung für 
Erwachsene

	� 	Integrationskurse
	� 	Fallmanager im Jobcenter
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Im Übrigen erfahren im Feld sozialer Hilfe verankerte Ak-
teurinnen und Akteure jetzt ggf. einen Aufgabenzuwachs:

	� 	Schulsozialarbeit
	� 	Allgemeiner Sozialer Dienst etc.

Jeder Versuch, eine Struktur personenbezogener 
Dienstleistungen auf kommunaler Ebene zu etablieren, 
ist mit dieser Vielfalt konfrontiert. Etliche Kommunen 
haben diese Anforderungen aufgegriffen und bieten im 
Rahmen von Sozialdiensten für Flüchtlinge oder im Kon-
text von Anlaufstellen eine Palette von Leistungen an, 
die an der Aufgabe der Erstorientierung ansetzen und 
eine Begleitung über einen längeren Zeitraum entwe-
der selbst offerieren oder vermitteln. Unabhängig davon 
existieren Beratungsangebote der Verbände der freien 
Wohlfahrtspflege (Migrationsberatung für Erwachsene, 
Jugendmigrationsdienst, Flüchtlingsberatung). All diese 
sind jedoch auf der strukturellen Ebene häufig wenig ver-
netzt oder koordiniert, sodass weniger die Quantität als 
die Qualität (Vernetzung) der Unterstützungsangebote 
das zentrale Problem zu sein scheint.

Dieses Problem ist nicht feldspezifisch, sondern tritt fel-
dübergreifend auf. So haben u.a. Studien aus dem Kon-
text der US-amerikanischen Fürsorgereform gezeigt, 
dass Kooperation aus strukturellen Gründen häufig nur 
schwer zu realisieren ist (vgl.

Corbett/Noyes 2008, Sandfort 2007): Corbett/Noyes 
argumentieren, dass bei allen Kooperationsvorhaben 
unabhängig vom Grad der Kooperation die gesamte Or-
ganisation in ihrem „institutionellen Milieu“ im Blick be-
halten werden muss. Selbst bei einer Kooperation mit 
einem Teil der Organisation ist immer die ganze Organi-
sation beteiligt. Dies gilt natürlich umso mehr, je intensi-
ver die Kooperation ist. Die Autorinnen und Autoren kri-
tisieren, dass bei der Einführung integrierter Modelle der 
Leistungserbringung meist nur über Änderungen in den 
Verfahren und Regelwerken sowie in den administrati-
ven Systemen nachgedacht werde, nicht aber über Aus-
wirkungen auf die Organisationskultur und interne infor-
melle Regeln. Demgegenüber lege eine Sichtweise von 
Organisationen als „Eisberge“ nahe, dass auch das Ge-
schehen „unterhalb der Wasseroberfläche“ zu betrach-
ten sei, nämlich Führungsstile, Organisationskulturen 
und spezifische Sinnsysteme.

Organisationen spielen eine wichtige Rolle bei der „Kon-
struktion sozialer Probleme“, denn die Soziologie hat 
längst gezeigt, dass soziale Probleme und auch die „Ziel-
gruppen“ der anvisierten „Problemlösungen“ nicht ein-
fach „existieren“, sondern auf gesellschaftlichen Kon-
struktionen basieren (vgl. u.a. Groenemeyer 2010). 
Dabei kommt interaktiven institutionellen und organi-
sationalen Prozessen besondere Bedeutung zu („Prob-
lemarbeit“). Neben dem „Alltagswissen“ und dem „Pro-
fessionswissen“ der Akteurinnen und Akteure spielen 

institutionelle und organisationale Regeln und Wissens-
bestände eine wichtige Rolle. Groenemeyer schreibt 
hierzu: „Doing social Problems ist die Anwendung von 
Regeln, Techniken und Wissen auf individuelle Problem-
lagen und Problemsituationen. Grundlage hierfür ist ein 
Prozess der Kategorisierung und ihre Begründung im 
Rahmen von legitimierten Wissensbeständen, die für 
die Institutionen der Problembearbeitung typisch sind. 
Hierzu wird in der Regel auf Gesetzestexte und Vor-
schriften, Diagnosehandbücher, Risikochecklisten oder 
Programme zurückgegriffen, die als ein selbstverständ-
liches Wissen routiniert angewendet werden und die 
Grundlage für Aushandlungsprozesse mit den Betroffe-
nen darstellen.“ (ebd.: S. 17) Damit geraten strukturelle 
Machtverhältnisse in den Blick. Der Prozess der Konsti-
tution sozialer Probleme wird als mehrstufiger Prozess 
gesehen, die Analyse erstreckt sich über unterschied-
liche Ebenen, Felder oder Arenen, „die jeweils spezifi-
schen Kontexte und Rahmenbedingungen für Problema-
tisierungen und damit auch für die Arbeit in Institutionen 
und Organisationen der Problembearbeitung darstellen. 
Für die Analyse der Mobilisierung von Öffentlichkeit sind 
offenbar andere Konzepte notwendig als für die Analy-
se der Konstruktion und Bearbeitung politischer Issues 
innerhalb der Organisationen des politischen Systems. 
Schließlich folgt die alltägliche Problemarbeit des Doing 
social Problems anderen Bedingungen und folgt einer 
anderen Logik als die politische Institutionalisierung von 
Problemkategorien.“ (ebd.)

Ein Rückgriff auf feldtheoretische Konzepte kann die-
se Überlegungen vertiefen. Denn häufig wird das Hand-
lungskonzept Case Management nicht nur innerhalb ei-
ner Organisation (z.B. Krankenhaus) zur Anwendung 
kommen, sondern gerade dann, wenn Leistungen und 
Angebote verschiedener Organisationen koordiniert 
und kombiniert werden sollen. Diese Aufgabe wird noch 
anspruchsvoller, wenn diese Organisationen in unter-
schiedlichen Handlungsfeldern aktiv sind. Denn dies be-
deutet, dass die Kooperation zwischen mehreren Or-
ganisationen vor dem Hintergrund unterschiedlicher 
feldspezifischer (z.B. rechtlicher) Relevanzen analysiert 
werden muss. Das Praxiswissen der Akteurinnen und 
Akteure kann dann nicht aus der Perspektive einer ein-
zelnen Organisation verstanden, sondern muss stets auf 
einen breiteren institutionellen Zusammenhang bezo-
gen werden. Tut man dies, so wird schnell deutlich, dass 
das Praxiswissen, das sich in Organisationen entwickelt, 
die sich institutionell „näher“ stehen, teilweise erhebli-
che Parallelen aufweist, während „entfernte“ Organisa-
tionen sich kulturell sehr fremd sein können.

Die „Nähe“ oder „Ferne“ zweier Organisationen kann 
theoretisch mit dem Konzept des „organisationalen 
Felds“ erfasst und analysiert werden. DiMaggio/Pow-
ell, die den Begriff „organisationales Feld“ geprägt ha-
ben, um damit die organisationssoziologische Perspek-
tive über die einzelne Organisation hinaus zu erweitern, 
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nehmen explizit Bezug auf Bourdieus Feldtheorie, ohne 
sie jedoch systematisch zu rekonstruieren: „Mit orga-
nisationalem Feld bezeichnen wir jene Organisationen, 
die gemeinsam einen abgegrenzten Bereich des institu-
tionellen Lebens konstituieren: die wichtigsten Zuliefer-
firmen, Konsumenten von Ressourcen und Produkten, 
Regulierungsbehörden sowie andere Organisationen, 
die ähnliche Produkte oder Dienstleistungen herstellen 
bzw. anbieten.“ (DiMaggio/Powell 2000: S. 149) DiMag-
gio/Powell reduzieren das organisationale Feld nicht auf 
aktuell wirksame Netzwerke organisationaler Akteure, 
sondern erweitern den Blick hin zu normativen Struktu-
ren. Die Ursprünge eines Felds sind „Folge der Aktivitä-
ten eines heterogenen Sets von Organisationen“ (ebd.), 
über deren „Homogenisierung“ sich aber normative 
Strukturen ausbilden, die von konkreten Aktionen ablös-
bar sind, obwohl sie deren Folge darstellen. Die Autoren 
fassen den Prozess institutioneller Strukturierung über 
die folgenden vier Aspekte.

	� 	Zunahme der Interaktionen
	� 	Ausbildung von Herrschaftsstrukturen und Koali- 

tionsmustern
	� 	Zunahme der Informationsmenge und
	� 	Bewusstsein der Feldzugehörigkeit.

Um dem damit verbundenen Problem institutioneller 
Zersplitterung zu begegnen, wurden in vielen Feldern 
der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik in den letzten Jahren 
in Deutschland „Produktionsnetzwerke“ aufgebaut, d.h. 
verbindliche Kooperationsstrukturen zwischen eigen-
ständig operierenden, teilweise sogar konkurrierenden 
Organisationen (vgl. Reis et al. 2016). Ausgangspunkt 
hierfür war die Überlegung, dass es bei der Bearbeitung 
komplexer Problemlagen nicht genügt, Case Manage-
ment für den Einzelfall zu etablieren (das wäre eine not-
wendige, aber nicht hinreichende Bedingung, vgl. 5.3), 
sondern dass es parallel einer verbindlichen Kooperati-
on aller für die einzelnen Aspekte einer komplexen Pro-
blemsituation zuständigen Institutionen und Organisati-
onen bedarf. Die hierzu notwendige Konstruktion ist das 
Handlungskonzept Produktionsnetzwerk, in dem unter-
schiedliche Akteurinnen und Akteure gemeinsam an der 
Produktion sozialer Dienstleistungen beteiligt sind. Das 
bedeutet, dass (im organisationssoziologischen Sinn) 
autonome Organisationen über einen z.T. längeren Zeit-
raum hinweg gemeinsam Dienstleistungen erbringen. 
Hierzu ist ersichtlich ein intensiverer bzw. dauerhafte-
rer Kooperationszusammenhang erforderlich als bei 

anderen Netzwerktypen, z.B. Informationsnetzwerken, 
in denen Informationen ausgetauscht werden.59

Die mit dieser Kooperation verbundene Herausforde-
rung stellt sich auf zwei Ebenen:

	� 	Als Kooperation zwischen mindestens zwei Organi-
sationen mit jeweils spezifischen Zwecken, Hierar-
chien und Mitgliedschaftsbedingungen, die sich in 
unterschiedlichen Aufbau- und Ablauforganisatio-
nen niederschlagen

	� 	Als Kooperation zwischen Mitarbeitende dieser Or-
ganisationen, die vor dem Hintergrund der jeweili-
gen spezifischen Arbeitsbedingungen handeln, und 
möglicherweise über einen unterschiedlichen beruf-
lichen Hintergrund sowie ein spezielles Professions-
wissen verfügen.

Die Herausforderung ist besonders dann groß, wenn es 
darum gehen soll, dauerhafte und verbindliche Netz-
werkstrukturen zu schaffen und zu stabilisieren. Und sie 
wird gesteigert, wenn die zu vernetzenden Organisatio-
nen unterschiedlichen organisationalen Feldern angehö-
ren, verschiedene professionelle Arbeitsweisen zur An-
wendung kommen und unterschiedliche professionelle 
Standards gelten.

Im Rahmen von Produktionsnetzwerken können Leis-
tungsprozesse in den beteiligten Organisationen zu ei-
ner (potenziell) integrierten Leistung („supply chain“, 
Dienstleistungskette) zusammengeführt werden. Da-
durch erfolgt u. U. ein Eingriff in die Geschäftsprozesse 
der einzelnen Organisationen bei gleichzeitiger Bewah-
rung ihrer Selbständigkeit (keine vollständige „Integ-
ration“ der Leistungsprozesse). Damit eine solche Per-
spektive bei den Mitarbeitenden keine Abwehr auslöst 
(vgl. Franz 2013), ist es eine wichtige Aufgabe der Orga-
nisationsspitze, die Rückkopplung von Kooperationsbe-
ziehungen zum Gegenstand reflexiven Handelns zu ma-
chen, indem z.B.

	� Anlässe, Umfang und Intensität von Kooperations-
beziehungen geplant werden.

59	 In Informationsnetzwerken werden im Wesentlichen Informationen 
ausgetauscht, die für alle Netzwerkakteure von Relevanz sein 
könnten, aber von jeder beteiligten Organisation auch nach eigenen 
Relevanzkriterien bearbeitet werden. Der Grad an Verbindlichkeit 
mag sich unterscheiden, gemeinsam ist allen Informationsnetz-
werken, dass die Geschäftsfelder der einzelnen Organisationen 
durch die Beteiligung am Netzwerk nicht oder nur minimal berührt 
werden. Projektnetzwerke haben als „temporäre Netzwerke“ ihre 
Funktion darin, dass eine organisationsübergreifende Aufgaben-
stellung zeitlich befristet bearbeitet wird, z.B. im Rahmen eines 
„Projekts“. Das Kennzeichen von Produktionsnetzwerken besteht 
demgegenüber darin, dass autonome Organisationen über einen 
z.T. längeren Zeitraum hinweg gemeinsam Produkte herstellen und/
oder Dienstleistungen erbringen. Allerdings ist es nicht notwendig, 
dass alle Akteure bei jedem Produktionsvorgang beteiligt sind – 
um von einem Produktionsnetzwerk zu sprechen, reicht es aus, 
dass alle Beteiligten verbindlich ihre Bereitschaft erklären, dann 
zu einem gemeinsamen Produkt beizutragen, wenn dieser Beitrag 
benötigt wird.
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	� Das bedeutet auch, durch die Definition von Ziel-
gruppen und Einzugsbereichen („Sozialräumen“) 
die Segmente der Organisation festzulegen, die er-
wartbar von den durch Kooperation induzierten Ent-
wicklungen betroffen sein werden. Diese Segmente 
können dann als „Experimentierfelder“ dienen.

	� die Kontakte zu Netzwerkpartnern zum Anlass ge-
zielten (und damit von der Organisationsspitze ge-
förderten) organisationalen Lernens gemacht wer-
den, das tatsächlich eigene Routinen, Rituale und 
Werte zur Disposition stellt. Hilfreich sind hier Ins-
trumente wie Hospitationen, gemeinsame Fortbil-
dungen, gemeinsame Projekte u. ä.

	� Kooperationsbeziehungen durch Personen gepflegt 
werden, die aufgrund ihrer hierarchischen Einbin-
dung in der Lage sind, Impulse rasch und mit Nach-
druck in die Organisation weiterzuleiten. Es können 
Stabsstellen geschaffen oder Projektgruppen ins-
talliert werden  – in allen Fällen geht es darum, Ko-
operation systematisch aufzubauen und zu nutzen 
und die irritierenden Effekte produktiv zu verar-
beiten. Das bedeutet auch, dass die Personen, die 
mit diesen Aufgaben betraut sind, über Kompe-
tenz im doppelten Wortsinne verfügen müssen: 
Fachkenntnisse im Hinblick auf Projekt- und Netz-
werkmanagement sowie innerorganisatorische 
Entscheidungskompetenz.

5.2.2	 �Produktionsnetzwerke	
und Planungsprozesse

Dienstleistungsketten, d.h. die Verknüpfung von Unter-
stützungsangeboten, die von verschiedenen Trägern 
erbracht und idealerweise in Produktionsnetzwerken 
entwickelt werden, beziehen sich auf „typische“ Kons-
tellationen, in denen bestimmte Dienstleistungen reali-
siert und kombiniert werden. Sie abstrahieren deshalb 
immer von individuellen „Fällen“, nehmen deren allge-
meine Merkmale auf und sehen von Individuellem ab.60

Dies ist möglich, da sich in einem „Fall“ immer subjekti-
ve und objektive Perspektiven kreuzen, es einerseits um 
Personen mit ihrem subjektiven Handeln, ihren Motiven 
sowie ihrem subjektiv gemeinten Sinn und andererseits 
um den „objektiven“ Sinn, den diese Handlung für ande-
re hat, geht. Ein „Fall“ bezieht sich in der Sozialen Arbeit 
(wie in der Pädagogik) somit immer auf Subjektives, das 
„Besondere“, stellt dieses aber in einen breiteren Kon-
text – nur dadurch kann von „Fall“ die Rede sein: „Jeder 
Fall ist das Resultat hoch selektiver Prozesse der Zurich-
tung und Abstraktion. Ereignisse sind in ihrer Urform und 
in der Gestalt, in der sie (…) zum Fall werden, durchsetzt 
und geprägt von persönlichen Eigenarten, besonderen 
Umständen, situativen Zufällen etc., die es schwer, wenn 
nicht unmöglich machen, das Geschehen umgehend als 

60	 Hieran zeigt sich der Unterschied zu Fallkonferenzen.

‚Fall von X‘ zu identifizieren. Deshalb besteht ein wichti-
ger Schritt der Fallkonstruktion darin, diese kontingen-
ten Elemente auszuwaschen.“ (Bergmann 2014: S. 428) 
Aber: „der Fall existiert zwar nur qua Subsumption, er 
geht jedoch in der Subsumption nicht auf. Auch wenn er 
seine Bestimmung als ‚Fall von X‘, also durch Bezug auf 
einen allgemeinen Satz erhält, ist ihm ein Überschuss an 
Sinn eigen, der ihm einen eigenen epistemischen Status 
verleiht.“ (ebd.: S. 429)

Damit sind aber zwei Ebenen bezeichnet:

	� 	Die Ebene der Interaktion, in der die Subjektivität 
der Handelnden zum Zuge kommt, der besonde-
re, subjektive Sinn ihrer Handlungen im Fokus steht 
und in Verbindung gebracht wird zu den (teils damit 
in Widerspruch stehenden) objektiven Bedeutungen 
dieser Handlungen. Es gehört zum „Fallverstehen“, 
diesen subjektiven Sinn so gut es geht zu erschlie-
ßen, wobei dieser nie vollständig verstanden werden 
kann.

	� 	Die Ebene der Strukturrekonstruktion, in der nicht 
nur die sozialen und rechtlichen Bedingungen iden-
tifiziert werden, die erst den „Fall“ ausmachen, son-
dern auch subjektive Verhaltensweisen als Mani-
festationen von „Typen“ angesehen werden können.

Jeder Einzelfall weist somit überindividuelle, strukturel-
le Momente auf: „Um den Sinngehalt geistiger Gebilde 
zu erschließen, ist es (…) weder hinreichend noch unbe-
dingt notwendig, die individuellen Motive, Vorstellungen 
und Überzeugungen ihrer Erzeuger in Erfahrung zu brin-
gen: nicht hinreichend, weil darin die objektiven Bedeu-
tungsüberschüsse nicht enthalten sind; nicht unbedingt 
notwendig, weil die Kenntnis der Absichten und Antizi-
pationen des Urhebers zwar den Zugang zum Sinnge-
halt seines Werkes erleichtern, in vielen Fällen jedoch 
auch den Blick für dessen objektive Bedeutung verstel-
len kann.“ (Schneider 2009: S. 30f.) Dieses Allgemeine 
des Falls bildet die Basis von Dienstleistungsketten (für 
die Entwicklung von Produktionsnetzwerken vgl. Reis et 
al. 2016), während die „ausgewaschenen“ kontingen-
ten, d.h. individuellen Elemente hierin nicht aufgehen. 
Die beiden Seiten des Falls, das Besondere wie das All-
gemeine, sind ko-präsent, können aufeinander bezogen, 
aber auch voneinander getrennt werden: „Man kann ei-
nen Fall in seiner Beispielhaftigkeit wahrnehmen, indem 
man ihn vergleichend neben andere Fälle hält, mit dem 
Ergebnis, dass er als ‚ein Fall von X‘ identifiziert wird und 
seine Identität durch den Bezug auf eine allgemeine Re-
gel erhält. Man kann einen Fall aber auch in seiner Ein-
zigartigkeit wahrnehmen, indem man ihn – abgekoppelt 
von Bezügen auf allgemeine Regeln  – als biografische 
Einheit über die Zeit konstruiert, wodurch er in seiner 
Individualität und Besonderheit (…) hervortritt.“ (Berg-
mann 2014: S. 429) Konkretes Fallverstehen (als wesent-
liche Voraussetzung gelingender Fallkonferenzen) und 
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verallgemeinernde Fallrekonstruktion können somit me-
thodisch voneinander getrennt werden  – um die struk-
turellen Aspekte eines Falls zu bearbeiten, muss nicht 
der subjektiv gemeinte Sinn bis in alle Verästelungen er-
schlossen werden.

Die Entwicklung von Dienstleistungsketten im Rahmen 
von Produktionsnetzwerken nimmt diese überindividu-
ellen strukturellen Elemente auf, die in den Einzelfällen 
präsent sind. In der Einzelfallarbeit muss aber das Indi-
viduelle eines Falls erschlossen werden  – hier liegt die 
zentrale Aufgabe des Case Management. Es muss im 
Prozessschritt „Assessment“ die individuelle Situati-
on seiner Adressatinnen und Adressaten erkennen und 
auf allgemeine Problemkonstellationen und die hierfür 
(z.B. als Dienstleistungskette) entwickelten Lösungswe-
ge beziehen. Hierfür ist „Fallverstehen“ im oben entwi-
ckelten Sinne elementar; die Lösungswege sind flexibel 
auf die individuelle Situation zuzuschneiden  – was u.U. 
eine intensive Beratungsarbeit erfordert. Case Manage-
ment ist also nicht zuerst „Management“ der optimalen 
Unterstützungsangebote (die immer schon über das All-
gemeine definiert sind), sondern findet seinen Kern in 
der Vermittlung des Besonderen mit dem Allgemeinen, 
ohne dass das Besondere verloren geht. Um dies zu be-
werkstelligen, ist u.U. eine zumindest mittelfristige, aber 
intensive Beratungsarbeit notwendig  – nämlich dann, 
wenn die Klientinnen und Klienten nicht selbst in der 
Lage sind, Angebote, die z.B. über eine Dienstleistungs-
kette zur Verfügung gestellt werden, so an ihre beson-
dere Bedarfslage anzupassen, dass sie tatsächlich hilf-
reich sind.

Letztendlich muss ein komplexes Dienstleistungsange-
bot vier Elemente umfassen:

	� 	Leistungsangebote, die von einzelnen Organisatio-
nen auf der Basis bereitgestellter Ressourcen (In-
puts) erbracht werden – hierdurch werden Teilhabe-
möglichkeiten geschaffen;

	� 	Ein Produktionsnetzwerk, das diese Leistungsange-
bote strukturell vernetzt – hierdurch werden Teilha-
bechancen auch in komplexen Fällen verbessert;

	� 	Dienstleistungsketten, die auf dieser Basis für ver-
schiedene Fallkonstellationen entwickelt wurden 
und die die Brücke zu den Einzelfällen schlagen;

	� 	Case Management oder ein analoges Beratungsan-
gebot, das sich auf die bedürftigen Individuen be-
zieht, deren individuelle Problemlagen erschließt 
und die Individuen in die Lage versetzt, bereitgestell-
te Angebote auch für sich zu nutzen (vgl. 5.3).

Aus der Perspektive des Gesamtprozesses betrach-
tet, stellen Dienstleistungsketten die Verbindung 
zwischen der Strukturebene (Leistungsangebote, 

Produktionsnetzwerke) und der Handlungsebene (Inter-
aktion der Case Managern mit den Adressatinnen und 
Adressaten) dar. Deshalb müssen sie beides aufnehmen: 
Die (fach-)politischen Konstellationen, die sich in den 
Produktionsnetzwerken zeigen, und die Perspektive der 
Adressatinnen und Adressaten/Nutzerinnen und Nut-
zer, ohne die eine Dienstleistung nicht zu Stande kommt.

5.2.3	 Netzwerkmanagement

Produktionsnetzwerke zeichnen sich wie alle anderen 
Typen von Netzwerken dadurch aus, dass die in ihnen tä-
tigen autonomen Akteurinnen und Akteure mit hierarchi-
schen Mitteln wie Anweisungen nicht steuerbar sind und 
auch das Steuerungsmedium „Geld“ nur begrenzt wirk-
sam ist. In Abgrenzung hierzu nennen Sydow und Win-
deler (vgl. 2000) folgende „weiche“ Steuerungsmedien.

	� 	Kooperation,
	� 	Vertrauen,
	� 	Selbstverpflichtung der Akteure,
	� 	Verlässlichkeit,
	� 	Verhandlung,
	� 	explizite oder implizite Kontrakte.

Zentralität kommt der „Verlässlichkeit“ zu, die sich in der 
mittelfristigen Reziprozität der Beziehungen ausdrückt: 
„Hierunter wird ein Prinzip des Leistungsaustauschs 
verstanden, das nicht durch die wertmäßige Äquiva-
lenz der einzelnen Transaktion (wie beim marktförmigen 
Austausch), sondern durch die in der Summe ungefähre 
Äquivalenz einer Reihe von Austauschen über einen län-
geren Zeitraum hinweg gekennzeichnet ist. Er setzt die 
Existenz langfristiger Beziehungen zwischen Akteuren 
somit voraus und stabilisiert sie zugleich.“ (Sydow/Win-
deler 2000: S.  12) Für die Herstellung von Reziprozität 
ist es förderlich, dass ein „ideelles Milieu“ existiert, d.h. 
ein gemeinsam geteilter Ziel- oder Wertkorridor, der die 
Basis für die Bewertung inhaltlicher „Verlässlichkeit“ bil-
det (formal macht sich Verlässlichkeit an der Befolgung 
gesetzter Regeln etc. fest – dies reicht aber nicht, um ein 
Netzwerk zu stabilisieren). Gerade Produktionsnetzwer-
ke sind darauf angewiesen, dass ein ideelles Milieu ent-
steht und gepflegt wird, denn sie beinhalten u. U. eine 
Veränderung von Geschäftsprozessen bei den beteilig-
ten Organisationen. Gemeinsam entwickelte Ziele und 
ein Konsens oder zumindest Kompromiss im Hinblick auf 
grundlegende Werte und Überzeugungen sind die Basis 
für die Herausbildung von Produktionsnetzwerken.

Insbesondere der Umgang mit Macht spielt eine große 
Rolle für den Erfolg oder Misserfolg von Netzwerken. In 
vielen Fällen sind Akteurinnen und Akteure im Netzwerk 
tätig, die über umfangreichere Ressourcen und/oder 
weitergehende rechtliche Kompetenzen verfügen als 
die Netzwerkpartner (z.B. Jobcenter, Ausländerbehör-
de, Jugendamt). Es ist alles andere als zwingend, dass 
diese Akteurinnen und Akteure auch eine Führungsrolle 
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im Netzwerk einnehmen, u. U. ist dies, um eine Domi-
nanz zu vermeiden, sogar kontraproduktiv. Grundsätz-
lich ist es notwendig, dieses Machtgefälle zu reflektieren 
und strukturell zu bearbeiten. Letzteres bedeutet, dass 
„mächtige“ Akteurinnen und Akteure bereit sind, sich 
zugunsten gemeinsam erarbeiteter Ziele zurückzuneh-
men. Dies wiederum setzt bei ihnen die Einsicht voraus, 
ihr berechtigtes Eigeninteresse dadurch besser wahren 
zu können als durch Versuche, die Netzwerkpartner zu 
dominieren. Um dies tatsächlich zu erreichen, müssen 
Ziele, Interessen, „Opfer“ und „Gewinne“ aller Akteu-
rinnen und Akteure transparent gemacht werden – eine 
Aufgabe für das Netzwerkmanagement.

Gerade mit dem letztgenannten Punkt dürfte deutlich 
werden, dass eine effektive Netzwerkarbeit im Sinne des 
Aufbaus und der Stabilisierung von Produktionsnetz-
werken ein professionell operierendes Netzwerkma-
nagement voraussetzt. Dieses muss nicht zwingend von 
einer einzelnen Person umgesetzt werden, benötigt aber 
Ressourcen und Kompetenzen.

Auch wenn an dieser Stelle nicht intensiver darauf ein-
gegangen werden kann, sollen die Hauptaufgaben des 
Netzwerkmanagements kurz benannt werden (vgl. Reis 
et al. 2011).

	� 	Selektion – Auswahl der Netzwerkpartner: Wer soll-
te zwingend beteiligt sein? Wie sieht der Nutzen ei-
ner Beteiligung für die Partner und das Netzwerk 
insgesamt aus?

	� 	Allokation – Verteilung der Aufgaben im Netzwerk: 
Wer macht was? Wie sieht die Dienstleistungskette 
konkret aus? Wo gibt es Schnittstellen? Wo müssen 
Geschäftsprozesse bei den beteiligten Akteurinnen 
und Akteuren verändert werden?

	� 	Regulation – Festlegung formeller und nicht forma-
lisierter Regeln der Zusammenarbeit im Netzwerk: 
Was kann zu welchem Zeitpunkt verbindlich verein-
bart werden  – und zwar so, dass sich die Partner 
auch an die Vereinbarung gebunden fühlen?

	� 	Evaluation  – Dokumentation und Überprüfung der 
gemeinsamen Arbeit (z.B. im Hinblick auf Zielerrei-
chung, Art der Kommunikation): Was lief gut, wo gibt 
es Veränderungsbedarf? Müssen Ziele oder Abläufe 
verändert werden?

Für den Aufbau und die Verstetigung von Netzwerken ist 
es wichtig, sich der „Erfolgsfaktoren“ zu vergewissern, 
die in der Praxis Chancen zur nachhaltigen Etablierung 
innovativer Strukturen und Prozesse bieten. In der ein-
schlägigen Literatur (Drabble 2011, Huxham/Vangen 
2005, Lindsay/McQuaid/Dutton 2008, Reis et al. 2011, 
Reis et al. 2016) wurden folgende Erfolgsfaktoren für die 

Bildung von Produktionsnetzwerken identifiziert und 
diskutiert.

	� 	Einbindung aller relevanten (Gruppen von) Akteu-
rinnen und Akteuren. Im Zusammenhang mit dem 
Thema „Zuwanderung“ sind dies neben den migra-
tionspolitischen Akteurinnen und Akteuren (Auslän-
derbehörde, Sozialamt, ggf. BAMF, Beratungsstel-
len) die zentralen Akteurinnen und Akteure im Feld 
sozialer Hilfen (Jugendamt, Gesundheitsamt, Job-
center, freie Träger etc.). Ebenso sollten Vertrete-
rinnen und Vertreter des Ehrenamts und der Ziel-
gruppe in geeigneter Form beteiligt werden. Bei der 
Konstitution von Netzwerken ist es deshalb wichtig, 
eine gründliche Beteiligtenanalyse vorzuschalten.

	� 	Gemeinsame Ziele – von der Netzwerkgründung bis 
zur Verstetigung: Gemeinsame Ziele spielen in jeder 
Phase der Netzwerkarbeit eine tragende Rolle. Sie 
sind Resultat eines kontinuierlichen Aushandlungs-
prozesses, der auf spezifischen rechtlichen und stra-
tegischen Zielstellungen der Netzwerkakteurinnen 
und -akteure basiert und damit als Orientierungs-
marke für eine langfristige gemeinsame Perspektive 
dient. Sie bilden die „diskursive Klammer“ für die am 
Netzwerk beteiligten Akteurinnen und Akteure und 
sollten deshalb schriftlich fixiert werden. Je konkre-
ter die Ziele formuliert sind, desto eher sind sie für 
gemeinsame Planungen geeignet (z.B. über die He-
rausbildung eines Zielsystems). Vage formulierte 
Ziele erleichtern zwar Kompromisse innerhalb kon-
flikthafter Beziehungen, bergen aber die Gefahr ge-
ringer Verbindlichkeit.

	� 	Verbindlichkeit und Verlässlichkeit der Arbeit – Ver-
einbarungen über Ziele und die daraus resultie-
renden Aufgaben aller Akteurinnen und Akteure 
müssen eine verbindliche Richtschnur der Netzwer-
karbeit sein. Auch bei teilweise konflikthaften Kons-
tellationen basiert die Zusammenarbeit darauf, das 
Vereinbarte aus einer gemeinsamen Selbstverpflich-
tung zu erfüllen. Die gemeinsame Verantwortung 
für grundsätzliche Entscheidungen im Netzwerk ist 
eine wesentliche Arbeitsgrundlage für ein nachhal-
tig wirksames und von allen Beteiligten getragenes 
Netzwerk. Grundlage dieser Gemeinsamkeit können 
ein Wertkonsens, aber auch wechselseitige Vorteile 
für die Beteiligten sein.

	� 	Existenz und Akzeptanz von Netzwerkregeln – sinn-
bildlich für den besonderen Charakter von Netzwer-
karbeit ist es, dass die Akteurinnen und Akteure sich 
selbst eigene (formelle oder informelle) Regeln ge-
ben (müssen), die nicht von einer einzelnen Organi-
sation dominiert werden. Gleichwohl sollte die Ein-
haltung der Regeln gemeinsam überwacht werden, 
um gravierende Regelverstöße gemeinsam analysie-
ren zu können.
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	� 	Klare Aufgabendefinition und -verteilung – Netzwer-
karbeit ist für viele Beteiligte Zusatzarbeit. Daher ist 
es vielerorts eine Frage der Organisation und Aufga-
benverteilung, ob ein Netzwerk existieren kann oder 
nicht. Aus der Entwicklung von Zielsystemen resul-
tieren Aufgaben, die klar und gezielt verteilt werden 
müssen, um die vielfältigen Kompetenzen angemes-
sen nutzen zu können und (meist knappe) Ressour-
cen nicht durch Parallelarbeiten zu verschwenden.

	� 	Klare Entscheidungsstrukturen und breite Beteili-
gung an der Entscheidungsfindung – Verbindlichkeit 
ist nur dann gewährleistet, wenn alle am Netzwerk 
beteiligten (Gruppen von) Akteurinnen und Akteu-
re an der Entscheidungsfindung partizipieren. Hier-
zu ist es nötig, gemeinsam Entscheidungsregeln und 
-wege festzulegen und schriftlich zu fixieren.

	� 	Konstitution einer eigenen Sinn- und Wertestruktur – 
Basis der gemeinsamen Arbeit ist die Entwicklung 
einer von allen Beteiligten geteilten Sinnstruktur,

	� d.h. einer „gemeinsamen Sicht auf die Dinge“. Diese 
muss/kann nicht für alle Beteiligten identisch sein, 
aber ein Grundverständnis über den Gegenstand 
der Netzwerkarbeit, die zu verfolgenden Ziele und 
die Erfolgskriterien ist Voraussetzung für gemeinsa-
me Arbeit. Damit verbunden bzw. darauf aufbauend 
sollte an einer „Netzwerkethik“ als Basis einer ge-
meinsamen Wertestruktur gearbeitet werden.

	� 	Es gibt verschiedene Wege, solche Sinn- und Werte-
strukturen zu entwickeln  – eine Möglichkeit ist die 
gemeinsame Rekonstruktion und Analyse von Ein-
zelfällen (je nach Feld sind das Personen, aber auch 
Dinge, z.B. Gebäude), über die es gelingen kann, or-
ganisations- bzw. professionsspezifische Sinnstruk-
turen und „Sichtweisen“ abzugleichen und gegen-
seitig „anzureichern“.

	� 	Erhaltung der Autonomie der einzelnen Akteurin-
nen und Akteure  – ein Netzwerk bildet ein soziales 
System mit eigenen Sinn- und Wertstrukturen, Ent-
scheidungswegen und Regeln. Dennoch darf die or-
ganisationale Autonomie der Beteiligten nicht zu 
stark beeinträchtigt werden. Dies beinhaltet die Be-
rücksichtigung der Zielvorstellungen aller am Netz-
werk Beteiligten (deshalb ist eine offen geführte Dis-
kussion über Interessen und Werte sehr wichtig) und 
setzt sich bei der Festlegung von Regeln fort. Jen-
seits der Teilnahme am Netzwerk müssen die einzel-
nen Akteurinnen und Akteure immer autonom han-
deln können. Sind die Netzwerkarbeit und die dieser 
zu Grunde liegende Zielsetzung nicht vereinbar mit 
dem Selbstverständnis der Einzelorganisation, so 
besteht die Gefahr, dass diese das Netzwerk verlässt. 
Hier liegt ein grundlegendes Spannungsverhältnis 

zwischen Netzwerk und beteiligten Organisationen 
vor.

	� 	Persönliches Engagement  – es liegt an den einzel-
nen Beteiligten, mit welcher Intensität das Netzwerk 
(mit-)gestaltet wird. Gerade in den Phasen nach der 
Konstitution eines Netzwerks, in denen schwieri-
ge Abstimmungsprozesse stattfinden müssen, sind 
alle Beteiligten aufgefordert, mit persönlichem En-
gagement die Arbeit voranzubringen. Dies bedeutet 
aber, dass die Arbeit im Netzwerk so gestaltet wird, 
dass die Motivation zur Mitarbeit erhöht und nicht 
minimiert wird.

	� 	Konkrete Ergebnisse, „schnelle Erfolge“ und „Erleb-
nisse“ – für alle am Netzwerk Beteiligten ist die ge-
meinsame Arbeit an konkreten Produkten – wie

	� Flyer, Fachtage, Fortbildungen oder neue Angebo-
te – wesentlich, um einerseits den Prozess der Inte-
gration voranzutreiben und andererseits der Netz-
werkarbeit ein konkretes Gesicht zu geben sowie 
Kooperation der Netzwerkpartnerinnen und -part-
nern zu erproben und zu stärken. „Schnelle Erfol-
ge“ durch gut umsetzbare Produkte mit einer gro-
ßen Außenwirkung wie z.B. ein gemeinsamer Flyer, 
eine Fachveranstaltung oder ein in seiner Umset-
zung transparenter „Arbeitsplan“ mit den damit ver-
bundenen „Erlebnissen“ einer gegenüber der All-
tagsarbeit hervorgehobenen Aktivität steigern die 
Motivation, sich im Netzwerk zu engagieren. Der 
„psychologische Kontrakt“ kann dadurch gezielt ge-
stärkt werden.

	� 	Anbindung an bestehende Netzwerke – die Stabilität 
von Netzwerken ist eng mit ihrer Anerkennung in der 
lokalen Landschaft verbunden. Es ist dringend erfor-
derlich, die bereits bestehenden Strukturen zu ken-
nen, um sie nicht unberücksichtigt zu lassen oder 
gar zu übergehen. Wenn allerdings eine Anbindung 
an bestehende Strukturen erfolgt, muss darauf ge-
achtet werden, dass die Ziele und Arbeitsweise des 
„neuen“ Netzwerks dadurch nicht verloren gehen.

	� 	Erkennbarer Nutzen des Netzwerks für die einzelnen 
Akteurinnen und Akteure – für die Beteiligten muss 
sich regelmäßig der Nutzen für die eigene Praxis er-
schließen, sonst können sie nicht über lange Zeit im 
Netzwerk gehalten werden (Vorteilsübersetzung). 
Der Nutzen kann unterschiedlich aussehen: Erleich-
terung für die alltägliche Arbeit im Sinne fallbezogen 
besser abgestimmter Abläufe, Verbesserung der Si-
tuation für die eigene Klientel oder Weiterentwick-
lung organisationsinterner Leistungsprozesse.

	� 	Mitwirkung von Entscheidungsträgerinnen und 
-träger und der „operativen Ebene“  – um die Netz-
werkarbeit auf Dauer stellen zu können, dürfen 
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sich die Regelungen und Abstimmungen nicht dar-
auf beschränken, dass die Akteurinnen und Akteu-
re fallbezogen besser miteinander kooperieren. Um 
grundlegendere Regelungen zu treffen, Arbeitsab-
läufe verbindlich und fallübergreifend abzustimmen, 
braucht es die Zustimmung der jeweiligen Leitungs-
ebene der beteiligten Organisationen. Innovative 
Ideen auf der operativen Ebene können nur dann 
dauerhaft implementiert werden, wenn auch die Ent-
scheidungsebene in den Prozess eingebunden ist. 
Allerdings gilt auch umgekehrt, dass Entscheidun-
gen auf Leitungsebene von der operativen Ebene ad-
äquat umgesetzt werden müssen. Dies kann nicht 
alleine auf dem Weg hierarchischer Weisungen ge-
schehen, vielmehr bedarf es der Akzeptanz von Zu-
sammenarbeit durch die betroffenen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter.

	� 	Überzeugungsarbeit nach „innen“ – um eine dauer-
hafte Struktur- und Ablaufgestaltung gewährleisten 
zu können, müssen die innovativen Ideen des Netz-
werks in die Organisationen zurückgespiegelt wer-
den, aus denen die Akteurinnen und Akteure des 
Netzwerks kommen. Nur wenn die Netzwerkarbeit in 
den regulären organisatorischen Abläufen einen ent-
sprechenden „Widerhall“ findet, können in den ein-
zelnen Organisationen Strukturen geschaffen wer-
den, die nachhaltig neue Abläufe ermöglichen.

	� 	Last but not least: Ein Netzwerk als eigenständiges 
soziales System braucht eine eigene Steuerungs-
struktur und ein spezielles Management inklusive 
Moderation, um diese Strukturen aufzubauen und 
umzusetzen. Damit wird deutlich, dass Netzwerke 
bestehende Machtstrukturen tangieren und gleich-
zeitig selbst auf Machtstrukturen aufbauen. Die Fra-
gen, wie eine Steuerungsstruktur aussieht und wer 
für das Netzwerkmanagement verantwortlich ist, 
sind ohne eine Reflexion der vorhandenen kommu-
nalen Machtstrukturen (z.B. das Verhältnis der Par-
teien im Kommunalparlament zueinander, die Be-
deutung verschiedener Ämter und ihr Verhältnis 
zueinander, die Rolle der örtlichen Wirtschaft, die 
Rolle der Verbände, des Ehrenamts etc.) nicht hin-
reichend, d.h. lediglich technokratisch verkürzt zu 
beantworten. Jedes Netzwerk kann aber nur auf der 
Basis einer Analyse des „kommunalen Felds“ ver-
standen werden.

Wie diese Erfolgsfaktoren zeigen, sind Aufbau und Pfle-
ge oder gar die dauerhafte Institutionalisierung von Pro-
duktionsnetzwerken alles andere als trivial und erfor-
dern hochprofessionelles Management.

5.2.4	 �Produktionsnetzwerke in Aktion –	
Beispiele aus dem Projekt

Die vorstehenden Überlegungen bildeten die Grundlage 
für das Konzept der wissenschaftlichen Begleitung (vgl. 
ausführlich 5.1). Den am Projekt beteiligten Kommunen 
wurde vorgeschlagen, eine Projektorganisation aufzu-
bauen, deren Aufgabe es war, im Kreis der Netzwerk-
partnerinnen und -partnern über eine Situationsanalyse 
Handlungsbedarfe zu identifizieren, gemeinsam Ziele zu 
entwickeln und entsprechend Aktivitäten zu planen und 
einzuleiten. Die Projektorganisation bestand i.d.R. aus 
der Projektleitung und einem Koordinationsteam, des-
sen Stellen über das Land finanziert wurden.

An allen zwölf Standorten des Projekts „Einwanderung 
gestalten“ wurden entsprechend lokale Projektorgani-
sationen aufgebaut; deren organisatorische Anbindung 
sowie die Zusammensetzung der Projektgremien in den 
Händen der beteiligten Kommunen lag, sodass sehr un-
terschiedliche Konstellationen und Prozesse beobachtet 
werden konnten. Dies liegt in der Natur der Sache und 
wurde vom Auftraggeber und der wissenschaftlichen 
Begleitung respektiert.

In diesem Abschnitt sollen exemplarisch drei Prozesse 
dokumentiert werden, jeweils ein Beispiel steht für einen 
Typus von Gebietskörperschaft. Abschließend werden 
diese Beispiele miteinander verglichen.

5.2.4.1	 �Die Konstellation kreisfreie Stadt:	
das Beispiel Köln

Allgemeines
Rund 400.000 Menschen mit Migrationshintergrund 
aus 180 Nationen lebten zu Projektbeginn in Köln. Das 
entspricht ca. 37 % der Gesamtbevölkerung. Vielfach 
handelt es sich um jüngere ausländische Zugewander-
te. Die Geflüchteten kommen mit unterschiedlichen Vor-
aussetzungen hinsichtlich Sprachkenntnissen und schu-
lischer bzw. beruflicher Bildung. Sprachbarrieren sind 
die vorrangigen Integrationshemmnisse. Ende 2016 wa-
ren im Stadtgebiet 13.366 Geflüchtete in 161 Einrichtun-
gen (Wohnheimen, Wohnungen/Wohngruppen, Hotels) 
untergebracht.

Die in Köln lebenden rund 4.800 arbeitsuchenden Ge-
flüchteten sind überwiegend männlich und zu einem gro-
ßen Teil jünger als 35 Jahre. 27 % haben keinen Haupt-
schul- oder vergleichbaren Schulabschluss. Nahezu drei 
Viertel dieses Personenkreises kommt derzeit für Hel-
fertätigkeiten in Frage, knapp ein Viertel für Fachkraft-, 
Spezialisten- und Expertentätigkeiten. Die arbeitslosen 
Geflüchteten werden zu 95 % durch das Jobcenter Köln 
betreut.
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Aufbau und Funktion der Projektgremien
Die Projektorganisation in Köln umfasst drei Arbeits- 
und Entscheidungsgremien (Lenkungsgruppe, Ar-
beits- und Unterarbeitsgruppen) sowie das Projekt-
team, besteht aus einer Projektleitung und den drei 
Projektkoordinierenden.

Die Lenkungsgruppe, das höchste Entscheidungsgre-
mium, besteht aus Vertreterinnen und Vertreter der 
Stadt (Dezernate Soziales/Integration/Umwelt, Ver-
waltung/Ordnung/Recht, Kämmerei, Amt für Integrati-
on und Vielfalt – vormals Flüchtlingskoordination – so-
wie dem Amt für Weiterbildung), der Agentur für Arbeit, 
dem Jobcenter, der LIGA der Wohlfahrtsverbände und 
dem Ehrenamt (Arbeitskreis Politik der Willkommensin-
itiativen). Sie entscheidet über dezernatsübergreifende 
Angelegenheiten und tagte im Zeitraum von April 2017 
bis September 2019 insgesamt fünfmal.

Die Arbeitsgruppe, in der selbständig Entscheidungen 
getroffen bzw. Entscheidungen der Lenkungsgruppe 
vorbereitet wurden, war ein wichtiges Arbeits- und auch 
Entscheidungsgremium. Sie umfasste 32 Teilnehmende 
aus allen für das Projekt relevanten städtischen Ämtern, 
den Verbänden der freien Wohlfahrtspflege sowie dem 
Ehrenamt und tagte im genannten Zeitraum sechsmal.

In der Arbeitsgruppe wurde der „Basisfall“ diskutiert 
und hieraus Themenfelder abgeleitet. Mit der Bearbei-
tung der Themen wurden dann Unterarbeitsgruppen 
betraut, zunächst drei, anschließend  – nachdem diese 
ihre Arbeit beendet hatten  – weitere vier. Die Unterar-
beitsgruppen hatten die Funktion, ausgehend von der 
jeweiligen themenbezogenen Dimension des Falls, Pro-
blemstellungen zu definieren und hieraus Ziele und Ak-
tivitäten abzuleiten.

Das Projektteam war für die Vorbereitung und Moderati-
on der einzelnen Gremien, die Dokumentation sowie die 
Durchführung der Beschlüsse verantwortlich. Projekt-
leiter war der Flüchtlingsbeauftragte der Stadt, der im 
Büro der Oberbürgermeisterin angesiedelt war (heutiger 
Amtsleiter des Amts für Integration und Vielfalt).

Die folgende Grafik gibt die Aufgaben und Kompetenzen 
der einzelnen Instanzen wieder.
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Abbildung 5: Rollenbeschreibung im Projekt „Einwanderung gestalten“ 

Stadt Köln

Funktion der Arbeit an Fällen
Das Projektteam stellte auf der Basis von Informationen 
aus unterschiedlichen Ämtern den im Folgenden wieder-
gegebenen „typischen“ Fall vor und leitete diesen den 
Mitgliedern der Arbeitsgruppe vor der ersten Sitzung zu.

Fallbeispiel Sarah und Hamed (fiktiv)
Die Geschwister Sarah (21 Jahre) und Hamed (18 Jah-
re) sind als Alleinreisende im November 2015 aus Syrien 
eingereist. Sie haben Asyl beantragt und nach Anerken-
nung im Dezember 2016 bis Ende Januar 2017 Leistun-
gen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erhalten. 
Noch vor ihrer Anerkennung wurden beide zu Integrati-
onsmaßnahmen des BAMF angemeldet. Beide leben in 
einem städtischen Wohnheim. Sarah hat in ihrem Hei-
matland eine gehobene Schulausbildung (vergleichbar 
Abitur?) absolviert und ein Medizinstudium begonnen. 
Hamed hat die Schule in seinem Heimatland abgebro-
chen und als Hilfskraft in einer Autowerkstatt gearbei-
tet. Die Leistungsgewährung nach dem SGB II wurde für 
beide noch nicht aufgenommen.

Sarah
Sarah hatte noch während des Bezugs von Asylbewer-
berleistungen ein Erstgespräch beim Amt für Weiterbil-
dung zum Erkunden des individuellen Unterstützungs-
bedarfs. Ergebnis des Gesprächs: Unterstützung bei 
Anerkennung des Abiturs und ggf. Teilen des begonne-
nen Studiums, Klärung des vorhandenen und des dafür 
erforderlichen Sprachlevels.

Sarah ist bedingt durch die Anstrengungen und Schwie-
rigkeiten auf dem Fluchtweg nach Deutschland stark 
traumatisiert. Eine Untersuchung des Gesundheitsamts 
hat ergeben, dass eine weitere psychische Behandlung 
zur Bekämpfung der Traumatisierung dringend erforder-
lich ist.

Sarah wurde von einem ehrenamtlichen Paten bei der 
Ankunft in Köln begleitet. Bedingt durch einen internen 
Umzug in ein anderes Wohnheim, der im Wohnungsamt 
datenmäßig nicht nachvollzogen wurde, und eine fehler-
hafte Eingabe des Nachnamens im Datenbestand des 
Ausländeramts konnte die ehrenamtliche Betreuung 
erst nach mehreren Nachfragen fortgesetzt werden.



54  Wissenschaftliche Begleitung – ISR

Hamed
Bereits im Juli 2016 (vor der Anerkennung) hatte Hamed 
die Chance, ein über ehrenamtliche Unterstützer ver-
mitteltes dreimonatiges Praktikum in einer Kölner Au-
towerkstatt wahrzunehmen. Aufgrund der noch in Prü-
fung befindlichen Beschäftigungserlaubnis konnte er 
den Praktikumsplatz nicht antreten.

Hamed hat einen Integrationskurs nach hohen Fehlzei-
ten abgebrochen. Da kein qualifizierter Dolmetscher zur 
Verfügung stand, konnte bei Beratungsgesprächen so-
wohl im KI als auch im Integration Point des Jobcenters 
zunächst keine Klarheit über vorhandene Ressourcen/
Qualifikationen erzielt werden. Nunmehr ist vorgesehen, 
dass Hamed die tas zum Erwerb eines Hauptschulab-
schlusses besucht. Er spricht bereits recht gut deutsch. 
Für den Besuch der tas benötigt Hamed eine Beschei-
nigung über das bisher erreichte Sprachlevel. Bis-
lang ist jedoch niemand bereit, die Gebühr hierfür zu 
übernehmen.

Verschiedene Informationsbroschüren sind zwar in ara-
bischer Sprache vorhanden, konnten jedoch von Hamed 
aufgrund ihrer Gestaltung nicht verstanden werden.

Durch die Diskussion des Falls wurden die unterschiedli-
chen Perspektiven der an der Arbeitsgruppe beteiligten 
Akteurinnen und Akteure deutlich; gleichwohl gelang ein 
gemeinsam geteiltes Problemverständnis und – nach ei-
niger Diskussion  – die Festlegung von Themenfeldern: 
Sprache, Bildung/Arbeit, Wohnen, Gesundheit, Teilha-
be, Existenzsicherung, Case Management und Netzwer-
ke/Kooperation. Nach Priorisierung der definierten The-
menfelder durch die Arbeitsgruppe wurden zunächst 
drei Unterarbeitsgruppen mit folgenden Schwerpunkten 
eingerichtet: Bildung/Arbeit, Sprache und Wohnen. In 
den Unterarbeitsgruppen sollte der Fall als „Referenze-
bene“ bei der Formulierung von Ergebniszielen und der 
Entwicklung von entsprechenden Angeboten/Maßnah-
men dienen.

Außerdem entzündete sich an dem Fall eine Diskussion 
über die (vorab vorgeschlagene) Zielgruppe; diese wur-
de erweitert und per Beschluss dann festgelegt: allein-
reisende Frauen und Männer von 18 bis 25 Jahren sowie 
alleinreisende Elternteile mit Kindern, die eine positi-
ve Bleibeperspektive besitzen und sich in der Lebensla-
ge Übergang in Ausbildung/Arbeit befinden. Die beson-
deren Problematiken alleinreisender Frauen sollten als 
Querschnittsaufgabe für alle Unterarbeitsgruppen auf-
genommen werden.

Unterarbeitsgruppen
Die Unterarbeitsgruppen setzten sich aus fachlich für 
die verschiedenen Themen kompetenten Vertreterinnen 
und Vertreter der in der Arbeitsgruppe vertretenen Or-
ganisationseinheiten und Akteursgruppen zusammen. 
Sie tagten recht kurzgetaktet, teilweise bis zu zwölfmal, 

begannen mit einer Analyse der im Themenbereich vor-
handenen Situation, entwickelten Ergebnisziele und ar-
beiteten solange am Thema, bis entweder die Ziele er-
reicht waren oder eine Weiterarbeit nicht mehr sinnvoll 
erschien. Bei Bedarf wurden externe Expertinnen und 
Experten in die Arbeit eingebunden. Die Ergebnisse der 
Arbeit in den Unterarbeitsgruppen flossen entweder in 
die alltägliche Arbeit der beteiligten Akteurinnen und 
Akteure ein (z.B. Klärung von Schnittstellen, Weitergabe 
von Informationen) oder wurden von Arbeits- bzw. Len-
kungsgruppe aufgegriffen und weiterverarbeitet.

Besondere Bedeutung bekam die Unterarbeitsgrup-
pe Case Management, die im zweiten Projektzyklus die 
Arbeit aufnahm. Sie hatte den Auftrag, ein Konzept für 
rechtskreisübergreifendes Case Management zu erar-
beiten. Hierzu waren umfangreiche Vorarbeiten und be-
gleitende Gespräche mit Vertreterinnen und Vertreter 
der Jugendmigrationsdienste, dem Jobcenter und Ju-
gendamt nötig. Resultat dieser Arbeit war ein Konzept 
zur Umsetzung des Case Managements.

Die ursprünglich vorgesehene Unterarbeitsgruppe 
„Netzwerke“ wurde von der Arbeitsgruppe verworfen, 
da sich im Zuge der Arbeit in den anderen Unterarbeits-
gruppen themenbezogen Netzwerke gebildet hatten. 
Da es sich zudem um ein sehr komplexes Thema han-
delt, wurde die weitere Bearbeitung zur Optimierung von 
Netzwerken in das am 15.12.2018 neu gegründete Amt 
für Integration und Vielfalt verwiesen, wo sie aufgegrif-
fen wird.

Prozess
Das Projekt in Köln begann im April 2017 mit einer gut 
besuchten „Kick-off“-Veranstaltung, die von der Ober-
bürgermeisterin eröffnet wurde. Hierin wurden in meh-
reren Beiträgen Ziel und Konzept des Landesprojekts 
und erste Überlegungen zur Umsetzung in Köln vorge-
stellt. Das Projektteam hatte vorab schon die Mitglieder 
der Arbeitsgruppe benannt und informiert, sodass kurz 
nach dieser Veranstaltung rasch mit der Arbeit begon-
nen werden konnte.

Die erste Sitzung der Arbeitsgruppe war – wie auch alle 
folgenden  – sehr gut besucht und es gelang über die 
gut vorbereitete Falldiskussion rasch, Themenfelder 
und Unterarbeitsgruppen zu benennen. Die Entschei-
dung, zunächst mit drei Unterarbeitsgruppen zu begin-
nen, war folgerichtig und produktiv, weil dadurch ein kur-
zer Tagungsrhythmus realisiert werden konnte, ohne die 
an mehreren Unterarbeitsgruppen beteiligten Mitglieder 
(insbesondere – aber nicht nur – die Ehrenamtlichen) zu 
überlasten.

Durch die Arbeit in den Unterarbeitsgruppen konn-
te ein hoher Grad an Vernetzung realisiert werden. 
Gleichzeitig zeigte sich aber auch, dass es sowohl auf 
der strukturellen als auch auf der Ebene des Einzelfalls 
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themenübergreifender Verbindungen bedarf. Strukturell 
konnte dies die Arbeitsgruppe leisten, für die Einzelfäl-
le bedurfte es einer Lösung, deren Ausarbeitung der Un-
terarbeitsgruppe Case Management übertragen wurde.

Die für die Themen zuständigen politischen Gremien des 
Rats der Stadt Köln wurden im September 2017, Januar 
und September 2018 sowie Januar 2019 über den Sach-
stand im Projekt informiert. Darüber hinaus wurde eine 
Fachtagung mit Vertreterinnen und Vertretern betroffe-
ner Ratsausschüsse sowie des Integrationsrats durch-
geführt. Bei dieser wurden die erzielten Ergebnisse prä-
sentiert und die politischen Vertreterinnen und Vertreter 
konnten ihrerseits Anregungen und Vorschläge in den 
Prozess einbringen.

Im Rahmen der Bearbeitung des Themenfelds „Teilha-
be geflüchteter Menschen“ wurde am 17.10.2018 die Ver-
anstaltung „Wir in Köln – Eingewanderte gestalten mit“ 
durchgeführt. Ziel war im Wesentlichen der Austausch 
mit jungen geflüchteten Menschen zu Bedarfen, Zugän-
gen zu Teilhabeangeboten sowie möglichen Hürden/
Zugangshemmnissen.

Ungefähr zur Hälfte der Laufzeit kristallisierte sich – pa-
rallel zur Arbeit im Projekt – die politische Option der Bil-
dung eines „Amts für Integration und Vielfalt“ heraus, 
das seit dem 15.12.2018 installiert ist. Hier werden Quer-
schnittsaufgaben untergebracht (KI, Dienststelle Diver-
sity sowie ein kleiner Teil der Ausländerbehörde). Neu 
sind die Fachkoordinationen – insbesondere zu den The-
men Wohnen, Arbeit und Gesundheit. Ein Leitlinienpro-
zess zu den Themen Integration und Vielfalt wurde be-
reits begonnen. Die Gründung des Amts für Integration 
und Vielfalt trifft auf eine hohe „politische Akzeptanz“. Es 
umfasst rund 80 Stellen und ist direkt bei der Oberbür-
germeisterin angesiedelt. Die im Rahmen von „Einwan-
derung gestalten“ entwickelten Strukturen intensiver 
Zusammenarbeit zwischen kommunalen Fachämtern 
und Externen werden ins neu gegründete Amt überführt. 
Die folgende Grafik zeigt das Organigramm des Amts für 
Integration und Vielfalt.
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Abbildung 6: Amt für Integration und Vielfalt Stadt Köln

Der gesamte Prozess wurde über das Projektteam ge-
steuert, das nicht nur die Sitzungen vorbereitete und für 
die Umsetzung der Beschlüsse sorgte, sondern auch – 
und dies war für die Transparenz und Akzeptanz des Pro-
jekts von ausschlaggebender Bedeutung – die Gremien-
sitzungen rasch und sorgfältig dokumentierte. Hierzu 
diente eine eigene Homepage auf dem Server der Stadt 
Köln, zu dem die am Projekt Beteiligten Zugriffsrechte 
haben.

Ergebnisse
Neben der Verstärkung von Kooperationsstrukturen 
durch Identifikation und Bearbeitung von Schnittstellen-
problemen wurden in den Unterarbeitsgruppen folgende 
Ergebnisse erzielt bzw. „Produkte“ entwickelt, die teil-
weise bereits von der Lenkungsgruppe entschieden und 
zur Umsetzung an die kommunalen Organe bzw. andere 
Akteurinnen und Akteure weitergeleitet wurden:

	� 	Verpflichtung zu Integrationskursen. Die gesetzlich 
vorgesehene Verpflichtung von Personen, an Integ-
rationskursen teilzunehmen, kann an unterschied-
lichen Stellen erfolgen, was zu Reibungsverlusten 
führt. Aus diesem Grund wurde in der Unterarbeits-
gruppe Sprache ein Verfahren für die Bündelung 

entwickelt, wozu ein Ratsbeschluss erforderlich war. 
Mit der Bündelung der Verpflichtung zu Integrations-
kursen wurde ein organisatorischer Vorschlag un-
terbreitet, um den Zugang zu Integrationskursen für 
den Menschen schneller, einfach und transparenter 
zu gestalten und so den Integrationsprozess insge-
samt zu beschleunigen. Der Rat hat die Bündelung 
der Aufgabenwahrnehmung beim Amt für öffentli-
che Ordnung, Abteilung Ausländerangelegenheiten, 
am 06.02.2018 beschlossen und dies wurde zwi-
schenzeitlich auch organisatorisch umgesetzt.

	� 	Flächendeckende Einführung von Videodolmet-
schen als zusätzliche Alternative zum vorhandenen 
Dolmetscherpool. Die Möglichkeit der persönlichen 
Anwesenheit eines Dolmetschers bleibt erhalten. 
Bescheide etc. werden aus Gründen der Rechtssi-
cherheit weiterhin ausschließlich in deutscher Spra-
che ausgegeben. Beim Videodolmetschen werden 
zertifizierte, vereidigte Dolmetscher eingesetzt. 
Rechtssicherheit ist insofern gegeben.

	� 	„Personal Book“: Als Unterstützung für die Geflüch-
teten, die ehrenamtlichen Begleiter und für die betei-
ligten Behörden und Träger wird seitens der Stadt-
verwaltung ein Ordner zur Verfügung gestellt, in dem 
Basisdaten der Geflüchteten eingetragen und mit 
Zustimmung der Geflüchteten von allen genannten 
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Stellen genutzt und weiterverarbeitet werden kön-
nen. 300 Exemplare des Personal Books wurden 
zwischenzeitlich beschafft, 200 sukzessive durch 
das Ausländeramt an geflüchtete Menschen aus-
gegeben und 100 Exemplare durch das Ehrenamt 
verteilt.

	� 	Hürden und Bedarfslücken auf dem Weg in Ausbil-
dung und Arbeit: Es wurden 19 Handlungsempfeh-
lungen in das Kommunale Bündnis für Arbeit am 
12.07.2018 eingebracht und beschlossen. Zur Um-
setzung werden sukzessive Gespräche mit den Ak-
teurinnen und Akteuren des Kölner Arbeitsmarkts 
geführt.

	� 	Vielfaltskompetenz im Projekt „Einwanderung ge-
stalten“: Eine Ist-Analyse zu vorhandenen Maßnah-
men zur Stärkung der Vielfaltskompetenz in der 
Verwaltung wurde zwischenzeitlich durchgeführt, 
ebenfalls hat mittlerweile ein Workshop mit dem Ti-
tel „Expedition Vielfaltskompetenz“ stattgefunden.

Fazit
Das Projekt ist in Köln aus mehreren Gründen erfolg-
reich verlaufen:

1.	 Die Ansiedlung bei der Oberbürgermeisterin zeigt 
die Unterstützung von „höchster Ebene“ und sie-
delt die Diskurse um das Projekt unmittelbar im po-
litischen Bereich an. Damit ist angezeigt, dass es in 
erster Linie um politische sowie fachliche und erst 
in zweiter Linie um administrative Fragestellungen 
geht.

2.	 Ein schneller Start zwingt alle Akteurinnen und Ak-
teure (vor dem Hintergrund von Punkt 1) dazu, sich 
rasch „einzubringen“ und in den Arbeitsprozess ein-
zusteigen, bevor „taktische Manöver“ den Entwick-
lungsprozess verzögern können.

3.	 Die Einbeziehung aller „denkbaren Akteurinnen und 
Akteure“ von Anfang an, nämlich die Verbände der 
freien Wohlfahrtspflege und das Ehrenamt, bindet 
diese in einen gemeinsamen Prozess ein und ver-
pflichtet zu konstruktiver Zusammenarbeit. Im Er-
gebnis sind die gemeinsamen Lösungen wesentlich 
besser durchdacht und die gesellschaftliche Akzep-
tanz ist höher.

4.	 Das professionelle Netzwerkmanagement durch das 
Projektteam sichert eine hohe Transparenz (zeitna-
he Dokumentation, Homepage) und stellt die not-
wendige Infrastruktur für das Funktionieren der 
komplex zusammengesetzten Gremien.

5.	 Die klare Projektstruktur, die von Anfang an Aufga-
ben, Rollen, Entscheidungskompetenzen und -pro-
zesse festgelegt hat, bot im gesamten Projektverlauf 

für alle Akteurinnen und Akteure eine Orientierung, 
in deren Rahmen auch Kontroversen produktiv aus-
getragen werden konnten.

5.2.4.2	�Die Konstellation Kreis:	
das Beispiel Kreis Lippe

Allgemeines
In den 16 Städten und Gemeinden des Kreises Lippe leb-
ten zum Zeitpunkt des Projektstarts ca. 360.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohner, von denen über die Hälfte 
in den vier größten kreisangehörigen Städten Detmold 
(73.000), Bad Salzuflen (54.000), Lemgo (42.000) und 
Lage (36.000) heimisch sind. Der Kreis Lippe ist 1.246 
km² groß und überwiegend ländlich strukturiert. Der 
Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund lag bei 
ca. 25  % der Bevölkerung  – Tendenz steigend. Unter-
schiede zeigen sich bei der gesellschaftlichen Teilha-
be (beispielsweise beim Schulbesuch), sodass die glei-
che Chance auf Partizipation das langfristige Ziel der 
Integrationsarbeit im Kreis ist. In 2015 gab es mit über 
6.000 Menschen die bislang größte Anzahl an Schutz-
suchenden, was den Kreis und die Kommunen vor er-
hebliche Herausforderungen bei der Erstversorgung ge-
stellt hat. Die Geflüchteten verteilten sich auf alle Städte 
und Gemeinden, sodass bei der Integration neben den 
Themen Wohnen, Sprache und Bildung/Arbeit auch das 
Thema Mobilität in dem Flächenkreis große Bedeutung 
hat. Aktuell ist der Zuwanderungs- und Integrationsdis-
kurs durch die Zuwanderung im Rahmen der EU-Freizü-
gigkeit geprägt. Das Projekt „Einwanderung gestalten“ 
selbst ist eine priorisierte Maßnahme im Bereich Integ-
ration des „Zukunftskonzepts Lippe 2025“.

Als Oberziel des Projekts wurde die Entwicklung einer 
rechtskreisübergreifenden Handlungsstruktur für ein 
einheitliches Einwanderungsmanagement formuliert. 
Dabei sollen – und müssen – die besonderen Herausfor-
derungen des Verhältnisses von Kreis sowie kreisange-
hörigen Städten und Gemeinden beachtet werden, um 
die „Integrationsarbeit im Kreis Lippe partnerschaftlich 
und flexibel“61 zu steuern. Aus diesem Grund ist das Pro-
jekt als Kooperationsprojekt zwischen dem Kreis und 
der größten kreisangehörigen Stadt Detmold angelegt. 
Auch wenn Detmold eigene Zuständigkeiten und – eben-
so wie der Kreis – ein Handlungs- bzw. Integrationskon-
zept erarbeitet hat, gibt es fachliche, institutionelle und 
politische Überschneidungen, die ebenfalls im Rahmen 
des Projekts – und durchaus impulsgebend für alle wei-
teren Städte und Gemeinden – ausgelotet und bearbei-
tet werden sollen.

Aufbau und Funktion der Projektgremien
Im Kreis Lippe bestand die Projektorganisation aus 
mehreren Ebenen. Es wurde ein Projektteam aus den 
beiden Koordinierenden und der Administrations-
stelle gebildet und das Projekt wurde im Fachdienst 

61	 Aus der Interessenbekundung des Kreises
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Soziales und Integration angesiedelt, dessen Leitung 
die Rolle der Integrationsbeauftragten innehat und in 
dem auch das Kommunale Integrationszentrum hei-
misch ist. Der Fachdienst befindet sich mit weiteren 
für den Projektauftrag wesentlichen Handlungsfel-
dern – wie Familie, Bildung oder Gesundheit – in einem 
Verwaltungsvorstandsbereich.

Das Projektteam war für die Einsetzung und Moderati-
on aller Gremien, die Vorbereitung und Durchführung 
der Entscheidungen der Lenkungsgruppe, die Kommu-
nikation in und zwischen den Gremien sowie die umfäng-
liche Dokumentation zuständig, die Transparenz, Nach-
vollziehbarkeit und ein Projektcontrolling ermöglichte.

Als Arbeits- und Entscheidungsgremien wurde eine 
Lenkungsgruppe eingerichtet. Diese besteht aus dem 
Landrat, Vertretern der Verwaltung (Verwaltungsvor-
stand III  – verantwortlich für die o.g. Felder  – sowie 
den Fachdiensten Soziales und Integration, Bildung so-
wie Ordnung, Verkehr und Verbraucherschutz – für die 
Ausländerbehörde), dem kommunalen Jobcenter, der 
Bundesagentur für Arbeit, dem Netzwerk Lippe gGmbH 
(Kommunale Beschäftigungsförderungsgesellschaft), 
dem Diakoniereferat in der Lippischen Landeskirche (als 
Trägervertreter sowie für Flüchtlings- und Jugendmigra-
tionsberatung), der kreisangehörigen Stadt Detmold 
(Integrationsbeauftragter und Leitung Kontaktstelle für 
Ausländerinnen und Ausländer) sowie der kreisangehö-
rigen Gemeinde Schlangen (Bürgermeister als Sprecher 
der Kommunen). Das Ehrenamt oder die Migrantenselb-
storganisationen wurden in der Lenkungsgruppe nicht 
beteiligt, da es keine (gewählten) Vertretungsstrukturen 
gibt. Die Lenkungsgruppe hat die Rolle eines Beschluss-
gremiums für die Vorgehensweise im Projekt sowie die 
erarbeiteten Ergebnisse. Sie war ausschließlich mit Lei-
tungskräften besetzt und hat in der Zeit von April 2017 
bis September 2019 achtmal getagt.

Auf der Basis der Veränderungsbedarfe, die durch die 
Auswertung der Case Management-Fälle (s.u.) erkannt 
wurden, hat die Lenkungsgruppe entschieden, ob eine 
neue und temporär agierende Arbeitsgruppe eingesetzt 
oder ob der Bedarf bzw. das Thema an bestehende Ar-
beitsgruppen im Kreis zur Bearbeitung delegiert wurde. 
Die Arbeitsgruppen waren teilweise mit Leitungskräften, 
teilweise mit Expertinnen und Experten der operativen 
Ebene besetzt.

Da es sich am Standort Lippe um ein Kooperationspro-
jekt zwischen dem Kreis und der größten kreisangehö-
rigen Stadt Detmold handelt, wurde hierfür neben der 
Teilnahme von städtischen Vertreterinnen und Vertreter 
an der Lenkungsgruppe, den Fallkonferenzen und den 
verschiedenen Arbeitsformaten ein regelmäßiger Jour 
fixe zwischen dem Projektteam und der Stadt Detmold – 
vertreten durch den Integrationsbeauftragten der Stadt 
sowie die Leitung der „Kontaktstelle für Ausländerinnen 

und Ausländer“ – eingerichtet. Ziel war, die Inhalte und 
Arbeitsweise im Projekt zu reflektieren und darüber hi-
naus zukunftsweisende Erfahrungen in der Gestaltung 
von Kooperation zu sammeln.

Funktion der Arbeit an Fällen
Der Kreis Lippe hat  – ausgehend von Einzelfällen  – als 
Ansatz gewählt, Rückschlüsse auf generelle Verän-
derungsbedarfe (Prozesse und Strukturen, Schnitt-
stellenprobleme, Angebote, Handlungsweisen, Kom-
munikationsformen etc.) zu ziehen und diese an die 
Lenkungsgruppe als Beschlussgremium zu spiegeln. Da-
mit verfolgt das Projekt eine Grundidee des Handlungs-
konzepts des Case Managements.

Im Verlauf der ersten Projektphase sollten 30 Fälle in 
das Projekt aufgenommen werden, deren Auswahlkrite-
rien waren:

	� 	Heterogenität, daher unterschiedliche Zielgruppen 
(Geflüchtete, EU-Bürgerinnen und Bürger, Zugewan-
derte aus sogenannten Drittstaaten und unbegleite-
te minderjährige Ausländer) und Lebenssituationen 
(von Einzelpersonen bis vielköpfigen Familien)

	� 	rechtskreisübergreifende Fragestellungen und Kom-
plexität der Anliegen

	� 	aus den verschiedenen Städten und Gemeinden des 
Kreises

Die Zugangssteuerung erfolgte durch Fachkräfte der un-
terschiedlichen Institutionen sowie durch das Ehrenamt.

In einem ersten Gespräch hat das Projektteam geklärt, 
ob die Person/en sich eine Aufnahme und Mitwirkung 
vorstellen konnte/n und vor allem die Projektintention 
erläutert. Dabei musste auch die nachvollziehbare Er-
wartung an eine besondere und/oder schnellere Lösung 
von persönlichen Anliegen besprochen werden. War die 
Aufnahme entschieden, schloss sich ein standardisier-
tes Erstgespräch mit einem eigens entwickelten Ge-
sprächsleitfaden zur Anamnese und Bedarfsklärung an, 
bei dem auch erhoben wurde, welche anderen Akteurin-
nen und Akteure an dem Fall beteiligt sind.62 Diese i.d.R. 
operativ wirkenden Fachkräfte sowie ggf. weitere not-
wendige Akteurinnen und Akteure wurden zur anschlie-
ßenden Fallkonferenz eingeladen, die stets zweigeteilt 
war: In einem ersten Durchgang wurde der Fall vorge-
stellt und nach einzelfallbezogenen Lösungsansätzen 
gesucht, die im Folgenden erprobt wurden. Der weite-
re Verlauf dieser Einzelfallebene wurde durch das Pro-
jektteam nachgehalten. Der zweite Teil der Fallkonferenz 
diente der Diskussion der Typologie des Falls. Für die 
weitere Arbeit im Projekt wurden die „generativen The-
men“ und die sich am Fall zeigenden Veränderungs- und 

62	 Dazu wurden auch eine Datenschutzerklärung und eine Schweige-
pflichtsentbindung entwickelt und eingesetzt.
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Handlungsbedarfe auf prozessualer und/oder struktu-
reller Ebene und damit Themen für Arbeitsgruppen iden-
tifiziert. Der gesamte Verlauf der Fallkonferenzen wur-
de dokumentiert, sodass zum einen Transparenz über 
die Themengenerierung hergestellt und zum anderen 
im Verlauf des Projekts Folgegespräche geführt werden 
konnten.

Insofern hat die Arbeit mit Fällen eine stark impulsgeben-
de sowie strukturierende Rolle im Projekt und die Arbeit 
der Lenkungsgruppe sowie der Arbeitsgruppen an die 
operative Ebene angebunden. Bis Ende 2018 wurde die 
Phase der Fallkonferenzen mit einer Onlineumfrage bei 
den beteiligten Akteurinnen und Akteuren abgeschlos-
sen. Das strukturierte Vorgehen in den Fallkonferenzen 
wie der Nutzen auf der operativen und fallübergeordne-
ten Ebene wurde durchgängig sehr hoch eingeschätzt, 
sodass der durchaus als groß empfundene Zeitaufwand 
den Beteiligten gerechtfertigt erscheint.

Arbeitsgruppen
Im Projekt im Kreis Lippe wurden durch Beschluss der 
Lenkungsgruppe Arbeitsgruppen eingerichtet. Für die-
se wurde jeweils ein schriftlicher Auftrag mit Ziel und 
Begründung der Arbeit formuliert. Die Gruppen wur-
den vom Projektteam moderiert, arbeiteten zeitlich be-
grenzt, die Treffen wurden dokumentiert und Ergebnisse 
an die Lenkungsgruppe zur Abstimmung sowie zum Be-
schluss gegeben.

Inhaltlich lassen sich die Arbeitsgruppen in die AGs un-
terteilen, die eher auf die Erarbeitung von Produkten 
zielten wie die AG „Mobilität“, die AG „Gesundheitsbe-
rufe“, die AG „Interkulturelle Öffnung“, die AG „Schu-
le“ oder die AG „Sprach- und Integrationsmittler“. Eini-
ge AGs wurden mit konkreten Ergebnissen im Rahmen 
des Projekts abgeschlossen (vgl. weiter unten), andere 
wurden vor Abschluss von der Lenkungsgruppe aus dem 
Projekt gelöst und zur weiteren inhaltlichen Bearbeitung 
an andere Stellen delegiert. So wird beispielsweise die 
AG „Interkulturelle Öffnung“ weiterhin vom Kommuna-
len Integrationszentrum verantwortet; die AG „Gesund-
heitsberufe“ ist in einer umfänglicheren Aktivität zum 
Thema „Fachkräftemangel in den Gesundheitsberufen“ 
aufgegangen, erste Ergebnisse wurden weitergegeben 
und das Ziel der AG wird von den dann verantwortlichen 
Akteurinnen und Akteuren weiterverfolgt.

Daneben wurden eher struktur- und prozessorientier-
te Arbeitsgruppen eingerichtet  – genannt seien die AG 
„Vom Zuwanderer zur Lipper*in/Prozess- und Dienst-
leistungsketten“, die AG „Einwanderungsmanagement“ 
mit drei Unter-AGs und auch die AG „Zusammenarbeit 
Kommunen Jobcenter“. Hier sind die Ergebnisse eben-
falls weiter unten im Einzelnen nachzulesen.

Zum anderen hat die Lenkungsgruppe bei einigen The-
men entschieden, keine neuen AGs aufzumachen, 

sondern diese direkt als „Anfragen“ an bestehende Ar-
beitsgruppen zu richten – so geschehen bei den Themen 
„Vermeidung von Ausbildungsabbrüchen“ oder „durch-
gängige Kinderbetreuung“.

Im Verlauf zeigte sich, dass die projektspezifischen Ar-
beitsgruppen auf das Projektziel und das Projektgesche-
hen hin fokussierter, für das Projektteam steuerbarer 
und von den Ergebnissen her im Betrachtungszeitraum 
effektiver waren. Gleichwohl ist der Gedanke, bestehen-
de Arbeitsgruppen in neue Projektstrukturen zu invol-
vieren, richtig. Als These kann formuliert werden, dass 
für die Erarbeitung neuer Produkte, Strukturen oder 
Prozesse projektspezifische Arbeitsgruppen günstig 
sind, die Ergebnisse sowie die weitere Verfolgung der 
Umsetzung jedoch in das Regelgeschehen zu implemen-
tieren sind, um „Sonderstrukturen“ zeitnah auch wieder 
aufzulösen.

Prozess
Der Prozess im Kreis Lippe begann noch vor dem offi-
ziellen Start63 mit Präsentationen in zentralen Gremien 
wie dem Verwaltungsvorstand und der „Strategiegrup-
pe Flüchtlinge“ des Kreises, dem Sozialausschuss oder 
der „Steuerungsgruppe Integration Detmold“ und der 
„Verwaltungsinternen Steuerungsgruppe Flüchtlinge“ 
der Stadt Detmold sowie zahlreichen Vorgesprächen in 
unterschiedlichen für das Projekt relevanten Instituti-
onen. Diese Tätigkeit setzte sich im ersten halben Jahr 
des Projekts fort. Ziel war, es bekannt zu machen, ers-
te Informationen über Schnittstellen und vor allem für 
Mitwirkung von Leitungs- und operativen Fachkräften in 
den verschiedenen Gremien des Projekts sowie den Fall-
konferenzen zu werben. So konnte auch geklärt werden, 
dass die „Strategiegruppe Flüchtlinge“ grundsätzlich die 
Rolle der Lenkungsgruppe übernimmt und durch Vertre-
ter der Trägerlandschaft erweitert wird.

Mit Projektstart am 1.8.2017 wurde der wöchentliche 
Jour Fixe mit dem Koordinator für Integration der Stadt 
Detmold eingerichtet. Die erste Lenkungsgruppensit-
zung fand Ende September 2017 statt. Hier wurden Ab-
sprachen zur Rolle und zur Zusammenarbeit getroffen, 
die Zielgruppen und der Einstieg in die Fallkonferenzen 
festgelegt. Zudem erhielt das Projektteam den Auftrag, 
eine Übersicht über bereits abgestimmte (Arbeits-)Pro-
zesse zur Integration, Arbeitskreise sowie Maßnahmen 
zu erstellen und diese bei der Projektarbeit zu beach-
ten, um nicht „auf der grünen Wiese zu bauen“ und keine 
Doppelstrukturen einzurichten.

Die Auftaktveranstaltung „Einwanderung gestal-
ten“ am 2.10.2017 war sehr gut besucht. In verschie-
denen Beiträgen wurden Ziel und Konzept des Lan-
desprojekts bekannt gemacht und in Talkrunden mit 
verschiedenen Vertreterinnen und Vertreter für die 

63	 Der Grund lag in der Stellenbesetzung; einer der Koordinatoren 
übernahm Tätigkeiten kommissarisch, bis das Projektteam voll
ständig besetzt war.
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Integrationsarbeit wesentlicher Einrichtungen ein erster 
Austausch gestartet.

Das Projektteam hat gerade zu Beginn für Öffentlich-
keitsarbeit gesorgt: Die Auftaktveranstaltung starte-
te mit einer Pressekonferenz, für das Projekt wurden 
ein Logo und ein Flyer entwickelt, der WDR berichtete. 
Im Verlauf gab es mit der regelmäßigen Berichterstat-
tung in Arbeitsgruppen und Gremien vor allem Öffent-
lichkeitsarbeit „nach innen“.

Mit Projektbeginn starteten auch die Akquise poten-
zieller „Fälle“ und die ersten Fallkonferenzen. An dieser 
Akquise beteiligten sich die Kommunen, das Jobcen-
ter und verschiedene Institutionen sowie das Ehrenamt 
sehr rege. Daher konnte der Prozess bis Mitte 2018 ab-
geschlossen werden; die Fallkonferenzen sowie die Fol-
gegespräche endeten vorerst mit dem Jahr 2018.64 Die 
Möglichkeit, „eigene“ Fälle einzubringen, und die klare 
Struktur sowie gute Vorbereitung der Fallkonferenzen 
förderten die Akzeptanz, sich zu beteiligen und auch bei 
Fällen mitzuarbeiten, zu denen man eingeladen wurde.

Die Lenkungsgruppe hat in ihrer zweiten Sitzung im 
März 2018 die ersten Arbeitsgruppen eingesetzt bzw. 
„Anfragen“ beschlossen. Insbesondere erwähnenswert 
ist die AG „Vom Zuwanderer zur Lipper*in/Prozess- 
und Dienstleistungsketten“. Als Ziel der AG wurde for-
muliert: „In der einzurichtenden Arbeitsgruppe soll mo-
dellhaft aufgezeigt werden, welche Prozesse durch den 
Zuwanderer aus der jeweiligen Zielgruppe (Unterschie-
de z.B. bei EU Zuwanderung und Geflüchtete) angesto-
ßen werden.“ Eine sinnvolle Reihenfolge der „Stationen“ 
soll erarbeitet werden. Daraus wird sich eine Art „Ablauf-
plan“ über die notwendigen Prozesse und Prozessket-
ten, mit festgelegten Zuständigkeiten für den „Gesamt-
fall“ und ggf. notwendigen Unterstützungsangeboten, 
ergeben. Des Weiteren dient die Beschreibung von Pro-
zess- und Dienstleistungsketten der Analyse des „Ist-Zu-
stands“.65 Die Arbeitsgruppe war mit den wesentlichen 
Führungs- sowie Fachkräften besetzt und traf sich an 
sechs Terminen. Anhand einer „Modellfamilie“ wurde für 
die verschiedenen Zielgruppen des Projekts versucht, 
Transparenz über vorhandene Strukturen und Wege in 
Lippe herzustellen, Angebotslücken zu identifizieren, 
Schnittstellen auszumachen und Schnittstellenkonzep-
te zu entwickeln sowie modellhafte rechtskreisübergrei-
fende Abläufe zu erarbeiten. Aufgrund der Komplexität 
der Zielgruppen, der Strukturen in einem Kreis und der 
beschränkten Zeitressource hat die AG nicht alle Ziele 
erreicht. Es wurden aber anhand eines Ablaufs der wich-
tigsten Stationen und der jeweils zuständigen Akteu-
rinnen und Akteure wesentliche „Knackpunkte“66 vor 
allem an den Schnittstellen der Prozesse herausgearbei-
tet und zur weiteren Bearbeitung der jeweilige Adressat 

64	 Zum Ende 2019 mit Projektende werden mit allen Zugewanderten 
der Fallkonferenzen abschließende Gespräche geführt.

65	 Zitat aus der Zielformulierung für die Arbeitsgruppe.
66	 Zitat aus den Unterlagen der Arbeitsgruppe.

bzw. die Adressaten identifiziert. So entstanden aus die-
ser Arbeitsgruppe ebenfalls eine Reihe von Hinweisen 
auf Regelungsbedarfe, denen nach Beschluss in der da-
rauffolgenden Lenkungsgruppensitzung im Rahmen von 
weiteren Arbeitsgruppen bzw. den schon bekannten 
„Anfragen“ nachgegangen wird. Für den Fortgang des 
Projekts prägend war die Erkenntnis in dieser Arbeits-
gruppe, dass sich ein Teil der Schnittstellen und Über-
gänge zwischen den Rechtskreisen mittels verschrift-
lichter Regeln als Prozessablauf modellieren lässt. Die 
hohe Komplexität und die Besonderheiten des Einzel-
falls erfordern bei einem Teil der Übergänge aber eher 
die Einrichtung regelhafter und verbindlicher kommuni-
kativer und steuernder Formate, wie beispielsweise Fall-
konferenzen oder Case Management.

Im Juli 2018 erhielt das Projektteam den Auftrag, der 
Lenkungsgruppe ein erstes „Eckpunktepapier“67 als Ent-
scheidungsgrundlage für die weitergehende Versteti-
gung und damit Nachhaltigkeit des Projekts zu formu-
lieren. Dieses basierte auf den bisherigen Erkenntnissen 
aus den verschiedenen Ebenen des Projekts: So wird be-
schrieben, dass der Prozess der „Einwanderung“ fokus-
siert und vom Prozess der „Integration“ getrennt werden 
soll – bei allen je nach Einzelfall möglichen Überschnei-
dungen und Gleichzeitigkeiten in den verschiedenen 
Handlungsfeldern. Ausgehend von der Komplexität der 
Einzelfälle und dem Bedarf an rechtskreis- und instituti-
onenübergreifenden Regelungen sowie kooperativen Ar-
beits- und Kommunikationsformen werden als Elemente 
der Handlungsstruktur auf der Einzelfallebene die Be-
deutung von umfassenden und standardisierten Erst-
gesprächen sowie Fallkonferenzen und von gemeinsa-
men Standards für Case Management formuliert. Für die 
übergeordnete Ebene sind zum einen der regelmäßige 
fachliche Austausch und zum anderen eine Steuerung, 
(Neu-)Strukturierung und Vernetzung der bestehenden 
Arbeitskreise sowie Arbeitsgruppen im Kreis beschrie-
ben. Für die Bündelung und Koordination der benannten 
Aktivitäten wird eine „Servicestelle“ vorgeschlagen.

Das „Eckpunktepapier“ wurde in der darauffolgenden 
Sitzung von der Lenkungsgruppe abgestimmt, dem Ver-
waltungsvorstand vorgestellt und diente als Grundlage 
für die ab Ende 2018 tagende rechtskreis- und instituti-
onenübergreifende Arbeitsgruppe „Einwanderungsma-
nagement“, die die Elemente in drei Unterarbeitsgrup-
pen weiter ausformulierte. Das Projektteam erarbeitete 
zudem einen Vorschlag zur Neuorganisation der Arbeits-
gruppen sowie Arbeitskreise und für die Rolle der Ser-
vicestelle. Parallel hierzu wurden der Bedarf und die 
Wünsche an eine „Servicestelle“ von Seiten der Wirt-
schaft, der Kommunen und der Träger durch eine On-
lineumfrage erhoben, nachdem geplante Workshops 
nicht durchführbar waren.

67	 Das Eckpunktepapier war betitelt als: „Handlungsstruktur für ein 
Einwanderungsmanagement im Kreis Lippe“.
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Ebenfalls zum Ende 2018 wurde in den beiden Work-
shops „Einwanderung gestalten“ die Sicht der nutzen-
den Personen als eigenständige Perspektive eruiert und 
gleichsam in den Projektprozess eingespielt. Zu den 
Workshops wurden die zugewanderten Teilnehmenden 
aus den Fallkonferenzen eingeladen. Diese waren so ter-
miniert, dass auch diejenigen teilnehmen können, die ei-
ner Bildungsmaßnahme oder Beschäftigung nachgehen. 
Die Gruppe sammelte wesentliche Themen der Zuwan-
derung und diskutierte auf der Basis ihrer Erfahrun-
gen konkrete Vorschläge zur Gestaltung der einzelnen 
Prozesse.

In den letzten beiden Sitzungen stimmte die Lenkungs-
gruppe die „Handlungsstruktur für ein kreisweit einheit-
liches Einwanderungsmanagement“ ab (vgl. weiter un-
ten), zudem wurde ab dem 1.8.2019 für die verbleibende 
Projektlaufzeit die Erprobung der „Servicestelle“ be-
schlossen. Das Projektteam agiert dementsprechend 
als Servicestelle und auf der Basis der „Handlungsstruk-
tur“. Die noch verbleibenden Arbeitsgruppen werden 
als AGs in der neuen Struktur weiterarbeiten. Die Len-
kungsgruppe wird personell und funktionell im neu ge-
gründeten „Steuerungsgremium Migration“ weiterwir-
ken. Gewünscht ist die Verstetigung der aufgebauten 
Strukturen und Ansätze durch die entsprechende Ver-
ankerung des Projekts im Zukunftskonzept des Krei-
ses Lippe sowie das Anstreben der Stärkung der Rolle 
der Kreise im nordrhein-westfälischen Teilhabe- und In-
tegrationsgesetz. Dies wird gestützt von der positiven 
Wahrnehmung des Gesamtprojekts auf kommunaler 
und Landesebene.

Der gesamte Prozess wurde vom Projektteam gesteuert. 
Konzeptionelle Vorarbeiten waren zu leisten, Sitzungen 
wurden vorbereitet, moderiert und zeitnah dokumen-
tiert. Auch die Kommunikation in Gremien hinein sowie 
zwischen Akteurinnen und Akteuren oblag dem Projekt-
team – was als entscheidende Erfolgsfaktoren benannt 
werden kann.

Ergebnisse
Neben dem Aufbau und der Stärkung von Kooperations-
strukturen und Einführung der an Produktionsnetzwer-
ken orientierten Arbeitsweise hat das Projekt im Kreis 
Lippe konkrete Ergebnisse hervorgebracht, die im Fol-
genden kurz gelistet werden. Näher beschrieben werden 
die Ergebnisse im Rahmen der „Handlungsstruktur für 
ein kreisweit einheitliches Einwanderungsmanagement“.

Die Einzelergebnisse sind:

	� 	Die Kommunikation zwischen Straßenverkehrsamt, 
Jobcenter und Netzwerk Lippe wurde zur schnel-
leren Anerkennung von Fahrerlaubnissen und Wer-
bung für den Mangelberuf des „Fahrers“ intensiviert

	� 	Prozessablauf zu Zuweisung von Schülerinnen 
und Schülern zu der individuell bestmöglichen und 
wohnortnahen Schule mit Beschreibung von Aufga-
ben, Rollen und Maßnahmen der einzelnen beteilig-
ten Akteurinnen und Akteuren

	� 	Konzeption und Durchführung der Workshops „Ein-
wanderung gestalten“, in denen Zugewanderte ihre 
Themen, Bedarfe und Sichtweisen auf die einzelnen 
Einwanderungsprozesse mitteilen und diskutieren, 
um Verbesserungen anzustoßen. Das Ziel ist, die As-
pekte aus der Nutzerinnen und Nutzersicht auf die 
Dienstleistungen und Angebote ungefiltert sowie als 
eigenständige Perspektive zu erfahren und in Pla-
nungen einzuspielen.

	� 	Impulse für die Gewinnung von Zugewanderten für 
die Gesundheitsberufe (Klausurtag mit Arbeitge-
bern zur Erarbeitung von gemeinsamen Strategien, 
„Karrieretag“ für Ärztinnen und Ärzte mit Migrati-
onshintergrund, Anpassung von Aus-und Weiterbil-
dungsangeboten für Menschen mit Migrationshin-
tergrund, Handreichungen für Arbeitgeber zur 
zielgruppengerechten Ausgestaltung der Standar-
delemente zu Berufsorientierung in „Kein Abschluss 
ohne Anschluss“68 für die Gewinnung von jugendli-
chen Zugewanderten für Gesundheitsberufe); the-
matische Weiterarbeit im Rahmen der übergeordne-
ten Aktivität zur Gewinnung von Fachkräften für die 
Gesundheitsberufe im Kreis

	� 	Impuls zur (Wieder-)Aufnahme der Aktivitäten zu in-
terkultureller Öffnung; thematische Weiterarbeit im 
Rahmen des Kommunalen Integrationszentrums

	� 	Gewinnung des Projekts „SPRINT“ für den Kreis Lip-
pe; Weiterarbeit im Rahmen des Arbeitsmarktpro-
gramms durch das Jobcenter zusammen mit dem 
Kommunalen Integrationszentrum

	� 	Überprüfung und ggf. Erweiterung des Konzepts 
„Care Leaver“ des Kreisjugendamts für unbegleite-
te minderjährige Ausländerinnen und Ausländer

	� 	Anstoß zur Vereinheitlichung der Datenlage der Ju-
gendämter im Kreisgebiet zur Versorgungslage und 
Nutzung von Betreuungsangeboten für Kinder von 
Zugewanderten

	� 	Anstoß zur Maßnahmenprüfung zur Vermeidung von 
Ausbildungsabbrüchen; Weiterarbeit im Rahmen des 
Projekts „Gemeinsam klappt‘s“ der Landesregierung

	� 	Austausch von „Best Practice“ und Abstimmung der 
Schnittstellen zwischen den Kommunen und dem 
Jobcenter

68	 Landesweite Initiative des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales in NRW zur Implementierung eines Übergangssystems 
Schule – Beruf.
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Im Rahmen der „Handlungsstruktur für ein kreisweit ein-
heitliches Einwanderungsmanagement“ wurde Folgen-
des konzeptioniert:

	� 	Mit den Definitionen über „Einwanderung“ (in Ab-
grenzung zu Integration), den rechtskreisübergrei-
fenden Ansatz, die Zielgruppen, (sich wechselseitig 
bedingenden) Handlungsfeldern sowie der Notwen-
digkeit zur Steuerung auf Einzelfall- und Systemebe-
ne ist in der „Handlungsstruktur“ die Basis geschaf-
fen für eine Verständigung und Transparenz, worum 
es bei „Einwanderungsmanagement“ gehen soll und 
welche Anforderungen für die Beteiligten damit ver-
bunden sind – und auch, welche Prozesse hier (noch) 
nicht bearbeitet werden.

	� 	Für die Einzelfallebene sind in der „Handlungsstruk-
tur“ Standards für Fallkonferenzen (Kriterien, Ab-
lauf, Rahmen) und deren Einbettung in einen struk-
turierten Beratungsprozess beschrieben. Weiter 
wurden ein einheitlicher Leitfaden für Erstgesprä-
che, eine Datenschutzerklärung und eine Vorlage für 
Integrationsvereinbarungen (zwischen Zugewander-
ten und Fachkräften) entwickelt.

	� 	Ebenfalls für die Einzelfallebene, aber in enger Ver-
knüpfung mit der Systemebene, definiert die „Hand-
lungsstruktur“ Qualitätskriterien und -standards für 
ein Einwanderungsmanagement in Anlehnung an 
Case Management und vor allem Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung im Kreisgebiet sowie auch hier 
wieder Maßnahmen auf der Organisationsebene  – 
wie beispielsweise kollegiale Beratung oder Fallana-
lysen – und der organisationsübergreifenden Ebene 
wie ein regelmäßiger Austausch (Qualitätszirkel) der 
Case Managerinnen und Leitungskräfte, gerade weil 
es in verschiedenen Organisationen wie z.B. Jobcen-
ter, Jugendamt und Jugendmigrationsdienst Forma-
te von Case Management gibt.

	� 	Kernstück der „Handlungsstruktur“ sind die Überle-
gungen zur künftigen Zusammenarbeit.
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Abbildung 7: Struktur künftiger Zusammenarbeit Kreis Lippe

	� 	Die Abbildung verdeutlicht, dass eine Steuerungs-
struktur ähnlich dem Projekt aufgebaut wird: Das 
Steuerungsgremium Migration als höchstes Steue-
rungsorgan gibt Ziele vor; die Arbeitskreise sind ana-
log der zentralen Handlungsfelder Orte fachlichen 
Austauschs. Lösungen können in temporär begrenzt 
agierenden Arbeitsgruppen entwickelt werden, die 

in den Arbeitskreisen, ggf. im Steuerungsgremium, 
beschlossen werden. Die bestehenden Arbeitskreise 
und -gruppen im Kreis Lippe werden nach und nach 
in die neue Struktur eingebunden.

	� 	Die operative Ebene sowie ihre Erfahrungen und 
Regelungsbedarfe sind unmittelbar über die Qua-
litätszirkel in die Steuerung eingebaut. In einem 
Gegenstromverfahren werden der Austausch orga-
nisiert und Entscheidungen vorbereitet. Neben dem 
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wichtigen informierenden Charakter von Arbeitsgre-
mien soll damit die Möglichkeit geschaffen werden, 
über Zuständigkeiten hinweg Lösungen zu erarbei-
ten und Kooperationen abzustimmen.

	� 	Um die bereits zu Beginn des Projekts gewünschte 
Transparenz und Effektivität der bestehenden Ar-
beitsgremien zu verbessern, wird die Arbeit der neu-
en Gremien in einem Onlinetool ähnlich dem Gre-
mienservice der Ausschüsse sichtbar.

	� 	Kooperationsvereinbarungen dienen der Absiche-
rung der neuen Zusammenarbeit und Nutzung der 
Bausteine.

	� 	Teil der „Handlungsstruktur“ ist eine „Servicestelle“, 
deren Aufgaben von Zuarbeit für das Steuerungsgre-
mium, Moderation und Unterstützung der Arbeits-
gremien, Erarbeitung von Analysen über Organisa-
tion von Fallkonferenzen und Vermittlung zwischen 
Kooperationspartnern bis zur Qualitätssicherung 
und beständigen Weiterentwicklung der Handlungs-
struktur reichen.

Fazit
Das Projekt im Kreis Lippe verdankt seinen Erfolg meh-
reren Elementen:

	� 	Die klare Projektstruktur, Transparenz und Nachvoll-
ziehbarkeit der Entwicklungsschritte sichern die Le-
gitimation des Projekts. Zahlreiche Vorgespräche 
und eine zumindest im ersten Drittel der Projekt-
laufzeit intensive Öffentlichkeitsarbeit wie die regel-
mäßigen Berichte über das Projekt in bestehenden 
Arbeitsgruppen, Gremien und Ausschüssen sorg-
ten für die nötige Aufmerksamkeit und große Mit-
wirkungsbereitschaft sowie das Engagement Be-
teiligter. Dieses zeigte sich insbesondere bei den 
Fallkonferenzen, für die Fachkräfte freigestellt wer-
den mussten, oder bei der Bereitschaft, auch eng 
getaktete Arbeitsgruppentermine wahrzunehmen, 
wobei Unterschiede zwischen öffentlichen und frei-
en Trägern deutlich zu Tage traten.

	� 	Ein professionelles Projektmanagement und die be-
merkenswert hohe Qualität der Administration si-
cherten die zahlreichen und in ihren Anforderungen 
unterschiedlichen Arbeitsschritte sowie Produkte 
im Projektverlauf ab.

	� 	Das Projekt hat an konkreten Bedarfen von unter-
schiedlichen Akteurinnen und Akteuren angesetzt.

	� 	Die Arbeit mit den Fallkonferenzen ermöglichte 
Fachkräften nicht nur übergreifende Lösungen für 
komplexe Situationen zu finden, die sich dem jewei-
ligen Einfluss der einzelnen Akteurinnen und Akteu-
re entzieht; diese „typischen“ Themen wurden auch 

von der operativen Fall- auf die systemische Ebe-
ne gespiegelt und dort einer Bearbeitungsstruktur 
zugeführt.

	� 	Es gab den Wunsch nach Neuordnung und professi-
oneller Unterstützung der „gewachsenen“ Gremien 
von Seiten der Leitungskräfte.

	� 	Im Projekt wurde beispielhaft ein Produktionsnetz-
werk aufgebaut, dessen Besonderheiten  – Vorteile 
wie Herausforderungen – in der Arbeitsweise zumin-
dest die Beteiligten kennenlernen konnten und das 
nun die Zusammenarbeit prägen soll, wie sie in der 
„Handlungsstruktur“ beschrieben wurde.

	� 	Das Projekt zielte mit seinem Arbeitsansatz weniger 
auf Einzelprodukte, sondern darauf, eine Struktur zu 
erarbeiten, in die sich viele Akteurinnen und Akteu-
re im Kreisgebiet einbinden lassen können. Dies ent-
spricht durchaus dem Charakter von Kreisen69 und 
der „neutralen“ Ansiedlung der unterstützenden 
Funktion.

	� 	Als Kooperationsprojekt zwischen dem Kreis Lippe 
und der Stadt Detmold wurden neue Wege beschrit-
ten und Formate der Zusammenarbeit sowie des 
Austauschs erprobt, die Strahlkraft entwickelt ha-
ben. Zudem war der Vertreter der Bürgermeister als 
Mitglied der Lenkungsgruppe für die Wahrung der 
Interessen zuständig und unterstützte die Projek-
tarbeit. So ist die Einbindung der kreisangehörigen 
Kommunen in die zentralen Arbeitsgruppen sehr gut 
gelungen und der Anspruch nach kreisweiten Verein-
barungen wird umsetzbar.

5.2.4.3	�Die Konstellation kreisangehörige Stadt:	
das Beispiel Rheine

Allgemeines
Mit 76.107 Einwohnerinnen und Einwohner ist die krei-
sangehörige Stadt Rheine die größte Stadt im Kreis 
Steinfurt und zweitgrößte Stadt im Münsterland.70 Ge-
genwärtig leben dort rund 8.800 Ausländerinnen und 
Ausländer. Die Zahl sozialversicherungspflichtiger Be-
schäftigungsverhältnisse der ausländischen Bürgerin-
nen und Bürger liegt bei 2.244. Im Jahr 2017 lebten in 
Rheine 1.312 Geflüchtete. Nach den erhöhten Zuzugs-
zahlen in den Jahren 2014 und 2015 bewegt sich bei die-
sen die Hauptaltersgruppe zwischen 16 und 40 Jahren, 
wovon zu Projektbeginn 55 % in städtischen Wohnungen 
untergebracht waren. Rheine verfolgt das Konzept einer 
dezentralen Unterbringung.

69	 Auch wenn diese selbstverständlich ebenso regelnde und aufsicht-
führende Funktionen innehaben.

70	 Vgl. Landesdatenbank NRW (Stand: 12/2018).
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Aufbau und Funktion der Projektgremien
Das Projekt „Einwanderung gestalten“ ist organisiert und 
angedockt im Fachbereich für Schulen, Soziales, Migra-
tion und Integration der Stadt Rheine. In der kreisange-
hörigen Stadt vollzieht sich die Projektorganisation ent-
lang drei zentraler Entscheidungs- und Arbeitsgremien 
(Lenkungsgruppe, Arbeits- und Projektgruppen). Auf 
organisatorischer Ebene existiert ein Projektteam, wel-
ches aus zwei Projektkoordinatorinnen und einer admi-
nistrativen Kraft besteht. Die Projektleitung hat die Lei-
terin des Fachbereichs Schulen, Soziales, Migration und 
Integration der Stadt Rheine inne.

Die Lenkungsgruppe in Rheine stellt das höchste Gremi-
um auf Arbeits- und Entscheidungsebene dar. Sie tagte 
während der Projektlaufzeit anfänglich im viertel-, spä-
ter im halbjährlichen Turnus. Als beschlussfähiges und 
entscheidendes Gremium besteht sie sowohl aus un-
terschiedlichen migrations- und arbeitsmarktpolitisch 
relevanten als auch aus Akteurinnen und Akteuren des 
Felds Sozialer Hilfen: Fachbereich für Schulen, Soziales, 
Migration und Integration71 und dem dort angesiedelten 
Team Beratung und Begleitung (BuB), Arbeitsagentur, 
Jobcenter (aktiv und passiv), Vertretung des Ehrenamts, 
Ausländerbehörde, Volkshochschule (als Sprachkur-
sträger), Wirtschaftsförderung, Migrationsdienst der 
Caritas und Kommunales Integrationszentrum des Krei-
ses Steinfurt. Teilnehmende sind Leitungskräfte der ge-
nannten Organisationen.

Die Rolle der Lenkungsgruppe liegt zuvorderst darin, 
Auftraggeber zu sein. Dieser kommt die Aufgabe zu, Mit-
glieder für die jeweiligen Arbeits- und Projektgruppen zu 
benennen. Es besteht außerdem eine Legitimation der 
Lenkungsgruppe gegenüber den Koordinatorinnen, so-
dass diese mit der operativen Ebene der verschiedenen 
beteiligten Institutionen arbeitsfähig werden können. 
Die Lenkungsgruppe – und hier primär das Projektteam 
des Modellprojekts „Einwanderung gestalten“  – ver-
steht sich als in die Politik rückbindendes Gremium. So 
wurden in Rheine beispielsweise Projektergebnisse re-
gelmäßig im Sozialausschuss vorgestellt.

Die Arbeitsgruppen in Rheine konzentrieren sich auf 
zwei Handlungsfelder, die „großen Bereiche“: Sprache 
und Arbeit. Im Gegensatz zur Lenkungsgruppe, die mit 
Leitungskräften besetzt ist, arbeiten hier überwiegend 
operativ Tätige mit.72 Die beiden Arbeitsgruppen wur-
den mit unterschiedlichen Akteurinnen und Akteuren 
besetzt. Vor deren Entstehung gab es jedoch eine über-
geordnete Arbeitsgruppe. In dieser wurde zu Beginn 
mit Fällen gearbeitet, aus welchen sich die genannten 
Schwerpunkte herauskristallisierten (s.u.). Der Ablauf in 
Rheine gestaltete sich so, dass die Arbeitsgruppe mittels 

71	 Zu dem Fachbereich gehören u.a. die Hilfen nach dem SGB II, Hilfen 
nach dem SGB XII, das Team Beratung und Begleitung von Zuwan-
derern und die Hilfen für Asylbewerber und die Ausländerbehörde 
(Stand: 05/2019).

72	 Eine Besonderheit stellt die Tatsache dar, dass einzelne Mitglieder 
sowohl Teil der Lenkungs- als auch der Arbeitsgruppe sind.

Fallrekonstruktionen „defizitäre Themen“ herausstell-
te, nach „Hemmnissen“ schaute und Bearbeitungsvor-
schläge entwickelte. Diese wiederum wurden dann in 
die Lenkungsgruppe (s.o.) gegeben, welche sie erneut 
verhandelt und ggf. nochmal zur Überarbeitung zurück-
gespielt hat. Den Teilnehmenden der Arbeitsgruppe kam 
also die Aufgabe zu, im Rahmen von Planungskonferen-
zen Prozessbetrachtungen zu ermöglichen. Resultie-
rend hieraus wurde in Rheine für die beiden Oberthe-
men jeweils ein dreigliedriges Zielsystem (Grundsatz-, 
Rahmen- und Ergebnisziele) entwickelt. Die Vorschläge 
der Ziele resultierten aus der intensiven Vorarbeit der 
Koordinierenden.

Die operative Ebene (Arbeits- und Projektgruppen) er-
arbeitete die themenspezifischen Zielsysteme (Grund-
satz-, Rahmen- und Ergebnisziele), welche anschließend 
in der Lenkungsgruppe beraten und diskutiert, per Be-
schluss verabschiedet und dann in den jeweiligen Organi-
sationseinheiten mittels Aktivitäten umgesetzt wurden.

Das Projektteam aus zwei Koordinatorinnen und einer 
administrativ Tätigen ist für die Vorbereitung und Mo-
deration der einzelnen Gremien zuständig sowie für die 
Dokumentation und Durchführung der Beschlüsse. Die 
Rolle des Projektteams liegt in der Prozesssteuerung, 
Moderation der Arbeits- und Projektgruppen, der re-
gelmäßigen Überprüfung der Umsetzung der erarbeite-
ten Ergebnisse sowie in der Zuständigkeit über die ad-
ministrativen Prozesse. Folgende Grafik verdeutlicht die 
Gesamtprojektstruktur.
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Abbildung 8: Gesamtprojektstruktur Stadt Rheine

Funktion der Arbeit an Fällen und die Erarbeitung ei-
nes Zielsystems
Die erste Lenkungsgruppensitzung fand am 23.6.2017 
statt und war mit 13 Führungskräften aus unterschied-
lichen Behörden und Institutionen besetzt. Ausgehend 
von dieser Sitzung wurde eine Arbeitsgruppe ins Le-
ben gerufen. Diese hat zweimal und in kurzem Zeitab-
stand – am 15.8. und 24.8.2017 – getagt. Durch die dort 
stattgefundene Arbeit mit drei „typischen Fällen“ wur-
den generative Themen gebildet, woraus die beiden o.g. 
Schwerpunktthemenfelder resultierten.

Die Entscheidung über das Vorgehen der Arbeit mit Fäl-
len stellte in Rheine zu Beginn der ersten Lenkungsgrup-
pensitzung keine Selbstverständlichkeit dar, sondern 
wurde intensiv diskutiert. Die Arbeit mit und an „typi-
schen Fällen“ führte zur Genese eines dreigliedrigen 
Zielsystems (s.o.), deren Erarbeitung sich in einem inten-
siven – und zuweilen kontroversen – in jedem Fall aber 
produktiven Rückmeldungs- und Auseinandersetzungs-
prozess vollzogen hat. (vgl. 5.2.1)

Die bearbeiteten Fälle stellten in Rheine keine fiktiven 
„Schreibtischfälle“ dar, sondern waren real und wurden 
durch am Projekt beteiligte Akteurinnen und Akteure an 
die Koordinierenden geleitet, welche diese dann für die 
entsprechenden Sitzungen ausführlich und systemati-
siert vorbereitet haben. Das Vorgehen der Arbeit an „ty-
pischen Fällen“ verfolgte das Ziel der „Herausarbeitung 
struktureller Elemente“ und nicht den Versuch einer 
„Falllösung“. Die Sitzungen wurden dazu genutzt, sich 
entlang der Fälle unter den verschiedenen Akteurinnen 
und Akteuren auszutauschen und den je spezifischen 
Blick auf „den Fall“ hinsichtlich der Frage nach „Unter-
schiedlichkeiten“ und „Parallelen“ auszuloten.

Zwei der drei Fallbeispiele, welche in der Arbeitsgruppe 
rekonstruiert wurden, lauten wie folgt.

Fallbeispiel 1: Herr A. aus dem Iran (Originalton)
Herr A. ist 33 Jahre alt. Er ist verheiratet und hat einen 
vierjährigen Sohn. Seine Familie lebt zurzeit im Iran. Auch 
Herr A. ist aus dem Iran nach Deutschland geflohen. Er 

wurde im Februar 2015 der Stadt Rheine als Asylbewer-
ber zugewiesen.

Herr A. arbeitet seit Eröffnung der Kolping-Fahrrad-
werkstatt bis jetzt ehrenamtlich, zeitweise auch als ge-
meinnütziger Arbeiter (0,80 €/Stunde) mit. Er hat-
te auch im Iran in einer Fahrrad-Fertigung gearbeitet. 
Durch freundschaftliche Kontakte zu den Kolping-Mit-
gliedern hat er viel ehrenamtliche Unterstützung und 
Familienanschluss.

Ab August 2015 bis Juli 2016 besuchte er die Abendreal-
schule. Herr A. wollte Deutsch lernen, aber sein Haupt-
anliegen war es, eine Arbeit zu finden. Mit Unterstützung 
des Kolpings und der Fachstelle MuI73 hat er sich bei al-
len umliegenden Fahrrad-Firmen um ein Praktikum bzw. 
um eine Arbeitsstelle beworben. Leider bekam er keine 
positive Rückmeldung.

Danach nahm Herr A. Kontakt zum Integration Point der 
Agentur für Arbeit auf. Über die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter konnte er an einer Maßnahme bei der Kreis-
handwerkerschaft teilnehmen (Dauer ca. 2 Monate). Ab 
Oktober 2016 arbeitet Herr A. bei einer Zeitarbeitsfirma. 
Die ständig wechselnden Einsatzorte und die damit ver-
bundene Organisation der Fahrten zur Arbeit belasteten 
ihn.

Im Dezember 2016 bekam er die Flüchtlingseigenschaft 
zuerkannt, im Januar 2017 die Wohnsitzauflage nach 
§ 12a für die Stadt Rheine.

Seine Familie hatte inzwischen einen Antrag auf ein Vi-
sum zur Familienzusammenführung gestellt. Wann das 
Visum ausgestellt wird, ist noch unklar.

Den Flug nach Deutschland muss die Familie selbst be-
zahlen, sodass Herr A. froh war, Arbeit zu haben.

Nach einigen Wochen verlor Herr A. seinen Arbeitsplatz, 
da der Aufwand, die verschiedenen Arbeitseinsatzorte 
pünktlich zu erreichen, seine finanziellen und sonstigen 
Mittel überforderte.

73	 MuI = Migration und Integration; früherer Name des Teams 
Beratung und Begleitung.
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Die Sozialarbeiterin der Fachstelle MuI vermittelte einen 
Termin mit dem Jobcenter, da Herr A. einen SGB II-An-
trag stellen musste, um seinen Lebensunterhalt zu 
sichern.

In dem Beratungsgespräch mit der Arbeitsvermittlung 
wurde er verpflichtet, einen Integrationskurs zu belegen 
und erst nachfolgend evtl. Qualifizierungen bzw. eine 
versicherungspflichtige Tätigkeit aufzunehmen.

Zurzeit ist Herr A. auf der Warteliste für einen Integra-
tionskurs, nachdem er längere Zeit bereits auf den Ein-
stufungstest warten musste. Diese Wartezeiten sind 
auch durch fehlende Unterlagen bei Abgabe des Berech-
tigungsscheins zum Integrationskurs beim Sprachkur-
sträger verursacht.

Herr A. bemüht sich weiterhin um einen Arbeitsplatz, um 
Geld für den Flug seiner Familie verdienen zu können.

Fallbeispiel 2: Familie Mustermann (Originalton)
Ein syrisches Ehepaar (Mann 40, Frau 35) mit fünf Kin-
dern. Das älteste ist 13 und das jüngste ein Jahr alt. Vier 
der Kinder gehen zur Schule. Für das jüngste ist noch 
keine Kinderbetreuung gesichert. Herr Mustermann hat 
den syrischen Schulabschluss (vergleichbar mit dem 
deutschen Abitur), aber keine weiteren Qualifikationen. 
Er hat in Syrien diverse Berufe ausgeübt: Friseur, Taxi-
fahrer und zum Schluss besaß er einen eigenen Lebens-
mittelladen. Seine Schulurkunde wurde durch den Krieg 
vernichtet/ist verloren gegangen.

Bevor Herr Mustermann als Flüchtling anerkannt wurde 
und er noch Asylleistungen bezog, wurde er von der Ar-
beitsagentur (Integration Point) in eine Maßnahme zur 
beruflichen Vorbereitung vermittelt. An der nahm er al-
lerdings unregelmäßig teil. In Absprache mit der Ar-
beitsagentur hat der Träger Herrn Mustermann abge-
mahnt und ein Gespräch zur Ursachenklärung geführt. 
Jedoch fehlte er weiterhin ohne triftigen Grund oder eine 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung. Die Fehlzeiten hat-
ten letztendlich den Ausschluss aus der Maßnahme zur 
Folge.

Frau Mustermann hat keinen Schulabschluss und hat 
keinerlei Berufserfahrung. Vermutlich ist sie in der latei-
nischen Schrift nicht oder schlecht alphabetisiert. Sie 
befindet sich derzeit in der Elternzeit und möchte diese 
voll ausschöpfen.

Aus Sicht der Arbeitsvermittlung/rechtlich gesehen ist 
Herr Mustermann zu einer Teilnahme am Integrations-
kurs verpflichtet. Er gibt allerdings an, dass er die Kinder 
jeden Tag zur Schule begleiten und sie nach dem Unter-
richt abholen muss. Dies würde sehr viel Zeit in Anspruch 
nehmen, da sie mit den öffentlichen Verkehrsmitteln zu 
unterschiedlichen Schulen fahren müssen. Frau Muster-
mann könne diese Aufgabe nicht übernehmen, da dies 

mit dem jüngsten Kind nicht machbar wäre. Herr Mus-
termann wird mehrfach darauf hingewiesen, dass ei-
ner der beiden Elternteile am Integrationskurs teilneh-
men muss, damit eine Arbeitsaufnahme im Anschluss 
erfolgen kann. Daraufhin meldet er sich beim Träger 
an, meldet sich jedoch einen Tag vor Kursbeginn, ohne 
Rücksprache mit dem Arbeitsvermittler, wieder ab. Dies 
geschieht nach einer sechsmonatigen Wartezeit. Herr 
Mustermann kommt somit erneut auf die Warteliste und 
muss nochmals mindestens sechs weitere Monate auf 
den neuen Kursstart warten.

Entlang der beiden dargestellten – und eines dritten „ty-
pischen“ – Falls wurden in der Arbeitsgruppe die unter-
schiedlichen Akteursperspektiven herausgearbeitet und 
„zentrale Themen“ destilliert. Es wurde hier idealtypisch 
vorgegangen.

1.	 Fallvorstellung
2.	 Herausarbeitung der unterschiedlichen Akteurs- 

‚perspektiven
3.	 Herausarbeitung der Nutzerinnen und Nutzerpers- 

pektive
4.	 Fallrekonstruktion

Die Arbeitsgruppe teilte sich dann im Laufe des Prozes-
ses in zwei Arbeitsgruppen. Die erste war die „AG Spra-
che“, welche am 24.10.2017 als Gremium ihre Arbeit auf-
genommen hat. Die zweite, die „AG Arbeit/Ausbildung/
Qualifizierung“, hat sich zum ersten Mal im Januar 2018 
zusammengefunden. Die Arbeit in diesen beiden Grup-
pen führte  – zeitlich versetzt  – zur Herausbildung ver-
schiedener themenspezifischer Projektgruppen (vgl. 
Abbildung 8).

Ein für die Arbeitsgruppe „Sprache“ zentraler Diskus-
sionsgegenstand stellte die Auseinandersetzung um 
den sogenannten Berechtigungsschein dar, welcher die 
„Grundvoraussetzung für den Integrationskurs“ (Pro-
tokoll AG Sprache, Sitzung III) bildet. Das Ziel der Nut-
zerinnen und Nutzer  – so der allgemeine Tenor  – liege 
im möglichst zügigen „Beginn eines Integrationskurses“ 
(Protokoll AG Sprache, Sitzung III), für welchen der Be-
rechtigungsschein die entscheidende Voraussetzung 
darstellt. Drei zentrale Punkte gehen mit der Frage der 
Erteilung/Ausstellung des Berechtigungsscheins einher: 
die Frage nach der ausstellenden Institution, die Frage 
nach dem „Weg“ sowie die Optionen zur Beschleunigung 
und „Optimierung“, also die Reduzierung und Minimie-
rung des Wegs vom Zeitpunkt des Erhalts bis zur Vor-
lage beim Integrationskursträger. Leitende Ziele waren, 
Doppelausstellungen zu vermeiden und die Wartezeit 
auf einen Integrationskurs auf maximal sechs Wochen 
zu verkürzen. Im Laufe der Bearbeitung dieser Thema-
tik innerhalb der Arbeitsgruppe kristallisierte sich her-
aus, dass zwei Stellen den Berechtigungsschein online 
und eine Stelle nicht online ausstellten.
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Projektgruppen
Wie erwähnt, konstituierten sich aus den beiden Ar-
beitsgruppen kleinere Projektgruppen entlang der o.g. 
Hauptthemen. Für den Themenbereich Sprache: „Zu-
steuerung“, „Austausch I-Kurs-Träger“, „Berechti-
gungsschein“ und „freiwillige Sprachangebote“; für den 
Themenbereich Arbeit: „Kompetenzfeststellung/Aner-
kennung/Qualifizierung“ und „Arbeitgeber“. Besetzt wa-
ren diese u.a. mit einigen themenrelevanten Akteurinnen 
und Akteuren aus den übergeordneten Arbeitsgruppen.

Ein übergreifendes Thema war das Nutzerinnen und 
Nutzerverhalten. Durch sich in den Arbeitsgruppen her-
auskristallisierende Schwierigkeiten hinsichtlich der Mo-
tivierung der Nutzerinnen und Nutzer zum Spracher-
werb und zur Aufnahme von Qualifizierungsmaßnahmen 
wurde festgelegt, sich vertiefend mit dem Nutzerinnen 
und Nutzerverhalten auseinanderzusetzen. Die Projekt-
gruppe zum Nutzerinnen und Nutzerverhalten tagte 
dreimal, wovon ein Treffen als Aktivität – „Workshop mit 
Migrantinnen und Migranten“ – stattgefunden hat. Ziel-
gruppe waren Migrantinnen und Migranten, „die positive 
Erfahrungen mit den bestehenden Sprach- und Arbeits-
marktmöglichkeiten gemacht haben.“74 Es wurde ent-
lang von vier Thementischen („Meine Kontakte  – mein 
gesellschaftliches Leben“, „Arbeit“, „Mein Weg zur deut-
schen Sprache  – alltagstaugliche Sprachkenntnisse“, 
„Wie sehe ich Deutschland“) mit Nutzerinnen und Nut-
zer diskutiert. Die Ergebnisse wurden festgehalten und 
im Nachgang ausgewertet.

Prozess
Das Projektteam in Rheine hat seine Arbeit offiziell am 
1.4.2017 aufgenommen. Ähnlich wie am Standort Köln 
wurde auch in Rheine der gesamte Prozess über das 
Projektteam und hier insbesondere die Koordinatorin-
nen gesteuert. Diese arbeiteten bereits seit geraumer 
Zeit im Fachbereich und verfügten über die entspre-
chenden und notwendigen Kenntnisse sowie Zugänge 
für das Projekt „Einwanderung gestalten“. Wichtig war 
außerdem der enge Kontakt zur Fachbereichs-/Projekt-
leiterin, mit der sie in einem kontinuierlichen Austausch 
standen. Sie haben die hohe Anzahl der verschiedenen 
Gremiensitzungen auf allen Ebenen vorbereitet, mode-
riert und nachbereitet. Die administrative Kraft hat je-
weils detaillierte Dokumentationen im Rahmen von Pro-
tokollen angefertigt und diese mit hoher Verlässlichkeit 
den Projektbeteiligten – und der wissenschaftlichen Be-
gleitung – zukommen lassen. Das Projektteam zeichnet 
sich ferner durch eine hohe personelle Kontinuität aus.

Bereits zu Beginn des Projekts bestand in Rheine die Er-
kenntnis, dass die Komplexität des im Projekt zu bear-
beitenden Gegenstands eine gemeinsame Perspektive 
verschiedener Organisationen und Behörden benötigt. 
Diese Komplexität und damit einhergehende Unüber-
sichtlichkeit der Unterstützungsangebote produziere 

74	 Dritter Zwischenbericht, Zeitraum 1.1.–30.6.2018, S. 4.

bei Nutzerinnen und Nutzer Verwirrung und Überforde-
rung, da unklar erscheint, für welchen Bedarf/welche 
Leistung sich an welche Stelle gewendet werden muss. 
Aufgrund bestimmter organisationaler Eigenlogiken 
komme es mitunter zu kontraproduktiven Entwicklun-
gen in zwei (oder mehreren) Institutionen. In Rheine war 
es deshalb von Anfang an zentral, die in den Arbeitsgrup-
pen behandelten Fallperspektiven in der Lenkungsgrup-
pe rückzukoppeln und somit eine „reibungslose Verzah-
nung der einzelnen Ketten“ zu erreichen. Hierfür stand 
die zentrale Annahme, dass gewisse Prozesse perspek-
tivisch hinterfragt oder gar Änderungen unterzogen wer-
den müssen.

Die Zielgruppe wurde zunächst als die der Geflüchteten, 
die ab 2015 in Rheine zugewiesen wurden, definiert.

Aufgrund von Erfahrungen und Erkenntnissen innerhalb 
der Prozesse in den verschiedenen Arbeits- und Projekt-
gruppen wurde die Zielgruppe im dritten Quartal 2018 
erweitert. Einige Maßnahmen wie z.B. die Ankommens-
beratung (vgl. „Ergebnisse“) richten sich auch an die 
Gruppe der EU-Bürger und der Arbeitsmigranten.

Besonders hervorzuheben ist, dass die Nutzerinnen und 
Nutzerperspektive eine durchaus als zentral zu bezeich-
nende Rolle eingenommen hat. So existierte bereits von 
Beginn an der Anspruch, Strukturen und Abläufe dau-
erhaft zu (ver)ändern und die Perspektive der Geflüch-
teten wesentlich mehr zu berücksichtigen (vgl. hierzu 
ebenfalls die „Ergebnisse“).

An den in der Arbeitsgruppe stattgefundenen Planungs-
konferenzen haben Mitarbeitende aus unterschiedlichen 
Behörden und Institutionen teilgenommen: Arbeits-
agentur, Jobcenter – aktiv und passiv – Sprachkursträ-
ger, Ausländerbehörde, Caritasverband, Flüchtlingshilfe, 
Kommunales Integrationszentrum sowie Mitarbeiten-
de des Fachbereichs für Schulen, Soziales, Migration 
und Integration. Die Arbeit der Planungskonferenzen er-
folgte nach dem vom Institut für Stadt- und Regionalent-
wicklung vorgeschlagenen methodischen Vorgehen.

	� 	Die Sicht der Akteurinnen und Akteure wurde inso-
fern einbezogen, als deren jeweilige Auffassung, der 
Auftrag ihrer Behörde und die eigene Rolle Gegen-
stand der Falldiskussionen waren. Es wurde somit 
herausgearbeitet, welche Differenzen in den Pers-
pektiven vorliegen und welche Auswirkungen diese 
auf das „Wirkungsgefüge“ haben, wo es zu Behinde-
rungen kommt oder mitunter aufeinander aufbaut.

	� 	Bei der in den Planungskonferenzen erarbeiteten 
Nutzerinnen und Nutzersicht drehte es sich um die 
jeweilige Auffassung der Nutzerinnen und Nutzer, 
um deren momentane Lebenssituation, die Erwar-
tungen sowie familiären Hintergründe. Es wurde er-
örtert, wie die Nutzerinnen und Nutzer sich selbst 
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verorten und welche Einstellungen sie zu den Vor-
gängen sie selbst betreffend vertreten würden.

Durch die Fallrekonstruktionen traten fallübergreifende 
Themen auf: Ausreichende Kursangebote, funktionie-
rende Zugangssteuerung, Informationsfluss und -weg, 
Wartezeiten bis zu Beginn des Integrationskurses, Trä-
gerabsprachen sowie die Ausgabe des sogenannten 
Berechtigungsscheins.

Durch die Ergebnisse der Planungskonferenzen in der Ar-
beitsgruppe resultierte die oben erwähnte AG Sprache. 
Diese bestand aus Mitarbeitende der operativen Ebene 
aus dem Jobcenter, der Ausländerbehörde, der Arbeits-
agentur, dem Sprachkursträger sowie Mitarbeitende des 
Teams Beratung und Begleitung von Zugewanderten.

Hier wurden die unterschiedlichen Themen durch die Ko-
ordinierenden dargestellt und sich auf die Arbeit mit dem 
sogenannten Berechtigungsschein fokussiert.	

Ergebnisse
Neben dem Ausbau und der Intensivierung von Koopera-
tionsstrukturen wurden in Rheine verschiedene Formen 
von „Produkten“ bzw. Ergebnisse auf unterschiedlichen 
Gremienebenen entwickelt. Orte der Ideen- und Konzep-
tentwicklung einzelner Produkte sowie Aktivitäten wa-
ren die Arbeits- und Projektgruppen. Die Koordinieren-
den nahmen hier eine zentrale Funktion ein.

Die Beschäftigung mit dem Thema Sprache zeigte 
schnell und deutlich, wie wichtig der Erhalt des Berech-
tigungsscheins für die Aufnahme eines Integrationskur-
ses ist.

Um künftig Doppelausstellungen verschiedener Behör-
den zu vermeiden und gleichzeitig eine schnelle, trans-
parente und eindeutige Vergabe des Berechtigungs-
scheins zu gewährleisten, wurde dessen Vergabe nach 
bestimmten Kriterien festgelegt und verbindlich durch 
die Lenkungsgruppe verabschiedet.

Für die Umsetzung sind die einzelnen Akteurinnen und 
Akteure (wie Ausländerbehörde, Jobcenter EU-aktiv und 
Asylleistungsgewährung) verantwortlich. Um weitere 
Verbindlichkeit und Transparenz in diesem Prozess zu 
gewährleisten, wurde ein Ablaufschema für Sprachkur-
sträger und verpflichtende Behörde entwickelt, das In-
formationsflüsse sowie -wege aufzeigt und verbindlich 
eingehalten werden soll.

Des Weiteren entwickelten die Akteurinnen und Akteu-
re ein Begleitheft für Geflüchtete (ähnlich dem „Perso-
nal Book“ in Köln), welches die Herstellung von Transpa-
renz und die Vermeidung von Doppelstrukturen zum Ziel 
hat. Das Begleitheft liegt in der Verantwortung der ge-
flüchteten Person, welche dieses freiwillig mit sich füh-
ren und bei unterschiedlichen Behörden vorlegen kann. 

Konzipiert ist es u.a. so, dass es auf ungleichheitsgene-
rierende Dimensionen wie Geschlecht, Familienstand 
und Nationalität verzichtet. Insgesamt wurden 90 die-
ser Begleithefte erstellt und gegenwärtig 42 von unter-
schiedlichen Institutionen/Behörden sowie den dor-
tigen Akteurinnen und Akteuren an die Zielgruppe 
verteilt.75 Eine Evaluierung dieses „Produkts“ ist bis zum 
Ende des Projektzeitraums vorgesehen  – mit der Opti-
on, dieses auf andere Zielgruppen auszuweiten und so-
mit zu verstetigen.

Weiterhin wurde ein sogenannter „Arbeitgeberser-
vice-Flyer“ erstellt, welcher Unternehmen/Behörden/
Organisationen durch Beratung auf zwei Ebenen unter-
stützt. So besteht das Team aus einem Akteur, der für 
ausländerrechtliche Fragen zuständig und bei der  – im 
Fachbereich verorteten  – Ausländerbehörde angestellt 
ist, und einem Akteur, der sozialarbeiterisch ausgebildet 
sowie in der Beratung tätig ist. Beide sind Mitarbeitende 
im Fachbereich für Schulen, Soziales, Migration und In-
tegration. Der Flyer wurde bei verschiedenen Gelegen-
heiten aktiv an Unternehmen herangetragen.

Auch der bereits erwähnte Nutzerinnen- und Nut-
zer-Workshop lässt sich als Produkt verstehen. Hier-
aus resultierende Erkenntnisse  – vor allem der Punkt 
„(Mehr) Angebote, um Sprache und Arbeit zu kombinie-
ren“ – mündeten u.a. darin, dass verschiedene im Netz-
werk beteiligte Akteurinnen und Akteure (Migrations-
beratung des Caritasverbandes und Jobcenter) dieses 
Thema vertiefend bearbeiten und auf operativer Ebene 
mittels Zielvereinbarungen „zu Papier bringen“ werden.

Ausgehend von der Annahme, dass Spracherwerb die 
grundlegende Qualifikation zur Erreichung von Teilha-
be darstellt, wurde die sogenannte „Sprachoffensive“ in 
Rheine dem Fachbereich für Schulen, Soziales, Migration 
und Integration zugeordnet, neu konzipiert und ausge-
weitet. Zum jetzigen Zeitpunkt existieren 21 Sprachkur-
se für Frauen, Kinder, Schülerinnen und Schüler, Aus-
zubildende, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und 
EU-Bürgerinnen und Bürger. Diese Ausweitung hat sich 
nicht zuletzt aufgrund der produzierten Erkenntnisse 
durch das Projekt „Einwanderung gestalten“ vollzogen.

Rheine verfolgt die Idee einer „Ankommensberatung“, 
welche über acht dezentrale Stadtteilbüros abgewi-
ckelt wird. Auslöser für diese Entwicklung war mitun-
ter die durch das Projekt gewonnene Einsicht, dass der 
„kaum“ berücksichtigten Zielgruppe der EU-Bürgerin-
nen und Bürger der Weg zur Beratung häufig unbekannt 
bleibt. Hierfür wurde eine sogenannte Willkommens-
mappe („Willkommen in Rheine. Erste Informationen für 
Zugewanderte“) entwickelt, welche Auskunft über kom-
munale Unterstützungs- und Angebotsformate enthält. 
Zugezogene NeuBürgerinnen und Bürger werden nun 
zu Hause aufgesucht und erhalten diese Broschüre mit 

75	 Stand: 08/2019.
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weiteren Informationen, die auf ihre individuelle Famili-
ensituation zugeschnitten sind.76 Ferner werden sie über 
die Beratungsmöglichkeit im nächstgelegenen Stadtteil-
büro informiert.

Ein weiteres Ergebnis der Beschäftigung mit der Ziel-
gruppe ist das neu entwickelte „eUMA-Konzept“ (ehe-
mals unbegleitete minderjährige Geflüchtete), das sich 
mit den spezifischen Bedarfen junger Menschen (bis 27 
Jahre) ohne Familie befasst und ein Konzept zur Betreu-
ung und Begleitung beinhaltet.

Case Management wird für eine Zielgruppe mit komple-
xen Problemlagen auf der Einzelfallebene und nach vor-
ab festgelegten Indikatoren bisher in einem Pilotprojekt 
angewandt. Das Konzept arbeitet auf der Einzelfallebene 
mit Netzwerken sowie rechtskreisübergreifenden Struk-
turen des regionalen Versorgungssystems und ermög-
licht so auf der lokalen Systemebene, „Versorgungs-
lücken“ zu erkennen und durch ein koordinierendes 
Netzwerk zu optimieren. Ziele sind neben der intensi-
veren Einzelfallunterstützung eine effiziente Angebots-
planung und -steuerung sowie eine kontinuierliche Wei-
terentwicklung der lokalen Versorgungssysteme. Das 
Konzept Case Management wurde von Arbeits- und 
Lenkungsgruppe als zukunftsorientiertes Element ei-
nes zielgerichteten Einwanderungsmanagements aner-
kannt. Das Team Beratung und Begleitung hat zwei Mit-
arbeitende zu zertifizierten Schulungen entsandt, um 
ein professionelles Case Management gewährleisten zu 
können.

Fazit
„Einwanderung gestalten“ in Rheine ist aus unterschied-
lichen Gründen gut verlaufen.

	� 	Die enge und kontinuierliche Zusammenarbeit zwi-
schen den Koordinierenden sowie der konstant rück-
bindende Austausch mit der Projektleitung sorgten 
für Klarheit und Systematik im Vorgehen (Netzwerk-
management). Von Anfang bis Ende wurde struktu-
riert vorgegangen, was sich u.a. in der kontinuierli-
chen und wiederkehrenden Beschäftigung entlang 
des Zielsystems zeigt.

	� 	Die grundlegende Bereitschaft aller Akteurinnen 
und Akteure zur Veränderung wurde von der ers-
ten Lenkungsgruppensitzung an durchgetragen und 
wirkte sich auf die weitere Arbeits- und Projektgrup-
penarbeit produktiv aus.

	� 	Die klare Aufgaben- und Zuständigkeitsverteilung 
sowie die unterschiedlich festgelegten Entschei-
dungskompetenzen der Akteurinnen und Akteu-
re und der Lenkungsgruppe sowie der Arbeits- und 

76	 Vorerst werden Familien und Ehepaare sowie Lebensgemein-
schaften aufgesucht, da davon ausgegangen wird, dass diese eher 
längerfristig in Rheine bzw. Deutschland bleiben als beispielsweise 
alleinstehende Migrantinnen und Migranten.

Projektgruppen bildeten das Fundament für kon-
struktive Zusammenarbeit. Die ausführliche Do-
kumentation der Lenkungs-, Arbeits- und Pro-
jektgruppensitzungen sicherte ein hohes Maß an 
Transparenz für alle am Prozess Beteiligten.

	� 	In Rheine hat eine regelmäßige Rückbindung in die 
Politik (beispielsweise durch Berichterstattung im 
Sozialausschuss) stattgefunden. Somit wurden auf 
kommunalpolitischer Ebene Transparenz und Rück-
halt hergestellt.

	� 	Die Koordinatorinnen kamen aus dem Fachbereich 
und verfügten von Beginn an über wesentliche Kon-
takte und Kenntnisse. Durch das Projekt haben sie 
Möglichkeiten erhalten, den Blick zu weiten und sich 
auch mit anderen Themen sowie Bereichen zu be-
schäftigen, auf dieser Basis Konzepte zu entwickeln 
und Neues auszuprobieren.

5.2.4.4	Fazit

Die drei hier dargestellten Beispiele stehen für die Ent-
wicklung von zehn der zwölf Standorte im Projektver-
lauf.77 Deshalb kann die folgende Zusammenfassung 
über die drei ausgewählten Kommunen für das Gesamt-
projekt verallgemeinert werden.78

Gemeinsamkeiten
1.	 Alle drei Projekte begannen mit der Arbeit an Ein-

zelfällen, die im Sinne des in 3.1 dargestellten me-
thodischen Ansatzes aufbereitet, diskutiert und für 
die Strukturierung der Arbeit im Projekt genutzt 
wurden. Obwohl die Anzahl der ausgewählten Fälle 
sehr unterschiedlich war, war der Ertrag dieses ers-
ten Schritts für das jeweilige Projekt hoch: Die Fälle 
bildeten einen konkreten Bezugspunkt für den Aus-
tausch unterschiedlicher fachlicher Perspektiven, 
sie veranschaulichten komplexe Zusammenhänge 
und wirkten durch den direkten Bezug zur Realität 
motivierend.

2.	 	Die Gremienstruktur in den Projekten war zwar in 
organisatorischer Hinsicht verschieden (zwei- bzw. 
dreistufige Projektorganisation; unterschiedliche 
Anzahl von Projekt- bzw. Arbeitsgruppen), aber in 
allen drei Fällen klar definiert und transparent. Da-
durch waren die Zuständigkeiten und Entschei-
dungswege definiert.

3.	 	Die Anbindung der Projektteams war hoch-
rangig, erfolgte entweder auf der Ebene der 

77	 Zwei Einzelprojekte (Hamm und der Rheinisch-Bergische Kreis) 
wählten einen eigenständigen Ansatz und orientierten sich inhalt-
lich und strukturell nur sehr lose am Gesamtprojekt. Dennoch konn-
ten sie für sich wertvolle Ergebnisse erzielen, die auch anderweitig 
genutzt werden könnten.

78	 Natürlich gab und gibt es an jedem Projektstandort Besonder
heiten, die aber das hier wiedergegebene Gesamtbild nicht 
beeinträchtigen.
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Verwaltungsspitzen oder der Hierarchieebene von 
Ämtern bzw. Fachbereichen.

4.	 	Rolle und Aufgaben der Projektteams waren klar de-
finiert, die Besetzung erfolgte durch inhaltlich bzw. 
in Projektarbeit erfahrene Mitarbeitende.

5.	 Der Projektverlauf wurde (wenn auch in unterschied-
licher Form) in die politischen Gremien rückgekop-
pelt; hierdurch wurde Interesse und Akzeptanz ge-
schaffen und aufrechterhalten.

6.	 	Es wurde eine Reihe von Schnittstellenproblemen 
geklärt, Leistungsprozesse modifiziert und auch 
neu definiert. Außerdem wurden etliche „Produkte“ 
erarbeitet.

Unterschiede
1.	 Die Lenkungsgruppen waren verschieden zusam-

mengesetzt, gerade im Hinblick auf die Vertretung 
des Ehrenamts bzw. der freien Wohlfahrtspflege.

2.	 	Die Zielgruppen waren unterschiedlich weit gefasst.

3.	 	Die Betroffenen (zugewanderte Menschen aus der 
jeweils gewählten Zielgruppe) wurden nur an eini-
gen Standorten explizit in den Entwicklungsprozess 
einbezogen.

5.2.5	 �Varianten der Verstetigung

Der folgende Abschnitt basiert auf einem Protokoll eines 
Treffens der Projektleitungen, das am 12.12.2018 statt-
fand. Der Duktus des gesprochenen Worts wurde beibe-
halten, das Protokoll allerdings von den jeweiligen Spre-
cherinnen und Sprechern auf sachliche Korrektheit hin 
überprüft, ggf. korrigiert und freigegeben.

An allen Standorten wurde seit Ende 2018 über eine Ver-
stetigung von Strukturen und Prozessen, die im Zuge 
des Projekts aufgebaut wurden, nachgedacht. Für die im 
Folgenden wiedergegebene Typologie ist die Unterschei-
dung zwischen strategischer und operativer Ebene zen-
tral: „Auf der strategischen Ebene geht es zum einen um 
die grundsätzliche Ausrichtung der örtlichen Integrati-
onsarbeit, z.B. durch das Ausarbeiten und Implementie-
ren eines Integrationskonzeptes, (…) und zum anderen 
um die Koordinierung und Abstimmung der relevanten 
Akteure, Maßnahmen und Projekte innerhalb der Kom-
mune. Die operative Ebene steht (…) für die materielle 
Umsetzung von Integrationsmaßnahmen und -angebo-
ten.“ (Bogumil et al. 2018: S. 75) Zur operativen Ebene 
gehört auch Case Management, soweit es auf den Ein-
zelfall bezogen Angebote vermittelt und koordiniert 
(z.B. Einwanderungsmanagement). Die für ein effektives 
rechtskreisübergreifendes Case Management notwen-
dige Netzwerkarbeit hingegen zählt zur strategischen 
Ebene.

5.2.5.1	 �Bündelung strategischer und operativer	
Aufgaben in einer zentralen Organisations-	
einheit

Alle (oder die meisten) Aufgaben aus den wesentlichen 
Rechtskreisen wie Ausländer- bzw. Aufenthaltsrecht, 
AsylbLG, SGB  II, SGB  VIII und SGB  XII im Zusammen-
hang mit Zuwanderung („Integrationsaufgaben im enge-
ren Sinne“ – ebd.: S. 74) werden gebündelt, d.h.

1.	 räumlich in einem Verwaltungsgebäude zusammen-
gefasst oder

2.	 administrativ unter eine Leitung gestellt oder
3.	 sowohl räumlich als auch administrativ 

zusammengefasst.

Hierzu gehört dann auch die Konstruktion einer Dienst-
leistungskette inklusive Case Management. Außerdem 
wird die Koordinierung der „Integrationsaufgaben im 
weiteren Sinne“ (ebd.) hier angesiedelt.

„Die integrierte Verwaltungseinheit schafft vor allem 
klare Verantwortlichkeiten und beugt Ressortegoismen 
vor, solange das Amt oder der Fachbereich der einzige 
wirkungsmächtige Akteur in diesem Handlungsfeld ist.“ 
(ebd.: S. 77)

Vorteil ist die bessere Koordination der von der Bün-
delung betroffenen Verwaltungseinheiten sowie eine 
einheitliche Politikumsetzung (vgl. auch ebd.: S.  79). 
Nachteilig hingegen ist das Ausmaß an notwendigen 
Kompetenzverschiebungen. Außerdem besteht die Ge-
fahr, dass „Sonderdienste“ für Zugewanderte geschaf-
fen werden, die über die Ankommenssituation reichen 
und letztlich Exklusion institutionalisieren können.
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Die Grafik wurde in Anlehnung an Bogumil et al. 2010 erstellt.

Dortmund
Zunächst erfolgte eine Konzentration auf EU2-Zuwande-
rung, dann ab 2015 auf die Flüchtlinge. Stabile Struktu-
ren („Kümmerer-Struktur“) sind noch nicht vorhanden. 
Für „Einwanderung gestalten“ gab es keinen Aufbau auf 
bestehenden Strukturen, vielmehr wurde eine neue Be-
gleitgruppe mit Ehrenamt und freiwilligen Trägern initi-
iert und bei deren Besetzung auf Fachgruppen zurück-
gegriffen (Entwicklung eines Zielsystems). Trotz der 
Gruppengröße wurde produktiv gearbeitet und es wur-
den brauchbare Ergebnisse erzielt. Es fanden tiefe Dis-
kussionen und „reinigende Gewitter“ statt. Im Zuge der 
Entwicklung einer gemeinsamen „Sicht auf die Dinge“ 
wurden Grenzen ausgelotet.

Im Jahr 2014 wurde der Dortmunder Krisenstab zur Auf-
nahme, Unterbringung und Versorgung von Geflüchte-
ten eingerichtet. Dieser verfügt über besondere Befug-
nisse und ist interdisziplinär besetzt. Parallel wurde die 
Koordinierungsgruppe EU2-Zuwanderung mit Akteurin-
nen und Akteuren der Verwaltung und der freien Trä-
ger eingesetzt, die 2016/17 zur „Koordinierungsgruppe 
Neuzuwanderung“ weiterentwickelt wurde und seitdem 
die Integration der EU-Zuwanderinnen und  –Zuwande-
rern und der geflüchteten Menschen koordiniert.

Aktuell erfolgt – unter Beteiligung des fachlichen Know-
hows der „Koordinierungsgruppe Neuzuwanderung“  – 
eine Verknüpfung der Projektstruktur „Einwanderung 
gestalten“ und der Arbeitsstruktur des Krisenstabs; es 
gilt, sie „Schritt für Schritt zusammenzuführen“ mit der 
Zielsetzung der Entwicklung eines „Dienstleistungszent-
rums Migration und Integration“.

Politik, Verwaltung, Ehrenamt und freie Träger unter-
stützen das Vorhaben („Dortmund will das“). Im „Dienst-
leistungszentrum Migration und Integration“ sollen ver-
schiedene Angebote der Verwaltung und der freien 
Träger räumlich zusammengeführt werden; organisa-
torisch werden die Verwaltungsfachkräfte voraussicht-
lich in ihrem jeweiligen Fachbereich angedockt bleiben. 
Die Entscheidung zur Leitungsstruktur ist noch nicht ge-
troffen, denkbar ist ein Entscheidungsgremium. „Es wird 

ein Riesenaufwand sein.“ Die Schwierigkeit besteht da-
rin, die Grundstruktur organisatorisch „herunterzubre-
chen“. Die Anliegen sollen direkt an den Schaltern be-
arbeitet werden. Wo es nötig ist, wird es ein Backoffice 
geben.

Wuppertal
Das Ressort Integration war bereits vorhanden und im 
„Haus der Integration“ räumlich konzentriert. Hier befin-
det sich auch die auf Migration bezogene Geschäftsstel-
le des (kommunalen) Jobcenters. Es wurde konstruktiv 
zusammengearbeitet. Wuppertal hat eine sehr besonde-
re Situation erfahren („Die ganze Gesellschaft ist aufge-
standen im Jahr 2015“). Einerseits war das eine wichtige 
Erfahrung, andererseits wurde alles an die Integrations-
arbeit herangetragen, was zur Frage führte, wie nachhal-
tig Integrationsstrukturen geschaffen werden können? 
Je mehr Menschen beteiligt waren, desto mehr Rück-
meldungen – auch „von unten“ (Schulen etc.) – gab es. 
Das vorhandene Know-how (auch bei Verbänden, Cari-
tas, Diakonie) musste genutzt werden. Wuppertal ist 
„ein Hotspot“, was „anerkannte Geflüchtete“ betrifft, es 
gibt einen hohen Nachzug von Kindern und Familien. Die 
Zielgruppe in Wuppertal sind Eltern, Kinder und Jugend-
liche. Die Zielgruppe der Flüchtlinge wird fokussiert auf 
Arbeit. Über der „Wasseroberfläche“ konnte sich in Wup-
pertal gut verständigt werden, unter der „Wasserober-
fläche“ wurde es schwierig (Eisberg-Modell). Es hat lan-
ge gedauert, „eine gemeinsame Sprache zu sprechen.“ 
Drei Ressorts (Kinder, Jugend und Familie; Zuwanderung 
und Integration; Jobcenter) sind zentral für Wupper-
tal und sollen „zusammengeknüpft“ werden. Es wurden 
Projektgruppen gebildet (bezogen auf ein bestimmtes 
Thema), die sowohl in der Lenkungsgruppe als auch den 
Projektgruppen vertreten sind. Die Projektgruppe Woh-
nen ist beendet und wurde ins „Regelgeschäft übernom-
men“. Beim Thema Hilfen zur Erziehung ist die Frage, wie 
die verschiedenen Akteurinnen und Akteure zusammen-
arbeiten, sowohl im Falle einer Kindeswohlgefährdung 
entsprechend § 8a SGB VIII (wann ist das Jugendamt ge-
fragt?) als auch während einer akuten Maßnahme der 
Hilfen zur Erziehung (§§ 27ff. SGB VIII). Wie gelingt die 
Zusammenarbeit? Beim Thema Erziehungskompetenz 
von Eltern besteht die Frage, welcher Informationsfor-
mate es in Bezug auf Bildung bedarf.

Es wurden zwei Quartiere ausgewählt, in welchen die In-
tegrationskette aus dem Ressort Zuwanderung und In-
tegration auf die Arbeit „vor Ort“ heruntergebrochen 
werden soll. Außerdem stellt sich die Frage, welche wei-
teren Themen im Quartier eine Rolle spielen.
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5.2.5.2	 �Bündelung strategischer Aufgaben in einer	
zentralen Organisationseinheit	
(Querschnittsamt)

Es werden integrationsrelevante strategische Kompe-
tenzen aus anderen Verwaltungseinheiten der Kommu-
ne herausgelöst, d.h. nur die strategische Steuerung 
nach innen und außen wird zusammengefasst, opera-
tive Aufgaben (auch Integrationsaufgaben im engeren 
Sinne) verbleiben in der bisherigen Struktur. Die zentra-
le Frage lautet: Mit wie viel administrativer Macht ist die-
se Organisationseinheit ausgestattet? Denn ein generel-
les Problem besteht darin, „dass die Querschnittsämter 
sich durch ihre beratende Funktion auszeichnen und die 
Fachämter für die Umsetzung eigenverantwortlich sind.“ 
(Bogumil et al. 2018: S. 79)

Die Grafik wurde in Anlehnung an Bogumil et al. 2010 erstellt.

Köln
Das Projekt ist in Köln aus drei Gründen erfolgreich ver-
laufen: 1) Ansiedlung bei der Oberbürgermeisterin, 2) ein 
schneller Start und 3) die Einbeziehung aller „denkbaren 
Akteure“ von Anfang an. Deshalb sind die gemeinsamen 
Lösungen wesentlich besser und „die gesellschaftliche 
Akzeptanz ist höher“.

Überlegungen zur Verstetigung sind in Köln abgeschlos-
sen. Zwei Themen sind in der Umsetzung noch unklar: 
Case Management und Integrationsmonitoring.

Außerdem startete im Dezember das Amt für Integrati-
on und Vielfalt, wo Querschnittsaufgaben untergebracht 
werden (KI, Dienststelle Diversity sowie ein kleiner Teil 
der Ausländerbehörde). Neu sind die strategischen Steu-
erungsstellen zu den Themen Wohnen, Beteiligung, Bil-
dung, Arbeit, Teilhabe und Gesundheit sowie eine stra-
tegische Projektsteuerung. Die Arbeit des neuen Amts, 
der ganzen Verwaltung sowie der beauftragten externen 
Kooperationspartner zu den Themen „Integration und 
Vielfalt“ soll an noch zu erstellenden Leitlinien ausge-
richtet und perspektivisch auch gemessen werden.

Die Gründung des Amts für Integration und Vielfalt 
trifft auf eine hohe „politische Akzeptanz“. Es umfasst 

84 Stellen – für „Kölner Verhältnisse“ schlank. Das Amt 
ist dem Dezernat der Oberbürgermeisterin zugeordnet. 
Mögliche Reaktionen anderer Ämter: intensive Zusam-
menarbeit in den Projektgruppen zwischen Fachämtern 
und Externen. Variante eins  – die Bündelung strategi-
scher und operativer Aufgaben in einer zentralen Orga-
nisationseinheit  – wäre für Köln undenkbar („mehrere 
1.000 Mitarbeiter“).

5.2.5.3	 �Ansiedelung strategischer Aufgaben und	
bestimmter operativer Aufgaben innerhalb	
der bestehenden Ämter-/Fachbereichs-	
struktur (z.B. KI)

Hier wird kein neuer Verwaltungsaufbau ins Auge ge-
fasst, vielmehr werden Koordinationsaufgaben ohne 
Weisungsbefugnisse und die Erarbeitung von Produk-
ten/Leistungsangeboten/Projekten, deren Umsetzung 
in der bestehenden Struktur erfolgt, in einer bereits 
existierenden Verwaltungseinheit (z.B. Fachbereich So-
ziales) angesiedelt. Die Einflussnahme hinsichtlich der 
Integrationsaufgaben im engeren und weiteren Sinne, 
die nicht in dieser Verwaltungseinheit angesiedelt sind, 
erfolgt über Kooperationsvereinbarungen, verbindliche 
Absprachen und ggf. Projektsteuerung (vgl. 5.2.5.4).

Gleichzeitig ist in dieser Verwaltungseinheit zur Wahr-
nehmung operativer Aufgaben eine Anlauf-/Servicestel-
le a) mit sowie b) ohne Case Management angesiedelt. 
Hierzu gehören dann auch die Konstruktion und Steue-
rung einer Dienstleistungskette.

Die Grafik wurde in Anlehnung an Bogumil et al. 2010 erstellt.

Dormagen
Dass es sich bei Dormagen (ca. 65.000 Einwohnerinnen 
und Einwohner) um eine kreisangehörige Stadt handelt, 
bringt gewisse Herausforderungen mit sich, auch ist viel 
Abstimmung nötig. Die Stadt hat „sich relativ frühzeitig 
umorganisiert“. Der amtierende Bürgermeister gründe-
te im Jahr 2016 den Fachbereich Integration (Leistungs-
gewährung AsylbLG, Ausländeramt, Integrationsteam 
etc.), in welchem auch das Projekt angesiedelt ist. Dass 
man „in der Lenkungsgruppe die oberen Führungskräf-
te und Geschäftsführer mit einbindet“ und auch die 
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„Entscheidungsstruktur Top-down gebildet hat“, ist „ex-
trem hilfreich“.

In Dormagen wird fallorientiert gearbeitet und die Ergeb-
nisse werden zügig in die Lenkungsgruppe gespielt. Die 
Arbeit in interdisziplinären Teams erweist sich als gut. 
Das Aufeinandertreffen „anderer Denkweisen“ hat viele 
„Barrieren eingerissen“, viele Lösungen wären ohne das 
Projekt nicht möglich gewesen.

Zielgruppe waren ursprünglich alle Geflüchteten, die seit 
2015 nach Deutschland gekommen sind. Dann kam die 
Frage auf, was denn eigentlich mit den anderen Men-
schen mit Migrationshintergrund sei. Deshalb wird die 
Zielgruppe aktuell auf eben jene Personen erweitert, wo-
bei es nicht lediglich eine „Neuausrichtung der Zielgrup-
pe“, sondern ebenfalls eine Veränderung im frühzeitigen 
Zugang und in der Beratungsarbeit (Themenerweite-
rung) gibt. Ab 1.3.2019 wird im Fachbereich Integration 
ein rechtskreisübergreifendes Case Management in der 
Praxis als Pilotprojekt umgesetzt. Der Zugang zur Ziel-
gruppe erfolgt proaktiv. Die Anschreiben an diese wer-
den sowohl auf Deutsch als auch in der Regel in der Lan-
dessprache versandt. In einigen Fällen werden direkt 
Hausbesuche angeboten. Da das Jugendamt der Stadt 
Dormagen ebenfalls präventiv und ganzheitlich arbei-
tet, bedarf es einer engen Abstimmung der beiden Fach-
bereiche, um Parallelarbeit und eine Doppelstruktur zu 
vermeiden. Es finden weiterhin regelmäßige Austauscht-
reffen statt, die ein praxisorientiertes Handling mit der 
Abgrenzung von integrativen Themen und einem erzie-
herischen Bedarf ausloten.

„Closed Shop“ beim Versuch der Einbindung der Agen-
tur für Arbeit und des Jobcenters in einen IT-gestütz-
ten Datenaustausch. Außerdem wäre es hilfreich, wenn 
im IT-Bereich (Übertragung von Daten) für die Agentur 
für Arbeit und die Kommunen nachgerüstet wird, aller-
dings konnte hierzu keine einvernehmliche Lösung mit 
der Bundesagentur für Arbeit (z.B. Öffnen des Vermitt-
lungs-, Beratungs- und Informationssystems – VerBIS – 
für Kommunen) erzielt werden.

Verstetigung: Einigung in den unterschiedlichen Fel-
dern, beispielsweise Datenübermittlung in den Fallkon-
ferenzen. Außerdem Verstetigung der Lenkungsgruppe 
der Hauptverantwortlichen im Integrationsgeschehen. 
Ein kommunenübergreifendes Thema sind Erfolgsfak-
toren/Indikatoren für ein Case Management, Dorma-
gen ist bei dessen Umsetzung auf eine Co-Finanzierung 
angewiesen.

Momentane „Ergebnisse“: Im Rhein-Kreis Neuss 
herrscht eine große Offenheit vonseiten der Institutio-
nen sowie eine sehr gute Vernetzung. Die Zusammenar-
beit mit ehrenamtlich Tätigen gelingt gut.

Hamm
2015 wurden das Amt für Asyl und Flüchtlingsangele-
genheiten und das Amt für Soziale Integration gegrün-
det. Das „soziale Fallmanagement“ ist keine Leistungs-
abteilung, sondern für Integration zuständig. In Hamm 
existieren Sprechstunden für Geflüchtete und aufsu-
chende Sozialarbeit. Case Management wird „fleißig 
umgesetzt“, eine neue Abteilung mit dem Namen „Inte-
grationsmanagement“ gegründet. Aktuell werden Steu-
erungskennzahlen für ein „Integrationsmonitoring“ 
entwickelt.

Moers
Moers verfügt als große kreisangehörige Kommune 
(rund 105.000 Einwohnerinnen und Einwohner) über 
eine gute institutionelle und behördliche Infrastruktur 
im Bereich Zuwanderung. Bis 2016 gab es jedoch kei-
ne strategische Gestaltung der Moerser Integrationsar-
beit. Moers hatte daher zu Beginn des Projekts „Einwan-
derung gestalten“ viele Gestaltungsspielräume. Im Zuge 
der letzten „Flüchtlingswelle“ wurde auf der Grundlage 
entsprechender politischer Beschlüsse eine Stelle für 
die Sozialplanung im Bereich „Zuwanderung“ geschaf-
fen. Sozialplanung wie Projekt sind als Stabsstelle bei 
der Leitung des Fachbereichs Soziales angesiedelt. Als 
Ausfluss des Projekts wurde Mitte 2018 die Servicestel-
le Zuwanderung eröffnet. Diese soll zentrale Anlaufstel-
le für alle nach Moers zugewanderten Menschen sein. 
Jegliche Fragestellungen der neu nach Moers zugewan-
derten Menschen sowie haupt- und ehrenamtlicher Ak-
teurinnen und Akteure können an die Servicestelle he-
rangetragen werden. Bedarfsweise wird von hier an 
passende Beratungs- und Unterstützungsangebote ver-
wiesen, sofern Anfragen nicht unmittelbar von der Ser-
vicestelle beantwortet werden können. Durch die An-
siedlung der Servicestelle bei der Sozialplanung bietet 
sich zudem die Chance der Verknüpfung des operati-
ven Angebots der Servicestelle mit einem strategischen 
Überbau. An der Ausgestaltung dieses Überbaus arbei-
tet derzeit eine rechtskreis- und einrichtungsübergrei-
fende Projektgruppe „Case Management“. Der Moer-
ser Handlungsansatz geht davon aus, dass über die 
Servicestelle Zuwanderung nach einem entsprechen-
den Clearing bei Bedarf und auf Wunsch der Zugewan-
derten ein Case Management im Netzwerk „Einwande-
rung gestalten“ und nachrangig bei der Stadt Moers zur 
Verfügung gestellt werden kann. Entsprechende Zuwei-
sungsverfahren/-kriterien werden derzeit in der genann-
ten Projektgruppe mit allen maßgeblichen Akteurinnen 
und Akteuren (u.a. Jobcenter, Flüchtlings- und Migrati-
onsberatungseinrichtungen, Jugendmigrationsdienst) 
erarbeitet. Es ist absehbar, dass in Moers ein gutes „in 
sich vernetztes System“ entstehen kann, das besten-
falls auch eine rechtskreisübergreifende Angebotsab-
stimmung umfasst. Dies wird aufgrund des entstehen-
den Koordinierungs- und Abstimmungsbedarfs jedoch 
nicht personalneutral möglich sein.
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Insgesamt stehen die Verwaltungsleitung und die Poli-
tik hinter der Verstetigung. Allerdings sei Moers eine so-
genannte Haushaltssicherungskommune, was bedeutet, 
dass die Gelder vom Land für 2019 gesichert sind, wäh-
rend die Finanzierung ab 2020 unklar ist.

Münster
Die Zielgruppe hier sind langzeitgeduldete Familien, die 
Asylbewerberleistungen beziehen und in kommunalen 
Einrichtungen leben. Dies sei eine kleine, aber extrem 
herausfordernde Gruppe („viele Roma-Familien“). Ange-
dockt ist das Projekt „nicht ganz oben“, sondern beim 
Sozialamt, in enger Kooperation mit der Ausländerbe-
hörde. Die Schlagkraft nehme nicht zwingend durch eine 
höhere Ansiedlung zu. Ziel sollte von Anfang an die Ver-
stetigung der im Projekt erarbeiteten Handlungsansätze 
sein. Zwei Stellen sollen verstetigt werden: Eine im Sozi-
alamt (Strukturelles Case Management) und eine in der 
Ausländerbehörde (Perspektivberatung). In diesem Jahr 
soll sich damit beschäftigt werden, wie eine Erweiterung 
des Fallmanagements auf Personen mit vergleichbaren 
Bedarfslagen aussehen könnte. Im Projekt stehen die 
Themen „Erfolgreicher Schulbesuch“, „Übergang Schu-
le-Beruf“ und „Integration in Erwerbstätigkeit“ im Fo-
kus. Der Schwerpunkt liegt hier in den Feldern, die für 
die Sicherung des Aufenthalts bedeutend sind. Eine wei-
tere Projektgruppe hat sich intensiv mit der zielgrup-
penbezogenen Arbeit auseinandergesetzt. Hier wurde 
u.a. über „Kulturverständnis“ und Überschneidungen zu 
„Prekarität“ diskutiert. Die Umsetzung der in den Pro-
jektgruppen erarbeiteten Aktivitäten ist eine große He-
rausforderung. Die Struktur der Ämter soll beibehal-
ten, aber eine strategische Steuerung etabliert werden. 
In Münster gibt es kein zentrales Amt für Migration und 
Integration.

Rheine
Mit 78.000 Einwohnerinnen und Einwohnern (elf Prozent 
Ausländerinnen- und Ausländeranteil) ist Rheine die 
größte Stadt im Kreis Steinfurt. Organisiert und ange-
dockt ist das Projekt im Fachbereich Soziales, Migration 
und Integration der Stadt. Es gab in der Vergangenheit 
strukturelle Veränderungen durch den Bürgermeister. 
Bei Rheine handelt es sich um eine Optionskommune. 
Die Aktualisierung des Migrations- und Integrationskon-
zepts erfolgte im Jahr 2016. Das Projekt „Einwande-
rung gestalten“ wurde in bestehende Strukturen einge-
bettet. Seit 2016 sind Flüchtlinge im Asylbewerber- und 
im SGB II-Leistungsbezug (rechtskreisübergreifend) die 
Zielgruppe. Gewisse Grenzen zwischen den Bereichen 
können aufgrund ihrer spezifischen Verfasstheit auch 
durch das Projekt „nicht überwunden werden“. Einwan-
derungs- und Netzwerkmanagement sollen verstetigt 
werden. Eine sehr dezidierte Aufarbeitung der Fälle ist 
erfolgt.

1) In Zukunft soll Case Management schwerpunkt-
mäßig im Integrationsbereich bearbeitet werden. 2) 

„Ankommensberatung“ soll um die Gruppe der Zuge-
wanderten erweitert werden. Es wird mit ca. 50 neu-
en Personen pro Monat gerechnet. Der Ausgangspunkt 
hierfür war eine Hochrechnung des Wegzugs aus der 
Stadt.

In Rheine existieren Stadtteilbüros zur Beratung von 
Zugewanderten, Einheimischen und zur Durchführung 
stadtteilorientierter Projekt- und Netzwerkarbeit, diese 
seien im Hinblick auf Beratungsangebote jedoch nicht 
auf sozialraumorientiertes Arbeiten ausgelegt. Die The-
men Sozialplanung und Sozialberichterstattung sollen in 
Zukunft strategisch angegangen und umgesetzt werden.

5.2.5.4	�Koordinationsgremium ohne operative	
Aufgaben, angesiedelt innerhalb der	
bestehenden Ämter-/Fachbereichsstruktur

Integrationsaufgaben im engeren und weiteren Sinne 
werden innerhalb der bestehenden Verwaltungsstruk-
tur wahrgenommen, zur Koordinierung wird aber ein 
Gremium geschaffen, das durch Mitarbeitende der ver-
schiedenen mit Integrationsaufgaben befassten Orga-
nisationseinheiten und „Externen“ besetzt ist. Die Ge-
schäftsführung erfolgt durch die Organisationseinheit, 
bei der dieses Gremium angesiedelt ist. Die Aufgaben 
sind rein strategischer Natur, es geht um die Erarbeitung 
von Produkten/Leistungsangeboten/Projekten, deren 
Umsetzung in der bestehenden Struktur erfolgt. Das 
Gremium hat keine Weisungsbefugnisse, die Einfluss-
nahme geschieht über Kooperationsvereinbarungen, 
verbindliche Absprachen und Projektsteuerung.

„Nachteilig ist (…) die fehlende Weisungsbefugnis ge-
genüber anderen Ämtern oder Fachbereichen, wodurch 
es zu Konflikten kommen kann. Entscheidend ist eben-
falls, ob für die zusätzliche Aufgabe auch zusätzliches 
Personal eingestellt wird.“ (Bogumil et al. 2018: S. 81f.)

Die Grafik wurde in Anlehnung an Bogumil et al. 2010 erstellt.

Bielefeld
Bielefeld hat bereits jahrzehntelange Erfahrung mit 
der Zuwanderung auch größerer Gruppen. In den Jah-
ren 2015/16 stellte die Neuzuwanderung von vie-
len geflüchteten Personen die Stadt erneut vor große 
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Herausforderungen. Es wurde der Arbeitsprozess „Bie-
lefeld integriert“ gestartet, in dem die Verwaltung zu-
sammen mit vielen zivilgesellschaftlichen Akteurinnen 
und Akteuren b. a. W. daran arbeitet, das Ankommen, 
Eingewöhnen und Integrieren der zugewiesenen Flücht-
linge zu ermöglichen und zu unterstützen. Der Prozess 
wurde dezernatsübergreifend angesiedelt, strategische 
Aufgaben werden entsprechend behandelt und inzwi-
schen werden alle Neuzuwanderer-Gruppen in den Blick 
genommen, dies insbesondere quartiersorientiert.

Als eine von vier Fachgruppen in diesem Arbeitsprozess 
ist die AG „Sprache, Ausbildung und Arbeit“ darauf aus-
gerichtet, die Sprachkompetenz zu steigern und die Aus-
bildungs- und Arbeitsmarktintegration zu verbessern. 
Die sprachfördernden und beruflichen Prozesse für 
Neuzugewanderte sollen so angelegt sein, dass ein ide-
altypisches, lückenloses Handlungsschema/-programm 
entsteht. So wurde u.a. an Dienstleistungs- bzw. Pro-
zessketten im Bereich der Sprachförderung gearbeitet.

Das Projekt „Einwanderung gestalten“ knüpft somit an 
bereits bestehende Strukturen an, auf eine „Parallel-
struktur“ wurde bewusst verzichtet. Die Dienstleistungs-
ketten im Bereich der Sprach- und Arbeitsvermittlung 
werden umgesetzt, erprobt und optimiert. Die Sprach-
förderung wurde analysiert und ein Qualitätszirkel initi-
iert. Die Steuerung der Sprachkurse wurde rechtskreis-
übergreifend ausgebaut.

Arbeitsagentur, Jobcenter, Kammern, KI, REGE mbH 
und Sozialdezernat arbeiten aktuell an einem digitalen 
Informationsangebot für Betriebe, das Fragen bei der 
Einstellung und/oder Beschäftigung von Neuzugewan-
derten beantwortet. Die Entwicklung eines onlinege-
stützten Informations- und Orientierungstools, mit dem 
Neuzugewanderte sowie Beratende alle Informationen 
für die Bereiche Sprache und Arbeit digitalisiert, schnell 
und übersichtlich abrufen können, steht noch auf der 
Agenda. Viele Neuzugewanderte haben einen besonders 
komplexen Unterstützungsbedarf. Um sie zielführend zu 
unterstützen und eine individuell zugeschnittene Integ-
ration zu erreichen, soll künftig mit einer ausgewählten 
Personengruppe das sogenannte „Case Management“ 
systematisch angewandt und erprobt werden.

Als Ergebnis und Ausfluss des Projekts wurde im Arbeits-
prozess „Bielefeld integriert“ aktuell eine Fachgruppe 
„Optimierung von (Erst-)Unterstützungsstrukturen“ ge-
gründet. Hieran nehmen u.a. die Ausländerbehörde, das 
BAMF, die MBE, das KI und die Fachstelle für Flüchtlinge 
teil. Es besteht die Überlegung, eine zentrale Anlaufstel-
le im Sinne eines „Willkommenscenters für Bielefelder 
Neubürgerinnen und Neubürger“ zu schaffen, dies mög-
lichst in räumlicher und exponierter Nähe zur Bürgerbe-
ratung. Eine Vermittlung von dieser Erstanlaufstelle in 
die einzelnen Fachdienste ist vorgesehen. Die Fachgrup-
pe arbeitet parallel an einer „Willkommensmappe“, die 

den Besucherinnen und Besuchern  – je nach Bedarf  – 
ausgehändigt werden kann.

5.2.5.5	Stabsstelle angesiedelt auf Leitungsebene

„Stabsstellen sind spezialisierte Einheiten, die nicht in 
die reguläre Linienorganisation der Kommunalverwal-
tung eingegliedert sind“ (Bogumil et al. 2018: S.  80) 
und somit auch nicht über Weisungskompetenzen ver-
fügen. Die Aufgaben sind rein strategischer Natur. Über 
die Stabsstelle wird ein Koordinationsgremium geleitet, 
das Produkte/Leistungsangebote/Projekte entwirft und 
beschließt, deren Umsetzung in der bestehenden Struk-
tur erfolgt; die Einflussnahme geschieht über Koope-
rationsvereinbarungen, verbindliche Absprachen und 
Projektsteuerung.

Die Stabsstelle ist „bei der Umsetzung der von ihr aus-
gearbeiteten Konzepte (…) auf die einzelnen Verwal-
tungseinheiten angewiesen und (muss) deren spezifi-
sche Interessen berücksichtigen, was sich als besonders 
schwierig darstellt, wenn eine entsprechende Unterstüt-
zung der Stabsstellenarbeit durch die politische Spitze 
fehlt.“ (ebd.: S. 80f.)

Die Grafik wurde in Anlehnung an Bogumil et al. 2010 erstellt.

Köln konnte zu Projektbeginn dieser Variante zugeord-
net werden, in der Zwischenzeit wurde durch die Imple-
mentation des „Amts für Integration und Vielfalt“ aller-
dings eine neue Struktur geschaffen.

5.2.5.6	Projekt(e) über längere Laufzeit

Projekte sind „ein einmaliges, klar umrissenes Vorha-
ben mit definiertem Anfang und Schluss“ (Bogumil et 
al. 2018: S. 83). Projekte nehmen Sonderaufgaben wahr, 
sie erarbeiten im Kontext von „Einwanderung gestalten“ 
Produkte/Leistungsangebote/Projekte, deren Umset-
zung in der bestehenden Struktur erfolgt, und sind von 
daher rein strategischer Natur. „Projekte eignen sich vor 
allem für das Austesten neuer Ansätze und Konzepte, 
nachhaltige Effekte können aufgrund der geringen Lauf-
zeiten aber häufig nicht erzielt werden.“ (ebd.)
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Die Grafik wurde in Anlehnung an Bogumil et al. 2010 erstellt.

Kreis Lippe
Als Kreis habe man „ganz andere Aufgaben“ als eine 
Stadt. Dies ist teilweise als Herausforderung, teilweise 
als Chance zu sehen. In Lippe ist das Projekt als Koopera-
tionsprojekt des Kreises mit der kreisangehörigen Stadt 
Detmold, die eine eigene Ausländerbehörde hat und so-
mit auch allein antragsberechtigt wäre, beantragt und 
bewilligt worden. Der Kreis Lippe arbeitet im Projekt u.a. 
mit den beiden Ausländerbehörden, der Bundesagentur 
für Arbeit, dem Jobcenter sowie den 16 kreisangehöri-
gen Kommunen zusammen und hat alle Zuwanderinnen 
und Zuwanderer im „Visier“. Beim „Rückgang der Flücht-
lingszahlen“ konnte sich dann auch auf die anderen Ziel-
gruppen konzentriert werden. Die Ansätze des Case Ma-
nagements haben sich gut bewährt, im nächsten Schritt 
werden Wege geprüft, diese bewährten Ansätze in das 
Regelsystem zu überführen. Insbesondere die Kommu-
nen sollen bei der Umsetzung von Case Management 
unterstützt werden. Diese Verstetigung ist inhaltlich/
thematisch unumstritten, unklar ist die Finanzierung. 
Verschiedene Finanzierungsmodelle und organisatori-
sche Modelle werden momentan diskutiert und geprüft.

Eine Möglichkeit der Verstetigung existiert in der Einrich-
tung einer „Servicestelle Einwanderungsmanagement“. 
Hierzu wurde ein Eckpunktepapier entwickelt, das der-
zeit z.B. durch entsprechende AGs gemeinsam ausge-
staltet wird. Es soll vorerst keine neue organisatorische 
Struktur geschaffen, sondern die des Projekts weiterge-
führt werden, d.h. die Lenkungsgruppe soll fortbestehen 
und Entscheidungen treffen, die Servicestelle soll an das 
KI angedockt sein. Thematisch und inhaltlich werden die 
Aufgaben an die Herausforderungen und Aufgaben eines 
Einwanderungsmanagements angepasst, ggf. ausgewei-
tet. Dazu wird eine neue Struktur der Zusammenarbeit, 
die strategische und operative Ebene verbindet, erarbei-
tet und eingeführt. Die Servicestelle durch soll die Or-
ganisation, Moderation und Durchführung von Arbeits-
kreisen, Steuerungsgremium, Fallkonferenzen und dem 
Qualitätszirkel „Fallarbeit/Case Management“ Stärken 
der Akteurinnen und Akteure bündeln und den Infor-
mationsfluss transparent gestalten. So soll eine Opti-
mierung der Prozesse erreicht werden. Eine Einbindung 

des Ehrenamts, der Migrantenorganisationen und der 
Wirtschaft soll über die bisherige Beteiligung im Projekt 
ausgeweitet werden. Die Servicestelle wird sich z.B. als 
Dienstleisterin mit den Herausforderungen des Fach-
kräftemangels im ländlichen Raum beschäftigen.

5.2.5.7	 �Umsetzung von Impulsen innerhalb 
bestehender Strukturen

Hier handelt es sich um die Erweiterung des Tätigkeits-
spektrums bestehender Arbeitsgruppen bzw. Gremien, 
zusätzliche strategische Aufgaben werden (wenn über-
haupt) nur in geringem Umfang wahrgenommen. Es gibt 
keine neuen operativ ausgerichteten Strukturen und 
auch keine neuen Steuerungsstrukturen.

Die Grafik wurde in Anlehnung an Bogumil et al. 2010 erstellt.

Mülheim
Die organisatorische Ausrichtung in Mülheim ist ähnlich 
wie in Münster. Zwei Ämter, nämlich das Sozialamt (Leis-
tungsbereiche Grundsicherung, Jugendhilfe, Leistungs-
gewährung, Unterbringung, auch Sozialdienst) und das 
Amt für Kinder, Jugend und Schule, schultern das Pro-
jekt. Von den rund 25.000 Adressatinnen und Adres-
saten sind ca. 2.500 Geflüchtete. Für eine (große) Or-
ganisationsveränderung gebe es „kein Klima“, d.h. das 
Schaffen zusätzlicher Stellen ist problematisch. Das 
operative Geschäft soll möglichst in die Regelstruktur 
überführt werden und somit viele reale Situationen „in 
ihrem Ankommen“ abbilden. Außerdem gebe es eine 
sozialräumliche Aufstellung und es existieren entspre-
chende Standorte. Case Management soll im Rahmen 
des Projekts im Sozialdienst eingeführt werden.

Hinsichtlich der Fortführung bestehender Strukturen 
vertritt der Projektleiter einen „verhaltenen Optimis-
mus“. Die Grundlage ist das Schaffen einer Systematik 
in der Regelstruktur.

Die Wohlfahrtsverbände sind auf dem „Niveau vor 2015“ 
eingebunden und wurden durch das Projekt „Einwande-
rung gestalten“ kein größerer Partner.
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Rheinisch-Bergischer Kreis
Ende 2016/Anfang 2017 sollte das Thema Integration 
stärker in den Fokus genommen werden. Es stellte sich 
die Frage nach der Ansiedlung des KIs, das als Teil des 
Amts für Integration und Inklusion implementiert wurde. 
Der starke Zulauf von „Flüchtlingen“ hatte gute Folgen. 
Es sind sehr pragmatische Arbeitsstrukturen über alle 
Rechtskreise hinweg entstanden. Nie stand ausschließ-
lich die Gruppe der Flüchtlinge im Fokus, vielmehr wurde 
breiter (an „alle Menschen“) gedacht. Es sollten von An-
fang an alle relevanten Akteurinnen und Akteure betei-
ligt werden. Dies ist auch so „gelungen“, indem ein sehr 
breites Spektrum an Unterstützerinnen und Unterstüt-
zern gewonnen werden konnte, insgesamt sind 130 Per-
sonen Teil der verschiedenen Arbeitsgruppen. Hier wur-
den sowohl eine Problemsicht eingenommen als auch 
gelungene Prozesse dokumentiert. Die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppen sollten dann auf ihre „Realisierbarkeit“ 
geprüft werden. Von der Lenkungsgruppe wurden 49 
Maßnahmen verabschiedet. Hierzu zählen u.a. Öffent-
lichkeitsarbeit und die Fortschreibung von Struktur und 
Beteiligung. Ein paar Maßnahmen sind noch „in der Pipe-
line“. Sichtbar gemacht wurde – mit einiger „Wucht“ –, 
dass es unterschiedliche Zuständigkeiten gibt. Hinsicht-
lich der Funktionalität von Schnittstellen wird das KI ein 
wichtiger Baustein sein. Es soll ein „Haus der Zuwande-
rung“ auf den Weg gebracht werden. Diesem sollen das 
Jobcenter, die Agentur für Arbeit, die große Kreisstadt, 
die Ausländerbehörde und das Referat Inklusion und In-
tegration angehören. Das Jahr 2019 wird benötigt, um 
strukturelle Probleme zu lösen. Die aufgeworfenen Fra-
gen werden sich im darauffolgenden Jahr klären.

5.3	� Das Handlungskonzept 
Case Management

5.3.1	 �Case Management – eine Definition

„Case Management“ existiert in den USA als Handlungs-
konzept in der Gesundheitsversorgung bereits seit den 
1980er Jahren, auch wenn die Wurzeln noch weiter zu-
rückreichen. Seit Ende der 1990er Jahre wurde „Case 
Management“ in der deutschen Sozialarbeit rezipiert, 
ohne dass damit zunächst starke Impulse für die Pra-
xis in der Sozial- und Jugendhilfe ausgegangen wären. 
Dies änderte sich allerdings rasch: Sowohl im Bereich 
der Altenhilfe, Pflege und generell des Gesundheitswe-
sens als auch im Feld der Beschäftigungsförderung wur-
de der Grundgedanke des Case Managements aufgegrif-
fen, um einerseits bedarfsgerecht, andererseits effektiv 
und effizient Unterstützung bereitzustellen und zu orga-
nisieren. Ihren institutionellen Ausdruck fand diese Ent-
wicklung in der im Jahre 2005 erfolgten Gründung einer 
„Deutschen Gesellschaft für Care und Case Manage-
ment“ (DGCC), die die verschiedenen Praxisfelder ab-
decken soll (einen Überblick geben Wendt/Löcherbach 
2017).

Trotz des Booms blieben aber eine Reihe von Fragen of-
fen. Zwar hat sich die Fachdiskussion über die Grenzen 
der Praxisfelder hinweg auf die Substanz dessen weit-
gehend geeinigt, was als „Case Management“ gelten soll 
(vgl. Deutsche Gesellschaft für Care und Case Manage-
ment 2015), doch bestehen in der Praxis selbst nach wie 
vor viele Unklarheiten.

Die „Case Management Society of America“ definiert 
Case Management „als einen kooperativen Prozess, in 
dem Versorgungsangelegenheiten und Dienstleistun-
gen erhoben, geplant, implementiert, koordiniert, über-
wacht und evaluiert werden, um so den individuellen 
Versorgungsbedarf eines Patienten mittels Kommuni-
kation und verfügbarer Ressourcen abzudecken“ (Case 
Management Society of America 1995:

S. 69). Aus dieser Definition können die beiden Pole des 
Case Managements gut erschlossen werden: die Ori-
entierung am individuellen Bedarf einerseits, die Pla-
nung und Steuerung eines Versorgungsangebots ande-
rerseits. Die Deutsche Gesellschaft für Care und Case 
Management gibt auf ihrer Homepage folgende „offizi-
elle Definition“: „Case Management ist eine Verfahrens-
weise in Humandiensten und ihrer Organisation zu dem 
Zweck, bedarfsentsprechend im Einzelfall eine nötige 
Unterstützung, Behandlung, Begleitung, Förderung und 
Versorgung von Menschen angemessen zu bewerkstelli-
gen. Das Handlungskonzept ist zugleich ein Programm, 
nach dem Leistungsprozesse in einem System der Ver-
sorgung und in einzelnen Bereichen des Sozial- und Ge-
sundheitswesens effektiv und effizient gesteuert wer-
den können.“ (Deutsche Gesellschaft für Care und Case 
Management 2012)

Case Management enthält demzufolge die persönliche 
Interaktion als ein zentrales Element und setzt ein funk-
tionierendes „Arbeitsbündnis“ zwischen Case Mana-
ger und Klientel voraus. Im Unterschied zur klassischen 
Einzelfallhilfe aber wird Case Management ergänzt um 
die Koordination von Sach- und Dienstleistungen als 
ein zweites Element. Hilfe wird (in der Regel79) nicht di-
rekt erbracht, sondern vermittelt. Damit diese Vermitt-
lung aber optimal erfolgt, ist ein professionell gestalte-
ter interpersoneller Prozess nötig, der die Case Manager 
zu „Insider-Experten“ (Lamb/Stempel 2000: S.  166) 
macht, d.h. zu Personen, die sowohl die Binnenperspek-
tive der Klientin oder des Klienten als auch die Außen-
perspektive des Versorgungssystems einnehmen und 
beide vermitteln können.

Bezogen auf die Aufgabe der Realisierung von Teilha-
be bedeutet dies, dass Case Management einerseits in 
der Arbeit mit den Adressatinnen und Adressaten de-
ren Teilhabekompetenz stärkt und andererseits über die 

79	 Allerdings kann Case Management bei Personen, die eine intensive 
Einzelfallunterstützung benötigen, durchaus mit direkter Hilfe
leistung einhergehen.
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Vermittlungsleistungen Zugänge zu gesellschaftlichen 
Bereichen öffnet und Teilhabechancen erhöht.

Der Kern des Handlungskonzepts besteht darin, dass 
Case Management „in Anlehnung an die Zielvorstellung 
einer kontinuierlichen und integrierten Versorgung (con-
tinuum of care) die zeitlichen und räumlichen Dimensi-
onen des Versorgungsgeschehens überbrückt“ (Ewers 
2000: S.  54). Case Management agiert entlang eines 
zeitlich definierbaren Versorgungsbedarfs kontinuier-
lich („over time“) und koordiniert Hilfsangebote quer zu 
bestehenden Grenzen von Ämtern, Diensten und Ein-
richtungen („across services“). Der zentrale Begriff lau-
tet „Versorgungskontinuität“ (ebd. S.  55). Jenseits des 
Spannungsfelds zwischen Klientinnen und Klienten („gu-
arding the patients“, vgl. Ewers/Schaeffer 2000: S. 20) 
auf der einen und dem Versorgungssystem („guarding 
the dollars“) auf der anderen Seite muss Case Manage-
ment die Aufgabe wahrnehmen, die Zersplitterung vor-
handener Angebote aufzuheben bzw. zu kompensieren, 
indem eine Koordinationsleistung vollbracht wird, die 
mehr ist als der Hinweis auf bestehende Dienste und Ein-
richtungen: Orientiert an den Gegebenheiten des Einzel-
falls werden geeignete Angebote ausgewählt, vermittelt 
und darüber hinaus verbindlich gesteuert.

Hier wird nochmals deutlich, dass Case Management 
keine „Methode“ darstellt, sondern als sozialpolitisch 
ausgerichtetes Handlungskonzept gefasst ist.

5.3.2	 �Prozessschritte des Case Managements80

Case Management ist in erheblichem Maße von der 
Vermittlung zwischen einzelfallunspezifischen, einzel-
fallübergreifenden und einzelfallspezifischen Elementen 
geprägt. Um die damit einhergehende Komplexität der 
Aufgaben bewältigen zu können, ist es notwendig, die 
einzelnen Prozesse, also sowohl die einzelfallunspezifi-
schen, die übergreifenden Tätigkeiten als auch die fall-
bezogenen Interaktionen, klar zu strukturieren. Ein wich-
tiger Erfolgsfaktor für das Case Management ist somit 
die Definition von einzelfallspezifischen Verfahrensab-
läufen und Schlüsselinterventionen sowie die Festle-
gung entsprechender Qualitätsstandards. Die einzelnen 
Prozessschritte müssen konkretisiert und beschrieben 
werden. (vgl. folgende Abbildung)

80	 Für eine ausführliche Darstellung vgl. Reis et al. 2011.
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Abbildung 9: Der Ablauf des Case Managements

Die Konzipierung von Case Management als einzelfallbe-
zogene Hilfe stützt sich auf Erkenntnisse, die unabhän-
gig von Einzelfällen gewonnen wurden (Bedarfs- und Be-
standsanalyse). Auch der politische und organisationale 
Kontext von Case Management hängt nicht von Einzel-
fällen ab, prägt aber entscheidend die Zielsetzungen und 
damit die Ausgangslage.

Wenn mit Case Management der Anspruch verknüpft ist, 
nicht nur Leistungsangebote zu koordinieren, sondern 
dies auch in einer Weise zu tun, die den individuellen 
Bedarf der/des jeweiligen Klientin/Klienten einbezieht, 
dann muss es über die Steuerung des vorhandenen An-
gebots und über eine Analyse nicht gedeckter Bedarfe 
hinausgehen, Angebotslücken feststellen und sich da-
für engagieren, diese zu schließen. Geschieht dies nicht, 
wird Case Management reduziert auf die Anpassung in-
dividueller Bedarfslagen an ein vorhandenes Angebot.

Soll es tatsächlich den Anspruch „passgenauer“ Hilfe er-
füllen, muss Case Management neben der einzelfallbe-
zogenen Arbeit einzelfallübergreifende Aktivitäten ent-
falten, diese nicht unbedingt selbst realisieren, aber 
zumindest anregen und sich an der Steuerung des Ge-
samtangebots beteiligen (vgl. auch 5.3.3).

Dies bedeutet, dass die Einführung von Case Manage-
ment die vorhandenen Unterstützungsstrukturen auf lo-
kaler Ebene an drei Stellen herausfordert:

	� Ansätze der Bedarfsanalyse, Sozialberichterstat-
tung und Sozialplanung müssen verstärkt werden, 
um den Boden für effektives einzelfallübergreifen-
des und einzelfallunabhängiges Arbeiten zu bereiten

	� Instrumente der Koordinierung und Angebotssteu-
erung müssen ausgebaut und neu entwickelt wer-
den  – hierzu gehört auch ein funktionsgerechtes 
Controlling

	� Einzelfall- und Angebotssteuerung müssen syste-
matisch miteinander verknüpft werden – dies stärkt 
die Kompetenz der Case Manager, denn sie ent-
scheiden durch ihre Arbeit über die künftige Ausge-
staltung des Angebots unmittelbar mit

5.3.2.1	 Erstberatung

Die Erstberatung als Prozessschritt eines Case Manage-
ments erfüllt insgesamt komplexe Aufgaben. Zunächst 
geht es für die Case Manager darum, einen ersten Ein-
druck von der Problemlage der/des Ratsuchenden zu 
bekommen und deren/dessen Motivation zu klären so-
wie ggf. aufzubauen. Auf der Basis dieser Informationen 
kann dann eine Entscheidung über das weitere Vorgehen 
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getroffen werden. Hierzu gehört die Entscheidung, ob 
angesichts von Problem- und Lebenslage überhaupt der 
aufwendige Weg eines Case Managements beschritten 
werden soll; denn nicht in allen Fällen ist dies nötig oder 
sinnvoll. Die Motivation der Klientinnen und Klienten für 
einen aufwendigen Unterstützungsprozess muss geklärt 
werden. Dabei ist zu beachten, dass mangelnde Motiva-
tion von Klientinnen und Klienten auch ein Ausdruck von 
Überforderung oder mangelnden Bewältigungskompe-
tenzen sein kann.

Gegenstand der Erstberatung ist auch die Herstellung 
von Transparenz über das Verfahren, z.B. die Aufklärung 
über die auf die Ratsuchenden zukommenden Anforde-
rungen, die gegenseitigen Rollen, aber auch die Chancen 
und Möglichkeiten, die in dem Verfahren stecken. Hier 
sollte allerdings Realitätssinn herrschen, denn nichts 
demotiviert mehr als überhöhte Erwartungen, die dann 
enttäuscht werden.

5.3.2.2	Assessment

Im Assessment geht es darum, jede Klientin und jeden 
Klienten als komplexen „sozialen Fall“ zu rekonstruieren, 
um aus dieser Rekonstruktion Probleme erkennen und 
über deren Lösung nachdenken zu können. Im Rahmen 
einer ausführlichen Beratung wird über Versorgungsde-
fizite und -wünsche ebenso gesprochen wie über eventu-
ell vorhandene Bewältigungsressourcen.

Das Assessment ist für den gesamten Prozess des Case 
Managements von ausschlaggebender Bedeutung, 
da die hier gesammelten Daten und Informationen die 
Grundlage für einen bedarfsorientierten individuellen 
Hilfeplan bilden.

Die Datensammlung sollte „zielorientiert“ erfolgen, da-
mit sie nicht zum Selbstzweck wird und auf diese Wei-
se lediglich Kontroll- bzw. Erziehungseffekte erzielt. Ein 
Assessment kann sich nicht darin erschöpfen, Daten ab-
zufragen und zu dokumentieren; es verlangt vielmehr 
einen spezifischen Interaktionsprozess zwischen Case 
Managern und Ratsuchenden.

Der Prozessschritt Assessment umfasst somit die ziel-
gerichtete Erfassung bestimmter Daten wie auch das of-
fene Gespräch, in dem die Subjektivität der Ratsuchen-
den zur Geltung kommen kann. Weiterhin  – und das 
macht den Kern des Assessments aus – müssen all die-
se Informationen interpretativ zusammengefasst wer-
den – und zwar gemeinsam mit den Ratsuchenden. Auf 
diese Weise werden deren „status quo“ und ihre Pers-
pektive rekonstruierbar, sie bilden das „Ausgangsmate-
rial“, um hieraus Ziele formulieren zu können.

5.3.2.3	Zielvereinbarung

In jedem einzelnen Fall, in dem ein Ziel zwischen Case 
Managern und Ratsuchenden vereinbart wird, geht es 
darum, für ein mehr oder minder komplexes aber eben 
einzelfallbezogenes Problem Lösungswege zu suchen. 
Hierzu wird  – idealerweise gemeinsam und formali-
siert – ein Ziel vereinbart: Die Existenz ist gesichert, eine 
Wohnung gefunden, eine Arbeit wurde angetreten, eine 
Ausbildung abgeschlossen.

Die Tatsache, dass Ziele koproduktiv im Rahmen der In-
teraktion zwischen Case Managern und Ratsuchenden 
ausgehandelt werden, kann jedoch nicht überdecken, 
dass sie aus der Organisationsperspektive Bestandteil 
eines Zielsystems sind. Gerade komplexere Hilfeleistun-
gen greifen weit über „Beratung“ hinaus und sind auch 
stärker in die institutionelle und organisationelle Ziel-
perspektive eingebunden. Zielvereinbarungen sind ein 
schwieriges Geschäft für die Case Manager, weil sie so-
wohl die interaktive Ebene im Blick haben und hier auf ei-
nen Konsens hinarbeiten müssen als auch eine Vermitt-
lungsleistung zu den Interessen ihres Auftraggebers zu 
erbringen haben. Sie stecken somit in einem „strategi-
schen Dilemma“.

Ein weiteres Problem besteht darin, dass nur die Ziele 
sinnvoll sind, die realistisch in dem Sinne sind, als sie die 
Ratsuchenden überhaupt erreichen können. Zielverein-
barungen sollten auch motivieren, und dies tun sie nur 
dann, wenn sie nicht absehbar zu Misserfolgen führen. 
Deshalb hängt die Qualität der Zielvereinbarung unmit-
telbar mit der Qualität des Assessments und der damit 
verbundenen Einschätzung der Ressourcen und Poten-
ziale der Ratsuchenden zusammen.

5.3.2.4	Hilfeplanung

Die Hilfeplanung stellt einen notwendigen Schritt im 
Rahmen des Case Managements dar, sie folgt einer ei-
genen Logik. Der Unterschied zwischen „Erstberatung 
bzw. Assessment“ und „Hilfeplanung“ besteht darin, 
dass im Rahmen der Hilfeplanung Zukunft „geplant“ 
wird und nicht so offen ist wie im Rahmen von Bera-
tungsprozessen. Hieraus resultiert eine spezifische „Lo-
gik“ von Hilfeplanung:

1.	 Wenn Zukunft „geplant“ wird, bedeutet dies (im Ge-
gensatz zu einem unverbindlichen Gespräch), dass 
alle Beteiligten davon ausgehen, dass der Plan auch 
realisiert werden kann; der Plan ist somit ein Entwurf 
des Wegs zu einem künftigen Zustand.

2.	 Dieser Zustand muss möglichst exakt beschrieben 
werden, damit der Weg dorthin nachvollziehbar ab-
geleitet werden kann. Diese Beschreibung erfolgt 
über die Formulierung von Zielen, die operationali-
sierbar sein müssen. Insofern ist die implizite oder 
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explizite Vereinbarung von Zielen (s.o.) Bestand-
teil von Hilfeplanung und von dieser nur analytisch 
trennbar.

3.	 Die Planung verlangt neben der Zielformulie-
rung auch das Abstecken eines Zeitrahmens 
und die Festlegung von Rollen, Aufgaben und 
Verantwortungsbereichen.

4.	 Hilfeplanung ist somit die gedankliche Vorwegnah-
me künftiger und gewünschter Zustände (d.h. Ziel-
formulierung) und des Wegs zu deren Erreichung. 
Darüber hinaus erscheint es systematisch sinnvoll, 
auch das Monitoring – d.h. die fortlaufende Überprü-
fung der Zielerreichung – zur Hilfeplanung zu zählen; 
denn ein Hilfeplan ist kein statisches Instrument, 
sondern nur dann brauchbar, wenn er modifiziert 
bzw. fortgeschrieben wird, indem die tatsächlichen 
Entwicklungen (d.h. die reale Zukunft im Gegensatz 
zur vorgestellten) reflektiert und zum Anlass weite-
rer Planungen genommen werden.

5.	 Dagegen gehört die Steuerung der Umsetzung, die 
konkrete Vermittlung von Hilfsangeboten und de-
ren Koordination nicht zur Hilfeplanung, da sie ei-
ner anderen Handlungslogik folgt (vgl. den folgen-
den Prozessschritt).

5.3.2.5	Leistungssteuerung

„Case Management“ unterscheidet sich von der klassi-
schen sozialarbeiterischen Einzelfallhilfe („case work“) 
dadurch, dass die Bearbeitung und ggf. Lösung er-
kannter Probleme nicht von den Case Managern selbst 
in Angriff genommen werden (von Ausnahmen abge-
sehen, s.o.), sondern diese hierzu Leistungen „Dritter“ 
in Anspruch nehmen, d.h. den Fokus ihrer Arbeit in der 
kompetenten Vermittlung und Steuerung des richtigen 
Angebots sehen. Die Qualität von Case Management be-
misst sich damit an der Kompetenz, Hilfsangebote so zu 
vermitteln, dass sie auf die besondere Bedarfslage des 
Einzelfalls zugeschnitten sind. Dies setzt voraus, dass 
Case Manager Steuerungskompetenzen gegenüber den 
Leistungsträgern haben, deren Angebote in Anspruch 
genommen werden sollen. Es geht darum, einzelne be-
nötigte Leistungen entsprechend der Hilfeplanung ver-
bindlich zu steuern.

Generell muss die Steuerung der Leistungen Dritter Be-
standteil eines umfassenden (Controlling-)Konzepts 
sein. Genau hier stellen sich Probleme in der Koopera-
tion mit „Dritten“. Auch wenn Hilfeberechtigte an Dritte 
(seien es Beratungsstellen oder Beschäftigungsträger) 
weiterverwiesen wurden, haben die Case Manager die 
Fallverantwortung. Und dies bedeutet, dass sie nicht nur 
wissen müssen, „wo“ die Klientinnen und Klienten sich 
befinden, sondern auch stets (unter Beachtung der da-
tenschutzrechtlichen Vorschriften) über den Stand der 

Beratung oder Maßnahme informiert sein müssen. Im 
Rahmen der Leistungssteuerung müssen deshalb Mo-
nitoring- und Rückmeldesysteme entwickelt werden, 
die innerhalb des Netzwerks abgestimmt sind, d.h. so-
wohl die Zielorientierung des Case Managements als 
auch die fachlichen Kriterien der Kooperationspartner 
berücksichtigen.

Insgesamt kann Case Management als Kombination von 
Einzelfall- und Netzwerkarbeit begriffen werden. Dabei 
bleibt zu beachten, dass die einzelnen Case Manager in 
und mit einem Netzwerk arbeiten und dieses auch pfle-
gen müssen, dessen Konstitution und Stabilisierung je-
doch eine Aufgabe im Rahmen der Systemsteuerung 
darstellt (vgl. 4.2). Die für einzelne Hilfeangebote in Fra-
ge kommenden Träger müssen frühzeitig eingebunden 
werden, und zwar in der doppelten Form von rechtlicher 
Einbindung (sei es über Zuwendungsrecht oder im Rah-
men öffentlicher Aufträge, d.h. des Vergaberechts) und 
sozialpolitischer Kooperation. Leistungssteuerung kann 
sich explizit nicht auf die Steuerung von „Zulieferern“ 
beschränken wie z.B. in der Industrie, sondern bedeutet 
den Rückgriff auf und die Weiterentwicklung von kom-
munaler sozialer Infrastruktur.

Elementar für das Case Management sind fundierte 
Kenntnisse über die vorhandene Angebotspalette (z.B. 
in Form von Anbieterdatenbanken) und regelmäßige 
Treffen mit den einzubeziehenden Akteurinnen und Ak-
teuren auf der Leitungs- wie der Mitarbeiterebene.

5.3.2.6	Monitoring

Ein zentrales Charakteristikum von Case Management 
ist die auf eine Hilfeplanung gestützte Vermittlung der 
(Dienst-)Leistungen Dritter (vgl. 5.3.2.5). Auch wenn 
dies gelungen ist, bleiben die Case Manager fallverant-
wortlich, d.h. müssen stets den Überblick über den Ge-
samtprozess haben und den „Fall“ begleiten. Syste-
matisch reflektiert wird die Begleitung im Monitoring. 
Dieses ist Teil des Unterstützungsprozesses im Einzelfall 
und meint das Nachhalten und Überprüfen des verein-
barten Vorgehens – gemeinsam mit den Ratsuchenden. 
Ziel des Monitorings ist es, mögliche Fehleinschätzun-
gen oder Fehlentwicklungen frühzeitig zu entdecken, um 
diese dann zu korrigieren. Dies verhindert, dass Maß-
nahmen abgebrochen werden oder „nochmal ganz von 
vorne angefangen werden muss“.

Beratungskräfte sollten daher regelmäßig und syste-
matisch die Leistungserbringung aller Beteiligten nach-
halten. Für das Monitoring sind zwei Voraussetzungen 
entscheidend:

1.	 Der Hilfeprozess muss ausreichend dokumentiert 
sein.
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2.	 Das Verfahren zum Monitoring muss vereinbart sein, 
Kontaktdichte und Wiedervorlagen sollten individu-
ell vereinbart werden. Ein Informationsfluss soll-
te nicht vorausgesetzt, sondern immer verabredet 
werden.

5.3.2.7	 Abschluss und Evaluation

Case Management-Prozesse haben ein definiertes und 
beschriebenes Ende. Dieses ist der (zuvor abgeschätzte) 
Zeitpunkt der Zielerreichung oder, dass die Adressatin 
bzw. der Adressat in der Lage ist, ihr bzw. sein Netzwerk 
von professionellen und ehrenamtlichen Unterstützerin-
nen und Unterstützern selbstständig zu steuern.

Der Abschluss eines Case Management-Prozesses be-
deutet nicht zwingend die komplette Unabhängigkeit 
von institutioneller oder persönlicher Unterstützung, 
vielmehr kann die Selbstorganisation benötigter Unter-
stützung am Ende eines Case Management-Falls stehen. 
Diese Blickweise ist elementarer Bestandteil von Empo-
werment, Ziel- und Ressourcenorientierung und damit 
auch von Case Management und entspricht allen ethi-
schen Standards des Case Managements sowie der So-
zialen Arbeit.

Der Abschluss des Case Managements beinhaltet die 
Auswertung (Evaluation) des Gesamtprozesses. Grund-
sätzlich gehören die Bewertung der eigenen Arbeit und 
ihre Überprüfung auf Effektivität und Effizienz sowie die 
Suche nach Verbesserungspotenzial zu einer professio-
nellen Arbeitshaltung. Im Case Management geht es in 
einer abschließenden Auswertung aber auch um die Ver-
knüpfung zwischen der Reflexion der Einzelfallarbeit und 
der Weiterentwicklung der Angebotsstruktur.

5.3.3	 �Lokale Netzwerke als Voraussetzung	
erfolgreichen Case Managements

Die Lebenssituation vieler Menschen, die Unterstüt-
zungsleistungen des Staats und/oder sozialer Organi-
sationen in Anspruch nehmen müssen, ist häufig hoch-
komplex und steht quer zu den meist parzellierten 
Zuständigkeiten von Verwaltungen. Dies gilt in besonde-
rem Maße für Personen, die aus unterschiedlichen Grün-
den nach Deutschland zugewandert und mit einem viel-
fach gegliederten und zersplitterten Leistungssystem 
konfrontiert sind.

Der Gesetzgeber hat in vielen Sozialgesetzbüchern Ko-
operationsverpflichtungen für die Akteurinnen und Ak-
teure kodifiziert. Auch in vielen Förderprogrammen wird 
Kooperation als Arbeitsgegenstand festgeschrieben. 
Damit wird reflektiert, dass erst das verbindliche, ko-
ordinierte Zusammenwirken unterschiedlicher arbeits-
markt-, sozial- und bildungspolitischer Akteurinnen und 
Akteure angemessene Unterstützungsleistungen si-
cherstellen kann, die den Adressatinnen und Adressaten 

gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht. In der Praxis zei-
gen sich aber trotz dieser Rechtsvorschriften immer wie-
der Hindernisse einer an sich notwendigen Kooperation. 
Diese liegen sowohl im formal-strukturellen und im infor-
mellen organisationskulturellen Bereich als auch in der 
Einbeziehung verschiedener Formen von Professions-
wissen und organisationsspezifischen Arbeitsformen.

Die Aufgabe des Case Managements, Leistungen Dritter 
zugänglich zu machen und in einer „Dienstleistungsket-
te“ zu verbinden (vgl. 5.3.2.5), wird bedeutend erleich-
tert, wenn diese einzelfallübergreifend und -unabhän-
gig miteinander verknüpft sind. Dies geschieht z.B. in 
Produktionsnetzwerken, d.h. Netzwerken, in denen ver-
schiedene organisationale Akteurinnen und Akteure 
verbindlich kooperieren. Ein wirkungsvolles Case Ma-
nagement ist auf funktionierende interorganisationale 
Unterstützungsstrukturen angewiesen (vgl. 5.2).

Die Art, Qualität und Stabilität dieser Unterstützungs-
strukturen hängt in hohem Maße von der fachlichen 
und lokalen Ausprägung der Handlungsfelder ab, in de-
nen Case Management wirksam wird. Denn wie die Pra-
xis zeigt, kann dieses Handlungskonzept in unterschied-
lichen Handlungsfeldern verwendet werden. Deshalb ist 
es wichtig, die Strukturen und Regeln dieser Felder zu 
kennen.

5.3.4	 „�Rechtskreisübergreifendes	
Case Management“

„Rechtskreisübergreifendes Case Management“, wie es 
im Rahmen des Projekts „Einwanderung gestalten“ ent-
wickelt wurde, stellt eine feldspezifische Variante des 
Handlungskonzepts Case Management dar.81 Diese Va-
riante weist einige Spezifika auf, die aus grundsätzlichen 
Problemen resultieren.

5.3.4.1	 �Rechtskreisübergreifendes Case	
Management bedarf einer besonderen	
Indikation

Da rechtskreisübergreifendes Case Management eine 
Variante des Handlungskonzepts darstellt, wird es  – 
analog zu anderen Varianten des Case Managements – 
nur unter bestimmten Umständen zum Einsatz kom-
men. Hierzu zählen insbesondere die Komplexität der 
Bedarfslagen und die Vielzahl der zur „Problembearbei-
tung“ einzuschaltenden Stellen.

Wenn aber rechtskreisübergreifendes Case Manage-
ment in der beschriebenen Weise „selektiv“ ist, stellt 
sich das Problem, welche Instanz (natürlich unter Ein-
beziehung der Adressatinnen und Adressaten) darüber 

81	 Streng genommen ist Case Management in vielen Fällen „rechts-
kreisübergreifend“. Im Feld der Zuwanderung muss es dies aber 
zwangsläufig sein, da die Lebenssituation von Zugewanderten 
rechtlich über das Aufenthaltsgesetz, ggf. das Asylbewerberleis-
tungsgesetz und/oder verschiedene Sozialgesetzbücher (SGB II, 
SGB III, SGB VIII), geprägt wird.
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entscheidet, ob rechtskreisübergreifendes Case Ma-
nagement indiziert ist. Grundsätzlich sind hier drei Va-
rianten denkbar:

	� Alle Ratsuchenden konsultieren einen Case Mana-
ger, der zunächst ein intensives Beratungsgespräch 
führt, um festzustellen, ob rechtskreisübergrei-
fendes Case Management notwendig ist oder nicht 
(„screening“). In den Fällen, in denen rechtskreis-
übergreifendes Case Management indiziert ist, über-
nimmt der Case Manager den Fall selbst oder ver-
mittelt direkt an eine Kollegin bzw. einen Kollegen.

	� Alle Ratsuchenden werden in einer Service-/Anlauf-
stelle beraten. Sollte sich im Zuge der Beratung die 
Notwendigkeit eines speziellen rechtskreisübergrei-
fenden Case Managements zeigen, wird an eine hier-
für geeignete Person (Case Manager) verwiesen.

	� Die Ratsuchenden werden an unterschiedlichen 
Stellen beraten (Ausländerbehörde, Soziale Arbeit in 
Unterkünften etc.). Sollte sich im Zuge der Beratung 
die Notwendigkeit eines speziellen rechtskreisüber-
greifenden Case Managements zeigen, wird an eine 
hierfür geeignete Person (Case Manager) verwiesen.

	� Bei der erstgenannten Variante ergibt sich die Not-
wendigkeit eines vergleichsweise höheren Personal-
einsatzes von Case Managern, da diese zusätzlich 
zum rechtskreisübergreifenden Case Management 
Beratungen durchführen.

Bei den beiden anderen Varianten stellt sich hingegen 
die Notwendigkeit einer ausreichenden Kompetenz der 
Erstberatenden, die Indikation für rechtskreisübergrei-
fendes Case Management festzustellen. Dazu ist es not-
wendig, dass sich Erstberatende und Case Manager fort-
laufend über die Kriterien für rechtskreisübergreifendes 
Case Management verständigen, um Reibungsverluste 
zu minimieren.

5.3.4.2	�Rechtskreisübergreifendes Case	
Management ist häufig nicht das	
einzige Angebot

Im Feld der Migrationspolitik haben sich seit Längerem 
zwei Angebote etabliert, die über die jeweils geltenden 
Förderrichtlinien angehalten sind, Case Management für 
Einwanderinnen und Einwanderern anzubieten (Jugend-
migrationsdienst, Migrationsberatung für erwachsene 
Zuwanderinnen und Zuwanderer). Diese Angebote sind 
nicht flächendeckend und (zumindest z. Zt.) quantitativ 
nicht ausreichend, dennoch stellen sie dort, wo sie exis-
tieren, wichtige Kooperationspartner für das kommuna-
le rechtskreisübergreifende Case Management dar.

Existiert aber mehr als ein Anbieter, stellt sich die Not-
wendigkeit einer systematischen Kooperation, da alle 

Anbieter auf das lokale Netzwerk zurückgreifen sollen, 
ohne dass Konkurrenzen zu suboptimalen Ergebnissen 
führen.

Dies bedeutet, dass ein gemeinsames Konzept entwi-
ckelt werden muss, das folgende Eckpunkte enthält:

	� Prozessstandards für rechtskreisübergreifendes 
Case Management (angelehnt an die Standards und 
Richtlinien der DGCC),

	� verabredete Verfahren zur Zuständigkeit für 
Ratsuchende,

	� Festlegung gemeinsamer Dokumentationssysteme/
Statistiken.

5.3.4.3	�Zentrale Schnittstellen im	
rechtskreisübergreifenden	
Case Management

Die eben beschriebenen Prozesse gelten für Adressa-
tinnen und Adressaten, die Leistungen nach dem Asylb-
LG beziehen, also Personen mit Aufenthaltsgestattung 
oder einer Duldung nach § 60a Aufenthaltsgesetz. Per-
sonen mit Aufenthaltserlaubnis haben dem Grunde nach 
Ansprüche auf Leistungen des SGB  II. Damit werden 
nach § 14 SGB II „persönliche Ansprechpartner“ zustän-
dig, die u.a. auch „Fallmanagement“ durchführen sollen 
(vgl. hierzu die Regierungsbegründung zum SGB II). Da-
durch erfolgt ein „Rechtskreiswechsel“ (vom SGB III zum 
SGB  II), der nicht nur die Rechtsgrundlage für Leistun-
gen zur Arbeitsmarktintegration betrifft, sondern auch 
die Zuständigkeit für Beratungsleistungen (Einwande-
rungs- bzw. Fallmanagement).

Bei der Bearbeitung dieser, durch die Gesetzeslage ge-
schaffenen, Schnittstelle zwischen „Rechtskreisen“ sind 
folgende Varianten denkbar:

	� Wenn das Fallmanagement im SGB  II oder ggf. zu-
sätzliche Angebote des lokalen Jobcenters nicht nur 
Belange der Arbeitsmarktintegration, sondern auch 
weitergehende Bedarfslagen abdecken, kann eine 
„warme Übergabe“ erfolgen, um eine Zielperson 
vom Einwanderungs- in das Fallmanagement zu ge-
leiten. Systematisch abgesichert wird dies über eine 
entsprechende Kooperationsvereinbarung zwischen 
Stadt und Jobcenter.

	� Bei einem zugelassenen kommunalen Träger („Opti-
onskommune“) wurde bereits 2005 ein Vertrag zwi-
schen Stadt und Jobcenter (damals als ARGE or-
ganisiert) geschlossen, um sicherzustellen, dass 
Sprachintegrationskurse bis zum Ende besucht wer-
den, was nur durch ein umfassendes Case Manage-
ment möglich war. Dies ist als Ergänzung zum Fall-
management des Jobcenters zu sehen, wobei die 
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Stadt als dessen Aufragnehmerin agiert. Die beruf-
liche Anerkennung des Sprachkurses ist geklärt, 
die Kosten werden vom Jobcenter erstattet, da es 
sich um eine Leistung zur Arbeitsmarktintegration 
handelt.

	� Wenn das Jobcenter sich überwiegend für die Ar-
beitsvermittlung zuständig sieht, kann das rechts-
kreisübergreifende Case Management die Bear-
beitung der darüberhinausgehenden Bedarfslagen 
übernehmen. Das kann als „freiwillige Leistung“ ge-
schehen oder aber im Rahmen des § 16a SGB II als 
„psychosoziale Betreuung“. Im letzteren Fall gibt es 
eine klare Rechtsgrundlage für die Leistung und sie 
ist auch als Eingliederungsleistung im Rahmen des 
SGB II zu bilanzieren. In beiden Fällen bleibt aber das 
Fallmanagement nach §  16a SGB  II qua Gesetz zu-
ständig und damit federführend.

Die hier verhandelten Problemstellungen zeigen eine 
Besonderheit des rechtskreisübergreifenden Case Ma-
nagements: Sowohl auf der Strukturebene als auch auf 
der Ebene des Einzelfalls sind Verhandlungen mit Koope-
rationspartnerinnen und Koordinationspartnern erfor-
derlich, die auf der gleichen Grundlage, nämlich der des 
Handlungskonzepts Case Management agieren  – zum 
einen auf der gleichen Ebene, zum anderen (SGB II) so-
gar als Auftraggeber. Es geht deshalb nicht um „Linking“ 
als Prozessschritt des Case Managements, sondern  – 
gegenüber der „klassischen“ Case Management-Kons-
tellation – um neue Aspekte und Rollen.

5.3.5	 �Implementation

Die bisherige Argumentation zeigt ein Spannungsver-
hältnis zwischen universeller Gültigkeit der Charakte-
ristika des Handlungskonzepts und der feldspezifischen 
Bedingungen, unter denen das Handlungskonzept re-
alisiert wird. Dieses Spannungsverhältnis muss reflek-
tiert und kann nicht nach einer Seite hin aufgelöst wer-
den (z.B. indem jede Variante zum eigenständigen Case 
Management deklariert wird: Pflege-Case Management, 
Sozialarbeits-Case Management, Fallmanagement, 
Teilhabemanagement).

Vielmehr gilt es, über die Analyse der Feldstrukturen die 
Spezifika zu benennen, die das Handlungskonzept je-
weils aufweist, welche der möglichen Funktionen jeweils 
welche Bedeutung haben, wie sie ausgeprägt sind, wel-
che Methoden möglich und sinnvoll sowie welche Konse-
quenzen für die Aus- und Weiterbildung zu ziehen sind.

Diese Überlegungen bilden die Grundlage für die Konzi-
pierung einer Implementationsstrategie, die sich an fol-
gender Matrix orientieren kann (vgl. Abbildung 10). In 
dieser Matrix werden die einzelnen Prozessschritte den 
zentralen Dimensionen der Organisationsgestaltung 
(Programme, Kommunikationsstrukturen, Personal) 

zugeordnet (vgl. Kühl/Muster 2016). Auf diese Weise 
wird verdeutlicht, wie das Handlungskonzept Case Ma-
nagement vor Ort umgesetzt und die hieraus resultie-
renden Prozesse gesteuert werden können. Dies er-
möglicht dann eine relativ leichte Ableitung zentraler 
Führungsaufgaben.
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Steuerungsebenen

Programme

Prozessschritte Regeln Instrumente Kommunikations-
struktur

Personal

Intake Zugang
Aufnahme
Freiwilligkeit
Beendigung

Verfahrenshandbuch
Checklisten

Übergabekonferenz Qualifizierung zu:
Beratungskompe-
tenz, Screening;
Koll. Beratung

Assessment Verfahren
Bearbeitungsschritte
Zuordnung zu 
Kategorien

Diverse Assessmen-
tinstrumente, z. B.
individuelle 
Netzwerkanalyse,
Profilingbogen,
Leitfaden für Fragen

Analyseworkshop Qualifizierung zu:
Beratungskompe-
tenz;
Koll. Beratung
Supervision

Zielvereinbarung Zielsystem
Verfahren
Zielvereinbarung

Zielbaum Analyseworkshop Koll. Beratung
Supervision

Hilfeplanung Angebots- bzw. Maß-
nahmenspektrum

Hilfeplan (ggf. EDV)
Matrix Hilfeplanung,
Leistungsplanung 
(individuell),
Interventionstiefen,
Angebotsdatenbank

Fallkonferenz
Analyseworkshop

Koll. Beratung
Supervision

Linking Mögliches 
Trägerspektrum

Trägerdatenbank, 
Leistungsmatrix 
sowie Leistungspla-
nung (Anbieter)

Fallkonferenz Koll. Beratung
Supervision

Monitoring/
Evaluation

Kategorien
Kennzahlen

Dokumentations
sheet (ggf. EDV)
Wirkungsanalyse

Gemeinsame 
Fallauswertung

Qualifizierung

Netzwerksteuerung	
(vgl. 4.2)

Zusammensetzung
Verfahren
Dokumentation
Kooperations
vereinbarungen

Beteiligtenanalyse 
und Strategie
entwicklungsmatrix 
(institutionell),
Ablaufdiagramme 
(inkl. Schnittstellen)
Protokollvorlagen
Dokumentations
sheet (ggf. EDV)

Planungskonferenz
Workshops

Qualifizierung
Supervision

Abbildung 10: Formen der organisationalen Steuerung des Case Managements
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5.3.6	 �Die Implementation von Case Management	
im Rahmen des Projekts82

Im Laufe der Arbeit vor Ort wurde an vielen Standorten 
der Gedanke des Case Managements aufgegriffen. Dabei 
spielte das in den Abschnitten 1 bis 5 wiedergegebene 
Handlungskonzept Case Management eine große Rolle. 
In diesem Abschnitt werden drei Beispiele von Konzep-
tionen vorgestellt, die vergleichsweise weit entwickelt 
sind und in schriftlicher Fassung vorliegen. Die drei Kon-
zeptionen sind vor dem Hintergrund spezifischer lokaler 
Konstellationen (vgl. 5.3.3) entstanden und wurden im 
Kontext der lokalen Produktionsnetzwerke entwickelt.

Allerdings ist zu beachten, dass es sich in allen drei Fäl-
len um Konzepte handelt, die zwar weit fortgeschritten 
sind, aber immer noch Fragen offenlassen (z.B. hinsicht-
lich der Fallrelationen). Auch liegen noch keine Erkennt-
nisse über die praktische Umsetzung vor. Dennoch sind 
die Konzepte im Hinblick auf die mögliche konkrete Aus-
gestaltung rechtskreisübergreifenden Case Manage-
ments aufschlussreich.

Die Darstellung der drei Beispiele orientiert sich an den 
folgenden Fragestellungen:

	� Wer ist der Träger bzw. wie sieht die Trägerkonstruk-
tion aus?

	� Wo ist das Case Management organisatorisch 
angesiedelt?

	� An welche Zielgruppe richtet sich das Angebot 
generell?

	� Ist Freiwilligkeit gegeben?
	� Wie sieht der Fallschlüssel aus?
	� Wie sind die einzelnen Prozessschritte ausgestal-

tet (Intake, Assessment, Zielvereinbarung, Hilfepla-
nung, Linking, Monitoring, Evaluation)?

	� Wie ist das Verhältnis Kommune/freie Träger gere-
gelt? Gibt es formelle Vereinbarungen?

	� Wie sieht das Verhältnis zu „parallelen“ Case Ma-
nagement-Angeboten aus,

	� z.B. dem Fallmanagement im SGB  II? Gibt es hier 
Vereinbarungen?

	� Mit welchem Personal wird gearbeitet (Qualifikation)?
	� Wie ist die Verbindung zwischen Einzelfallarbeit und 

(Produktions-)Netzwerk gestaltet?

Abschließend folgt ein Vergleich	
der drei Konzeptionen (5.3.6.4).

82	 Der folgende Abschnitt basiert auf Analysen von Konzepten und 
Sitzungsprotokollen, die von den jeweiligen Koordinatorinnen und 
Koordinatoren gegengelesen und ggf. ergänzt wurden.

5.3.6.1	 Dormagen83

Wenngleich in der kreisangehörigen Stadt Dormagen 
des Rhein-Kreises Neuss unterschiedliche Formen der 
Zusammenarbeit Elemente des Handlungskonzepts 
enthalten, stellt Case Management in der angedachten 
Form und im Feld der Integration ein „völlig neues Kon-
zept dar“. Entsprechend soll die Umsetzung im Rah-
men einer Pilotphase erfolgen. Der hierfür vorgesehene 
Startpunkt war der 01.03.2019. Ähnlich wie am Stand-
ort Moers (vgl. 5.3.6.3) bildet auch in Dormagen die Teil-
nahme am Modellprojekt „Einwanderung gestalten“ den 
Ausgangspunkt, eine „rechtskreisübergreifende Zusam-
menarbeit systematisiert ins Leben zu rufen und inhalt-
lich qualitativ auszugestalten“.

Zu Beginn des Projektzeitraums bildete sich eine Len-
kungsgruppe, in welcher sich  – rechtskreisübergrei-
fend  – Akteurinnen und Akteure auf Führungsebene 
(Agentur für Arbeit, Jobcenter, Rhein-Kreis Neuss, Trä-
gervertretungen sowie unterschiedliche Fachbereiche 
der Stadt) zusammenfanden. Trägerin des Case Ma-
nagements ist die Stadt Dormagen, die organisatori-
sche Ansiedlung liegt beim hier ansässigen Fachbereich 
Integration.

Prominente Verwendung findet im Konzept die Beto-
nung eines „ganzheitlichen Ansatzes“, welcher sich 
zum Ziel setzt, die Förderung des Integrationsprozes-
ses zu beschleunigen. Der Begriff der Ganzheitlichkeit 
bleibt jedoch nicht ungefüllt, sondern wird programma-
tisch wie folgt qualifiziert: „Ganzheitlich bedeutet Orien-
tierung und Informationen zu vermitteln, die nicht nur 
auf ein Thema bezogen sind, sondern die Gesamtsitua-
tion berücksichtigen. Hilfe zur Selbsthilfe soll durch ak-
tive Einbeziehung des Hilfesuchenden gefördert werden. 
Die Beratung von Neuzuwanderern soll unabhängig vom 
Rechtskreis und bedarfsorientiert ausgerichtet werden. 
Handlungsgrundlage soll die tatsächliche und individuel-
le Lebenswirklichkeit sein.“

Case Management in Dormagen wird ausdrücklich als 
„Handlungskonzept“ und nicht als „sozialpädagogische 
Methode“ verstanden (vgl. dazu 5.3.1). Das strukturelle 
Moment fokussiert entsprechend auf die Betonung der 
prozessual-inhaltlichen Ausrichtung. Das Ziel des Case 
Managements sei demnach, „Prozesse und Inhalte zu 
koordinieren, zu steuern, zu überwachen und zu eva-
luieren“. Etablierte Zuständigkeiten bleiben program-
matisch unangetastet, wie folgendes Zitat verdeutlicht: 
„Die Einführung von Case Management berührt nicht 
die Kernzuständigkeit der unterschiedlichen Rechtskrei-
se. Die individuellen Zuständigkeiten bleiben unberührt 

83	 Die folgenden Ausführungen basieren primär auf einer Konzept-
durchsicht eines internen Entwurfs des Fachbereichs Integration 
mit dem Titel „Beratungskonzept des Fachbereich Integration für 
Neuzugewanderte in Dormagen“. Über die Konzeptdurchsicht 
hinaus finden erste Erkenntnisse und konzeptionelle Entwicklungen 
der Anwendung des Case Management-Konzepts Eingang in diesen 
Text.
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erhalten, es geht ausschließlich um eine Steuerung und 
Bündelung von Prozessen und Hilfen.“

Implizit folgt der Konzeptentwurf zu Case Management 
einer vorbeugenden, präventiven Logik, bei der es um 
„frühzeitig(e) Hilfe“ geht, „die erforderlich ist, um Chan-
cengleichheit zu ermöglichen“. Der Präventionsgedan-
ke wird im Sinne einer Früherkennung von spezifischer 
Hilfebedürftigkeit ebenso verstanden wie unter ord-
nungspolitischen Aspekten. Die Verantwortung für „eine 
ganzheitliche Integrationsplanung“ bei gleichzeitiger 
Betonung von Freiwilligkeit wird darin mit der Selbstver-
antwortung der Migrantinnen und Migranten verkoppelt. 
Falls Unterstützung nicht zielgenau und früh geschieht, 
drohe „Kriminalisierung und Radikalisierung“. Diese 
„entstehen häufig durch Ausgrenzung, Perspektiv- und 
Orientierungslosigkeit und dem Wunsch nach Zugehö-
rigkeit“. Präventiv begegnet werde dem durch ein früh-
zeitiges Erkennen.

Case Management in dieser Form trage somit zur Vor-
beugung einer „Entstehung einer Parallelgesellschaft“ 
bei. Die in 5.3.1 angesprochene Stärkung von Teilha-
bekompetenzen auf Seite der Zuwanderinnen und Zu-
wanderer und das gleichzeitige Offerieren von Vermitt-
lungsleistungen, welche Zugänge ermöglicht und somit 
Teilhabechancen bereitstellt, folgt demnach zugleich 
auch sicherheitspolitischen Maßgaben.

Im gerade beginnenden operativen Prozess bleibt die De-
finierung des Zugangs bewusst breit. „Case Management 
soll sich in erster Linie an alle ab dem 01.03.2019 neu 
nach Dormagen eingereisten Migrantinnen und Migran-
ten richten, die nicht länger als 5 Jahre in Deutschland 
leben.“ Das präventive Beratungsangebot – welches sich 
an alle Neuzugewanderten ab dem 01.03.2019 richtet – 
wird über zwei verschiedene Kanäle angeboten:

1.	 Schriftliches Beratungsangebot und
2.	 Hausbesuch.

Die Entscheidung, ob ein Hausbesuch oder ein schrift-
liches Beratungsangebot unterbreitet wird, richtet sich 
nach Kriterien wie Staatsangehörigkeit, Familienstatus 
und Anzahl der Kinder. Darüber hinaus sind noch weitere 
Zugänge ins Case Management möglich:

1.	 Alle Personen, die in den städtischen Unterkünften 
leben, werden regelmäßig besucht und erhalten kon-
tinuierlich ein Beratungs- und Unterstützungsan-
gebot. Sollte sich ein Bedarf und Interesse an Case 
Management abzeichnen, ist auch für diesen Perso-
nenkreis eine engmaschige Betreuung und Beglei-
tung möglich.

2.	 Institutionen erkennen den Bedarf einer Begleitung 
und Betreuung über das Case Management und stel-
len den Kontakt her.

3.	 Migrantinnen und Migranten suchen eigeninitiativ 
den Kontakt zur Stadt Dormagen und bitten um Un-
terstützung durch Case Management.

An anderer Stelle des Konzepts werden die Zugangsbe-
dingungen mit der empirischen „Erfahrung“ der vorange-
gangenen Projektgruppen – und aus selbstgewonnenen 
Erkenntnissen der operativen Sozialen Arbeit – insofern 
begründet, als „dass Menschen aus dem nichteuropäi-
schen Ausland, Rumänen, Bulgaren, Alleinerziehende 
und Familien mit mehr als 2 Kindern einen erhöhten Un-
terstützungsbedarf haben“.

In den Beratungen sollen inhaltlich die „alltäglichen Ker-
nelemente von Integration und Teilhabe“ bearbeitet wer-
den. Diese umfassen Anliegen in den Bereichen der Be-
treuung von Kindern, der Bildung, der Finanzen sowie 
die Felder Gesundheit, Freizeit, Sprache und Arbeit. Um 
diesem programmatisch besonders ausgewiesenen Be-
ratungsbedarf zu begegnen, soll Beratung  – wie oben 
bereits benannt – im Rahmen eines Hausbesuchs erfol-
gen. Unterschieden wird an dieser Stelle in der Intensität 
bzw. der Möglichkeit des Zugangs (Teilhabekompeten-
zen). „Alle anderen Neubürger erhalten das Beratungs-
angebot postalisch. Die Inhalte der Angebote sind iden-
tisch.“ Unterschieden wird nicht nur die Intensität des 
Zugangs, sondern ebenfalls, dass bei sogenannten „Alt-
zugewanderten“ (wenn die Einreise länger als fünf Jahre 
zurückliegt) eine Koordination und engmaschige Beglei-
tung als Unterstützung zum Ankommen in das Regelsys-
tem nicht mehr erforderlich ist. Hier bietet die Stadt Dor-
magen Beratung aber kein Case Management an.

Geflüchteten mit Duldungsstatus solle perspektivisch 
ein an den individuellen Rahmenbedingungen orientier-
tes Beratungsangebot zur Verfügung stehen. Grund-
sätzlich stehe bei Personen mit Duldungsstatus nicht die 
Integration im Vordergrund. Die Praxis zeige allerdings, 
dass ein nicht unerheblicher Anteil an Geflüchteten mit 
Duldungsstatus aus vielfältigen Gründen für längere Zeit 
in Deutschland lebe und nicht zeitnah ausreise.84 Diese 
Zielgruppe wird künftig analog zu den Neuzugewander-
ten ebenfalls ein Beratungsangebot durch das Case Ma-
nagement erhalten.

Wie sieht das Verhältnis zu „parallelen“ Case Manage-
ment-Angeboten aus, z.B. dem Fallmanagement im 
SGB II? Gibt es hier Vereinbarungen?

84	 Eine aktuelle Gesetzesänderung zum 1.1.2020 zielt darauf ab, 
besondere Fallgruppen der Duldungen aus dem allgemeinen Dul-
dungstatbestand des § 60a des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) 
in eigene Vorschriften zu überführen. Betroffen sind langfristige 
Duldungen, aus persönlichen Gründen nach § 60a Absatz 2 Satz 3 
AufenthG, die für Ausländerinnen oder Ausländer, die eine qualifi-
zierte Berufsausbildung aufnehmen (Ausbildungsduldung) oder die 
durch eine nachhaltige Beschäftigung ihren Lebensunterhalt selbst 
sichern und gut integriert sind (Beschäftigungsduldung). So sollen 
ein rechtssicherer Aufenthalt ermöglicht und eine Bleibeperspektive 
aufgezeigt werden.
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Das Fallmanagement im SGB  II zielt auf eine Arbeits-
marktintegration ab. Das Ziel im Case Management bei 
der Stadt Dormagen ist Integration, bei der die Aufnah-
me einer Erwerbstätigkeit einen Baustein neben vielen 
anderen darstellt. Case Management setzt auf Freiwillig-
keit und schließt Sanktionierung aus. Das Fallmanage-
ment im SGB II arbeitet auch mit unfreiwilligen Klienten 
und schließt als Grundlage eine Eingliederungsverein-
barung ab, die eine Sanktionierung zwar ermöglicht, je-
doch nicht das vorrangige Ziel ist. Es finden regelmäßi-
ge Schnittstellentreffen zwischen dem Jobcenter, der 
Agentur für Arbeit und der Stadt Dormagen statt. Eine 
gemeinsam erarbeitete Schweigepflichtsentbindung, 
ein Datenerhebungsbogen und die Möglichkeit einer ge-
meinsamen kollegialen Fallberatung sollen Doppelarbeit 
vermeiden und eher eine gelungene Form der Zusam-
menarbeit und fallorientierten Ausrichtung bieten. Die 
Zuständigkeiten bleiben unberührt, es soll eine Möglich-
keit der Gesamtbetrachtung geschaffen werden.

Wie ist die Verbindung zwischen Einzelfallarbeit und 
(Produktions-)Netzwerk gestaltet?

Über einen zurzeit noch im Prozess befindlichen „Rück-
koppelungsmechanismus“ ist vorgesehen, die „Fallsteu-
erung und Koordinierung (dauerhaft) zu gewährleisten“. 
Handlungsleitend sind hierbei die Vermeidung von dop-
pelter Arbeit und mehrfachen Zuständigkeiten. Im Fo-
kus steht eine „kundenorientierte Steuerung“, zentra-
ler Akteur ist der Case Manager, welcher „als zentrales 
Steuerungsorgan von allen Institutionen und Dritten an-
erkannt und genutzt wird“. Wie dies konkret geschehen 
soll, bleibt noch unklar und muss sich im Verlauf erwei-
sen. Es wurde bereits eine sogenannte Case Manage-
ment Card (im EC-Karten Format) entwickelt, die bei 
jeder Institution vorgelegt werden kann, um einen Aus-
tausch zu ermöglichen.

Intake  – Wie ist der Zugang zum Case Management 
organisiert?

Der konkrete Zugang kann in Dormagen in dreierlei Hin-
sicht erfolgen:

	� Alle in städtischen Unterkünften lebenden Personen 
werden unter Offerieren von Beratungsangeboten in 
regelmäßigen Abständen besucht. Falls „Bedarf und 
Interesse“ erkennbar sind, ist auch hier eine „eng-
maschige Betreuung und Begleitung möglich“.

	� Die Bedarfserkennung vollzieht sich über bisherige 
involvierte Institutionen, diese nehmen Kontakt auf.

	� Selbstständige Kontaktaufnahme von Seiten einer 
zugewanderten Person und Anfrage zur Unterstüt-
zung durch Case Management.

Ist Freiwilligkeit gegeben?

Der Freiwilligkeitsaspekt wird insofern betont, als im 
Rahmen der Ausführungen zur „Rolle des Case Mana-
gers“ hervorgehoben wird, dass die Entscheidungsbe-
fugnis, ob „das Beratungsangebot und die damit verbun-
dene engmaschige Betreuung“ angenommen werden 
möchte, bei der neuzugewanderten Person liegt.

Wie sieht das Assessment-Verfahren aus?

Für diesen Prozess werden hier mehrere Beratungsge-
spräche prognostiziert. Nur so könne „eine ganzheitli-
che Betrachtung der Lebenswirklichkeit unter Erhebung 
von Ressourcen und Unterstützungsbedarf“ gewährleis-
tet werden. Ort des „Profilings“ muss nicht zwangsläufig 
die Dienststelle des Professionellen sein. Auch die Woh-
nung des Ratsuchenden kann zum Ort von Beratung 
werden. Es besteht hier eine Verortung in der in 5.3.4.1 
dargestellten dritten Variante, dass die Ratsuchenden 
an „unterschiedlichen Stellen beraten“ werden können. 
Das Bedarfs-Erhebungsinstrument soll ein „standardi-
sierter Profilingbogen“ sein, welcher Einheitlichkeit im 
Verfahrensablauf garantiere. Orientiert werde sich hier-
bei an den Bogen der Bundesagentur für Arbeit. Dies si-
chere  – unter Einhaltung der datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen – eine reibungslose Datenweitergabe.

Flankiert wird das Profiling von auf Niedrigschwelligkeit 
setzenden Beratungsgesprächen, welche den Prinzipien 
der „Zielgerichtetheit und Effizienz“ folgen. Der entspre-
chende Zugang vollzieht sich über das bei der Anmel-
dung nach der Einreise postalisch zugestellte Angebot 
zur Beratung in schriftlicher Form.

Gibt es eine Zielvereinbarung?

Im Rahmen des Assessments soll eine „Vereinbarung in 
Form eines Integrationsplans“ festgelegt werden. Neben 
der Beschreibung des Hauptziels und der Teilziele sol-
len hier außerdem Angaben zu Verantwortlichkeiten und 
dem zeitlichen Ablauf ihren Platz finden, „übergeordne-
tes Ziel ist immer die Integration“. Die Federführung der 
Integrationsprozesssteuerung liegt beim Case Manager. 
Vorgesehen ist eine gemeinsame Zusammenarbeit zwi-
schen ihm und der neuzugewanderten Person, um her-
auszufinden, welche Netzwerkpartnerinnen und -part-
nern nutzbar und sinnvoll zur Bewältigung der „eruierten 
Problemlagen“ beitragen. Handlungsleitend ist dabei 
der Spagat zwischen der konstanten Einhaltung der Be-
achtung von Ressourcen und der Bedürfnisse der hilfe-
suchenden Person. Programmatisch soll der Case Ma-
nager nicht lediglich „Türöffner in das Regelsystem sein, 
sondern auch Begleiter“.

Mit welchem Zielsystem wird gearbeitet?

Als Zielsystem im Beratungskonzept des Fachbereichs 
Integration für Neuzugewanderte Dormagen wird das 
Integrationskonzept angeführt und bleibt somit  – was 
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Case Management betrifft – noch recht unspezifisch. Im 
Integrationskonzept (Stadt Dormagen 2016) der Stadt 
findet sich einleitend folgender Auszug: „Als Basis aller 
Integrationsbemühungen stehen die Werte des Grund-
gesetzes der Bundesrepublik Deutschland. Bei der kon-
kreten Umsetzung der Maßnahmen steht das Prinzip 
‚Fördern und Fordern‘ im Vordergrund. Ziel einer sozia-
len, kulturellen, politischen und beruflichen Integration 
ist es, den zugewanderten Menschen eine eigenständige 
Existenz unabhängig von staatlichen Transferleistungen 
zu ermöglichen. Dazu müssen diese Menschen frühest-
möglich in die bestehenden Regelsysteme von Erzie-
hung, Bildung, Ausbildung und Arbeit gebracht werden.“ 
(Stadt Dormagen 2016: S.  6) Ein ausgearbeitetes Ziel-
system im Rahmen des Beratungskonzepts existiert ge-
genwärtig (noch) nicht.85

Hilfeplanung

Die Hilfeplanung bzw. „Integrationsplanung“ soll sich an 
den entsprechenden Ausführungen der „Integrations-
ziele“ im Integrationskonzept (Stadt Dormagen 2016) 
orientieren. Die „Integrationsplanung“ umfasst gegen-
wärtig fünf Ebenen:

1.	 „Sprachliche Integration“
2.	 „Bildungsintegration“
3.	 „Berufliche Integration“
4.	 „Soziale Integration“
5.	 „Kulturelle/politische Integration“

Betont wird hier in programmatischer Absicht, dass es 
bei „Personen ohne Bleibeperspektive“ im Case Ma-
nagement nicht darum gehen kann, „Integration zu pla-
nen“, sondern lediglich um Informationsvermittlung, 
„Unterstützung bei der Rückführungsplanung“, Ver-
mittlung an Fachstellen sowie „Unterstützung bei tages-
strukturierenden Maßnahmen“ (Angebote vom Ehren-
amt wie Sport etc.).86

Als Handlungsgrundlage zur Fallsteuerung gelten die ge-
schilderten Vereinbarungen des Profilings. Als beson-
ders bedeutsam wird die „Kontaktdichte“ zwischen Neu-
zugewanderten und Case Managern hervorgehoben, in 
welcher eine „Balance gefunden werden (muss) zwi-
schen engmaschiger Begleitung und Hilfe zur Selbsthil-
fe“. Der Prozess zur Herstellung eines funktionierenden 
Arbeitsbündnisses wird hier entsprechend hervorgeho-
ben (vgl. 5.3.1). Programmatisch stark gemacht wird die 
Betonung, dass Case Management ein zeitlich begrenz-
ter Prozess ist, der einen Anfang und ein Ende hat und 
somit „keine unendliche Betreuungsform“ darstellt (vgl. 
5.3.2.7). Angedacht ist ein intensiver Betreuungspro-
zess über 24 Monate, welcher Stück für Stück nachlässt 

85	 In der überarbeiteten Fassung des Integrationskonzepts (voraus-
sichtlich November 2019) wird Case Management als eigenständi-
ger Punkt aufgenommen. Ein ausgearbeitetes Zielsystem wird mit 
der qualitativen Weiterentwicklung des Ansatzes erarbeitet werden.

86	 Vgl. hierzu den vorausgegangenen Hinweis zu den konzeptionellen 
Weiterentwicklungen.

und irgendwann auslaufen soll. „Es ist davon auszuge-
hen, dass nach Ablauf von 5 Jahren kein weiterer Bedarf 
an Case Management besteht, da das Regelsystem weit-
reichend bekannt ist und ohne Steuerung eigenständig 
genutzt werden kann.“

Über welches Angebots- bzw. Maßnahmespektrum wird 
verfügt?

Vorgesehen ist in Dormagen, dass das gesamte „In-
tegrationsteam“ die Basisschulung zu Case Manage-
ment absolviert. Anvisierte Methoden sind kollegiale 
und rechtskreisübergreifende Fallberatungen. Kollegia-
le Fallberatungen sollen zum Tragen kommen, wenn fol-
gende Kriterien vorliegen:

1.	 „Überschuldungssituationen, die zu Haftantritt 
führen

2.	 Innere Unsicherheit, wie dann der weitere ‚richtige‘ 
Weg sein wird?

3.	 Ich komme nicht mehr weiter!
4.	 Grenzüberschreitung/Triggerträger
5.	 Klientinnen und Klienten, die keine Hilfe möchten“

Dieser selbstgesetzte Qualitätsstandard stellt weniger 
ein „Prüfraster“ als vielmehr ein Steuerungsinstrument 
dar und ist insofern nicht Grundlage für die Entschei-
dung, ob Case Management notwendig ist oder nicht.

Linking

Ausführungen zum „Linking“ bleiben allgemein: „Case 
Management kann nur mit einem guten Netzwerk gelin-
gen, was nicht nur die Information über die Existenz er-
halten hat, sondern auch aktiv am Gelingen mitwirkt und 
so eine fallorientierte Zusammenarbeit gewährleistet ist. 
Hierzu sind die Schnittstellen auf System- und Fallebene 
und der Informationsaustausch konkret zu definieren.“

Auf welche Trägerinnen und Träger wird zurückgegriffen?

Um Schnittstellen auf „System- und Fallebene“ zu iden-
tifizieren, wird in Dormagen auf eine Vielzahl an Akteu-
rinnen und Akteure zurückgegriffen, um fallorientiertes 
Zusammenarbeiten zu ermöglichen. Relevante Partner-
innen und Partner im Netzwerk sollen dabei folgende Ak-
teurinnen und Akteure sein:

1.	 Jobcenter Rhein-Kreis Neuss
2.	 Agentur für Arbeit
3.	 Jugendamt und Familienhebammen
4.	 Schuldnerberatung
5.	 Psychosoziale Beratung
6.	 Erziehungsberatung
7.	 Migrations- und Flüchtlingsberatung
8.	 Jugendmigrationsdienst
9.	 Religionsgemeinschaften
10.	 Ausländeramt
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11.	 Standesamt
12.	 VHS
13.	 Kommunales Integrationszentrum
14.	 Gesundheitsamt und Ärzteschaft
15.	 Kitas
16.	 Grund- und weiterführende Schulen
17.	 Verbraucherzentrale
18.	 Vereine
19.	 Ehrenamtlerinnen und Ehrenamtler
20.	Wohnungsgeber
21.	 Sonstige

„Die übergeordneten Kommunikationswege werden 
noch festgeschrieben und prozesshaft erarbeitet.“ Re-
levanteste Akteurinnen und Akteure werden das Ju-
gendamt, die Agentur für Arbeit und das Jobcenter sein. 
Darüber hinaus wurden bereits einige Netzwerkpartne-
rinnen und -partner in die Teambesprechung der Case 
Manager eingeladen bzw. diese haben an einem exter-
nen Austausch mit Netzwerkpartnerinnen und -part-
nern teilgenommen. Gleichzeitig finden einmal monat-
lich Schnittstellentreffen mit dem Jugendamt, einmal 
im Quartal mit dem Jobcenter und der Agentur für Ar-
beit und zweimal jährlich eine Qualitätswerkstatt mit al-
len Mitarbeitenden aus dem Jugendamt und dem Case 
Management statt.

Gibt es Monitoring/Evaluation? Welche Kategorien oder 
Kennzahlen werden verwendet?

Die programmatischen Ausführungen zum Punkt 
„Evaluation/Controlling“ versuchen den Integrationsbe-
griff auf unterschiedliche Weisen zu füllen und norma-
tiv zu bestimmen. „Die reine Integration in den Arbeits-
markt, in eine eigene Wohnung oder in einen Sprachkurs 
sind kein Garant für eine gelungene, nachhaltige Integ-
ration. Die Stadt Dormagen definiert eine gelungene In-
tegration nicht nur anhand von Arbeitsmarktintegration 
und vorhandenen Sprachkenntnissen. Vielmehr geht es 
um die Annahme der Werte und einer Identifikation mit 
Deutschland, die Akzeptanz von Traditionen und Bräu-
chen sowie um Partizipation.“ Ebenfalls betont wird, 
dass Integration nicht ausschließlich als Bringschuld der 
Zuwanderinnen und Zuwanderer gelten kann, sondern 
„die bestehende Gesellschaft muss die Neuzugewander-
ten akzeptieren und die neuen Nachbarn offen und ohne 
Vorbehalte annehmen können“. Zugezogene sollen viel-
mehr unter Aspekten des „Gewinns und der Bereiche-
rung“ betrachtet werden und „nicht als Gefahr“.

Die Ausführungen zur Dokumentation beziehen sich auf 
das Erreichen der Teil- und Endziele, „so dass in regel-
mäßigen Abständen ein Überblick über die erzielten Er-
folge gegeben werden kann“.

5.3.6.2	Köln87

Die bisher (Stand Juli 2019) mit am differenziertesten 
ausgearbeitete Case Management-Konzeption findet 
sich in der Großstadt Köln. Bereits in der Präambel des 
Konzepts zeigt sich die (nüchterne) Einsicht, dass ein 
Migrationsprozess samt aufenthaltsrechtlicher Lage und 
damit verbundener komplexer Integrationsanrufungen 
sich auf vielfältigen Ebenen „des deutschen Sozialge-
setzbuches (SGB) und seiner kommunalen, landes- so-
wie bundesbezogenen behördlichen Ausdrucksformen“ 
niederschlagen. Schon hier zeigt sich ein Verständnis für 
die nicht unterkomplexe Aufgabe, rechtskreisübergrei-
fendes Case Management zu steuern. Bereits zu Beginn 
dieses Entwurfs wird programmatisch auf die struktu-
rellen Herausforderungen abgehoben und deren Auswir-
kungen auf die Lebensverhältnisse der Geflüchteten be-
tont. Es steht also weniger das integrationserbringende 
Subjekt im Vordergrund als vielmehr die Erkenntnis der 
Wichtigkeit einer Analyse struktureller und institutionel-
ler Rahmenbedingungen. Beispielhaft tritt dies in folgen-
dem Zitat hervor:

„Der Integrationsprozess junger Geflüchteter zwischen 
18 und 27 Jahren ist insofern geprägt durch die Relevanz 
und Beteiligung zahlreicher öffentlicher Einrichtungen 
und freier Träger, die deren Integrationschancen (und Ri-
siken) durch teils verpflichtende, teils freiwillige Leistun-
gen mit beeinflussen.“ (vgl. 5.3)

Hierfür soll das rechtskreisinterne „Säulendenken“ auf-
gegeben werden und Case Management durch eine 
„durchgängige Aktivierung und Betreuung durch einen 
Casemanager (sic!)“ erfolgen.

Wer ist der Träger bzw. wie sieht die Trägerkonstruktion 
aus?

Organisatorisch angesiedelt ist das Case Management 
bei der Stadt Köln und hier konkret beim neu entwickel-
ten Amt für Integration und Vielfalt. Durchgeführt wird 
es von den Wohlfahrtsverbänden. Eine Einbindung der 
relevanten Akteurinnen und Akteure des Kölner Hilfe-
systems ist an fünf Merkmale gekoppelt. So müssen die 
an Case Management beteiligten Träger

	� in vielfacher Hinsicht Kontakte zu der Zielgruppe auf- 
und ein hohes Maß an Sensibilisierung für die Spezi-
fik der Bedarfslagen der Geflüchteten vorweisen;

	� sowohl Expertise und Wissen zu rechtskreisüber-
greifendem Case Management als auch sozialarbei-
terische Kompetenzen hinsichtlich (Integrations-)
Beratung haben;

87	 In Köln wurde das Dokument „Steuerung eines rechtskreisübergrei-
fenden Case Managements für geflüchtete Menschen in Köln“ der 
Koordinierungsstelle (Kooperation) zur Klärung rechtskreisüber-
greifender Integrationsprozesse durchgesehen.
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	� die Forderungen einer kontinuierlichen Monitoring- 
und Berichtspflicht aus „fachlicher, administrativer 
sowie finanzieller“ Hinsicht erfüllen;

	� Netzwerk-Wissen im Feld der Integration besitzen 
und in der Lage sein, zielgruppenspezifische Er-
kenntnisse an das Amt für Integration und Vielfalt 
rückzubinden;

	� in unmittelbaren „Kooperationsbezügen“ sowohl 
hinsichtlich der Zielgruppe relevanten Einrichtungen 
im Bereich Soziales und Bildung als auch der ent-
sprechenden Ämter und Behörden stehen.

Hierfür scheinen in Köln vier Trägerinnen und Träger prä-
destiniert: Der Caritasverband, der Internationale Bund, 
die Arbeiterwohlfahrt und die Katholische Jugendagen-
tur. All diese Trägerinnen und Träger weisen vielfältige 
Bezüge und einschlägige Erfahrungen in der Arbeit mit 
Geflüchteten auf. Darüber hinaus besteht seit einigen 
Jahren bereits ein Case Management-Verfahren und die 
Kontakte zur Zielgruppe sind intensiv vorhanden. Dies 
beschert diesen Trägern einen Sonderstatus und hebt 
sie „wesentlich von den weiteren Akteuren in der Integra-
tionslandschaft ab“. Festgehalten und konkretisiert wer-
den soll die rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit – 
im Sinne von Case Management – zwischen dem Amt für 
Integration und Vielfalt und den vier genannten Trägerin-
nen und Träger durch eine Kooperationsvereinbarung.

Wo ist das Case Management organisatorisch 
angesiedelt?

Das Case Management in Köln verläuft auf Steuerungs-
ebene  – wie bereits angedeutet  – über eine eigens ins 
Leben gerufene Koordinierungsstelle: KOKIR  – Koordi-
nierungsstelle (Kooperation) zur Klärung rechtskreis-
übergreifender Integrationsprozesse. Diese ist angesie-
delt beim Amt für Integration und Vielfalt.

Schon die Präambel des Case Management-Konzepts 
betont programmatisch, dass der genannten Stelle die 
komplexe Aufgabe zuteilwird, einerseits einzelfallbezo-
gen rechtskreisübergreifende Problematiken herauszu-
arbeiten und anschließend Maßnahmenentwicklung zu 
betreiben sowie andererseits „strukturelle Erkenntnis-
se über Integrationsverläufe in die Stadtverwaltung zu 
transportieren“. Der Analyse struktureller Komponen-
ten wird hierbei perspektivisch ein höherer Stellenwert 
beigemessen.

An welche Zielgruppe richtet sich generell das Angebot?

Die Zielgruppe des Case Managements lässt sich pro-
grammatisch sehr differenziert in einem Fünfschritt be-
schreiben. Die im Folgenden gelisteten Punkte müssen 
hierbei in einer sich summierenden Weise auftreten:

	� Das rechtskreisübergreifend ausgelegte Case Ma-
nagement-Angebot richtet sich primär an junge Er-
wachsene mit Fluchterfahrung im Alter von 18 bis 27 
Jahren. Dezidiert keine exponierte Rolle spielt dabei 
die Bleibeperspektive. Ganz gleich, ob diese „posi-
tiv“ oder „negativ“ ist, Case Management kann und 
soll wahrgenommen werden (vgl. 5.3.4.3). Begrün-
dete Einzelfälle ermöglichen eine Auflockerung der 
Altersbeschränkung.

	� Grundvoraussetzung ist das Vorhandensein multi-
pler Problemlagen in verschiedenen Lebensberei-
chen-/phasen, „die insbesondere aufgrund struk-
tureller Schwierigkeiten nicht von einer Stelle gelöst 
werden können“.

	� Dies  – beeinträchtigt durch die Tatsche einer in 
Köln sehr hohen Anzahl von Akteurinnen und Akteu-
ren  – erfordert eine exakte Abstimmung zwischen 
Leistungsanbietenden sowie die Koordination der 
Leistungen. Jeweils eigene Logiken und Rahmenbe-
dingungen „struktureller und organisatorischer“ Art 
erschweren dies außerdem.

	� Diese Komplexität führt zu einer Verhinderung der 
Nutzung auf Seiten der Klientinnen und Klienten und

	� es muss eine grundsätzlich freiwillige Teilnahme auf 
deren Seite vorliegen.

Die genannten Kriterien hinsichtlich der Zielgruppe gel-
ten für die Pilotphase des rechtskreisübergreifenden 
Case Managements. Eine Erweiterung der Zielgruppe 
über die Pilotphase hinaus ist möglich.

Wie sieht der Fallschlüssel aus?

„Eine valide Schätzung der zu erwartenden Fallzahlen ist 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich, insbesondere hin-
sichtlich der Frage, wie viele potenzielle Klientinnen und 
Klienten festgestellt werden und wie diese das Angebot 
annehmen (Freiwilligkeit).“

Dies müsse das Pilotprojekt zeigen. Die anvisierten Per-
sonalstellen liegen bei zwei Vollzeitäquivalenten für das 
Case Management, welches von den Trägern durch-
geführt wird (Fallebene) und einer halben Stelle in der 
Steuerungsstelle im Amt für Integration und Vielfalt 
(Systemebene). Falls es darüber hinaus weiterer perso-
neller Ressourcen bedarf  – beispielsweise, um ein Dol-
metschen im Rahmen des Case Managements zu ge-
währleisten,  – werden städtische Mittel zur Verfügung 
gestellt.

Wie ist das Verhältnis von Kommune/freie Trägerinnen 
und Träger geregelt? Gibt es formelle Vereinbarungen?
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Hinsichtlich der Ressourcenverteilung werden die vier 
Kooperationspartnerinnen und -partner  – also die wei-
ter oben genannten Trägerinnen und Träger – Mittelzu-
wendungen der Stadt erhalten, was durch eine Koope-
rationsvereinbarung festgehalten wird. Zudem sind die 
entsprechenden Kosten eindeutig dargestellt.

Die konkret anfallenden Aufgaben werden zwischen 
Aufgaben der Träger und Aufgaben der Case Ma-
nagement-Steuerungsstelle differenziert. Während 
die Prüfung von Zuweisungen zur Eignung für ein 
rechtskreisübergreifendes Case Management in den 
Verantwortungs- und Aufgabenbereich beider Institu-
tionen fällt, dominieren jedoch die Unterschiede in der 
Aufgabenwahrnehmung: Während die einzelfallbezo-
genen Aufgaben für die Klientinnen und Klienten in den 
Bereich der Trägerinnen und Träger fallen (Einladung, 
Vorbereitung der Fallkonferenzen und deren inhaltliche 
Gestaltung, „anwaltschaftliche Vertretung“ etc.), finden 
sich die eher strukturellen Fragen von Steuerung und 
Organisation im Zuständigkeitsbereich der Case Ma-
nagement-Steuerungsstelle („Planung, Moderation und 
Dokumentation regelmäßiger Austauschtreffen“, Fall-
konferenz-Organisation, Steuerung des Netzwerks etc.).

Wie sieht das Verhältnis zu „parallelen“ Case Manage-
ment-Angeboten aus, z.B. dem Fallmanagement im 
SGB II? Gibt es hier Vereinbarungen?

Es findet sich der Verweis darauf, dass „die inhaltlichen 
Einzelzuständigkeiten bei den jeweils fachlich zuständi-
gen Stellen und vorhandene Casemanagement-Syste-
me (sic!), beispielsweise beim Jobcenter Köln“ nicht an-
getastet werden. Hier gelte vielmehr das Ziel einer auf 
Konsens ausgerichteten Einigung. Eine mögliche Kons-
tellation ist die Übernahme des Case Managements für 
Kundinnen und Kunden des Jobcenters im Rahmen des 
§ 16a SGB II.

Mit welchem Personal wird gearbeitet (Qualifikation)?

Hinweise darauf, mit welchem Personal gearbeitet wer-
den soll, finden sich gegenwärtig lediglich sporadisch. 
Die weiter oben beantwortete Frage zur Trägerkonstruk-
tion lässt jedoch die Interpretation zu, dass das Personal 
sozialarbeiterisch professionell ausgebildet ist.

Wie ist die Verbindung zwischen Einzelfallarbeit und 
(Produktions-)Netzwerk gestaltet?

Die Verbindung zwischen Einzelfallarbeit und Netzwerk 
wird in Köln in der Weise verhandelt, dass die Einsicht 
vorhanden ist, dass es von entscheidender Bedeutung 
ist, die kommunalen Verwaltungsstrukturen mit denen 
des Hilfesystems in Köln zu verflechten. Hierfür können 
die vielfältigen Erfahrungen aus der Einzelfallhilfe nutz-
bar gemacht werden. Hinsichtlich des Produktionsnetz-
werks sind programmatisch drei Maßnahmen gelistet, 

welche auf Prozess- und Angebotsebene durchgeführt 
werden sollen. Für die dargestellten Prozessschritte 
lässt sich allgemein festhalten:

1.	 ein kontinuierlich stattfindender Fallaustausch mit 
den (Fall-)Beteiligten u.a. im Rahmen eines Analy-
seworkshops, welcher das Ziel verfolgt, Schwierig-
keiten, Lücken sowie Überangebote ausfindig zu 
machen;

2.	 stetige Dialoge zu Qualität mit den 
Leistungsanbietenden;

3.	 Planungskonferenzen zur Schließung von Versor-
gungslücken (in Zusammenarbeit mit städtischen 
Fachämtern und der Fachkoordination im Amt für In-
tegration und Vielfalt).

Ins Leben gerufen und koordiniert werden die Maßnah-
men federführend durch die Case Management-Steue-
rung im Amt für Integration und Vielfalt.

Formen organisationaler Steuerung
Die idealtypischen Phasen des Case Managements im 
Sinne des Regelkreislaufs sind in Köln grafisch wie folgt 
dargestellt.
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Abbildung 11: Phasen des Case Managements in Köln

Was sind die Kriterien für die Aufnahme?

Der Zugang zum Case Management (Intake) ist gene-
rell immer möglich, folgt jedoch einem „speziellen Ver-
fahren“. Dieses sieht vor, dass eine Meldung bei Gewähr-
leistung der weiter oben genannten fünf Kriterien (vgl. 
den Punkt Zielgruppe) „durch alle prozessbeteiligten 
Akteure“ erfolgen kann. Genannt werden hier die kom-
munalen Fachämter, das Jobcenter, das Ehrenamt so-
wie Beratungsstellen. Zentraler Ort für Meldungen ist 
die Steuerungsstelle  – KOKIR  – im Amt für Integration 
und Vielfalt. Insofern ist der Zugang ähnlich wie in Moers 
(vgl. 5.3.6.3) und lässt sich in der in 5.3.4.2 dargestell-
ten zweiten Variante ausmachen. In Abstimmung mit 
den von den Trägerinnen und Träger eingesetzten Case 
Managern obliegt der Steuerungsstelle die Aufgabe, ab-
zuwägen und zu entscheiden, ob die Bedarfslage der 
potenziellen Klientin und des potenziellen Klienten aus-
reichend komplex ist, um ein „Case Management-Fall zu 
werden“. Programmatisch angedacht sind im Anschluss 
eine Übergabekonferenz mit der anstoßenden Instituti-
on mittels Fallklärung sowie die Aufnahme zur entspre-
chenden ratsuchenden Person.

Ist Freiwilligkeit gegeben?

Der Freiwilligkeitsaspekt wird an einigen wenigen Stellen 
des Konzeptentwurfs hervorgehoben. Eine der genann-
ten Voraussetzungen zur Teilnahme am rechtskreis-
übergreifenden Case Management ist beispielsweise, 
dass die Entscheidung über dessen Wahrnehmung auf 
Seite der Klientinnen und Klienten verbleibt und somit 
den Aspekt der Freiwilligkeit erfüllt.

Wie sieht das Assessment-Verfahren aus, welche Bear-
beitungsschritte gibt es?

Das Assessment dient in Köln der gemeinsamen Infor-
mationszusammentragung zwischen Case Manager und 
Klientinnen und Klienten. Deren Austausch stellt den 
Ausgangspunkt für eine „individuelle und bedarfsorien-
tierte Integrationsvereinbarung“ dar (vgl. hierzu auch 
die Frage nach Zielvereinbarungen). Diese soll schriftlich 
festgehalten werden. Fokussiert werden soll hier primär 

auf die „Stärken und Schwächen“ des Hilfesuchenden. 
Die Zielbestimmung kann dann – falls Notwendigkeit be-
steht – im Rahmen einer Fallkonferenz erarbeitet werden. 
Vorbereitet wird die Phase des Assessments vom Case 
Manager. Die Aufgaben von Moderation und Dokumenta-
tion liegen bei der Case Management-Steuerungsstelle.

Welche inhaltlichen Kategorien gibt es?

Inhaltliche Kategorien im Rahmen des Assessments 
werden nicht expliziert. Die weiter oben angesproche-
ne Rekonstruktion eines komplexen „sozialen Falls“ (vgl. 
5.3.2.2) kann sich in Köln – „wenn erforderlich“ – mittels 
einer unter Beteiligung aller relevanten Akteurinnen und 
Akteure stattfindenden Fallkonferenz vollziehen.

Zielvereinbarung

Eine Zielvereinbarung soll im Rahmen des Assessments 
im Sinne einer Integrationsvereinbarung formuliert und 
schriftlich festgehalten werden.

Mit welchem Zielsystem wird gearbeitet? Wie sieht das 
Verfahren aus?

In Köln existieren vier recht klar und differenziert aus-
formulierte Ziele. Diese fallen jedoch weniger in den kon-
kreten Prozessschritt der Zielvereinbarung im Kontext 
organisationaler Steuerung, sondern gelten als über-
greifende Zielformulierungen des rechtskreisübergrei-
fenden Case Managements. Sie lassen sich wie folgt 
zusammenfassen:

1.	 Case Management ist eine konkrete Folge der Ein-
zelfallberatung. Im Sinne einer aktivierenden „Hil-
fe zur Selbsthilfe“ soll die geflüchtete Person „eine 
Entscheidung über den weiteren Weg treffen und die 
Angebote des Regelsystems eigenständig für sich 
nutzen“ können.

2.	 Steuerung und Vermittlung von Angeboten zur pass-
genauen Hilfeleistung zur Erreichung beruflicher 
und sozialer Integration obliegt dem Kompetenzbe-
reich des Case Managers.
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3.	 Das Ausmachen struktureller Defizite und Versor-
gungsschluchten vollzieht sich vor dem Hintergrund 
des Erfahrungswissens der Case Manager bei be-
sonderer Berücksichtigung der Bedarfsangemes-
senheit. Die Systemebene wird hier entsprechend 
in den Blick genommen. Verfolgt wird insofern auch 
eine „ressourcenschonende Angebotsplanung“.

4.	 Die Implementierung einer Anlaufstelle gewährleis-
tet eine Unterstützung bei komplexen Problemlagen.

Fallsteuerung

Die Fallsteuerung orientiert sich stark an der zuvor erar-
beiteten Integrationsvereinbarung, welche gemeinsam 
von Adressatin oder Adressat und Case Manager er-
stellt werden soll. Die dort festgelegten Schritte werden 
sukzessive umgesetzt. Die Fallverantwortung liegt beim 
Case Manager. Dieser „verhandelt mit den Leistungs-
anbietern, vermittelt und steuert die richtigen Angebo-
te, koordiniert das Leistungsgeschehen und befähigt 
seine Klientinnen und Klienten im Sinne von Empower-
ment, selbst Hilfen zu aktivieren“ (vgl. 5.2.3.7). Durch 
diese Vorgehensweise soll die gewissermaßen ideale Lö-
sung anvisiert werden. Betont wird außerdem, dass die-
ses am Einzelfall ausgerichtete und auf ähnlich gelagerte 
Fälle ausgeweitete Vorgehen dazu dient, Schwierigkeiten 
struktureller Natur offenzulegen und somit bearbeitbar 
zu machen.

Träger werden hier konkret keine benannt, die Rede ist 
von „maßgeblichen Akteuren“. Handlungsleitend ist die 
Orientierung an der bestmöglichen Lösung für die hilfe-
suchende Person.

Gibt es Monitoring/Evaluation? Welche Kategorien oder 
Kennzahlen werden verwendet?

Die Ausführungen zum Monitoring sind bisher wenig 
ausgearbeitet. Der Prozess wird in Köln programma-
tisch als „systematisches Monitoring“ dargestellt, wel-
ches das Ziel verfolgt, „Fehlentwicklungen und Maßnah-
menabbruch frühzeitig“ zu identifizieren. Ausführungen 
zu Kennzahlen oder anderweitigen Kategorien/Indikato-
ren werden nicht angegeben.

Ferner soll nach Beendigung eines Case Manage-
ment-Verfahrens eine Evaluation stattfinden. Wie die-
se sich vollziehen soll, wird nicht ausgeführt. Basis der 
Evaluation soll jedoch ein „abgestimmtes Berichtswe-
sen“ sein, welches Aussagen zu einem möglichen Aus-
bau der Angebotslandschaften zulässt.

5.3.6.3	Moers88

Hintergrund des Konzepts zum Case Management-Sys-
tem in Moers bilden die bisherigen Erkenntnisse aus dem 
Modellprojekt „Einwanderung gestalten“. Dabei ist zuta-
ge getreten, dass ein Mehr an Transparenz und Koordi-
nation bezüglich der Möglichkeiten der Gestaltung des 
„persönlichen Integrationsprozesses“ für nach Moers 
zugewanderte Menschen in zwei unterschiedlichen Sta-
dien benötigt wird:

Einerseits umgehend nach der Ankunft und andererseits 
„nach ihren ersten Integrationsschritten“. Notwendig ist 
sowohl eine Erweiterung des Gestaltungsspielraums als 
auch mehr und zeitnahe Beratung sowie Begleitung.

In Moers wurde deshalb mit den Versorgungsbeteilig-
ten in der Kommune ein System der Aufnahme, Erst-
beratung und Weitervermittlung sowie der Kooperation 
untereinander entwickelt und dies in einem übergreifen-
den systembezogenen Konzept beschrieben. Einen pro-
minenten Stellenwert nimmt dabei die am 1.6.2018 er-
öffnete Servicestelle Zuwanderung ein. Diese bildet den 
zentralen Dreh- und Angelpunkt der Zuwanderungsbe-
gleitung, ist angesiedelt bei der Stadt Moers und ihrem 
Selbstverständnis nach das „Bindeglied zwischen haupt- 
und ehrenamtlichen Anbietenden personenbezogener 
Beratungsleistungen für Zugewanderte und der Stadt-
verwaltung“. In Moers wird also die in 5.3.4.1 dargestell-
te zweite Variante rechtskreisübergreifenden Case Ma-
nagements umgesetzt, mittels der die Zielgruppe der 
Hilfesuchenden als erstes durch die Servicestelle Zu-
wanderung beraten und dann i.d.R. an Fachdienste wei-
tergeleitet wird. Die Servicestelle stellt die Vermittlung 
wesentlicher Informationen sicher und vermittelt bei Be-
darf kommunale Leistungen. Bei der Stadt Moers liegt 
die Zuständigkeit für die Implementierung und Weiter-
entwicklung des Systems am Ort. Zudem übernimmt die 
Servicestelle Zuwanderung der Stadt immer dann Case 
Management selbst, wenn die Kapazitäten der Dienste 
der freien Trägerinnen und Träger aufgebraucht sind.

An welche Zielgruppe richtet sich das Angebot generell?

Case Management in Moers richtet sich zum einen an 
Neuzugewanderte. Sie sollen sich „innerhalb eines Zeit-
raumes von vier Wochen“ nach ihrem Ankommen bei der 
Servicestelle Zuwanderung melden bzw. zu dieser ver-
mittelt werden (von Bürgerservice, Ausländerbehörde, 
Unterkunft etc.), um dort Auskünfte und grundsätzliche 
Informationen zu erhalten. Schon aufgrund der ersten 
Erfahrungen wurde das Konzept schnell auf jene Perso-
nen erweitert, „die bereits über einen längeren Zeitraum 
in Moers leben und einen Case Manager wünschen“. 

88	 Die Ausführungen zum Standort Moers berufen sich im Kern 
auf eine Durchsicht zweier Konzeptentwürfe. Vgl. „Konzept zur 
Koordinierung der rechtskreis- und einrichtungsübergreifenden 
Zusammenarbeit im Case Management für Zugewanderte in der 
Stadt Moers CM-Konzept für Zugewanderte“ und „Entwurf Konzept 
Servicestelle Zuwanderung 2018_03_12“.
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Explizit nicht gedacht ist Case Management für folgen-
de drei Zielgruppen:

	� „Personen mit einem 3-Monats-Visum oder Gesund-
heitsvisum, da keine dauerhafte Aufenthaltsberech-
tigung vorhanden ist,

	� unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, da die Zu-
ständigkeit des Jugendhilfeträgers gegeben ist,

	� Studierende, da diese eine Fachberatung an ihrer 
Universität erhalten.“

Wie sieht das Verhältnis zu „parallelen“ Case Manage-
ment-Angeboten aus, z.B. dem Fallmanagement im 
SGB II? Gibt es hier Vereinbarungen?

Der Konzeptentwurf differenziert im Punkt Fallverant-
wortung zwischen zwei unterschiedlichen Zielgruppen. 
Sofern die Servicestelle Case Management-Bedarf fest-
stellt, werden die Zugewanderten an Fachstellen in der 
Stadt weiterverwiesen. Dabei gilt:

	� Adressatinnen und Adressaten, welche sich im Asyl-
verfahren befinden und bis 27 Jahre alt sind, wer-
den zum Jugendmigrationsdienst des Internationa-
len Bundes vermittelt. Für ältere Asylbewerberinnen 
und Asylbewerber ist die Flüchtlingsberatungsstelle 
der AWO zuständig. Sollten bei den Jugendmigrati-
onsdiensten bzw. Flüchtlingsberatungsstellen keine 
Kapazitäten zur Verfügung stehen, bleibt die Ser-
vicestelle Zuwanderung zuständig und leistet selbst 
Case Management.

	� Für Personen, die bereits über ein Bleiberecht ver-
fügen, liegt die Fallverantwortung generell beim 
beschäftigungsorientierten Fallmanagement des 
Jobcenters. Sobald sich eine Person bereits im Leis-
tungsbezug des SGB  II befindet und ein „Case Ma-
nagement-Fall“ ist, ist die Servicestelle dazu an-
gehalten, das Jobcenter telefonisch hierüber zu 
unterrichten. Es ist ferner Aufgabe der Servicestel-
le, in Erfahrung zu bringen, „ob die Betroffenen dem 
beschäftigungsorientierten Fallmanagement zuge-
ordnet sind“. Ist dies nicht der Fall, findet eine Zu-
ordnung an den Jugendmigrationsdienst bzw. an 
die Migrationsberatungseinrichtungen der Arbei-
terwohlfahrt und des Caritasverbandes durch die 
Servicestelle statt. „Der Integrationsauftrag des 
Jobcenters bleibt in allen Fällen von der in diesem 
Verfahren zugeordneten Fallverantwortung für Leis-
tungsbeziehende nach dem SGB II unberührt.“ Ggf. 
wird künftig auch eine Beauftragung der Service-
stelle durch das Jobcenter möglich. Dies erfordert 
jedoch einen Kooperationsvertrag.

Alle Fallübergaben werden prinzipiell persönlich und im 
Beisein der Klientinnen und Klienten organisiert.

Mit welchem Personal wird gearbeitet (Qualifikation)?

Involvierte Akteurinnen und Akteure im Case Manage-
ment sind vor allem Hauptamtliche in den o.g. Stellen. Die 
Mitarbeitenden der Servicestelle werden zu DGCC-zer-
tifizierten Case Managern weitergebildet, bei den übri-
gen Case Management-Stellen arbeiten z.T. Case Mana-
ger mit der DGCC-zertifizierten Weiterbildung, mitunter 
Fachkräfte, die intern zu Case Management geschult 
wurden. Schon im Rahmen des Assessments soll her-
ausgefunden werden, inwieweit freiwillig Helfende oder 
die Asylbetreuerinnen und Asylbetreuer eingebunden 
sind. Die Einbeziehung erfolgt dann im Bedarfsfall.

Wie ist die Verbindung zwischen Einzelfallarbeit und 
(Produktions-)Netzwerk gestaltet?

Die Verbindung zwischen Einzelfallarbeit und Netzwerk 
liegt zum einen darin, dass das Case Management-Sys-
tem in Moers grundsätzlich Erstberatung in der Ser-
vicestelle verortet und intensiveres Case Management 
vorrangig bei den zuständigen anderen Fachstellen in 
Moers. Zum anderen werden derzeit einheitliche Stan-
dards für die Dokumentation im Case Management und 
ein Verfahren erarbeitet, wie Daten systematisch der So-
zialplanung „Zuwanderung“ zugehen sollen. Ausgangs-
punkt dieses Verfahrens ist eine Software-Lösung, die 
die im Einzelfall durch die Mitarbeitenden der Service-
stelle erhobenen Bedarfslagen der Neuzugewanderten 
zusammenführt und so eine Grundlage  – nicht nur für 
die städtische Sozialplanung „Zuwanderung“, sondern 
für alle am Moerser Case Management-System beteilig-
ten Akteurinnen und Akteure – bieten soll. Auf Basis die-
ser Daten sollen dann Angebotsentwicklung und -steue-
rung stattfinden.

Schließlich wird das Case Management-Netzwerk da-
durch gefördert, dass hierzu ein regelmäßiger Qua-
litätszirkel geplant ist, in dem sowohl Standards der 
Einzelfallarbeit diskutiert als auch gemeinsam an der 
Angebotsentwicklung gearbeitet werden soll. Für die Ab-
sicherung des Procederes wird das Konzept durch einen 
Lenkungskreis begleitet, der mit Entscheiderinnen und 
Entscheider von städtischen Stellen, Jobcenter und frei-
en Trägern besetzt ist.

Wie ist der Zugang zum Case Management organisiert?

Die Zugangssteuerung vollzieht sich über „die zuständi-
gen Stellen in der Stadtverwaltung Moers“, da diese den 
ersten Anlaufpunkt darstellt. Hier geht es insbesondere 
um die Ausländerbehörde und den Fachbereich Wohnen 
(Unterkünfte) sowie den Bürgerservice. Dort erfahren 
die Zugewanderten vom Beratungsangebot der Service-
stelle. Dieses wiederum richtet sich ebenfalls an drei un-
terschiedliche Zielgruppen:

1.	 Neuzugewanderte mit Unterbringung in städtischer 
Unterkunft

2.	 alle weiteren Neuzugewanderten
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3.	 schon vor längerem zugewanderte Menschen mit 
Migrationshintergrund

Entsprechend dieser Unterteilung sind verschiedene 
Wege vorgesehen:

1.	 Neuzugewanderte  – als erste Zielgruppe  –, welche 
in einer städtischen Unterkunft untergebracht sind, 
kommen über die städtischen Asylbetreuerinnen 
und Asylbetreuer. Diese begleiten die Neuzuwande-
rinnen und Neuzuwanderer in den Unterkünften und 
sollen diese umgehend („möglichst spätestens am 
Folgetag nach Ankunft in Moers“) zur Servicestel-
le Zuwanderung senden bzw. einen Termin für eine 
Bedarfs- und Situationsanalyse ausmachen. Ggf. 
wird eine Sprachmittlerin oder ein Sprachmittler 
hinzugezogen.

2.	 Hiervon unterscheidet sich der Zugang der zwei-
ten und dritten Zielgruppe. Alle weiteren Neuzuge-
wanderten sollen über die Ausländerbehörde und 
ggf. den Bürgerservice der Stadt zur Servicestelle 
vermittelt werden. Wenden sich Neuzugewanderte, 
die nicht in städtischer Unterbringung leben, an den 
Bürgerservice oder die Ausländerbehörde, soll die-
ser – nach Rücksprache mit den Adressatinnen und 
Adressaten – die Servicestelle telefonisch kontaktie-
ren. Die Zugewanderten sollen dann durch die Mitar-
beitenden der Servicestelle persönlich bei der Aus-
länderbehörde oder dem Bürgerservice abgeholt 
und über die Beratungsangebote in Kenntnis gesetzt 
werden. Bei Bedarf kann ein Termin für ein ausführ-
liches Erstgespräch vereinbart werden. Dieses Ver-
fahren richtet sich auch an Personen, die im Kontext 
einer Familienzusammenführung nach Moers kom-
men und nicht in städtischer Unterbringung leben.

3.	 Des Weiteren ist für Zielgruppe drei der Zugang zur 
Servicestelle Zuwanderung ganz offen möglich, d.h. 
sie können auch direkt hingehen, sofern sie Bedarf 
nach Leistungen der Servicestelle bzw. Case Ma-
nagement haben.

Was sind die Aufnahmekriterien?

Als grundsätzliches Kriterium für die Aufnahme zum 
Case Management wird das tatsächliche Vorhandensein 
eines Beratungswunsches verstanden. Case Manage-
ment soll als ein „positives, auf Freiwilligkeit beruhendes 
Angebot“ verstanden werden, welches von hauptamtli-
chen Akteurinnen und Akteuren durchgeführt wird. Die 
Case Manager sollen dabei auch „eine Motivation zur Ge-
staltung der persönlichen Lebenssicherung in Deutsch-
land“ fördern.

Der Wunsch zur Beratung alleine reicht jedoch nicht aus. 
Damit ein Vorschlag eines Case Manager durch die Ser-
vicestelle der Stadt Moers tatsächlich unterbreitet wird, 

„müssen sich neben dem Beratungswunsch der Betrof-
fenen Bedarfslagen abzeichnen, die eine längerfristige 
Einbindung und Koordinierung mehrerer Netzwerkak-
teure und eine intensive persönliche Begleitung erfor-
derlich machen“. Die Person muss zudem einverstanden 
sein, dass im Netzwerk über den Fall kommuniziert wird. 
Ggf. vorhandene sprachliche „Hürden“ können weder 
als Legitimation noch als Absage für einen nicht statt-
findenden Zugang zu Case Management herangezogen 
werden.

Ist Freiwilligkeit gegeben?

Dem Kriterium der Freiwilligkeit wird in Moers hohe Be-
deutung beigemessen, was an einigen Stellen im Konzept 
seine Betonung findet. Bei der Auflistung der Leistungen 
der Servicestelle Zuwanderung wird beispielsweise her-
vorgehoben, dass die Vermittlung eines Case Managers 
erfolgt, „sofern von der/dem Ratsuchenden gewünscht 
und erforderlich“. Ebenfalls zeigt sich die grundlegende 
Wichtigkeit des Freiwilligkeitsaspekts in den Zugangskri-
terien zum Case Management (s.o.): Hier wird Case Ma-
nagement verstanden als ein „auf Freiwilligkeit beruhen-
des Angebot“. Allerdings sehen sich Stadt und Netzwerk 
stärker als bisher in der Verantwortung, potenziell Rat-
suchenden den Zugang zu Hilfe zu bahnen und sie aktiv 
beim Ankommen in Moers zu unterstützen.

Wie sieht das Assessment-Verfahren aus, welche Bear-
beitungsschritte gibt es?

Die Bedarfs- und Situationsanalyse der Servicestelle Zu-
wanderung soll auf einem standardisierten Instrument 
beruhen. Derzeit werden in einer rechtskreis- und ein-
richtungsübergreifenden Arbeitsgruppe die in Moers 
eingesetzten Instrumente gesammelt, verglichen und 
daraus ein Kerninstrument erstellt. „Auf Wunsch und 
im Einvernehmen“ mit der Adressatin oder dem Adres-
saten wird die Bedarfs- und Situationsanalyse ggf. mit 
den städtischen Asylbetreuerinnen und Asylbetreuern 
durchgeführt.

Welche inhaltlichen Kategorien gibt es?

Die Bedarfs- und Situationsanalyse wird laut Konzep-
tentwurf mit zwei Stunden angesetzt, kann bei Bedarf 
aber auch länger dauern. Sie findet ggf. unter Hinzuzie-
hung von Sprachmittlung statt. Orientierung bieten sol-
len hier folgende Kriterien:

	� Name, Herkunftsland, Aufenthaltsstatus und Datum 
der Einreise

	� Kenntnisse in deutscher und anderen Sprachen, Al-
phabetisierung, Bedarf nach Sprachmittlung, Anga-
ben zu bereits absolvierten Sprachkursen und/oder, 
ob bereits ein Bedarf ermittelt wurde

	� stadtverwaltungsübergreifende Kenntnisse zu 
bereits eingespannten Behörden, Anwältinnen 
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und Anwälte, Hilfen und ggf. Involviertheit von 
Ehrenamtlichen

	� familiäre Situation, Verpflichtungen (auch im Hei-
matland) und Situation potenzieller Kinder/Beschu-
lungs- und Betreuungsbedarf

	� Auskünfte darüber, ob eine „Familienzusammenfüh-
rung“ bereits stattgefunden hat oder sich in Planung 
befindet

	� Ausbildung (schulisch oder beruflich), Arbeit (Art 
und Umfang) sowie potenzielle Handlungsbedarfe

	� Klärung zur Wohnsituation, Gesundheit und ggf. 
Schwerbehinderung (nötigenfalls mit Befunden) 
sowie zu sozialen Kontakten und persönlichen 
Interessen

	� Klärung der Verbraucherkompetenzen für den deut-
schen Konsumalltag

	� Aktuelle Zielsetzungen der Ratsuchenden

Die Bedarfs- und Situationsanalyse erfährt durch die Er-
arbeitung eines rechtskreis- und einrichtungsübergrei-
fend abgestimmten Kerninstruments voraussichtlich 
eine weitere Optimierung.

Zielvereinbarung

Konkrete Ausführungen zur Zielvereinbarung im Rahmen 
des Case Managements zwischen Case Manager und 
Adressatin oder Adressat lassen sich im Konzept nicht 
ausfindig machen. Das Konzept beschreibt das System 
in Moers, nicht die Umsetzung des Case Managements, 
die jedem seiner Dienste selbst überlassen bleibt. Städ-
tische Mittel werden zur Finanzierung von Case Manage-
ment-Stellen bei den Trägern nicht eingesetzt. Vielmehr 
wird auf die vorhandene Struktur in Moers zurückgegrif-
fen und versucht, in diesem Rahmen eine bestmögliche 
Kooperation zu entwickeln.

Gibt es Monitoring/Evaluation? Welche Kategorien oder 
Kennzahlen werden verwendet?

Das evaluierende Moment bezieht sich weniger auf den 
konkreten Case Management-Prozess als vielmehr auf 
Aspekte von Mindeststandards, Qualitätssicherung und 
gemeinsamer Angebotsentwicklung. Alle Akteurinnen 
und Akteure, welche an der Umsetzung des Konzepts 
beteiligt sind und Führungspositionen bekleiden, sol-
len sich halbjährig im Rahmen eines Qualitätszirkels zur 
„Revision der bisherigen Umsetzung“ treffen. Organi-
siert werden diese Treffen federführend vom Planungs-
bereich Zuwanderung der Stadt Moers. Zu behandelnde 
Themen sollen sein:

	� Monitoring der Umsetzung des Case 
Management-Systems

	� „Analyse beispielhafter Fälle, die Probleme in der 
Netzwerkarbeit aufzeigen,

	� Anzahl und Adressaten der Verweise der Service-
stelle innerhalb des Netzwerkes,

	� Passgenauigkeit der Zuweisungskriterien und Zu-
weisungen ins Case Management,

	� Wirkungsanalyse und ggfs. Nachsteuerung hin-
sichtlich der Funktionsweise des beschriebenen 
Verfahrens zur Klärung und Veränderung der Fall-
verantwortung, der Fallübergaben, Verweise und 
Rückmeldungen im Fallverlauf,

	� Wirkungsanalyse der Ausgestaltung der Beiträge 
der jeweiligen Netzwerkakteure bei der Umsetzung 
des Case Management-Konzeptes.“

	� Koordination bei gemeinsamen Themen wie z.B. 
Passbeschaffung

	� Aufdeckung von Angebotslücken

Es lässt sich abschließend festhalten, dass die bisheri-
gen Ausführungen zum Case Management-System zwi-
schen der Stadt und allen beteiligten Stellen erarbeitet 
wurden und vorrangig der Organisation des Systems in 
der Stadt gelten, nicht der Gestaltung bilateraler Hil-
febeziehungen. Auch wenn das Vorgehen und das Ver-
hältnis untereinander auf der Grundlage eines Case Ma-
nagement-Konzepts ein neuer Ansatz im Bereich der 
Zuwanderung ist, so sind bereits bilaterale (Hilfe-)Be-
ziehungen der beteiligten und zu beteiligenden Partne-
rinnen und Partnern vorhanden. Durch die Herausfor-
derungen der letzten drei, vier Jahre, die überschaubare 
Größe der Kommune und durch die Projektkooperation 
sind die Akteurinnen und Akteure stärker zusammenge-
wachsen. Auf dieser Basis bestehen gute Chancen, dass 
sich die Prozeduren im Hinblick auf die neue Form be-
währen werden. Im Juli 2019 wurde in einem Workshop 
zur Umsetzung von Case Management begonnen, die je-
weiligen Konzepte zu betrachten und zentrale Punkte für 
das Vorgehen, insbesondere die Bedarfs- und Situati-
onsanalyse, abzuleiten.

Der Prozess soll weitergeführt werden. Die kooperativen 
Bemühungen konzentrieren sich stärker auf das kommu-
nale Handeln und koordinative Aspekte. Inwiefern die üb-
rigen beteiligten Organisationen Konsequenzen für ihre 
internen Prozesse ziehen, muss derzeit offenbleiben.

5.3.6.4	Fazit

Unter der zu Beginn von 5.3.6 genannten Einschränkung 
stellen die drei genannten Beispiele interessante Vari-
anten des Handlungskonzepts Case Management unter 
den Gegebenheiten des Felds der Zuwanderung dar.

	� Der Zugang ins Case Management ist an den drei 
Standorten sehr unterschiedlich geregelt. Moers 
hat eine Servicestelle als Anlaufstelle für alle Zuge-
wanderten eingerichtet. Dort wird die Entscheidung 
getroffen, ob ein Übergang in das Case Manage-
ment erfolgt oder nicht – hierzu hat die Stadt Krite-
rien ausgearbeitet. In Köln erfolgt der Zugang über 
Meldungen verschiedener mit Zugewanderten ar-
beitenden Akteurinnen und Akteure (einschließlich 
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Ehrenamt) an die Case Management-Steuerstel-
le bei der Kommune, die dann das weitere Verfah-
ren einleitet. In diesen beiden Fällen existiert eine 
Schnittstelle zwischen dem Erstkontakt und dem 
Case Management, die eine Quelle für Konflikte sein 
kann, wenn es keine eindeutigen, für beide Stellen 
nachvollziehbaren Kriterien für den Übergang gibt. 
Eine entsprechende Qualifizierung des Personals in 
einer Anlaufstelle hinsichtlich der Inhalte von Case 
Management ist absolut sinnvoll, um Reibungsver-
luste zu vermeiden. Dormagen hat den entgegenge-
setzten Weg beschritten. Hier sind die Mitarbeitende 
im Case Management für den Erstkontakt mit allen 
Zugewanderten zuständig, der eventuell auch in 
Form eines Hausbesuchs stattfinden kann. Sie ent-
scheiden dann selbst, wie intensiv die Zusammenar-
beit erfolgen soll, d.h. ob Case Management durch-
geführt wird oder nicht. Diese Vorgehensweise birgt 
das Problem in sich, dass die Entscheidungskrite-
rien im Einzelfall im Dunkeln bleiben – es sei denn, 
es wird ein Reflexions- und Kontrollverfahren (z.B. in 
Form kollegialer Beratung) implementiert.

	� An den drei Standorten ist das Verhältnis des kom-
munalen Case Managements zu analogen Ange-
boten freier Trägerinnen und Träger sehr unter-
schiedlich. Letztere spielen im Konzept der Stadt 
Dormagen keine Rolle, Case Management für Zu-
gewanderte findet ausschließlich im kommunalen 
Kontext statt. Komplett anders stellt sich die Situ-
ation in Köln dar. Dort haben die Verbände der frei-
en Wohlfahrtspflege traditionell eine „große Rolle“ 
inne. Die Stadt hat sich deshalb dafür entschieden, 
das gesamte operative Geschäft den Verbänden zu 
überlassen und hierzu kein eigenes Personal ein-
zusetzen. Allerdings bleibt die strategische Steue-
rung bei der Kommune. Die jeweiligen Zuständigkei-
ten und Schnittstellen werden über entsprechende 
Vereinbarungen geregelt. Moers beschreitet hier ei-
nen Mittelweg: Analog zu Köln sind zunächst die Ver-
bände am Zug; ist deren Case Management-Angebot 
jedoch ausgelastet, tritt das kommunale Case Ma-
nagement als „Deckungsreserve“ ein. Beide Lösun-
gen, das Kölner wie das Moerser Konzept, erfordern 
klare Absprachen und eine flexible Steuerungsein-
heit bei der Kommune.

	� Dormagen hat die Variante eines durchgängigen 
kommunalen Case Managements gewählt, das al-
len Zugewanderten angeboten wird und sie ggf. über 
den Rechtskreiswechsel in das SGB II hinaus beglei-
tet. Diese Variante setzt eine Absprache mit dem 
Jobcenter voraus, das beim Kreis angesiedelt ist. 
Denn gesetzlich ist das Fallmanagement nach §  14 
SGB II zuständig; allerdings können Aufgaben – ggf. 
im Kontext des § 16a SGB II – an die kreisangehöri-
ge Stadt übertragen werden. Köln und Moers setzen 
ebenfalls auf – noch zu treffende – Absprachen mit 

dem Jobcenter, damit das einmal begonnene Case 
Management ggf. auch über den Rechtskreiswech-
sel hinaus weitergeführt werden kann – z.B. im Rah-
men des § 16a SGB II.

5.4	� Gelingensbedingungen für 
Produktionsnetzwerke im Rahmen 
von „Einwanderung gestalten NRW“

In diesem Abschnitt werden Gelingensbedingungen für 
den Aufbau und die Stabilisierung von Produktionsnetz-
werken im Rahmen des Projekts „Einwanderung gestal-
ten“ identifiziert. Hierfür wird zunächst die Ausgangs-
lage zu Projektbeginn rekapituliert (5.4.1), aus der sich 
die Ziele des Projekts ergeben (5.4.2). Diese bilden den 
Maßstab für den Erfolg der Einzelprojekte; mögliche Ein-
flussfaktoren auf den Projekterfolg werden dann unter 
5.4.3 vorgestellt.

5.4.1	 �Die Ausgangslage: Integration als Teilhabe

Das Projekt steht in engem Zusammenhang zu den Pro-
blemstellungen, die mit der „Integration“ von Zugewan-
derten auf kommunaler Ebene zusammenhängen.89 
Deshalb ergibt sich über die Auslegung des Begriffs „In-
tegration“ die Formulierung von Zielen und konkreten 
Anforderungen. Wir folgen der Definition von Integrati-
on durch den Sachverständigenrat deutscher Stiftungen 
für Integration und Migration als „chancengleiche Teil-
habe an den zentralen Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens“ (Forschungsbereich beim Sachverständigenrat 
deutscher Stiftungen für Integration und Migration 2017: 
S.  11). Hieraus resultiert die Notwendigkeit einer mög-
lichst raschen Einbindung der Zugewanderten in die Re-
gelstrukturen der Leistungen, die auf kommunaler Ebe-
ne erbracht werden.

Dies sieht auch Uwe Berlit, ehemaliger Richter am Bun-
desverwaltungsgericht, so: „Integration als Herstellung 
von sozialer, gesellschaftlicher und politischer Einheit 
aus Vielfalt ist aber nicht auf die Bewältigung von Migra-
tionsprozessen zu beschränken und fordert selbst in sei-
ner thematischen Verengung neben den Migrantinnen 
und Migranten zudem auch die Aufnahmegesellschaft, 
die durch Integrationsprozesse verändert wird. Ich folge 
dem Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Inte-
gration und Migration (SVR) und verstehe hier Integra-
tion als möglichst chancengleiche Teilhabe aller Perso-
nen an den zentralen Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens, u.a. Teilhabe an Bildung, Ausbildung, Arbeit und 
den Schutz- und Fürsorgesystemen des Rechts- und 
Wohlfahrtsstaates sowie soziale und politische Partizi-
pation.“ (Berlit 2018a: S. 231)

89	 Dies gilt wohl unabhängig von der Unschärfe des Begriffs 
Integration.
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„Teilhabe“ in diesem Sinne bedeutet zweierlei: Die chan-
cengleiche Teilhabe an gesellschaftlichen Feldern (Teil-
habe erster Ordnung) und die Teilhabe an den Hilfen, 
die die Gesellschaft bereitstellt, um diese Teilhabe zu si-
chern (Teilhabe zweiter Ordnung). Letztere müsste be-
inhalten, dass einerseits für alle Gesellschaftsmitglieder 
Teilhabechancen eröffnet und andererseits für diejeni-
gen Teilhabekompetenzen gestärkt werden, die diese 
Chancen nicht ohne Unterstützung wahrnehmen kön-
nen. Allerdings spaltet sich das Feld sozialer Hilfe zur 
Sicherung von Teilhabe in Teilfelder mit je spezifischen 
Akteurinnen und Akteuren und Beziehungen, Rechts-
grundlagen und Verwaltungsstrukturen, die zwar viel-
fältige Überlappungen und Schnittstellen aufweisen, 
häufig aber zu unkoordiniert arbeiten (u.a. Jugendhilfe, 
Sozialhilfe, Grundsicherung für Arbeitsuchende).

Die Aufgabenstellung, die sich zur Realisierung der Zie-
le von „Einwanderung gestalten“ ergibt, beinhaltet so-
mit, diese Spaltungen und „Versäulungen“ zu überwin-
den und Strukturen zu verändern bzw. neu zu schaffen, 
um Teilhabe zu sichern. Dies gilt nicht nur für Zugewan-
derte; deshalb sollten „Sondersysteme“ möglichst ver-
mieden werden, was auch Berlit betont: „Integration als 
Querschnittsaufgabe, die (nahezu) alle Verwaltungsbe-
reiche erfasst, ist auch einer der zentralen Gründe gegen 
eine spezialisierte, konzentrierte ‚Integrationsverwal-
tung‘ mit umfassender, auch operativer Zuständigkeit. 
Dies führte zu vermeidbaren Reibungsverlusten. Effekti-
ver sind die kulturelle Öffnung aller Bereiche der Verwal-
tung und die konzeptionelle und personelle Vernetzung 
der in den jeweiligen Fachverwaltungen tätigen ‚Integ-
rationsfachleute‘, welche die spezialisierte Fachkompe-
tenz mit übergreifenden Integrationsanforderungen ver-
bindet.“ (Berlit 2018b: S. 289)

5.4.2	 �Ziele und Erfolgskriterien

Im Förderaufruf des Landes Nordrhein-Westfalen zum 
Modellprojekt „Einwanderung gestalten“ wurden dessen 
Ziele benannt, die die Ausgangslage aufgreifen:

„(…) Durch das Modellprojekt soll ein Organisationsent-
wicklungsprozess in den Kommunen angestoßen wer-
den, der die strategische Zusammenarbeit bei der Wahr-
nehmung von Aufgaben fördert, die im Kontext der 
Integration von Zugewanderten entstehen. Es sollen Un-
terstützungssysteme auf der Grundlage vorhandener lo-
kaler Strukturen und Akteure konzipiert, vernetzt und 
umgesetzt werden.“

Hieraus lassen sich zwei Erfolgskriterien für das Ge-
samtprojekt ableiten, die je nach lokaler Konstellation 
einmal mehr, einmal weniger erreicht werden:

1.	 Strukturen für einen Organisationsentwicklungspro-
zess sind geschaffen, der die strategische Zusam-
menarbeit aller Akteurinnen und Akteure fördert, die 

mit der Integration von Zugewanderten zu tun haben 
(Strukturebene).

2.	 Auf der lokalen Ebene sind vernetzte Unterstüt-
zungssysteme für die Zugewanderten geschaffen 
(Einzelfallebene).

5.4.3	 �Die Gelingensbedingungen

Im Folgenden sollen auf der Grundlage einer vergleichen-
den qualitativen Betrachtung die Faktoren benannt wer-
den, die die Erreichung der beiden genannten Ziele be-
sonders fördern. Die vergleichende Betrachtung basiert 
auf der Dokumentation der Entwicklungen an den zwölf 
Projektstandorten in Form von Protokollen der Projekt-
gremien, Zwischenberichten an das Regierungspräsidi-
um, Konzepten und PowerPoint-Präsentationen.90

Die zentralen Gelingensbedingungen sind:

Einbindung aller relevanten kommunalen Akteurin-
nen und Akteure. Um das Ziel der Einbindung in Re-
gelstrukturen realisieren zu können, müssen alle für die 
Realisierung von Teilhabe relevanten kommunalen Ak-
teurinnen und Akteure am Produktionsnetzwerk (vgl. 
Reis et al. 2011, Reis et al. 2016) beteiligt werden und da-
rin aktiv mitarbeiten. Das bedeutet, dass das Netzwerk 
zwangsläufig „rechtskreisübergreifend“ konstituiert 
werden muss, also neben Ausländerbehörde und Sozi-
alamt je nach konkretem Zuschnitt des Vorhabens auch 
Jobcenter, Jugendamt, Wohnungsamt etc. mitarbeiten. 
Bei „Einwanderung gestalten“ zeigte sich deutlich, dass 
eine breite Einbindung unterschiedlicher Behörden ein 
zentraler Erfolgsfaktor war  – erst die aktive Mitarbeit 
schaffte die Bereitschaft zur „Öffnung“ von Strukturen 
und Prozessen.

Einbeziehung der zentralen Akteurinnen und Akteu-
re und Akteursgruppen außerhalb der Verwaltung. 
Im Feld der Zuwanderung operieren nicht nur kommu-
nale Akteurinnen und Akteure, sondern z.B. auch Ver-
bände der freien Wohlfahrtspflege, ehrenamtlich Tätige, 
Migrantinnen und Migranten und Migrantenselbstorga-
nisationen, Bildungsträger, Vertreterinnen und Vertre-
ter der Wirtschaft und Betriebe. Sie sind wichtige Netz-
werkpartnerinnen und -partner, da sie einerseits selbst 
(Dienst-)Leistungen erbringen (z. . Beratung und Beglei-
tung), andererseits aber auch die Netzwerkaktivitäten in 
der Stadtgesellschaft verankern. Wenngleich die Zusam-
menarbeit nicht immer konfliktfrei verlief und manchmal 
Skepsis bei den kommunalen Akteurinnen und Akteu-
ren zu erkennen war, gelang die Zielerreichung an den 
Projektstandorten, an denen ein breites Spektrum ext-
ra-kommunaler Akteurinnen und Akteure am Netzwerk 
beteiligt war, am besten.

90	 Diese Betrachtung ersetzt nicht die Evaluation des Projekts durch 
Kienbaum/IMAP, die auf einer anderen Datengrundlage aufbaut 
(Interviews, Gruppendiskussionen), und hat zudem vorläufigen Cha-
rakter (Stand 30.6.2019, also sechs Monate vor Projektende).
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Eigenständige Projektorganisation. Die meisten Kom-
munen entschlossen sich, für die Durchführung des Pro-
jekts eine eigene Projektorganisation aufzubauen. Ei-
nige wenige verzichteten darauf, da es bereits zentrale 
Gremien zum Thema „Migration“ bzw. „Integration“ 
gab, die sich dann zusätzlich mit „Einwanderung gestal-
ten“ beschäftigten. Im Projektverlauf zeigte sich jedoch, 
dass projektspezifische Lenkungsgruppen als Entschei-
dungsorgane flexibler und auf das Projekt hin fokussier-
ter waren. Die Standorte mit dem höchsten Grad an Zie-
lerreichung hatten alle eine eigene Projektorganisation, 
welche Lenkungs- und Projektgruppen mit der Beteili-
gung von Mitarbeitenden auf unterschiedlichen Hierar-
chieebenen umfasste. Wichtig ist bei derartigen Projek-
ten grundsätzlich, dass die Projektarbeit darin mündet, 
neue oder veränderte Strukturen und Prozesse nachhal-
tig in das Regelgeschehen zu implementieren.

Ansiedlung des Projekts auf hoher Hierarchieebene. 
Da das Projekt darauf abzielt, dass Strukturen und Pro-
zesse innerhalb und zwischen bestehenden Organisa-
tionen verändert werden, sind von Anfang an  – zumin-
dest aber zum Projektende – entsprechende politische 
und administrative Entscheidungen zu treffen. Dies ge-
lingt nur bei klaren Entscheidungsstrukturen in der Pro-
jektorganisation (s.u.) und einer entsprechenden Unter-
stützung durch wichtige, d.h. mächtige, „Entscheider“ 
in Politik und Verwaltung. Die Unterstützung wird do-
kumentiert durch eine entsprechende Anbindung des 
Projekts auf einer hohen Hierarchieebene. Der Zusam-
menhang zwischen Anbindung und Projekterfolg war 
augenfällig.

Klare Entscheidungsstrukturen und Rollenverteilun-
gen in der Projektorganisation. In allen Projekten wa-
ren sowohl Leitungskräfte als auch operativ Tätige in 
verschiedenen Konstellationen (Lenkungsgruppe, Pro-
jektgruppen) tätig. Als sehr wichtig erwies sich, dass die 
damit verbundenen Rollen bereits zu Projektbeginn ge-
klärt und entsprechend Entscheidungsstrukturen sowie 
-wege definiert waren. Dies erleichterte die Kommunika-
tion nach innen sowie die Transparenz und Legitimation 
nach außen.

Verbindlichkeit der Beschlüsse. Klare Entscheidungs-
strukturen befördern auch die Verbindlichkeit der Be-
schlüsse  – dieser Zusammenhang konnte eindeutig 
belegt werden; und dass die Verbindlichkeit ein wesent-
licher Faktor für den Erfolg der Netzwerke war, ist so fol-
gerichtig wie evident.

Kompetenzen der Koordinierenden. Die Projektkoor-
dinierenden waren die tragende Säule der lokalen Pro-
jektorganisation. Wie die Rückschau zeigt, war ihre 
Kompetenz im doppelten Sinne (Können wie administ-
rative Macht) entscheidend für den Projekterfolg. Die 
Koordinierenden mussten in der Lage sein, Projektma-
nagement zu konzipieren und zu realisieren, Netzwerke 

moderieren, für Monitoring sorgen und in Krisensitua-
tionen agieren  – hierzu benötigten sie entsprechende 
Qualifikationen (die u.a. im Rahmen des Projekts in einer 
Weiterbildungsreihe vermittelt wurden) und auch – pro-
jektinterne – Entscheidungskompetenzen. Als sehr wich-
tig erwies sich die Besetzung der Koordinierendenstel-
len mit erfahrenen Mitarbeitende aus der Verwaltung.

Netzwerkaufbau über „Fälle“. Die Konstitution von 
Netzwerken wird durch die Schaffung eines gemeinsa-
men, möglichst konkreten Problemverständnisses er-
leichtert. Hierzu hat sich die gemeinsame Diskussion 
von konkreten Fällen als besonders geeignet erwiesen. 
Über die Darstellung und Diskussion unterschiedlicher 
Perspektiven auf einen „Fall“ konnte sich ein gemein-
sames Fallverständnis als Basis der weiteren Arbeit im 
Netzwerk entwickeln. Fast alle Einzelprojekte griffen (in 
unterschiedlicher Weise) auf Fallbezug zurück.

Einbeziehung der Nutzerinnen und Nutzerperspek-
tive. Im Laufe der Arbeit entwickelten einige Standorte 
Ansätze, um die Betroffenen, d.h. Zugewanderte als po-
tenzielle Nutzerinnen und Nutzer von Leistungsangebo-
ten, über den Fallbezug (s.o.) hinaus explizit in den Pro-
zess einzubeziehen (z.B. Workshops, Begleitgruppen). 
Auf diese Weise konnten die im Zuge der Netzwerkarbeit 
entwickelten Angebote zu den konkreten Bedarfslagen 
der potenziellen Nutzerinnen und Nutzer rückgekoppelt 
werden.

Verknüpfung zwischen Einzelfall- und Strukturebe-
ne. Im Zuge der Entwicklung der Einzelprojekte griffen 
mehrere Projektstandorte das Konzept des Case Ma-
nagements auf und etablierten ein entsprechendes Leis-
tungsangebot. Auf diese Weise konnten die Fortschritte 
in der Kooperation auf der Strukturebene für die Arbeit 
mit den Betroffenen im Einzelfall genutzt werden. So 
wurde die Netzwerkarbeit „geerdet“, umgekehrt konn-
ten Erkenntnisse aus der Einzelfallarbeit für die Arbeit 
der Netzwerke genutzt werden, was sozialplanerische 
Aktivitäten tendenziell stützt.

Entwicklung eines träger- und rechtskreisübergrei-
fenden Case Management-Konzepts. Case Manage-
ment im Feld der Zuwanderung ist zwangsläufig rechts-
kreisübergreifend (s.o.). Gleichzeitig gibt es auf der 
lokalen Ebene eine Reihe von Akteurinnen und Akteu-
ren, die ebenfalls nach dem Handlungskonzept Case Ma-
nagement arbeiten (z.B. Jugendmigrationsdienste, Job-
center). Um hier Reibungsverluste durch Konkurrenz 
zu vermeiden, ist es notwendig, ein trägerübergreifen-
des Konzept zu entwickeln, das die jeweiligen Rollen und 
Steuerungsfunktionen klärt. Bestandteil des Konzepts 
ist ein Monitoring, das die Grundlage für die Weiterent-
wicklung des trägerübergreifenden Angebots bildet.

Dokumentation des Gesamtprozesses. Nicht nur Case 
Management-Prozesse müssen dokumentiert werden, 
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sondern grundsätzlich der Gesamtprozess, d.h. auch die 
Netzwerkaktivitäten. Dies erleichtert die Kontinuität, da 
die Geschichte des Netzwerks verfügbar bleibt, und si-
chert die Transparenz nach außen. Gerade die erfolg-
reichsten Einzelprojekte stützten sich auf eine zeitnahe 
und komplexe Dokumentation.

Hohe Transparenz gegenüber Politik, Verwaltung und 
Stadtgesellschaft. Transparenz ist wichtig, um die Ak-
zeptanz der Projektarbeit auf breiter Basis herzustellen 
und darüber hinaus die Verbindlichkeit von Ergebnissen 
abzusichern.

Systematische Reflexion der Entwicklungen. Ein so 
komplexer Prozess, wie er durch „Einwanderung gestal-
ten“ angestoßen wurde, bedarf einer systematischen 
Reflexion durch alle Beteiligten. Im Projekt wurden Ge-
legenheiten für eine solche Reflexion geschaffen, u.a. 
durch die Etablierung externer Beratung, die durch die 
wissenschaftliche Begleitung sichergestellt wurde. In 
der Rückschau zeigt sich die hohe Bedeutung des Bera-
tungsangebots für den Projekterfolg.

Flankierung auf Landesebene. Das Land stellte mit 
der wissenschaftlichen Begleitung und ihren Angeboten 
eine wesentliche Gelingensbedingung, da diese sowohl 
für die Weiterbildung der Koordinierenden (s.o.) als auch 
die Beratenden als Garanten für eine systematische Re-
flexion (s.o.) verantwortlich war. Gleichzeitig bildeten be-
gleitende Workshops und Arbeitsgruppen sowie ein Wei-
terbildungsprogramm für Case Manager, die vom Land 
initiiert und finanziert wurden, einen wichtigen Rahmen 
für das Gesamtprojekt und auch die Einzelprojekte an 
den Standorten.

5.5	� Erste Umsetzungsschritte: 
die Landesinitiative „Gemeinsam 
klappt‘s“ und das Programm 
„Durchstarten in Ausbildung 
und Arbeit“

5.5.1	 �Konzept und Struktur der Landesinitiative	
„Gemeinsam klappt‘s“

Im Herbst 2018 wurde vom Ministerium für Kinder, Fa-
milie, Flüchtlinge und Integration die Initiative „Gemein-
sam klappt‘s“ ins Leben gerufen. Sie soll für die Ziel-
gruppe der jungen volljährigen Geflüchteten von 18 bis 
27 Jahren verbindliche Integrationsangebote schaffen – 
unabhängig von aufenthaltsrechtlichem Status und 
Bleibeperspektive. In den Blick genommen sind insbe-
sondere Maßnahmen der Schule, Weiterbildung, der be-
ruflichen Bildung und Qualifizierung sowie der Jugend-
hilfe und ehrenamtliche Begleitung. Eine ergebnisoffene 
Perspektivberatung und eine individuelle Begleitung sol-
len dabei helfen, die Fachoberschulreife bzw. einen Be-
rufsabschluss zu erlangen. Gleichzeitig sollen durch die 

Zusammenarbeit Strukturen und Prozesse der Integrati-
onsarbeit vor Ort optimiert werden.

Zur Umsetzung auf lokaler Ebene wurden seit Beginn 
des Jahres 2019 Bündnisse für eine rechtskreisüber-
greifende Zusammenarbeit gebildet. Eine kommunale 
„geschäftsführende Stelle“ (angesiedelt bei einem Mit-
glied des Verwaltungsvorstands) stellt die Mitglieder der 
„Bündniskerngruppe“ zusammen und koordiniert das 
Bündnis.

Die Überlegungen zur Umsetzung von „Gemeinsam 
klappt‘s“ lehnten sich an Konzept und Vorgehenswei-
se im Modellprojekt „Einwanderung gestalten“ an und 
brachten damit die hierin zu diesem Zeitpunkt vorliegen-
den Erkenntnisse in die Fläche.

Analog zu „Einwanderung gestalten“ orientierte sich die 
Arbeit der Bündnisse an den folgenden Bausteinen und 
Schrittfolgen:

1.	 Schaffung eines lokalen Bündnisses

Die lokalen Bündnisse, die über das jeweilige Vorgehen 
entscheiden, setzen sich aus den für das Themenfeld 
zentralen Akteurinnen und Akteuren (u.a. Jobcenter, 
Agentur für Arbeit, Ausländerbehörde, Flüchtlingsbera-
tungen, Schulaufsicht, Sozial- und Jugendamt) zusam-
men, legen die Umsetzung der Arbeitsschritte in der 
Kommune fest und beschließen ggf. die Bildung weite-
rer thematischer (Unter-)Arbeitsgruppen. Ebenso wer-
den im Bündnis die Rollen der beteiligten Akteurinnen 
und Akteure sowie (gemeinsame) Handlungsmöglich-
keiten bzw. -grenzen geklärt. Von Anfang an sind ins-
besondere die Sichtweise und Belange der Zielgruppe 
einzubeziehen.

2.	 Verbesserung der Datenlage

Eine Zusammenführung der Datenbestände (Größen-
ordnung und aufenthaltsrechtlicher Status der Zielgrup-
pe) ermöglicht eine Wissensbasis, von der aus gezielt 
Maßnahmen entwickelt werden können. Weiterhin wer-
den für die Datenerhebung und

-analyse übergreifend interkommunal vergleichbare 
Standards entwickelt. Gleichzeitig ist zu klären, wie ein 
möglichst reibungsloser Datenfluss zwischen den Ak-
teurinnen und Akteuren gewährleistet werden kann, um 
Verzögerungen und Fehlentscheidungen auf Basis unzu-
reichender Daten zu verhindern.

3.	 Analyse der Bedarfe

Um Integrationsprozesse gezielt zu gestalten, werden 
die Bedarfe der Zielgruppe ermittelt. Dies umfasst Be-
darfe bezüglich des Ausbildungs- bzw. Berufsbildungs-
stands, der Sprachförderung, aber auch Bedarfe im 
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Bereich Gesundheit, Wohnen, soziale Teilhabe und Frei-
zeitgestaltung. Hinzu kommt ggf. ein individueller Bera-
tungsbedarf vorzugsweise in Form des Handlungskon-
zepts Case Management (Teilhabemanagement, s.u.). 
Wünschenswert ist es, die Zielgruppe an dem Prozess 
der Bedarfsanalyse direkt zu beteiligen, zumindest aber 
einen Erfahrungsaustausch mit haupt- und ehrenamtli-
chen beratenden sowie begleitenden Unterstützerinnen 
und Unterstützern zu gewährleisten. Es geht ausdrück-
lich nicht darum, die Bedarfsanalyse ausschließlich 
aus der Trägerperspektive vorzunehmen. Eine Zusam-
menfassung der festgestellten individuellen Bedarfs-
lagen soll die Entwicklung übergreifender zielgruppen-
bezogener Förderketten ermöglichen. Ebenso sollen 
Unternehmen miteinbezogen werden, sowohl als po-
tenzielle Arbeitgeber (basis- und ressourcenorientierte 
Unterstützung) als auch in Bezug auf Informationen zu 
Integrationsfragen.

4.	 Analyse der Angebote

Es soll Transparenz über bestehende Strukturen, Ver-
antwortlichkeiten und Angebote hergestellt werden. Die 
Analyse umfasst alle Angebote  – auch nicht zielgrup-
penspezifische. Sie ist zudem qualitativ auszurichten, 
um auch konzeptionelle Restriktionen zu erkennen und 
somit die Voraussetzung herzustellen, das Regelsystem 
zu öffnen, aufrechtzuerhalten und weiterzuentwickeln. 
Die Analyse zielt auf eine Optimierung von Angeboten 
und Strukturen.

5.	 Planung zielführender Maßnahmen

Auf Basis der Angebotsanalyse erfolgt eine koordinierte 
Planung hochwertiger Angebote und Maßnahmen. Dabei 
werden Angebotslücken geschlossen sowie die individu-
elle Wirksamkeit einzelner Maßnahmen überprüft, um 
diese ggf. weiterzuentwickeln und „Maßnahme-Karrie-
ren“ zu erkennen sowie zu vermeiden. Die Analyse prüft 
ebenso, ob die Strukturen in der Lage sind, Geflüchtete 
tatsächlich in den Übergängen zu unterstützen – zum ei-
nen, um individuell zugeschnittene und passende Maß-
nahmen zu gewährleisten und zum anderen, um für je-
den Übergang eine individuelle Anschlussperspektive zu 
ermöglichen.

6.	 Dokumentation und Evaluation

Es ist notwendig, alle Maßnahmen und Prozesse auf ihre 
Wirksamkeit in Bezug auf die Verbesserung der Integ-
rationschancen der jungen volljährigen Geflüchteten zu 
evaluieren und entsprechend darzustellen. Die Evaluati-
on soll prozessbegleitend angelegt sein und auf einer re-
gelmäßigen Rückkopplung zwischen Wissenschaft und 
Praxis basieren. So sollen die lokalen Prozesse unter-
stützt und weiterentwickelt sowie die Beteiligten ange-
regt werden, ihr Handeln immer wieder zu überprüfen. 

Die Initiative „Gemeinsam klappt’s“ wird durch das IAQ 
wissenschaftlich evaluiert.

Analog zu „Einwanderung gestalten“ wurde ein Begleit-
system etabliert, das die Kommunen bei der Entwick-
lung und dem Aufbau eines koordinierten Unterstüt-
zungssystems beraten soll (Prozessbegleitung). Da 
die Aufgabenstellung – wie schon der Aufbau der loka-
len Bündnisse  – ähnlich gelagert ist wie im Modellpro-
jekt „Einwanderung gestalten“ (wenn auch mit knappe-
rem Zeitbudget), übernahm das Institut für Stadt- und 
Regionalentwicklung die Koordinierung der Prozessbe-
gleitung (vgl. „Rolle und Aufgaben der Koordination und 
Steuerung der Prozessbegleitung“). Insgesamt wurden 
im Jahr 2019 30 Prozessbegleiterinnen und Prozessbe-
gleiter eingesetzt, die in 54 Kommunen91 tätig waren.

Rolle und Aufgaben der Prozessbegleitung
Die Prozessbegleitung berät und begleitet die Kommu-
nen bei der Umsetzung von „Gemeinsam klappt‘s“ in al-
len Phasen des Gesamtprozesses. Hierfür steht von Ap-
ril bis Dezember 2019 ein Kontingent von fünf vollen 
Tagen Begleitung vor Ort zur Verfügung.

Übergreifend wurden die Prozessbegleiterinnen und 
Prozessbegleiter 2019 an jeweils einem Tag für diese 
Aufgabenstellung qualifiziert, zudem fand an drei Tagen 
ein Erfahrungsaustausch der Prozessbegleiterinnen und 
Prozessbegleiter statt.

Für die Prozessbegleiterinnen und Prozessbegleiter be-
steht folgendes Anforderungsprofil:

	� Erfahrung in Begleitung von Prozessentwicklung
	� Kenntnisse von Netzwerkstrukturen
	� Kenntnis kommunaler Strukturen
	� interkulturelle Kompetenz und Kenntnis der Situati-

on junger geflüchteter Menschen

Die Gestaltung der Beratungstage vor Ort wurde und 
wird mit der geschäftsführenden Stelle direkt verein-
bart und richtet sich nach den Bedarfen der beteiligten 
Kommunen. Dabei sollen für den Verlauf die geplanten, 
o.g. Bausteine berücksichtigt werden, weiterhin nimmt 
die Prozessbegleitung sowohl die entwickelten Beteili-
gungsstrukturen, die vereinbarten Arbeitsprozesse als 
auch die Ergebnisse in den Blick.

Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, dass die Prozess-
begleiterinnen und Prozessbegleiter

	� die geschäftsführenden Stellen bei der Entwick-
lung und Umsetzung des Programms beraten, 

91	 Die Zahl der Standorte hat sich im Verlauf auf 50 reduziert, so bei 
kreisangehörigen Kommunen aufgrund der Zuordnung zu den Akti-
vitäten des ebenfalls beteiligten Kreises und bei großen kreisfreien 
Städten aufgrund der Einschätzung, das Programm ohne Beglei-
tung umsetzen zu können.
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diese aber selbstständig agieren (z.B. Moderation 
von Sitzungen);

	� „vor Ort“ tätig werden, d.h. in den Umsetzungspro-
zess aktiv miteinbezogen werden (z.B. Moderation 
von Sitzungen).

Beides kann auch kombiniert werden. Welche Varian-
te gewählt wird, entscheiden die Prozessbegleiterinnen 
und Prozessbegleiter in Absprache mit der geschäfts-
führenden Stelle.

Im Rahmen der Prozessbegleitung sollen u.a. Hürden 
und Restriktionen in der Umsetzung der Initiative und 
des Programms „Durchstarten in Ausbildung und Ar-
beit“ thematisiert werden. Die Beratungstage werden in 
Form von Kurzprotokollen dokumentiert.

Rolle und Aufgaben der Koordination und Steuerung 
der Prozessbegleitung
Die Prozessbegleitung wird vom Institut für Stadt- und 
Regionalentwicklung koordiniert und gesteuert.

Die Koordinationsfunktion besteht darin,

	� Standorte und Prozessbegleiterinnen und Prozess-
begleiter zu „matchen“,

	� Verträge mit den Prozessbegleiterinnen und Pro-
zessbegleiter abzuschließen,

	� die Honorare und Reisekosten auszuzahlen,
	� Anlaufstation für „vor Ort“ auftretende Probleme zu 

sein und
	� die Weiterbildung sowie die drei Reflexionssitzungen 

zu organisieren und durchzuführen.

Die Steuerungsfunktion besteht darin,

	� ein inhaltliches Konzept zu entwickeln und allen Pro-
zessbegleiterinnen und Prozessbegleiter zur Verfü-
gung zu stellen,

	� den Überblick über die Entwicklung an den Standor-
ten zu gewinnen und ggf. bei auftretenden Proble-
men zu intervenieren sowie

	� die Entwicklung an den Standorten inhaltlich auszu-
werten und die Ergebnisse den Prozessbegleiterin-
nen und Prozessbegleiter zeitnah zur Verfügung zu 
stellen.

Eine weitere Funktion besteht darin, den Kontakt zum 
Auftraggeber kontinuierlich zu halten (im Rahmen vorab 
zu definierender Abstimmungsformate) und für gegen-
seitigen Informationsfluss zu sorgen.

5.5.2	 �Das Programm „Durchstarten	
in Ausbildung und Arbeit“

Parallel zur Landesinitiative „Gemeinsam klappt‘s“ leg-
ten die Ministerien für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
sowie für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration 
im Frühjahr 2019 das Programm „Durchstarten in Aus-
bildung und Arbeit“ auf. Einer der Bausteine des Pro-
gramms, das „Teilhabemanagement“, hat einen direk-
ten Bezug zur Konzeption von „Gemeinsam klappt‘s“. 
Die dort aufgebauten Netzwerkstrukturen sollen die Ba-
sis für eine effektive Unterstützungsarbeit im Einzelfall 
bilden. Umgekehrt soll das Teilhabemanagement über 
die auf Einzelfälle bezogene Arbeit Erkenntnisse und In-
formationen über die Zielgruppe und deren Bedarfsla-
gen gewinnen, die eine Planungsgrundlage für den Aus-
bau des Unterstützungssystems auf Bündnisebene 
darstellen.

Die Teilhabemanager befassen sich primär mit der Ziel-
gruppe der Geduldeten und sekundär mit den Gestat-
teten. Sie haben die Aufgabe, im Rahmen ihrer Tätig-
keit Transparenz auf der kommunalen Ebene vorrangig 
über die Bedarfe der genannten Zielgruppe herzustellen, 
diese zu unterstützen und Wege der persönlichen Qua-
lifizierung, Ausbildung und Beschäftigung  – auch über 
Zwischenschritte zur Stabilisierung der persönlichen Le-
benssituation – aufzuzeigen. Mit dem Konzept zum För-
derbaustein des Teilhabemanagements werden der Ziel-
gruppe (neue) Perspektiven für Chancen auf Teilhabe 
eröffnet, die ihr ansonsten wegen fehlender rechtlicher 
Ansprüche auf soziale Dienstleistungen weitgehend ver-
wehrt bleiben. Damit soll die bestehende bundesgesetz-
liche Lücke für ein rechtskreisübergreifendes Case Ma-
nagement zumindest praktisch geschlossen werden.

Kommunales Teilhabemanagement definiert und ope-
rationalisiert in den jeweiligen Einzelfällen die Schnitt-
stellen zu anderen betroffenen Rechtskreisen wie dem 
Recht der Arbeitsförderung nach dem SGB  III, der Kin-
der- und Jugendhilfe nach dem

SGB  VIII, den bundesgeförderten Jugendmigrations-
diensten (JMD) und der Migrationsberatung für erwach-
sene Zuwanderer (MBE) entsprechend § 45 Satz 1 Auf-
enthaltsgesetz (AufenthG) mit einem eigenen Case 
Management. Zielsetzung ist es dabei, für den jeweiligen 
jungen Erwachsenen Wege in Qualifizierung, Ausbildung 
und Beschäftigung aufzuzeigen und im Rahmen von In-
tegrationsketten – auch über Zwischenschritte zur Sta-
bilisierung der persönlichen Lebenssituation  – rechts-
kreisübergreifend zu verwirklichen.

Das konkrete Aufgabenprofil der Teilhabemanager sieht 
folgendermaßen aus:

	� qualitative und quantitative Erfassung der Zielgruppe
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	� Bedarfs- und Angebotsanalyse für die Zielgruppe im 
Hinblick auf Integration in Qualifizierung, Ausbildung 
und Beschäftigung

	� Erfassung und Dokumentierung aller Maßnahmen, 
die in

	� „Gemeinsam klappt‘s“, aber auch in anderen Förder-
linien für die Zielgruppe zur Verfügung stehen

	� klassisches Case Management auf der Grundla-
ge der Empfehlungen zum Handlungskonzept Case 
Management des Instituts für Stadt- und Regional-
entwicklung der Frankfurt University for Applied 
Sciences

	� aufsuchende Sozialarbeit bei Personen, die von ei-
ner „Komm-Struktur“ nicht angesprochen werden

Teilhabemanagement stellt somit eine feldspezifische 
Variante des Handlungskonzepts „Case Management“ 
dar (vgl. für nähere Ausführungen 5.3).

Die geschäftsführenden Stellen koordinieren den Ge-
samteinsatz der Teilhabemanager, die wiederum alle 
relevanten Erkenntnisse und Ergebnisse dorthin über-
mitteln. Sofern die Teilhabemanager bei verschiedenen 
Anstellungsträgern beschäftigt sind, sind sie zur Koope-
ration entsprechend der Vorgaben der geschäftsführen-
den Stelle verpflichtet.
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6.1	� Das Wichtigste der Evaluation 
in Kürze

Das Landesprogramm „Einwanderung gestalten NRW“

Das Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und In-
tegration des Landes Nordrhein-Westfalen verfolgt mit 
dem Landesprogramm „Einwanderung gestalten NRW“ 
das Ziel, die rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit 
zwischen Akteurinnen und Akteuren der kommunalen 
Integration von allen Zugewanderten zu fördern.

Zukunftsweisend ermöglicht das Landesprogramm 
zwölf ausgewählten Modellkommunen in Nord-
rhein-Westfahlen, in explorativen und experimentellen 
Vorhaben ihre jeweiligen bestehenden Strategien, Struk-
turen und Prozesse der Integrationsarbeit dahingehend 
weiterzuentwickeln, dass die gesellschaftliche Teilhabe 
von Zugewanderten von allen beteiligten Akteurinnen 
und Akteuren zielführend ermöglicht werden kann. Die 
Modellkommunen sind:

	� Stadt Bielefeld
	� Stadt Dormagen
	� Stadt Dortmund
	� Stadt Hamm
	� Stadt Köln
	� Kreis Lippe/Stadt Detmold
	� Stadt Moers
	� Stadt Mülheim an der Ruhr
	� Stadt Münster
	� Stadt Rheine
	� Rheinisch-Bergischer Kreis
	� Stadt Wuppertal

Die Standorte haben mit Bezug auf Gebietskörperschaft, 
Einwohnerzahl, Ausländeranteil sowie Wachstumsra-
te stark heterogene Profile. Das Programm baut auf der 
Tatsache auf, dass in Nordrhein-Westfalen bereits vie-
le kommunale Integrationsstrategien ausgearbeitet so-
wie erste Ansätze eines umfassenden Integrationsma-
nagements umgesetzt wurden. Durch das Modellprojekt 
„Einwanderung gestalten NRW“ sollen diese bestehen-
den Integrationsstrukturen so gestaltet werden, dass sie 
auch in den kommenden Jahren sowie anderen Kommu-
nen zum Einsatz kommen können.

Über einen Zeitraum von rund drei Jahren (erstes Quar-
tal 2017 bis 31. Dezember 2019) finanziert die Pro-
grammförderung diesen Modellkommunen jeweils ein 
Projektteam bestehend aus anderthalb Stellen der Ko-
ordinierung sowie einer halben Stelle der Administration 
und bietet ihnen umfangreiche Begleitung und Beratung.

Die Evaluation des Landesprogramms „Einwande-
rung gestalten NRW“
Die Evaluation des Landesprogramms erfasst den Pro-
jektstand der zwölf Modellkommunen im Sommer 
2019 – und damit ein halbes Jahr vor Projektende im De-
zember 2019 – um ihren strukturellen, inhaltlichen und 
konzeptionellen Fortschritt in der Organisation des kom-
munalen Integrationsmanagements darzulegen und die 
hieraus abgeleiteten Erkenntnisse für andere Stakehol-
der in der Fachthematik zugänglich zu machen. Es fan-
den zwei Erhebungswellen innerhalb der Förderperiode 
statt:

	� Juni 2018 bis August 2018
	� Juni 2019 bis August 2019

Das methodische Vorgehen war in beiden Erhebungswel-
len ähnlich: Die Projektstandorte wurden in qualitativen 
Einzel- und Fokusgruppeninterviews zum Projektstand 
befragt. Zusätzlich wurden in beiden Erhebungswellen 
die von den Kommunen bereitgestellten Projektdoku-
mente analysiert. Im Rahmen der zweiten Erhebungs-
welle wurde außerdem eine Onlinebefragung mit Pro-
jektbeteiligten in den Kommunen durchgeführt, um eine 
breitere Datengrundlage zu gewinnen und Erkenntnisse 
zu quantifizieren.

Die Evaluation identifiziert die individuellen Umset-
zungsvarianten in den Modellkommunen inklusive ihrer 
Herausforderungen und förderlichen Faktoren; der ex-
plorative und experimentelle Charakter des Landespro-
gramms soll somit zur Geltung kommen. Anschließend 
stellt diese Evaluation mögliche übertragbare Erkennt-
nisse für die Praxis des kommunalen Integrationsma-
nagements vor. Adressatinnen und Adressaten dieses 
Berichts sind daher neben dem Fördergeber und den 
Modellkommunen auch weitere Akteurinnen und Akteu-
re der kommunalen Integrationslandschaft.

Zentrale Erkenntnisse der Evaluation im Überblick
Das Landesprogramm „Einwanderung gestalten“ hat in 
zwölf Modellkommunen eine netzwerkorientierte Wei-
terentwicklung der kommunalen Verwaltungsstrukturen 
im Themenfeld Integration angestoßen:

	� Unter Wahrung der bestehenden Hierarchieebenen 
und Funktionen der beteiligten Akteurinnen und Ak-
teure führt die strukturelle Vernetzung strategischer 
Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträ-
ger sowie operativer Fachexpertinnen und  –exper-
ten zu einer neuen Kultur der Zusammenarbeit und 
erfordert eine stärkere Öffnung der Akteurinnen und 
Akteure für interne Prozessoptimierung.
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	� Die Aufgabe der Projektteams als steuerndes und 
moderierendes Gremium ist erfolgskritisch für die 
Initiierungs- und Implementierungsphase. Die Res-
sourceninvestition  – abhängig von der zukünftigen 
Rollen- und Aufgabenzuschreibung – bleibt in vielen 
Fällen noch offen, sodass keine verlässlichen Aus-
sagen zur weiteren Verstetigung getroffen werden 
können.

	� Der Fokus auf Einwanderungs- und Integrations-
prozesse  – ausgehend von aktuellen Fallana-
lysen und Zielgruppen  – ermöglicht eine pra-
xisnahe Zielsetzung und mobilisiert flexible 
Lösungsfindungsprozesse.

	� Verstetigungsmodelle der Netzwerkstrukturen wer-
den zunehmend in Angriff genommen und erprobt.

	� Standortüberbergreifende Erkenntnisse aus den 
acht Analysedimensionen (s.a. Kap. 6.3.4) werden 
nachstehend zusammengefasst (Tabelle 1):
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Zielsetzung 
und Strategie

	� In der Entwicklung von Zielsystemen ermöglicht der Fokus auf eine eingegrenzte Zuwande-
rungsgruppe einen gemeinsamen Diskurs jenseits von unterschiedlichen Interessen betei-
ligter Akteurinnen und Akteure.

	� Die Übertragung von Lösungen auf andere Zuwanderungsgruppen wird punktuell 
vorgenommen.

	� Konkrete Ergebnisziele können abschließender bearbeitet werden als globale Rahmenziele.
	� Das Integrationsmanagement ist an der Mehrzahl der Standorte nicht als gesamtstrategi-

sches Querschnittsthema angelegt und war daher vor Projektbeginn nicht mit langfristig 
vernetzten Strukturen und Prozessen unterlegt.

	� Das Projekt hat nur bedingt einen Einfluss auf die strategische Neuausrichtung einzelner be-
teiligter Akteurinnen und Akteure.

Organisations-
struktur und 
Kommunikati-
onsstruktur

	� Die Gründung der Projektgremien innerhalb der jeweiligen Verwaltungsstrukturen ist einfa-
cher, wenn bereits vorher Fachbereiche gebündelt waren.

	� Dennoch ist die Projektstruktur ein Novum in der hierarchischen und funktionsorientiert ge-
prägten Verwaltung.

	� Eine allparteiliche und kontinuierliche Kommunikation innerhalb und zwischen Projektgre-
mien durch die Projektteams ist essenziell, da in neugegründeten Lenkungs- und Projekt-
gruppen teilweise der Projekterfolg mit den Interessen und internen Arbeitsweisen der be-
teiligten Akteurinnen und Akteure konkurrieren.

Projekt
steuerung und 
Kompetenzen

	� Die zentrale Projektsteuerung hat sich als wichtiger förderlicher Faktor für den Aufbau der 
vernetzten Strukturen erwiesen. Langfristig ist die kontinuierliche Bereitstellung dieser Res-
sourcen zu klären.

	� Controllinginstrumente unterstützen die weitere gezielte Projektsteuerung und Erfolgsmes-
sung bereits in Ansätzen.

	� Die Projektteams und auch andere Projektbeteiligte können im Rahmen des Projekts neue 
Kompetenzen erwerben, insbesondere mit Bezug auf Projektmanagement, Case Manage-
ment, Gesprächs- und Prozessmoderation.

	� Die Ausbildung dieser und anderer Kompetenzen des Netzwerkmanagements sind auch 
langfristig stark ausschlaggebend für den Projekterfolg.

Prozesse und 
Infrastruktur

	� Die Entwicklung von Dienstleistungsketten ermöglicht einen Überblick über unterschiedli-
che Aspekte des Integrationsprozesses.

	� Das daraus resultierende Schnittstellenmanagement für die Prozessoptimierung ist eine 
Aufgabe, welcher kontinuierlich und mit der Bereitschaft aller Führungskräfte der beteilig-
ten Organisationen nachgekommen werden muss.

	� Die Anbindung des Projekts an die Stadtteilarbeit und andere dezentrale Strukturen der In-
tegrationsarbeit ist sinnvoll, stellt jedoch eine weitere komplexe Netzwerkdimension dar.

	� Die Netzwerkpflege ist insgesamt stark personen- und beziehungsabhängig.

Tabelle 1
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6.2	� Einleitung

Der hier vorliegende Zwischenbericht dient der Vorstel-
lung der Ergebnisse und Erkenntnisse aus der Evaluation 
des Landesprogramms „Einwanderung gestalten NRW“ 
des Ministeriums für Kinder, Familien, Flüchtlinge und 
Integration des Landes Nordrhein-Westfalen. Nachste-
hend werden der Zweck der Evaluation, die adressierten 
Organisationen und Personen des Berichts, sowie die 
Besonderheiten in der Durchführung der Evaluation und 
der weitere Aufbau des Berichts vorgestellt.

6.2.1	 �Zweck der Evaluation

Die vorliegende Evaluation zeichnet den Projektstand in 
den zwölf geförderten Modellkommunen sechs Monate 
vor Projektende auf, um die unterschiedlichen Umset-
zungsmöglichkeiten auf Projektebene zu erfassen. Auf 
Projektebene erfasst die Evaluation damit die Hetero-
genität und Komplexität des kommunalen Integrations-
managements. Darüber hinaus extrahiert die Evaluation 
standortübergreifende Gemeinsamkeiten bezüglich He-
rausforderungen und förderlichen Faktoren in der Pro-
jektumsetzung. Gemäß dem Auftrag des Ministeriums 
ist der Zweck dieser Evaluation, diese Ergebnisse für an-
dere kommunale Akteurinnen und Akteure des Integra-
tionsmanagements nutzbar zu machen und somit die 
Praxis der kommunalen Akteurinnen und Akteure im In-
tegrationsmanagement mitzugestalten. Dies erfolgt in 
separaten Handlungsansätzen.

6.2.2	 �Adressierte Organisationen	
des Zwischenberichts

Förderndes Ministerium
Der vorliegende Zwischenbericht adressiert zum einen 
die ministeriellen Fördergebenden, um einen Überblick 
über die heterogene Projektumsetzung in den Modell-
kommunen und eine Vergleichbarkeit in insgesamt acht 
Analysedimensionen zu ermöglichen. Für sie wird dar-
gelegt, welchen Kraftakt ein Kulturwandel der übergrei-
fenden Zusammenarbeit im Integrationsmanagement 
bedeutet.

Modellkommunen
Des Weiteren richtet sich der Zwischenbericht an die 
Modellkommunen selbst, indem er ihre Umsetzungsva-
rianten standortspezifisch und im Rahmen der einzelnen 
Analysedimensionen sichtbar macht. Für die Modell-
kommunen können so auf einen Blick ihre Entwicklun-
gen neben den anderen Standorten deutlich werden und 
neue Entwicklungen oder Entscheidungen bis zum Pro-
jektende angeregt werden.

Neue Kommunen
Auch für Interessierte anderer Kommunalverwaltungen 
beinhaltet dieser Zwischenbericht übertragbare Ergeb-
nisse, mit welchen sie die internen Entwicklungen be-
züglich des kommunalen Integrationsmanagements 
weiterbringen können. Für neue Standorte sind zwei 
zentrale Aspekte notwendig, um Netzwerkarbeit anzu-
gehen: Zum einen müssen Ressourcen seitens aller be-
teiligten Akteurinnen und Akteure investiert werden und 
zum anderen ist es unabdingbar, dass der langfristige 
Kulturwandel in der Zusammenarbeit unterschiedlicher 
Akteurinnen und Akteure gestaltet und begleitet wird.

6.2.3	 �Glossar des Landesprogramms	
und der Evaluation

Im hier dargelegten Glossar (Tabelle 2) werden Begriff-
lichkeiten des Landesprogramms erläutert, um eine 
Transparenz über Kommunikationsgegenstände der 
Evaluation zu schaffen.
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Arbeitsgruppen

Umsetzungsorientiertes Gremium im Rahmen des Projekts mit operativ tätigen Mitarbeitenden der 
beteiligten verwaltungsinternen und -externen Akteurinnen und Akteure

	– Teilweise werden Arbeitsgruppen auch Projektgruppen genannt, wie beispielsweise am Standort 
Münster. Wir verwenden diese Begriffe so, wie die Standorte sie verwendet haben, und stellen im 
Konzept Klarheit darüber her, dass es sich um das operativ tätige Gremium handelt, nicht um das 
koordinierende und vom Land geförderte Projektteam.

	– Am Standort Köln gibt es Unterarbeitsgruppen, die mit der gezielten Bearbeitung einzelner Sach-
verhalte oder Ergebnisziele betraut wurden.

Beratungs-
gruppe

Unterschiedliche Zusammensetzungen der Akteurinnen und Akteure, welche das Projektteam des 
Modellprojekts unterstützen

	– Teilweise sind die Beratungsgruppen formal organisiert wie am Standort Moers, wo es eine Bera-
tungsgruppe des Ehrenamtes und eine der Migrantenselbstorganisationen gibt.

Case 
Management

„Case Management ist ein kooperativer Prozess, in dem Versorgungsangebote und Dienstleis-
tungen erhoben, geplant, implementiert, koordiniert, überwacht und evaluiert werden, um so den 
individuellen Versorgungsbedarf einer Person mittels Kommunikation und verfügbarer Ressourcen 
abzudecken.“92

	– In diesem Landesprogramm wird zwischen einem fach- und ressortübergreifenden Case Manage-
ment und einem fachspezifischen Betreuungs- und Beratungssystemen unterschieden und erste-
res in den Fokus genommen.

Dienstleis-
tungsketten93 

Eine Dienstleistungskette entsteht durch die Verknüpfung mehrerer Dienstleistungsprozesse zu 
einem reibungslosen sowie wert- und nutzenbringenden Leistungsprozess. Dieser Prozess wird im 
Einwanderungsmanagement durch verschiedene Akteurinnen und Akteure der Verwaltung sowie 
andere haupt- und ehrenamtliche Institutionen gestaltet. Dienstleistungsketten werden durch ein 
erfolgreiches Schnittstellenmanagement gesteuert. Eine erfolgreiche Dienstleistungskette mündet 
in der Zufriedenstellung der zugewanderten Person, die relevante Leistungen und Produkte ohne 
Verzögerung in Anspruch nehmen kann

	– Dienstleistungsketten wurden teilweise produkt-, themen-, oder lebenslagenorientiert entwickelt. 
Der Standort Rheine entwickelte beispielsweise eine produktorientierte Dienstleistungskette für 
die Erteilung eines Berechtigungsscheines für Integrationskurse. Die Standorte Wuppertal und 
Moers entwickelten beispielsweise themenfeldspezifische Dienstleistungsketten. Die Stadt Biele-
feld und der Rheinisch-Bergische Kreis entwickelten Dienstleistungsketten entlang der Lebensla-
ge der Zugewanderten.

Einzelfall
analysen

Durch die wissenschaftliche Begleitung wurden Einzelfallanalysen mit den Standorten durchge-
führt, in welchen die Bedarfe und Lebenslagen von exemplarisch ausgewählten zugewanderten 
Personen hervorgestellt wurden

	– Die Standorte Dormagen und Mülheim nennen dieses Vorgehen „Profiling“.
	– Der Standort Bielefeld hatte bereits vor Projektbeginn selbstständig Einzelfallanalysen für die Op-
timierung von Angeboten durchgeführt und wiederholte dieses Vorgehen im Projekt.

Integrations-
management

Verwaltungsinterne und -externe Strukturen und Prozesse, welche der Einwanderung so-
wie der Integration von Neuzugewanderten dienen, Weiterentwicklung der Begrifflichkeit 
„Einwanderungsmanagement“

Landes
programm

Das hier evaluierte Förderprogramm für die 12 Modellkommunen mit dem Namen „Einwanderung 
gestalten NRW“

Lenkungsgrup-
pe/	
Lenkungskreis

Steuerndes Gremium im Rahmen des Projekts, besetzt mit entscheidungsbefugten Vertretenden 
von verwaltungsinternen und -externen Akteurinnen und Akteuren des rechtskreisübergreifenden 
Raums

	– Wichtigste Akteurinnen und Akteure, welche an vielen Standorten mit eingebunden wurden, um-
fassen: Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger der obersten und mittleren Füh-
rungsebene der Stadt oder des Kreises, Integration Point/Arbeitsagentur, Jobcenter, Ausländer-
behörde, freie Träger, Ehrenamtsinitiativen, Migrantenselbstorganisationen.

	– Sprachliche Ausnahmen: Am Standort Dortmund wird die Lenkungsgruppe „Begleitgruppe“ ge-
nannt. Am Standort Hamm wird die Lenkungsgruppe „Geschäftsführungsrunde Integrationskon-
zept“ genannt.

Modell-
standort/
Modellprojekt

Die 12 geförderten Standorte werden entweder Modellstandort genannt oder auf sie wird als Modell-
projekt verwiesen

Projektteam
Im Rahmen des Modellprojekts „Einwanderung gestalten“ gefördertes Team mit den Funktionen Lei-
tung, Koordination, Administration des Projekts

92	 Case Management Society of America, Ewers 2000, S. 56.
93	 Vgl. ebd. S. 93 ff.
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6.2.4	 �Beschreibung des Aufbaus und der Inhalte	
des Zwischenberichts

Dieser Evaluationsbericht beginnt mit einer Kurzbe-
schreibung der Ausgangslage des Landesprogramms 
„Einwanderung gestalten NRW“ und stellt die wissen-
schaftliche Begleitung der Projekte in den Modellkom-
munen sowie die Evaluatoren Kienbaum und IMAP vor. 
Der Evaluationsgegenstand wird anschließend identi-
fiziert. Im Methodenteil werden die Erhebungswellen 
und -instrumente erläutert. Steckbriefe für jede Modell-
kommune stellen die jeweiligen Projekte mit Ausgangs-
lage, organisatorischer Anbindung und Projektstruktur, 
Schwerpunktsetzung und Projektverlauf sowie Verste-
tigungsvorhaben und Expertisebereiche vor. Anschlie-
ßend werden standortübergreifende Erkenntnisse ge-
mäß den Dimensionen des Analyserasters vorgestellt. 
Abschließend finden Interessierte Handlungsansätze, 
welche auf Grundlage der in diesem Evaluationsvorha-
ben gewonnenen Erkenntnisse ein Kompass für die Aus-
richtung des kommunalen Integrationsmanagements in 
anderen Kommunen sein können.

6.3	� Ausgangslage des 
Landesprogramms

Das Programm möchte, basierend auf den bestehenden 
Strukturen und Akteurinnen und Akteuren in den Kommu-
nen, einen Organisationsentwicklungsprozess initiieren, 
der Integrationsabläufe für alle handelnden Akteurinnen 
und Akteure transparenter, passgenauer und verbindli-
cher macht. Die oftmals stark heterogenen Strukturen 
von Verwaltungseinheiten, Bildungseinrichtungen und 
Akteurinnen und Akteuren des Arbeitsmarkts erschwe-
ren ein gemeinschaftliches, ineinandergreifendes Wahr-
nehmen integrationspolitischer Aufgaben. Um Informa-
tionsverluste an Schnittstellen zu vermeiden und sowohl 
den Gesamtprozess als auch den zugewanderten Men-
schen mit seinen Potenzialen und individuellen Bedarfen 
nicht aus dem Blick zu verlieren, muss eine rechtskreis-
übergreifende Zusammenarbeit etabliert werden. Hier 
setzt das Programm „Einwanderung gestalten NRW“ an. 
Es fördert die Erarbeitung systematisierter und koordi-
nierter Vorgehensweisen sowohl auf der strukturellen 
als auch auf der fallspezifischen Ebene.

Die Strukturebene betrifft die übergeordnete Planung 
und Organisation des kommunalen Einwanderungsma-
nagements, vertreten durch verwaltungsinterne und 
-externe Akteurinnen und Akteure wie Ausländer- und 
Jugendämter, Schulverwaltung, Arbeitsagenturen und 
Jobcenter, Freie Wohlfahrtspflege, Kammern und Ver-
bände, Kommunale Integrationszentren, Agentur für Ar-
beit, Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), 
Migrantenselbstorganisationen und Flüchtlingsbe-
ratungsstellen. Ihre Kooperationsstrukturen wer-
den im Rahmen des Programms dahingehend (weiter-)

entwickelt, dass sie befähigt werden, integrationspoli-
tische Aufgaben verstärkt strategisch und kooperativ 
anzugehen.

Auf der Fallebene sollen zudem individuelle Integra-
tionsprozesse effizienter und transparenter gestaltet 
werden. Hier wird eine Weiterentwicklung der Struktu-
ren aller beteiligten Akteurinnen und Akteure des Case 
Managements bewirkt, sodass die oftmals parallellau-
fenden Teilprozesse der (Erst-)Integration optimal inei-
nandergreifen können.

Das Programm baut auf der Tatsache auf, dass in Nord-
rhein-Westfalen bereits viele kommunale Integrations-
strategien ausgearbeitet wurden und erste Ansätze ei-
nes Einwanderungsmanagements umgesetzt werden. 
Durch das Modellprojekt „Einwanderung gestalten NRW“ 
sollen diese bestehenden Integrationsstrukturen weiter-
entwickelt und so gestaltet werden, dass sie auch in an-
deren Kommunen zum Einsatz kommen können.

Zu diesem Zweck werden in einem wissenschaftlich eng-
maschig begleiteten Prozess die einzelnen Module so 
definiert, dass sie in konkrete operative Maßnahmen 
gefasst werden können. Hier besteht zudem die Mög-
lichkeit, zielgruppenspezifische und themenbezogene 
Schwerpunkte in der Modellkommune zu setzen, wenn 
es sich angesichts lokaler Bedarfe anbietet. Bezüglich 
der jeweiligen Ausgestaltung der Zusammenarbeit wird 
den Modellprojekten viel Spielraum gelassen.

Die Arbeit in den Standorten ist durch eine einheitliche 
Projektstruktur bestehend aus Projektteam, Lenkungs-
gruppe und Projektgruppen festgelegt. So können neue 
Kooperationsformen und Dienstleistungsketten auf 
rechtskreis-, organisations- und einrichtungsübergrei-
fender Ebene entstehen, welche anschließend in einem 
vielschichtigen Handlungsansatz gebündelt werden.

Dieser Prozess wird von Planungskonferenzen begleitet, 
welche auf der Ebene der Arbeitsfelder, der Sozialräu-
me oder Zielgruppen die systematische Verbindung zum 
Fallmanagement schlagen.

Um einen ganzheitlichen Lernprozess zu gewährleis-
ten, wird zudem der Erfahrungsaustausch zwischen den 
Kommunen gefördert. Kommunale Ergebnisse werden 
im Plenum präsentiert und diskutiert, die Erkenntnisse 
dieser gemeinsamen Überlegungen werden zurück in die 
kommunale Praxis getragen.

6.3.1	 �Die wissenschaftliche Begleitung	
des Landesprogramms

Teil des Landesprogramms „Einwanderung gestalten 
NRW“ ist die engmaschige wissenschaftliche Begleitung 
des Entwicklungsprozesses. Diese wird durch ein Pro-
jektteam unter der Leitung von Prof. Dr. Claus Reis vom 
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Institut für Stadt- und Regionalentwicklung der Frank-
furt University of Applied Sciences gewährleistet. Die 
wissenschaftliche Begleitung unterstützt die zwölf Mo-
dellkommunen bei der anfänglichen Bestandsaufnahme 
der Rahmenbedingungen vor Ort und steht bei der Im-
plementierung des Gesamtansatzes beratend zur Seite. 
Hierbei wird ein stark auf Fallanalysen fokussierter An-
satz verfolgt. Im Zuge des Entwicklungsprozesses findet 
neben der fortlaufenden Begleitung vor Ort ein breites 
Unterstützungsangebot für die Projektteams der Stand-
orte statt. Abhängig von den jeweiligen Bedarfen wer-
den sie im Rahmen regelmäßiger Austauschtreffen ver-
netzt, durch Workshops zu methodischen Ansätzen und 
Instrumenten (weiter-)qualifiziert und so in ihrer Gestal-
tungskompetenz gefördert. Dabei stehen inhaltlich ins-
besondere die Arbeit mit Fallanalysen, die Erstellung von 
Dienstleistungsketten und die Implementierung eines 
Case Managements im Mittelpunkt.

6.3.2	 �Qualifizierung durch die Paritätische	
Akademie NRW

Im Projektverlauf wurde eine kostenfreie Fortbildungs-
reihe zum Thema Case Management durch die Paritäti-
sche Akademie NRW in Absprache mit der wissenschaft-
lichen Begleitung initiiert. Die Fortbildungen richten sich 
sowohl an die Modellkommunen als auch an alle weite-
ren Kommunen in Nordrhein-Westfalen, die sich mit der 
Verbesserung des Einwanderungsmanagements be-
schäftigen. Die Case Management-Schulungen beste-
hen aus Basis- und Aufbaukursen, die eine Zertifizierung 
als Case Manager nach den Standards der DGCC e. V. 
ermöglichen.

6.3.3	 �Die Evaluatorinnen und Evaluatoren	
und der Evaluationsbeirat

IMAP GmbH und Kienbaum sind Beratungsfirmen mit 
langjähriger Erfahrung und Expertise im öffentlichen 
Bereich sowie in den Themen der Migration und Integ-
ration. Auch Evaluationen auf Programm- und Projekte-
bene gehören zum Portfolio von IMAP und Kienbaum. In 
dieser Evaluation wurden zwei Modellkommunen von Ki-
enbaum und zehn Modellkommunen von IMAP evaluiert. 
Die Vorbereitung der Evaluation, standardisierte Durch-
führung an allen Standorten sowie Auswertung der Da-
tenerhebung fanden in gemeinsamen Workshops statt. 
Auch Abstimmungsgespräche mit dem Fördergeber 
wurden gemeinsam wahrgenommen.

Im Rahmen der Projektinitialisierung zu Beginn der 
Evaluation wurde ein Evaluationsbeirat eingerichtet, wel-
chem neben dem Evaluationsteam IMAP und Kienbaum 
auch Vertreterinnen und Vertreter der Abteilung Integ-
ration des Ministeriums sowie der wissenschaftlichen 
Begleitung angehörten und welcher über den Projekt-
zeitraum hinweg als Steuerungs- und Kontrollgremium 
fungierte.

6.3.4	 �Evaluationsgegenstand und Analyseraster

Abbildung 1: Analyseraster

Evaluationsgegenstand sind die durch das Landespro-
gramm „Einwanderung gestalten NRW“ geförderten 
Projekte in den zwölf Modellkommunen mit ihren he-
terogenen Ansätzen, das kommunale Integrationsma-
nagement weiterzuentwickeln und rechtskreisübergrei-
fend auszurichten. Für die Datenerhebung wurde vorab 
ein Analyseraster mit acht Dimensionen entwickelt, um 
den Projektstand zu erfassen und relevante Erkenntnis-
se auch standortübergreifend extrahieren zu können. 
Somit ist auch die Ergebnispräsentation nach den fol-
genden acht Analysedimensionen ausgerichtet.

Die einzelnen Erhebungsinstrumente wurden so konzi-
piert, dass sie die Analysedimensionen umfassend abde-
cken, die Evaluationsfragen aus unterschiedlichen Quel-
len beleuchten und einen Methodenmix ermöglichen.

6.4	� Evaluationsdesign

Der Evaluationsprozess bestand aus drei Phasen: Initia-
lisierung, Bestandsaufnahme und Datenerhebung sowie 
Berichtslegung. Nachfolgend werden die genutzten Inst-
rumente der jeweiligen Phase vorgestellt.
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Abbildung 2: Prozessdesign der Evaluation des Landesprogramms

6.4.1	 �Durchführung der Evaluation

In der Phase der Projektinitialisierung (Tabelle 3) im ers-
ten Quartal 2018 wurde ein gemeinsames Verständ-
nis des Auftrags mit dem Fördergeber geschaffen. Der 
Evaluationsbeirat wurde eingerichtet. Bei einem Auf-
takttreffen mit den Kommunen wurde die Evaluation 
vorgestellt.
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Explorative Interviews
Durch explorative Interviews wurden verschiede-
ne Perspektiven eingeholt, alle relevanten Akteu-
rinnen und Akteure identifiziert, der organisato-
rische Rahmen gesetzt und die konzeptionelle 
und planerische Grundlage für die Evaluierung 
ausgearbeitet.
Feinplanung
Das Analyseraster sowie die Erhebungsinstru-
mente wurden im Rahmen der Feinplanung in 
Abstimmung mit dem Evaluationsbeirat überar-
beitet, um die Evaluation am Erkenntnisinteresse 
der Auftraggeberin auszurichten.

Tabelle 3

Die Bestandsaufnahme ab dem dritten Quartal 2018 
umfasste die Analyse aller relevanten Dokumente und 
Daten zu den Rahmenbedingungen des Programms auf 
Landesebene sowie auf Projektebene in den jeweiligen 
Modellkommunen.

Die Datenerhebung (Tabelle 4) fand in zwei Wellen statt. 
Im Rahmen der ersten Datenerhebungswelle wurden 
insgesamt 50 Einzel- und 12 Fokusgruppeninterviews 
geführt. Die Auswahl der Gesprächspartnerinnen und 
Gesprächspartner erfolgte in Abstimmung mit den je-
weiligen Projektleitungen. Dabei wurde darauf geachtet, 

dass sowohl die strategische als auch die operative Ebe-
ne eingebunden wurden. Vertreten in den Interviews 
waren somit in allen Standorten das Projektteam, der 
Vorsitz oder Mitglieder der Lenkungsgruppe sowie Ak-
teurinnen und Akteure der Umsetzung.

Im Rahmen der zweiten Datenerhebungswelle wurden 
insgesamt 44 Einzel- und neun Fokusgruppeninterviews 
geführt. Die Gesprächsprotokolle wurden den Interview-
ten zur Verfügung gestellt und durch sie freigegeben. 
An manchen Standorten ruhten die Projektgruppen seit 
längerer Zeit und eine Teilnahme dieser Personen wäre 
für ein Fokusgruppengespräch nicht zielführend gewe-
sen. In diesen Fällen entschieden die Projektkoordina-
tionen gemeinsam mit den Evaluatorinnen und Evalua-
toren, das Fokusgruppengespräch nicht durchzuführen. 
Die Durchführung der Datenerhebung erfolgte in den 
Modellkommunen vor Ort. Drei Gespräche wurden auf-
grund von Krankheit oder Engpässen in der Termin-
findung telefonisch durchgeführt (Standorte Moers, 
Hamm, Rheinisch-Bergischer Kreis).
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Dokumentenanalyse
Eine Sekundäranalyse von Dokumenten und Daten, die von den Projektleitungen bereitgestellt wurden, 
wurde sowohl in der ersten als auch in der zweiten Erhebungswelle durchgeführt, um die Ausrichtung und die 
Umsetzungsverläufe der Projekte vor Ort zu erfassen. Beispielsweise wurden Dokumente wie Projektsteck-
briefe, Zwischenberichte und Sachstandsberichte, Sitzungsprotokolle aus unterschiedlichen Projektgremien, 
Kooperationsvereinbarungen, Visualisierungen von Dienstleistungen sowie Konzepte zur Umsetzung des 
übergreifenden Case Managements analysiert.
Einzelinterviews
Die Primärerhebung beinhaltete Einzelinterviews in beiden Erhebungswellen mit je drei bis sechs Gesprächen 
pro Modellkommune. Diese leitfadengestützten Interviews wurden mit den Projektkoordinationen, Mitglie-
dern der Verwaltungsspitze sowie zentralen Akteurinnen und Akteuren des kommunalen Einwanderungsma-
nagements durchgeführt. Die Interviews orientierten sich an den Analysedimensionen. Gesprächsschwer-
punkte waren insbesondere die strategische Ausrichtung und Zielsetzung des Projekts, die Projektstruktur, 
der Umsetzungsstand, die bisher erreichten Wirkungen, Hindernisse und förderliche Faktoren in der Umset-
zung sowie Verstetigungsmodelle für die Nachförderphase. Die Gespräche wurden mit der Einwilligung der 
Befragten aufgezeichnet und protokolliert.
Fokusgruppeninterview
In je einem Fokusgruppeninterview pro Modellkommune je Erhebungswelle wurde eine Mehrperspektivität 
auf das Projekt mit Personen aus Haupt- und Ehrenamt hergestellt. Teilweise gab es hier Überschneidungen 
zwischen dem Personenkreis des Fokusgruppeninterviews und der Einzelinterviews. Gesprächsschwerpunk-
te waren unter anderem die Herausarbeitung von förderlichen und hinderlichen Faktoren zur Verankerung 
der Ansätze in die Regelpraxis, die Wirkung des Projekts auf Kommunikations- und Organisationsstruk-
turen sowie auf das lokale Integrationsverständnis. Diese Gespräche wurden ebenfalls aufgezeichnet und 
protokolliert.
Onlineumfrage
Die Onlineumfrage der zweiten Erhebungswelle wurde zur quantitativen Erweiterung der Daten eingesetzt. 
Die Umfrage wurde mit SurveyMonkey erstellt und war vom 1. Juli 2019 bis zum 1. August 2019 zugänglich. 
Die Projektkoordinatorinnen und -koordinatoren in den Modellkommunen versendeten den Umfragelink an 
ihren jeweiligen Projektverteiler, um sicherzustellen, dass zum einen die Perspektiven unterschiedlicher 
Beteiligter miteinbezogen wurden, auch und insbesondere solcher, die nicht an den Interviews teilgenommen 
hatten. Zum anderen wurden so nur Personen mit aktiver Rolle im Projekt zur Umfrage eingeladen. Nach rund 
zwei Wochen Laufzeit der Umfrage wurde von den Projektteams eine Erinnerung zur Teilnahme versendet.
Da die Gesamtzahl der von den Projektteams angeschriebenen Personen nicht bekannt ist, kann für diese 
Umfrage keine Rücklaufquote ermittelt werden. Auch können die Evaluatorinnen und Evaluatoren nicht ein-
schätzen, wie viele projektbeteiligte Personen insgesamt theoretisch hätten erreicht werden können, weswe-
gen die Umfrageergebnisse nicht repräsentativ sind.
Die Gesamtteilnahme liegt bei insgesamt 142 Personen und ist in den Modellkommunen stark unterschied-
lich: Der Standort Münster war mit 33 Teilnehmenden der am stärksten vertretene Standort und der Kreis 
Lippe/die Stadt Detmold mit einer teilnehmenden Person der am geringsten vertretene. Die Arbeitsgrup-
pen waren mit 56 Umfrageteilnehmenden das am stärksten vertretene Projektgremium, 38 Teilnehmende 
gehörten einer Lenkungsgruppe an, 34 den Projektteams und 15 einer Unterarbeitsgruppe. Fünf weitere 
Teilnehmende konnten sich keinem dieser Gremien zuordnen und wurden in der Auswertung der Ergebnisse 
nicht berücksichtigt. Die Auswertung einzelner zentraler Einschätzungen wird im Kapitel 5 der Ergebnisse der 
Evaluation vorgestellt.

Tabelle 4
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In der Phase der Berichtslegung (Tabelle 5) wurden 
zwei Berichte im Rahmen dieser Evaluation vorgelegt. 
Ein interner, unveröffentlichter Zwischenbericht wurde 
nach der ersten Erhebungswelle verfasst.
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Abschlussbericht und -präsentation
Der hier vorliegende zweite Zwischenbericht ist 
Vorläufer des Abschlussberichts und dient der 
Gesamtvorstellung des Evaluationsvorhabens 
und seiner Ergebnisse und Erkenntnisse. In einer 
Präsentation wurden diese Ergebnisse zusam-
mengefasst den ministeriellen Fördergebenden 
vorgestellt.
Handlungsansätze
Die Entwicklung der Handlungsansätze stellt 
die Übertragbarkeit von entwickelten Struktu-
ren, Prozessen, Produkten und anderen Best 
Practices in den Vordergrund. Sie sollen als Ins-
pirationsquelle und Entscheidungsgrundlage für 
die Praxis des Integrationsmanagements in neuen 
Kommunen dienen. Die Handlungsempfehlungen 
und Instrumente wurden in einem Treffen mit den 
geförderten Modellkommunen reflektiert, ergänzt 
und vertieft. Die Handlungsansätze sollen dazu 
beitragen, dass Kommunen mit bestehenden Res-
sourcen das Integrationsmanagement neu und 
vor allem netzwerkorientiert aufstellen können.

Tabelle 5

6.4.2	 �Anonymisierung und Datenschutz

Die Weiterverarbeitung und Auswertung der Daten wur-
de personenunabhängig vorgenommen, sodass alle 
Aussagen zum Projekt anonymisiert genutzt werden 
konnten. Nur die Gremienzugehörigkeit im Rahmen des 
Projekts sowie die Standortzugehörigkeit blieben erhal-
ten, um die Antworten zuordnen zu können. Die Tonauf-
nahmen der durchgeführten Gespräche wurden nach 
Freigabe der Protokolle gelöscht.

6.4.3	 �Besonderheiten in der Durchführung	
der Evaluation

Die erste Erhebungswelle wurde im zweiten und drit-
ten Quartal des Jahres 2018 durchgeführt. Ihr Fokus 
lag auf der Erfassung des Zwischenstands der Projekte 
in den Modellkommunen. Die Abschlussevaluation fand 
im dritten Quartal des Jahres 2019 statt. Der themati-
sche Fokus wurde hier besonders auf die Bestandteile 
des Modellprojekts gelegt, welche während der ersten 
Erhebung erst rudimentär entstanden waren: Zum einen 
wurden die Dienstleistungsketten und das damit verbun-
dene Schnittstellenmanagement aufgegriffen und be-
leuchtet. Zum anderen spielten das Case Management 
sowie weitere nachhaltige Strukturen eine zentrale Rol-
le in der Enderhebung. Weitere Themen des Modellpro-
jekts, die aufgrund der Erkenntnisse der ersten Erhe-
bung verstärkt in den Fokus genommen wurden, waren 

zum Beispiel das Wissensmanagement zwischen Akteu-
rinnen und Akteuren des Integrationsmanagements, das 
Qualitätsmanagement für die entwickelten Maßnahmen 
und Meilensteine sowie die Implementierungsstrategien.

Aufgrund der Projektverlängerung durch den Förder-
geber kann diese Abschlussevaluation nur einen wei-
teren Zwischenstand der einzelnen Projekte in den 
Modellkommunen und keine abschließende Wirkungs-
evaluation darstellen. Damit bleiben insbesondere Fra-
gen der Verstetigung struktureller und konzeptioneller 
Vorhaben nach Projektende vielerorts noch offen.

Die Heterogenität und Komplexität der Modellprojek-
te erschweren grundsätzlich eine Vergleichbarkeit zwi-
schen den Standorten. Besonders die Ausgangslagen 
vor Projektbeginn aber auch die organisatorische An-
bindung innerhalb der Verwaltung, Ausgestaltung der 
Projektstrukturen, Themenschwerpunkte in der Bear-
beitung, entwickelte Produkte sowie Verstetigungsvor-
haben sind sehr unterschiedlich. Die Evaluation stellt 
die individuellen Modellprojekte in den Standortsteck-
briefen in Kapitel 6.5.1. vor, um die Heterogenität zu er-
fassen und damit neuen Kommunen mit ähnlichen Vo-
raussetzungen und Rahmenbedingungen mögliche 
Umsetzungsvarianten vorzustellen.

6.4.4	 �Methode der Datenauswertung

Die Datenauswertung erfolgte in gemeinsamen Aus-
wertungsverfahren der Evaluatorinnen und Evaluatoren 
nach Beendigung der Erhebungswellen, um die Reliabili-
tät der Ergebnisse zu erhöhen. Basis der Auswertung bil-
dete eine Auswertungsmatrix, welcher das Analyseraster 
zugrunde liegt. So wurde sichergestellt, dass sämtliche 
Fragen des Analyserasters beantwortet wurden.

Die Evaluation beruht auf einem Methodenmix aus qua-
litativen und quantitativen Methoden. Für die standort
übergreifende Auswertung wurden die Aussagen der 
qualitativen Interviews thematisch codiert und ausge-
wertet. Dabei wendeten die Evaluatorinnen und Evalua-
toren die Methodik der qualitativen zusammenfassen-
den Inhaltsanalyse an, um Kernaussagen und -aspekte 
hervorheben und zwischen Standorten vergleichen zu 
können. Ergänzend hierzu wurden die Daten der Online-
befragung statistisch ausgewertet. Die Evaluatorinnen 
und Evaluatoren nutzten den gesamten Datenkorpus, 
um förderliche Faktoren zu extrahieren. Aus diesen wur-
den praxisorientierte Handlungsempfehlungen für die 
Modellkommunen sowie interessierten Akteurinnen und 
Akteure aus dem kommunalen Integrationsmanagement 
entwickelt. Kriterien für die Nennung von förderlichen 
Faktoren, weiteren Erkenntnissen sowie Handlungs-
empfehlungen im Rahmen dieses Berichts umfassten:
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Kriterien für standortübergreifende Erkenntnisse
(Tabelle 6)

Häufigkeit

Zum einen wurden Erkenntnisse 
nach Häufigkeit bewertet (zum 
Beispiel Anzahl der Nennungen 
eines bestimmten förderlichen 
Faktors) und dementsprechend 
gebündelt beschrieben.

Relevanz

Des Weiteren bestimmte die 
Relevanz der Erkenntnisse für 
die strategische, strukturelle und 
prozessuale Bearbeitung des 
Integrationsmanagements, ob 
sie in die standortübergreifende 
Auswertung einflossen.

Machbarkeit

Die Machbarkeit war ein drittes 
Kriterium, anhand dessen insbe-
sondere die Handlungsempfehlun-
gen für Akteurinnen und Akteure 
des kommunalen Integrationsma-
nagements geprüft wurden. Auch 
wenn der Grad des Aufwands bei 
der Umsetzung variiert, sind die 
genannten Handlungsempfehlun-
gen somit im direkten Wirkungsra-
dius der Kommune angesiedelt.

Alleinstellungs-
merkmal

Dieses Kriterium kam insbeson-
dere zu der Identifikation von 
Besonderheiten der heterogenen 
Modellprojekte, beispielsweise 
bezogen auf entwickelte Produkte, 
Strukturen oder Instrumente, zur 
Geltung. Die Nennung von Allein-
stellungsmerkmalen zielt darauf 
ab, die Heterogenität der Projek-
te abbilden zu können und auch 
innovative Ansätze in den Bericht 
einbeziehen zu können, die nicht 
von einer Vielzahl von Kommunen 
getestet wurden.

Um der standortspezifischen Ausrichtung des jeweili-
gen Projekts gerecht zu werden, wurden die Erkenntnis-
se in folgende Kategorien gegliedert:

Steckbrief Modellstandort A

Ausgangslage vor Projektbeginn
In diesem Absatz wird beschrieben, welche strukturelle 
und strategische Ausgangslage dem Projekt voranging. 
Die Gesamtzielsetzung des Projekts wird erläutert (Ana-
lysedimensionen I und II).

Organisatorische Anbindung des Projekts und der 
Projektstruktur
Hier werden Organisationsstruktur innerhalb der Ver-
waltung sowie innerhalb des Projekts und die Kommu-
nikationsstrukturen (Analysedimensionen III und IV) 
vorgestellt.

Schwerpunkte in der Bearbeitung der Ziele und Ver-
lauf des Projekts
In diesem Absatz werden die inhaltlichen Schwerpunk-
te der Zielbearbeitung detaillierter beschrieben und be-
ziehen sich dabei auf die Arbeit der Projektgruppen, 
Lenkungsgruppe und des Projektteams. Es werden die 
Analysedimensionen Steuerung (V), Prozesse (VII), und 
Infrastruktur (VIII) aufgegriffen. Auch die benötigten 
oder erworbenen Kompetenzen werden punktuell auf-
geführt (Analysedimension VI) und im letzten Abschnitt 
„Expertisebereiche und Beratungskompetenz“ tieferge-
hend erläutert.

Entwickelte Produkte
Die entwickelten Produkte sind in der Regel Ergebnis-
se einer erfolgreichen Zielbearbeitung und können un-
terschiedlicher Natur sein: konzeptuell für die Zusam-
menarbeit der Akteurinnen und Akteure (zum Beispiel 
ein Konzept des Case Managements oder Kooperations-
vereinbarungen) oder instrumentell im unmittelbaren In-
tegrationsprozess der Zielgruppe (wie eine Laufmappe).

Verstetigungsmodell nach dem Projektende
Dieser Abschnitt greift die Analysedimensionen Stra-
tegie (Analysedimension  II) und Organisationsstruktur 
(Analysedimension  III) auf, um langfristige Entwicklun-
gen zu beschreiben. Die Verstetigungsphasen haben an 
einigen Standorten bereits konkrete strukturelle und or-
ganisatorische Gestalt angenommen, wie beispielweise 
die Gründung des Amtes für Integration und Vielfalt der 
Stadt Köln oder die Gründung der Servicestelle der Stadt 
Moers. An anderen Standorten ist eine konzeptuelle Ver-
stetigung anvisiert, beispielsweise am Standort Dort-
mund durch die Weiterentwicklung der „Gesamtstrate-
gie Neuzuwanderung“ oder in der Stadt Rheine durch 
die Fortschreibung des Integrationskonzepts aus dem 
Jahr 2017.

Expertisebereiche und Beratungskompetenz
Dieser Abschnitt stellt die Kompetenzen (Analyse
dimension  VI) in den Vordergrund, welche der Stand-
ort im Rahmen des Projekts erwerben konnte oder ge-
zielt eingesetzt hat, um im Rahmen der gesteckten Ziele 
Wirkung zu entfalten. Dieser Abschnitt soll denjenigen 
Kommunen dienen, welche sich zu den hier beschriebe-
nen Themen, Erfahrungen und Beratungskompetenzen 
gezielt informieren möchten. So sollen der Erfahrungs-
austausch und der Wissenstransfer zwischen Kommu-
nen gefördert werden.

6.5	� Standortspezifische Ergebnisse 
der Evaluation

Die Projektsteckbriefe wurden mit den Modellkommu-
nen vor Veröffentlichung dieses Berichts abgestimmt 
und sind wie obenstehend erläutert jeweils gleich 
gegliedert.
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6.5.1	 �Standort Bielefeld

Gebiets
körperschaft:

Kreisfreie Stadt

Einwohnerzahl: 340.000
Ausländeranteil: 15 Prozent
Wachstumsrate:94 +1,4 Prozent

Ausgangslage vor Projektbeginn
Als Reaktion auf die Zuwanderungsbewegung in den 
Jahren 2015/16 hat die Stadt Bielefeld den Arbeitspro-
zess „Bielefeld integriert“ frühzeitig, das heißt bereits 
vor Projektbeginn, auf den Weg gebracht. Der Prozess 
zielte von Beginn an auf die gelingende und nachhaltige 
Integration der zugewanderten Menschen in die Stadt-
gesellschaft. Zentral für die Integration war und ist der 
rasche Zugang zu Sprachkursen, zu Ausbildung und Ar-
beit. Aus diesem Grund wurde die Fachgruppe 3 „Spra-
che, Ausbildung und Arbeit“ im Rahmen des Handlungs-
konzepts von „Bielefeld integriert“ gebildet, die sich 
explizit mit diesem Thema befasst.

Mit der Bewerbung auf den Projektaufruf von „Einwan-
derung gestalten NRW“ hat die Stadt Bielefeld die Chan-
ce verbunden, schwerpunktmäßig im Bereich Sprache 
und Arbeit bereits vorhandene Unterstützungssysteme 
und Dienstleistungsketten für alle Neuzugewanderten 
zu optimieren und neue Angebotsstrukturen zu konzi-
pieren beziehungsweise zu installieren. Auch der Zugang 
zu allen kommunalen Unterstützungsangeboten sollte 
für die Zielgruppe der neuzugewanderten Personen er-
leichtert werden.

Organisatorische Anbindung des Projekts & 
Projektstruktur
Das Projekt ist organisatorisch im Sozialdezernat ange-
gliedert. Die Lenkungsgruppe im Prozess „Bielefeld in-
tegriert“, in der alle relevanten Ämter, Einrichtungen 
und Trägerinnen und Träger repräsentiert sind, stellt die 
stadtweite, strategische Steuerungsstruktur dar. Die 
operative Umsetzung des Projekts übernimmt die REGE 
mbH (hundertprozentiges Tochterunternehmen der 
Stadt Bielefeld mit Zuordnung zum Sozialdezernat). Die 
REGE mbH gilt als eine weitgehend unabhängige Stelle, 
bringt ein hohes Dienstleistungsverständnis für die Ak-
teurinnen und Akteure mit und ist erfahren in projektbe-
zogener Arbeit.

Die Projektarbeit erfolgt in enger Zusammenarbeit zwi-
schen dem Planungsbüro des Sozialdezernenten (Büro 
für Integrierte Sozialplanung und Prävention), dem Kom-
munalen Integrationszentrum und der REGE mbH. Hier-
durch wird sichergestellt, dass unterschiedlichen Pers-
pektiven in die Projektarbeit einfließen.

94	 Prognose des Berlin-Instituts, 04/2019.

Im Projektverlauf wurden weitere Arbeitsgruppen ini-
tiiert; diese haben zu einem vermehrten Austausch ge-
führt und die Zusammenarbeit verbessert.

Im Projekt wurde die Zielgruppe geweitet, sodass sich 
die Überlegungen auf alle neuzugewanderten Personen 
beziehen. Im Rahmen der Projektkonstituierung wurde 
zunächst darauf verzichtet, Ehrenamtliche unmittelbar 
in die Projektstruktur beziehungsweise Projektgestal-
tung einzubinden. Durch die beteiligten Professionellen 
wurden die entsprechenden Sichtweisen der freiwillig 
Engagierten allerdings regelhaft in den Projektprozess 
eingespeist.

Schwerpunkte in der Bearbeitung der Ziele & Verlauf 
des Projekts
Grundsätzlich standen die Angebote im Bereich „Spra-
che“ und „Arbeit“ im Mittelpunkt dieses Projekts. 
Die Sprachförderung wurde näher an die Praxis ge-
führt, indem die Angebote der Sprachbandkoordina-
tion (Sprachkurssteuerung für alle Neuzugewander-
ten) rechtskreisübergreifend ausgebaut und der Kreis 
der Teilnehmenden ausgeweitet wurden. So hat sich die 
Agentur für Arbeit inzwischen der Sprachbandkoordi-
nation angeschlossen, die Zusammenarbeit wurde auf-
grund des Erfolgs bis 31. Dezember 2020 verlängert. Die 
Sprachförderung wurde qualitativ und quantitativ analy-
siert und ein Qualitätszirkel „Sprache“ initiiert.

Die Besonderheit des Projekts liegt in der Befragung 
von 50 Neuzugewanderten, sodass deren Sichtweisen, 
Erfahrungen und Bedarfe entsprechend berücksichtigt 
werden konnten. Die Befragung wurde im zweiten Pro-
jektabschnitt 2018 wiederholt, um die Wirksamkeit zu 
überprüfen und gegebenenfalls nachsteuern zu können.

Es ist gelungen, lückenlose Prozessketten zu etablie-
ren und die rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit 
sowie die Zusammenarbeit mit relevanten Akteurinnen 
und Akteuren des Arbeitsmarkts (zum Beispiel Indust-
rie- und Handelskammer, Handwerkskammer, Agentur 
für Arbeit) deutlich zu verbessern. An einem digitalen In-
formationsangebot – explizit auch für Bielefelder Unter-
nehmen und Betriebe –, das Fragen bei der Einstellung 
und Beschäftigung von Neuzugewanderten beantwor-
tet, wird gearbeitet.

Verstetigungsmodell nach dem Projektende
Im Projektverlauf wurde Optimierungsbedarf hinsicht-
lich der Transparenz der Angebote für die Zielgruppe wie 
auch für die Akteurinnen und Akteure deutlich. Mit der 
Einrichtung einer zentralen Anlaufstelle als „Willkom-
menscenter“ und dem Einsatz von „Laufmappen“ soll 
die Erstorientierung für alle Neuzugewanderten verbes-
sert werden. Die Anlaufstelle soll trägerübergreifend re-
alisiert werden und versteht sich als Lotsin im System 
der zahlreichen Unterstützungsstrukturen für neuzu-
gewanderte Personen. Die Aufgabe der Optimierung 
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der Erstunterstützungsstrukturen  – insbesondere der 
Transparenz – ist zusätzlich im Prozess „Bielefeld inte-
griert“ verankert worden. Ein onlinegestütztes Informa-
tions- und Orientierungstool ist in Vorbereitung mit dem 
Ziel, zukünftig alle Angebote und Akteurinnen und Ak-
teure im Bereich der Integrationsförderung auf der kom-
munalen Internetplattform mehrsprachig und benutzer-
freundlich darzustellen. Gleichzeitig soll das Onlinetool 
die Möglichkeit eröffnen, dass die Zugewanderten ihre 
persönlichen Daten selbst verwalten und für Beratungs-
prozesse zugänglich machen können.

Vor dem Hintergrund der Einbindung des Projekts in die 
bestehenden Arbeitsstrukturen von „Bielefeld integ-
riert“ (hier insbesondere der Fachgruppe „Sprache, Aus-
bildung und Arbeit“) werden die Erkenntnisse auch nach 
Projektende weitergeführt und wird das Handlungsfeld 
bedarfsgerecht weiterentwickelt.

Entwickelte Produkte
	� Sprachbandkoordination (Sprachkurssteuerung für 

alle Neuzugewanderten)
	� Qualitätszirkel „Sprache“ (qualitative und quanti-

tative Auswertung der Sprachförderung, Planung 
Sprachförderung)

	� Workshop-Angebote für Neuzugewanderte zu aus-
gewählten Themen („Erstorientierung Bildung und 
Arbeitsmarkt“; „Lernen“; „Wege ebnen durch mehr 
Wissen“; „Frühe; Integration drittstaatsangehöriger 
Frauen“)

	� Sprachförderangebote im Rahmen des Projekts 
„HEVI“ (insbesondere für Jesidinnen und Jesiden)

	� Digitales Integrationsmanagement für Zugewander-
te (DIZ) – in Aufbau

Expertise & Beratungskompetenz
Bielefeld bietet sich für andere Kommunen als Mentor 
insbesondere zum Thema „Spracherwerb“ an. Mit der 
„Sprachbandkoordination“ und einem Tool zur Nachver-
folgung der Sprachförderung stehen bereits bewährte 
Instrumente zur Verfügung.

Zudem liegt Expertise bezüglich der Arbeit in Netzwerk-
strukturen und in der Anwendung des Case Manage-
ments vor.

6.5.2	 �Standort Dormagen

Gebiets
körperschaft:

Kreisangehörige Stadt im Rhein-
Kreis Neuss

Einwohnerzahl: 65.000
Ausländeranteil: 13 Prozent
Wachstumsrate:95 -1,3 Prozent
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Ausgangslage vor Projektbeginn
Im Jahr 2017 veröffentlichte die Stadt Dormagen ein In-
tegrationskonzept mit strategischen Zielen und hand-
lungsorientierten Maßnahmen in 16 Maßnahmenberei-
chen. Das Modellprojekt baut unter anderem auf diesem 
Integrationskonzept auf und entwickelt die darin be-
schriebenen Herausforderungen weiter. Im Rahmen der 
landesweiten Initiative „Kein Kind zurücklassen“ (Ke-
Kiz) konnte die Stadtverwaltung Erfahrung mit Präven-
tionsketten im Bildungsmanagement sammeln und die 
Fallanalysen, die von der wissenschaftlichen Begleitung 
eingeführt wurden, auf ihre Zielgruppe anwenden.

Organisatorische Anbindung des Projekts	
und Projektstruktur
Das Projekt ist am Standort Dormagen dem Fachbe-
reichsleiter Integration im Dezernat  3 zugeordnet, ihm 
obliegt die Projektleitung. Der Fachbereich 57 Integra-
tion wurde im Dezernat 3 zum 1. Januar 2016 gegrün-
det und umfasst das Ausländeramt, das soziale Wohnen, 
die Integrationsfachkräfte sowie das Integrationsbüro. 
Im Fachbereich Integration werden aufenthaltsrechtli-
che Angelegenheiten, die Unterbringung von Geflüchte-
ten, die Bereitstellung von Asylbewerberleistungen so-
wie die soziale Betreuung und Integration bearbeitet. 
Das Projektteam umfasst zwei Projektkoordinatoren (= 
1,5 VZÄ) und eine Projektadministration (0,5 VZÄ). Der 
Lenkungsgruppe steht der Erste Beigeordnete der Stadt 
Dormagen vor. Ihre Mitglieder sind verwaltungsinterne 
und -externe Entscheiderinnen und Entscheider.

Projektgruppen sowie deren Teilnehmende wurden von 
der Lenkungsgruppe anhand realer Fälle, die einen Un-
terstützungsbedarf in verschiedenen Rechtskreisen 
auswiesen, festgelegt und waren insbesondere im ers-
ten Projektjahr tätig. In den Projektgruppen war auch 
das Ehrenamt vertreten.

Schwerpunkte in der Bearbeitung der Ziele	
und Verlauf des Projekts
Die Zielgruppe des Projekts stellen alle Menschen dar, die 
seit dem Jahr 2015 der Stadt als Flüchtling zugewiesen 
worden sind, unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus. 
Dies umfasst Zugewanderte mit und ohne Bleibepers-
pektive. Lösungen aus dem Projekt werden auch ande-
ren Zielgruppen zugänglich gemacht, wie beispielsweise 
die Einbeziehung aller neuzugewanderten Menschen mit 
Migrationshintergrund in das Case Management.

Die rechtskreisübergreifenden Netzwerkstrukturen mit 
Schwerpunkt Integration konnten während des Projekts 
insbesondere mit dem Jobcenter, der Bundesagentur 
für Arbeit, dem Rhein-Kreis Neuss, insbesondere mit 
dessen kommunalen Integrationszentrum, und den eh-
renamtlichen Vertretenden gestärkt werden, um die 
Versorgungskette von Zugewanderten zu verbessern. 
Beispielsweise hat sich die Zusammenarbeit zwischen 
Betreuungspersonen der Stadtverwaltung und den 
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Ansprechpersonen im Jobcenter fall- oder themenbe-
zogen stark verbessert. Auch konnte in einer Koopera-
tionsvereinbarung die Leistungsbeziehung von AsylbLG 
und SGB II zwischen Stadt und Jobcenter neu festgelegt 
werden, sodass die Stadt bis zu dem Zeitpunkt Leistun-
gen für eine zugewanderte Person erbringt, zu welchem 
das Jobcenter nachfolgend die Leistungserbringung 
übernimmt und anschließend eine Kostenrückerstat-
tung an die Stadt eingeleitet wird. Die Ausstattung und 
Versorgung von im Rahmen des Familiennachzugs an-
gekommenen Familienmitgliedern ist ebenfalls in die-
ser Kooperationsvereinbarung definiert. Darüber hin-
aus wurde für Prozesse der Wirtschaftsförderung eine 
Dienstleistungskette mit der Arbeitsagentur entwickelt.

Auf Grundlage der 16 Maßnahmenbereiche des Integra-
tionskonzepts der Stadt Dormagen haben die Projekt-
gruppen anhand echter Fälle im Rahmen einer ganzheit-
lichen, rechtskreisübergreifenden Fallbetrachtung die 
bestehenden Schwierigkeiten für die zugewanderten 
Menschen analysiert, zum Teil Versorgungslücken iden-
tifiziert und gemeinsam Lösungen erarbeitet. Von be-
sonderer Bedeutung war hier, dass der Hilfe- und Unter-
stützungsbedarf der zugewanderten Person und nicht 
die jeweilige Zuständigkeit im Mittelpunkt der Fallkonfe-
renzen stand. Auch die Zusammenarbeit mit ehrenamt-
lich Engagierten, bezogen auf die Fallbearbeitung, hat 
sich durch ihre Einbindung in die Projektgruppen deut-
lich verbessert. Das Integrationskonzept der Stadt wur-
de so mithilfe der Projektgruppenarbeit kontinuierlich 
weiterentwickelt.

Zum 1. März 2019 wurde das Case Management im Fach-
bereich eingeführt. Für vorerst ein Jahr hat die Poli-
tik den Auftrag erteilt, Case Management umzusetzen. 
Hierfür wurden zwei zusätzliche Integrationsfachkräfte 
(2 VZÄ) befristet eingestellt. Die Teamleitung der Inte-
grationskräfte obliegt der Projektkoordinatorin, was die 
Verankerung des Case Managements begünstigt. Das 
Integrationsteam besteht mithin seit dem 1. März 2019 
neben der Teamleitung (0,59 VZÄ) aus insgesamt sie-
ben Personen (6,82 VZÄ). Ihm obliegen neben der zu-
sätzlichen Aufgabe Case Management auch weiterhin 
die Betreuung von Personen in Gemeinschaftsunter-
künften, die Alltagsbegleitung Neuzugewanderter, die 
Betreuung von Obdachlosen und vieles mehr. Die Integ-
rationsfachkräfte nahmen seit dem 1. März 2019 schrift-
lichen Kontakt zu allen seitdem rund 300 Neuzugewan-
derten mit Migrationshintergrund möglichst auch in der 
jeweiligen Landessprache auf (Übersetzung erfolgte 
durch eigene Kräfte beziehungsweise Externe), um sie 
frühzeitig über Beratungsangebote zu informieren. Bei 
Geflüchteten sowie bei Personen aus bestimmten Tei-
len Südosteuropas, bei Alleinerziehenden und Famili-
en mit mehr als drei Kindern wird zusätzlich standard-
mäßig ein Hausbesuch angeboten. Im Bedarfsfall wird 
sich externer Sprachmittlerinnen und Sprachmittlern 
bedient. Die Zuteilung in das Case Management sowie 

die spätere behördenübergreifende Kennzeichnung des 
Falls wird derzeit noch ausgearbeitet. Ein umfassendes 
Controlling soll perspektivisch die Wirkung und Vorteil-
haftigkeit des übergreifenden Case Managements nach-
vollziehbar machen.

Eine Herausforderung für den Projektverlauf und die Zu-
sammenarbeit der Akteurinnen und Akteure stellte die 
Notwendigkeit der Gewährleistung des Datenschutzes 
im Hinblick auf personenbezogene Daten dar. Die Stadt 
Dormagen initiierte während des ersten Projektjahrs ei-
nen internen Wissensaufbau zu diesem Thema durch ei-
nen externen Datenschutzexperten. Unter Berücksich-
tigung der datenschutzrechtlichen Regelung erfolgt die 
Datenweitergabe, wie bereits oben erwähnt, zwischen 
dem Jobcenter Rhein-Kreis Neuss und der Stadt Dorma-
gen nun besser. Die Weitergabe der Daten erfolgt nur mit 
Zustimmung des Kunden bzw. der Kundin. Hierfür wurde 
eine entsprechende Einverständniserklärung zur Daten-
weitergabe und Verwendung erarbeitet. Die Vorstellung 
eines programmunterstützten Datentransfers zwischen 
den verschiedenen Rechtskreisen ließ sich bislang leider 
nicht realisieren.

Entwickelte Produkte
	� Kooperationsvereinbarung zwischen der Stadt Dor-

magen und dem Jobcenter Rhein-Kreis Neuss
	� Case Management-Konzept
	� Datenschutzvereinbarung

Verstetigungsmodell nach dem Projektende
Das städtische Integrationskonzept sowie das Case Ma-
nagement-Konzept werden auch nach dem Ende der Tä-
tigkeit in den Projektgruppen von den zuständigen Stel-
len und Akteurinnen und Akteuren umgesetzt. Das Case 
Management soll langfristig im Fachbereich 57 Integra-
tion implementiert und konzeptionell weiterentwickelt 
werden.

Das neue Projekt „Gemeinsam klappt‘s“ des Ministe-
riums soll in den kommenden drei Jahren von den Er-
kenntnissen aus diesem Modellprojekt profitieren, 
fokussiert dabei jedoch auf die Zielgruppe der geflüch-
teten 18- bis 27-jährigen Menschen. Die Projektleitung 
liegt beim Rhein-Kreis Neuss; der Leiter des Fachbe-
reichs Integration der Stadt Dormagen ist Mitglied der 
dortigen Bündniskerngruppe.

Expertise und Beratungskompetenz
Die ressortübergreifende Arbeit ist in diesem Fachbe-
reich bereits ausgereift. Zu den Erfolgsbedingungen ist 
die Stadt auskunftsfähig, ebenso wie zur Entwicklung 
und Implementierung eines übergreifenden Case Ma-
nagements in der kommunalen Integrationsarbeit.
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6.5.3	 �Standort Dortmund

Gebiets
körperschaft:

Kreisfreie Stadt

Einwohnerzahl: 600.000
Ausländeranteil: 18 Prozent
Wachstumsrate:96 +2,5 Prozent

Ausgangslage vor Projektbeginn
Im Jahr 2011 konstituierte sich das „Netzwerk EU-Zu-
wanderung“ aus Akteurinnen und Akteuren der Verwal-
tung und der freien Trägerinnen und Trägern. Im Jahr 
2014 entwickelte sich daraus die „Koordinierungsgrup-
pe Neuzuwanderung“ mit thematischen Fachgruppen, 
seit dem Jahr 2016 auch aus dem Handlungsfeld Flücht-
linge. Das Modellprojekt baut auf die seitdem entstande-
ne „Gesamtstrategie Neuzuwanderung“, das etablierte 
Akteursnetzwerk und die entwickelten Maßnahmen auf.

Organisatorische Anbindung des Projekts und 
Projektstruktur
Die Projektleitung obliegt der Leiterin der strategischen 
Sozialplanung im Rahmen der „Gesamtstrategie Neu-
zuwanderung“. Die Begleitgruppe (Lenkungsgruppe) 
ist aus der Koordinierungsgruppe der „Gesamtstrate-
gie Neuzuwanderung“ hervorgegangen und wurde zu 
Beginn des Jahres 2018 durch Akteurinnen und Akteu-
re des Ehrenamtes, Vertretende der Migrations- und 
Flüchtlingsberatung sowie der operativen Ebene erwei-
tert. Auch das Kommunale Integrationszentrum ist Teil 
der Koordinierungsgruppe, welche die sieben Rahmen-
ziele des Projekts entwickelte.

Drei Arbeitsgruppen erstellten handlungsorientierte Er-
gebnisziele zu den folgenden von der Begleitgruppe pri-
orisierten Handlungsfeldern und entwickelten Maßnah-
men für die Umsetzung:

	� Soziale Integration im Quartier und in der Stadt 
(Rahmenziel 1)

	� Arbeit und Beschäftigung (Rahmenziel 5)
	� Zusammenarbeit und Vernetzung der Akteurinnen 

und Akteure (Rahmenziel 6)

Schwerpunkte in der Bearbeitung der Ziele und Ver-
lauf des Projekts
Ursprünglich umfasste die Zielgruppe 1) Migrantinnen 
und Migranten aus der Europäischen Union sowie 2) Per-
sonen aus Drittstaaten, welche nach Deutschland einge-
wandert sind. Im ersten Projektjahr wurde die Zielgrup-
pe auf Geflüchtete beschränkt.

Die „Gesamtstrategie Zuwanderung“ wurde im Rah-
men des Projekts entsprechend den Ergebnissen 
aus den drei Projektgruppen angepasst. Insbesonde-
re die Erweiterung des Ehrenamts und um Vertretende 
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von Migrantenselbstorganisationen wurde in der Ge-
samtstrategie verankert. Unter Wahrung der Autono-
mie der am Integrationsmanagement beteiligten Fach-
bereiche verankert die Gesamtstrategie eine verstärkte, 
themenbezogene Kommunikation und Kooperation der 
wichtigsten beteiligten verwaltungsinternen und -ex-
ternen Akteurinnen und Akteure der Integrationsarbeit 
auch über das Projektende hinaus.

Zur Organisation des Case Managements wurde ein 
Grundsatzpapier mit unterschiedlichen Schwerpunkten 
erarbeitet. Zum einen enthält das Grundsatzpapier all-
gemeine fachliche Standards des Case Managements, 
Empfehlungen zur Prozessgestaltung des Case Manage-
ments in Dortmund sowie eine Definition der angedach-
ten Zielgruppe. Für eine Konkretisierung der Umsetzung 
des Case Managements bedarf es weiterer Abstimmung. 
Auch die Erfassung von erfolgreich durchgeführten Fäl-
len soll anhand von Kriterien und Kennzahlen unterlegt 
werden. Zudem soll die Standardisierung des Monito-
rings auf der Einzelfallebene entwickelt werden.

Darüber hinaus wird derzeit ein „Dienstleistungszen-
trum Migration und Integration“ (DLZMI) konzipiert, in 
welches die Erkenntnisse des Projekts und der Arbeits-
gruppen fortlaufend überführt werden. Die Arbeitsgrup-
pen erarbeiteten Vorschläge zur Ausgestaltung der Be-
ratungsschalter bezüglich der Angebotsbreite und -tiefe 
des DLZMI. Das DLZMI soll die Beratungsangebote für 
Neuzugewanderte in einem zentral erreichbaren Gebäu-
de bündeln, sodass unterschiedliche Akteurinnen und 
Akteure an einem Ort auf Beratungsangebote verweisen 
können. Der Sachstand zum Erhebungszeitpunkt zeigt 
folgende Struktur:

1. Ebene (Anmeldung): �Ausländerbehörde und 
Bürgerdienste

2. Ebene (Beratung): �Sozialamt, Jobcenter, 
Volkshochschule

Darüber hinaus soll eine näher zu konkretisierende Steu-
erungsgruppe eingerichtet werden, welche die Zusam-
menarbeit fachbereichsübergreifend koordiniert. Das 
bereits etablierte „Dienstleistungszentrum Bildung“ der 
Stadt Dortmund wurde zwecks Erfahrungsaustausch 
und Abstimmung in die Konzeptionsphase miteingebun-
den, genauso wie die relevantesten beteiligten Akteu-
rinnen und Akteure des Integrationsprozesses. Derzeit 
werden Prozesse und Schnittstellen für die Bündelung 
im DLZMI abgestimmt. Der Integrationsprozess von Zu-
gewanderten soll dabei von allen beteiligten Akteurinnen 
und Akteuren in einer Laufmappe transparent und nach-
vollziehbar dokumentiert und langfristig digitalisiert 
werden. Es wird auch geprüft, welche digitalen Möglich-
keiten (zum Beispiel Onlineportal, App) bestehen, um die 
Sichtbarkeit und Nutzung des DLZMI sicherzustellen.
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Entwickelte Produkte
Als zentrales Projektprodukt ist das DLZMI geplant. 
Auch die Nutzung der Integreat App soll als Produkt aus 
dem Projekt hervorgehen.

Darüber hinaus wurden folgende weitere Produkte 
entwickelt:

	� Wissensdatenbank für Akteurinnen und Akteure des 
kommunalen Integrationsmanagements

	� Analoge Laufmappe für Neuzugewanderte, perspek-
tivisch digital

Verstetigungsmodell nach dem Projektende
Zum einen bettet die „Gesamtstrategie Zuwanderung“ 
die strategische Fortführung des Integrationsmanage-
ments auch langfristig in die Strukturen der Stadt ein. 
Die Begleitgruppe wird sich nach Projektende mit neu 
entstehenden Themen und Bedarfen befassen.

Der Aufbau des „Dienstleistungszentrums Migration und 
Integration“ ist der zentrale Baustein der Verstetigung 
der unterschiedlichen Projekterkenntnisse und -aktivitä-
ten. Es wird über das Projektende hinaus die strukturelle 
Basis für das städtische Integrationsmanagement sein.

Das Case Management soll eine ganzheitliche Beratung 
auf operativer und systemischer Ebene langfristig ver-
ankern und eine intensive, abgestimmte und transparen-
te Begleitung für Zugewanderte bieten.

Expertise und Beratungskompetenz
Die Stadt Dortmund hat ihre Expertise hinsichtlich ge-
samtstrategischer Aspekte für Kommunales Integra-
tionsmanagement durch das Projekt vertiefen kön-
nen, insbesondere in Bezug auf die Identifikation akuter 
und komplexer Problemlagen sowie der entsprechen-
den Lösungsentwicklung in der ressortübergreifenden 
Zusammenarbeit. Darüber hinaus können gesammel-
te Erfahrungen in der langfristigen themen- und res-
sortübergreifenden Vernetzung von Akteurinnen und 
Akteuren sowie in der Moderation von Gremien geteilt 
werden.

Neben dem ausgereiften Know-how in der Begleitung 
und Moderation von Veränderungsprozessen können 
Kenntnisse über die Konzeption und den Aufbau eines 
Dienstleistungszentrums und der entsprechenden Ver-
bindung zu dezentralen Strukturen der Stadt zur Verfü-
gung gestellt werden.

6.5.4	 �Standort Hamm

Gebiets
körperschaft:

Kreisfreie Stadt

Einwohnerzahl: 180.000
Ausländeranteil: 16 Prozent

Wachstumsrate:97 -3,7 Prozent

Kreisfreie Stadt

180.000

16 Prozent

-3,7 Prozent

Ausgangslage vor Projektbeginn
Das „Netzwerk Integration“ ist seit über 15 Jahren eine 
stadtweite Netzwerkstruktur von Akteurinnen und Ak-
teuren im Einwanderungsmanagement. Fallmanagerin-
nen und Fallmanager (genannt Integrationskoordinato-
rinnen und -koordinatoren) betreuen seit dem Jahr 2015 
nach Hamm Zugewanderte engmaschig in den neun So-
zialräumen und stoßen rechtskreisübergreifende Maß-
nahmen für die Klienten an. Im Jahr 2016 wurde vom Rat 
der Stadt Hamm das Kommunale Integrationskonzept 
mit den aktuellen Herausforderungen und Maßnahmen 
verabschiedet und im Jahr 2018 durch 18 Handlungsfel-
der mit aktuell 46 bezifferten Maßnahmen systematisiert 
fortgeschrieben. Am Standort Hamm werden bereits 
seit vielen Jahren Schnittstellen zielführend und voraus-
schauend definiert (so etwa im Rahmen des Modellpro-
jekts „KeKiz“, jetzt: Kommunale Präventionsketten).

Organisatorische Anbindung des Projekts und 
Projektstruktur
Das Projekt ist in das kommunale Integrationsmanage-
ment des Fachbereichs 02 „Jugend, Soziales und Ge-
sundheit“ im Dezernat I „Zentrale Dienste, Jugend, So-
ziales“ eingebunden. Die Projektleitung obliegt der 
Geschäftsführung Integrationsmanagement. Diese wird 
unterstützt von einer Projektkoordination.

Die Geschäftsführungsrunde Integrationskonzept, in 
welcher neben der oberen Leitungsebene (zum Beispiel 
Dezernate, Fachbereiche) auch die Trägerlandschaft so-
wie die Bundesagentur für Arbeit vertreten sind, bestand 
bereits vor dem Projektbeginn und ist mit einer Len-
kungsgruppe im Projekt gleichzusetzen. Die Geschäfts-
führungsrunde entscheidet über die grundsätzliche Aus-
richtung des kommunalen Integrationsmanagements.

Das Projekt wurde in die verwaltungsinterne Strategie 
sowie die Strukturen der Integrationsarbeit eingebun-
den, weshalb keine themenbezogenen und handlungso-
rientierten Projektgruppen gegründet worden sind. Dies 
war der einerseits der Tatsache geschuldet, dass das 
Projekt in Hamm auf der strategischen Metaebene an-
gesiedelt worden war. Andererseits wurden und werden 
in Hamm zahlreiche relevante Themen bereits vor dem 
Projektbeginn kooperativ von unterschiedlichen Akteu-
rinnen und Akteuren bearbeitet.
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Im Besonderen ist das rechtskreisübergreifende Soziale 
Fallmanagement zu erwähnen, welches bereits vor Pro-
jektbeginn eingerichtet worden war und über das Pro-
jekt durch Case Management weiterentwickelt wurde: 
Hier werden Maßnahmen für Geflüchtete durch derzeit 
17 städtische wie auch von extern beauftragte Integra-
tionskoordinationen initiiert und gesteuert. Für das Eh-
renamt wurde im Jahr 2015 eine Stelle bei einem Wohl-
fahrtsverband finanziert, um die Ehrenamtlichen und 
deren Arbeit in der Stadt Hamm zu koordinieren und 
auch weiterzuentwickeln sowie diese in Absprachen mit 
dem Fallmanagement und anderen Akteurinnen und Ak-
teuren einzusetzen.

Schwerpunkte in der Bearbeitung der Ziele und Ver-
lauf des Projekts
Die Ziele des Projekts bestehen allgemein in der vergrö-
ßerten gesellschaftlichen Teilhabe aller nach Hamm zu-
gewanderten Personen. Aktuell werden neben geflüch-
teten Personen außerhalb auch Zugewanderte innerhalb 
der Europäischen Union sowie Familiennachzüge be-
treut, jedoch nicht alleinstehende Männer sowie unbe-
gleitete Minderjährige.

Die Stadt Hamm hat sich ein ganzheitliches kommuna-
les Integrationsmanagement als Ziel gesetzt. Zu diesem 
Zweck wird das Integrationskonzept stetig weiterentwi-
ckelt, um das Zusammenspiel aller beteiligten Akteurin-
nen und Akteure zu optimieren und die darin enthalten-
den Maßnahmen qualitativ fortlaufend anzupassen und 
weiterzuentwickeln.

Für einen gezielten Ressourceneinsatz sowie die Mög-
lichkeit der Wirkungsmessung in den Angebotsberei-
chen der Integrationsarbeit entwickelt die Stadt Hamm 
unter Wahrung der unterschiedlichen Umsetzungsan-
sätze und Wirkfelder der Akteurinnen und Akteure ein-
heitliche Qualitätsstandards. Dieser Prozess dauert 
noch an. Es wurde darüber hinaus über eine Initiative mit 
dem Rechnungsprüfungsamt ein Prozess zum Finanz-
controlling der Integrationsmaßnahmen aus dem kom-
munalen Integrationskonzept mit den jeweiligen Ämtern 
im Fachbereich 02 angestoßen  – mit dem Ziel, für das 
Integrationsmanagement qua Auftrag zu jederzeit Be-
richtsfähigkeit mit Kennzahlen gewährleisten zu können.

Der Prozess mit dem Rechnungsprüfungsamt dient der 
Definition von Kernprozessen, Risikofaktoren und dem 
Aufbau eines Qualitätsmanagements sowie Unterstüt-
zungsprozessen für ein effektiveres und effizienteres Ar-
beiten innerhalb des Projekts und der künftigen Abtei-
lung, sowie der Absicherung der Verwaltungsprozesse 
und Transparenz nach außen.

Ein zentrales Anliegen des Projekts stellt die verbesser-
te Nutzung von Synergien zwischen den Akteurinnen 
und Akteuren im Integrationsmanagement dar. Der Be-
darf dieser Entwicklung lag insbesondere in der großen 

Anzahl an Projekten, Angeboten und Ansätzen begrün-
det. Die Neuausrichtung des Integrationskonzepts war 
ein erster Ansatz, um die 46 Maßnahmen den 18 Hand-
lungsfeldern zuzuordnen. Auch eine interne Plattform, 
auf welcher alle Angebote des Themenbereiches Integ-
ration gebündelt und übersichtlich dargestellt werden, 
dient der Verbesserung der Kommunikation und Zusam-
menarbeit der beteiligten Akteurinnen und Akteure. Auf 
der Homepage der Stadt werden zudem alle wichtigen 
Dokumente des Themenfelds im Bereich „Kommuna-
les Integrationskonzept“ für Bürgerinnen und Bürger zur 
Verfügung gestellt.

Das rechtskreisübergreifende Soziale Fallmanagement 
wurde im Rahmen des Projekts ausgebaut und konzep-
tionell neu ausgerichtet. Den Integrationskoordinatorin-
nen und -koordinatoren kommt damit weniger eine Arbeit 
auf operativer Ebene zu, sondern vielmehr eine Steue-
rung der individuellen Integrationsprozesse. In Zusam-
menarbeit mit der Hochschule Hamm-Lippstadt wurden 
Indikatoren für die Wirkungsmessung eines aus Sicht 
des Integrationsmanagements erfolgreichen Case Ma-
nagements entwickelt. Der Abschlussbericht aus dieser 
Kooperation liegt vor und wird derzeit erweitert: Projekt-
leitung und Teamleitung der Integrationskoordinatorin-
nen und -koordinatoren erstellen derzeit ein einheitlich 
nutzbares und leicht verständliches Stufensystem zur 
Einschätzung des Ausmaßes an gesellschaftlicher Teil-
habe der Neuzugewanderten für die Bereiche Sprache, 
Bildung, Arbeit, Wohnen, Gesundheit (hier ist die Orien-
tierung im System gemeint) und sozialer Integration.

Auch die Vernetzung mit unterschiedlichen Ämtern und 
Behörden konnte durch das Projekt verbessert wer-
den. Die Geschäftsführung Integrationsmanagement ist 
ständiges Mitglied in anderen zentralen Gremien wie bei-
spielsweise der Lenkungsgruppe des Projekts „Kommu-
nale Präventionsketten“ (Gestaltung von Übergängen im 
biografischen Verlauf), der Lenkungsgruppe für quali-
tative Schulentwicklungsplanung sowie der Lenkungs-
gruppe für die Weiterentwicklung der Stadtteilarbeit, 
welche derzeit den Ausbau der sozialräumlichen Ausge-
staltung sozialer Angebote (über die Weiterentwicklung 
der Jugendzentren zu „Jugend- und Stadtteilzentren“) 
steuert.

Entwickelte Produkte
	� Entwicklung Berichtswesen Finanzcontrolling
	� Entwicklung von Kennzahlen für das Soziale 

Fallmanagement
	� Entwicklung eines Auswertungsprogramms für das 

interne Berichtswesen
	� Entwicklung von Fortbildungsmodulen, beispiels-

weise für interkulturelle Schulentwicklung für Bera-
tungslehrkräfte und die Schulsozialarbeit oder für 
Case Manager (Gesprächsführungsmethoden)
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	� Entwicklung eines Konzepts für die Ehrenamtskoor-
dination sowie die zu erfüllenden Standards in der 
Zusammenarbeit mit Trägern

	� Entwicklung eines Konzepts zur Koordinierung der 
Multiplikatoren- und Lotsenprogramme

	� Erstellung einer internen Plattform (Intranet-Wiki), 
auf welcher alle Angebote gebündelt für alle beteilig-
ten Akteurinnen und Akteure sichtbar sind

	� Weiterentwicklung der Onlineplattform „Viel-
falt-Hamm.de“ für alle Angebote in der Stadt Hamm

	� Bereitstellung aller offiziellen Dokumente des The-
menfeldes auf der Homepage der Stadt unter dem 
Reiter „Kommunales Integrationskonzept“

Verstetigungsmodell nach dem Projektende
Zentrale Verstetigungsgrundlage ist das Integrations-
konzept der Stadt Hamm, welches als dynamisches 
Dokument verstanden und genutzt wird. Auch die Ge-
schäftsführung Integrationsmanagement bleibt über 
das Projektende hinaus bestehen und soll durch ihr ab-
gestimmtes Vorgehen unter Berücksichtigung der be-
stehenden Netzwerke und Strukturen auch weiterhin 
erfolgreich einem silohaften, einseitigen Vorgehen ent-
gegenwirken und weitere breit angelegte Lösungsansät-
ze entwickeln.

Zusätzlich dient die neuaufzusetzende interne Plattform 
dazu, allen beteiligten Akteurinnen und Akteuren der In-
tegrationsarbeit einen Überblick über die be- und ent-
stehenden Angebote zu verschaffen und den Austausch 
untereinander zu fördern. Auch das rechtskreisüber-
greifende Case Management wird durch die Integrati-
onskoordination weitergeführt und -entwickelt werden.

Strukturell ist derzeit geplant, im Bürgeramt für Migra-
tion und Integration, welches im Amt für Soziale Integ-
ration angesiedelt ist, eine neue Abteilung mit den ver-
schiedenen für die individuellen Integrationsprozesse 
relevanten Bereiche zu bündeln.

Expertise und Beratungskompetenz
Die Stadt hat erfolgreich ein fundiertes, transparentes 
und beteiligungsorientiertes Vorgehen bei der Erstellung 
eines Integrationskonzepts konzipiert und umgesetzt, 
inklusive einer umfassenden Bedarfs- und Bestandsana-
lyse, der Entwicklung von Handlungsfeldern und Zielsys-
temen sowie konkreter Maßnahmen und vereinbarter 
Investitionsbeträge. Vorteile dieses Vorgehens können 
anderen Kommunen dargelegt werden.

Die Stadt Hamm konnte im Rahmen des Projekts ihre Ex-
pertise in der Analyse und Optimierung von Prozessen 
erweitern und kann insbesondere ihre Erfahrungen für 
die Prozessmoderation und - reflexion spezifischer Pro-
jektvorhaben mit weiteren Kommunen teilen.

Die Stadt Hamm verfügt neben dem Thema In-
tegration auch in anderen Querschnittsthemen 

Geschäftsführungsrunden (zum Beispiel KeKiz, Schul-
entwicklungsplanung), um quer zu den Verwaltungshie-
rarchien themenzentriert arbeiten zu können. Dazu kann 
sie positive Erfahrungswerte berichten.

Darüber hinaus bestehen die Kompetenz und das Inter-
esse seitens der Stadt, sich mit anderen Kommunen hin-
sichtlich eines umfassenden Finanzcontrollings sowie 
zur Nutzung von SAP-Systemen auszutauschen.

6.5.5	 �Standort Köln

Gebiets
körperschaft:

Kreisfreie Stadt

Einwohnerzahl: 1.100.000
Ausländeranteil: 21 Prozent
Wachstumsrate:98 +9,5 Prozent

Ausgangslage vor Projektbeginn
Die derzeitige Kölner Oberbürgermeisterin brachte das 
Bewusstsein für die Bedeutung der Integrationsarbeit 
als Querschnittsaufgabe aus ihrer vorherigen Tätigkeit 
als Sozialdezernentin mit. Die Gründung einer Organisa-
tionseinheit für die zentrale Flüchtlingskoordination im 
Amt der Oberbürgermeisterin wurde im April 2016 vor-
genommen. Der Leiter dieser Organisationseinheit ist 
zugleich Projektleiter.

Organisatorische Anbindung des Projekts und 
Projektstruktur
Das Projekt ist als Stabstelle direkt bei der Oberbürger-
meisterin angesiedelt. Während die Lenkungsgruppe 
als Entscheidungsgremium fungiert, bildeten eine (Ge-
samt-)Arbeitsgruppe sowie sieben aus ihr hervorgegan-
gene Unterarbeitsgruppen die Basis zur operativen Lö-
sungserarbeitung. Die Gesamtarbeitsgruppe fungierte 
dabei als Bindeglied: Sie bündelte die Ergebnisse der 
Unterarbeitsgruppen und legt diese der Lenkungsgrup-
pe anschließend zur Beschlussfassung vor. Die Schwer-
punkte der Unterarbeitsgruppen waren dabei

	� Bildung und Arbeit,
	� Sprache,
	� Wohnen,
	� Gesundheit,
	� Existenzsicherung,
	� Teilhabe und
	� Case Management.

Im Dezember 2018 wurde das Amt für Integration und 
Vielfalt gegründet, welches dem Dezernat der Ober-
bürgermeisterin angebunden ist. Es soll die Arbeitspro-
zesse des Projekts weiterführen und sich mit den oben 
genannten Handlungsfeldern und Querschnittsthe-
men befassen. Dafür wurden insbesondere die Flücht-
lingskoordination, die Punktdienststelle Diversity sowie 

98	 Prognose des Berlin-Instituts, 04/2019.
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ein Teilbereich des Ausländeramts in dem neuen Amt 
zusammengefasst. Neu sind die strategischen Steue-
rungsstellen zu den Themen Wohnen, Beteiligung, Teil-
habe, Bildung/Sprache, Arbeit und Gesundheit.

Vertreterinnen und Vertreter des Ehrenamts sowie von 
Trägerinnen und Träger der Wohlfahrtsverbände waren 
in allen Unterarbeitsgruppen sowie der Arbeits- und der 
Lenkungsgruppe vertreten. Da sich aufgrund der benö-
tigten Systemkenntnis gegen eine direkte Teilnahme von 
Geflüchteten entschieden wurde, waren Mitglieder von 
Migrantenselbstorganisationen punktuell in den Unter-
arbeitsgruppen beteiligt. Außerdem wurde eine Veran-
staltung mit geflüchteten Menschen durchgeführt, um 
einen Austausch zu Bedarfen, Zugängen zu Teilhabean-
geboten sowie möglichen Hürden und Zugangshemm-
nissen zu ermöglichen. Zur umfangreichen Einbindung 
gesellschaftlicher Akteurinnen und Akteure trug auch 
die regelmäßige Öffentlichkeitsarbeit des Projekts bei.

Schwerpunkte in der Bearbeitung der Ziele und	
Verlauf des Projekts
Die Zielgruppe des Projekts stellten in der ersten Pro-
jektphase alleinreisende geflüchtete Menschen im Alter 
von 18 bis 25 Jahren mit positiver Bleibeperspektive im 
Übergang in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt dar. In 
der zweiten Projektphase profitierten auch weitere Ziel-
gruppen in anderen Lebenslagen von Ergebnissen und 
Wirkungen des Projekts, wie beispielsweise von einer 
besseren Kommunikation mit Behörden durch die flä-
chendeckende Einführung von Videodolmetscherinnen 
und Videodolmetschern und dem Leitfaden zur Woh-
nungsanmietung. Das entstandene Amt für Integration 
und Vielfalt ist in seiner Arbeit ebenfalls nicht auf die ur-
sprüngliche Zielgruppe begrenzt.

Es wurde ein Leistungsnetz zur Integration der Zielgrup-
pe erarbeitet, in welchem die zentralen Abläufe und Zu-
ständigkeiten wichtiger Akteurinnen und Akteure zeit-
lich dargestellt werden; darunter fallen zum Beispiel das 
Gesundheitsamt, das Amt für Wohnungswesen, das Aus-
länderamt und das Jobcenter. Das Leistungsnetz ersetzt 
detaillierte Dienstleistungsketten, welche aufgrund der 
Komplexität der Schnittstellen nicht erstellt wurden.

In den Unterarbeitsgruppen wurden Rahmenziele in kon-
krete Ergebnisziele übersetzt, deren zugeordnete Mei-
lensteine zu einem großen Teil bereits erreicht wurden. 
Die Unterarbeitsgruppe „Bildung und Arbeit“ entwickel-
te beispielsweise ein sogenanntes „Personal Book“, in 
dem alle wesentlichen Informationen sowie Ansprech-
partnerinnen und -partner nachgehalten werden, sodass 
den Geflüchteten der Weg durch die Behörden erleich-
tert wird. Dieses wurde beispielsweise durch die Aus-
länderbehörde und das Ehrenamt an Neuzugewanderte 
ausgegeben.

Ein zentrales Ergebnis der Unterarbeitsgruppe „Spra-
che“ ist die zentrale Bündelung der Aufgabe zur Ver-
pflichtung zum Sprachkurs nach § 44a des Aufenthalts-
gesetzes beim Fachbereich Integrative Sprach- und 
Orientierungsförderung (16/04), um innerhalb der Ver-
waltung einen beschleunigten Prozess und somit ei-
nen möglichst frühen Spracherwerb für Geflüchtete zu 
ermöglichen.

Durch die Unterarbeitsgruppe „Wohnen“ wurde unter 
anderem ein Leitfaden zur Wohnungsanmietung in ein-
facher Sprache erstellt („Wegweiser Wohnen in Köln“). 
Online ist der Leitfaden neben Deutsch in 16 weiteren 
Sprachen, wie beispielsweise Arabisch, Englisch, Fran-
zösisch und Polnisch, verfügbar. Neben Informationen 
zur Wohnungssuche und Wohnungsanmietung werden 
zentrale Rechte und Pflichten von Mieterinnen und Mie-
tern erklärt (zum Beispiel Mülltrennung, Hausordnung, 
Untervermietung) und Hinweise zur Kündigung gegeben.

In der Unterarbeitsgruppe „Gesundheit“ wurde unter an-
derem die Vernetzung der Akteurinnen und Akteure im 
Bereich Gesundheit und Gesundheitsberatung durch 
Vortragsreihen und Vernetzungstreffen vorangetrie-
ben. Außerdem wurde die Informationsvermittlung an 
Geflüchtete über das Gesundheitswesen verbessert, in-
dem beispielsweise Plakate mit Verweis auf mehrspra-
chige Erklärvideos gedruckt wurden.

In der Unterarbeitsgruppe „Existenzsicherung“ wurden 
insbesondere Schnittstellen innerhalb der Verwaltung 
verbessert. Die Unterarbeitsgruppe „Teilhabe“ führte 
eine Veranstaltung durch, um die Bedarfslagen und Zu-
gänge zu Teilhabeangeboten von Geflüchteten abzufra-
gen. Hieraus wurden Zugangsbarrieren sowie Interessen 
von Geflüchteten direkt bei der Zielgruppe identifiziert. 
Mit den Ergebnissen wird das Amt für Integration und 
Vielfalt weiterarbeiten.

Die Unterarbeitsgruppe „Case Management“ beschäf-
tigte sich mit der Erarbeitung eines Case Manage-
ment-Konzepts. Es wurde eine Entwurfsfassung zur 
„Steuerung eines rechtskreisübergreifenden Case Ma-
nagements für geflüchtete Menschen in Köln“ erstellt. 
Das Konzept soll die bisher erfolgten Einzelfallbera-
tungen in Stellen der Kölner Verwaltung sowie im Köl-
ner Hilfesystem verbinden und ergänzen. Zentrales 
Ziel des Case Managements ist die Steuerung und Ver-
mittlung passgenauer Angebote durch die Case Mana-
ger im Sinne einer aktivierenden Hilfe zur Selbsthilfe. 
Daraus resultierende Erfahrungen sollen wiederum die 
Identifizierung von strukturellen Defiziten und Bedarfen 
ermöglichen. Darüber hinaus umfasst das Konzept An-
gaben zur Zielgruppe, zu strukturellen sowie organisa-
torischen Voraussetzungen, Abläufen und Schnittstellen 
auf der Einzelfall- und Systemebene, Aufgabenprofilen 
der Akteurinnen und Akteure sowie zum geplanten Res-
sourceneinsatz. Die Steuerung der Pilotphase, in der das 
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Konzept getestet werden soll, wird dem Amt für Integ-
ration und Vielfalt obliegen. Das Konzept sieht die Ein-
richtung einer Case Management-Steuerungsstelle im 
Amt für Integration und Vielfalt vor, die Fälle entgegen-
nimmt und die Übergabe mit den beteiligten Institutio-
nen abstimmt. Die konkrete Fallsteuerung soll durch die 
Case Manager der Kooperationspartnerinnen und -part-
ner erfolgen. Auch die Steuerung auf Systemebene ob-
liegt dieser Stelle. Die Teilnahme am rechtskreisüber-
greifenden Fallmanagement ist freiwillig. Die Umsetzung 
des Konzepts erfolgt im Rahmen der Landesinitiativen 
„Gemeinsam klappt’s“ und „Durchstarten in Ausbildung 
und Arbeit“.

Entwickelte Produkte
	� Einführung von flächendeckendem 

Videodolmetschen
	� „Personal Book“ für Geflüchtete
	� Leitfaden zur Wohnungsanmietung („Wegweiser 

Wohnen in Köln“) in einfacher Sprache sowie über-
setzt in mehrere Sprachen

	� Plakate zur Information über das Gesundheitssystem
	� Konzept zum rechtskreisübergreifenden Case 

Management

Verstetigungsmodell nach dem Projektende
Die Gründung des Amtes für Integration und Vielfalt 
trägt maßgeblich zur Verstetigung des Projekts bei. Der 
regelmäßige Austausch mit den Mitgliedern der bishe-
rigen Unterarbeitsgruppen wird auch nach Projektende 
in den fachlich zuständigen Bereichen des neuen Amts 
fortgesetzt. Darüber hinaus wird das Projekt durch die 
perspektivische Einführung des rechtskreisübergreifen-
den Case Managements strukturell verstetigt.

Expertise und Beratungskompetenz
Die erarbeitete, das Ehrenamt einbindende Projekt-
struktur kann als Orientierung an weitere Kommunen 
vermittelt werden, insbesondere in Hinsicht auf die Zu-
sammensetzung und thematische Aufteilung der Pro-
jektgremien. Zudem können die erarbeiteten Produkte, 
wie beispielsweise der Leitfaden zur Wohnungssuche, 
zur Verfügung gestellt werden. Die Erfahrungen, die im 
Rahmen der Amtsgründung des Amtes für Integration 
und Vielfalt gesammelt wurden, können überdies mit 
weiteren Kommunen geteilt werden.

6.5.6	 �Standort Kreis Lippe

Gebiets
körperschaft:

Kreis

Einwohnerzahl: 350.000
Ausländeranteil: 13 Prozent
Wachstumsrate:99 -5,7 Prozent

99	 Prognose des Berlin-Instituts, 04/2019.

Ausgangslage vor Projektbeginn
Eine kreisweite Koordination der Integrationsarbeit am 
Standort Kreis Lippe in einzelnen Bereichen erfolgt seit 
Anfang 2013 durch das Kommunale Integrationszent-
rum. Dazu wurde im Oktober 2013 ein Integrationskon-
zept erarbeitet und veröffentlicht. Die Erfahrungen der 
kreisangehörigen Städte und Kommunen im Bereich der 
Integrationsarbeit sind unterschiedlich. Strukturen so-
wie Konzepte existierten vor allem in den drei kreisan-
gehörigen Städten (Lemgo, Bad Salzuflen und Detmold). 
Im Jahr 2015 gab es aufgrund der erhöhten Zuwande-
rung einen Versuch der Entwicklung einer umfassenden 
kommunalen Integrationsstrategie. Die in diesem Pro-
zess entstandene Strategiegruppe „Flüchtlinge“ wurde 
zur Lenkungsgruppe „Einwanderung gestalten“.

Organisatorische Anbindung des Projekts und 
Projektstruktur
Das Projekt ist bislang im Kommunalen Integrationszen-
trum angesiedelt. Es wurden Arbeitsgruppen zu ver-
schiedenen Thematiken und Zielsetzungen (wie „Mo-
bilität“, „Gesundheitsberufe“, „Schule“, „Sprach- und 
Integrationsmittler“, „Zusammenarbeit Kommunen und 
Jobcenter“) gegründet und die Lenkungsgruppe etab-
liert. Die Lenkungsgruppe (zukünftig Steuerungsgremi-
um Migration) fällte im Rahmen des Projekts Beschlüs-
se, definierte Zielgruppen, richtete Arbeitsgruppen ein 
und delegierte Themen an andere Fachbereiche.

Der Verantwortungs- und Aufgabenbereich des Projekt-
teams nahm im Projektverlauf tendenziell zu. Es wur-
den im Laufe des Projekts Aufgaben übernommen, die 
sich ursprünglich nicht im Aufgabenbereich des Projekt-
teams befanden und über die zentrale Tätigkeit der Mo-
deration hinausgingen. Zudem übernahm das Projekt-
team auch Controlling-Aufgaben.

In der Analysephase des Projekts wurden 30 Fälle von Zu-
gewanderten anhand von leitfadengestützten Interviews 
und daraus resultierenden Fallkonferenzen analysiert. 
Auch eine Familie mit mehreren Angehörigen wurde als 
ein Fall gezählt. Darüber hinaus wurden die Migrantinnen 
und Migranten in Folgegesprächen mehrfach während 
des gesamten Projektverlaufs interviewt. Freiwillige aus 
diesem Kreis trafen sich im Abstand von etwa vier Mona-
ten zum Austausch und zur Erarbeitung von Verbesse-
rungsvorschlägen. Die Integration dieses Feedbacks ge-
staltet sich aufgrund mangelnder offizieller Legitimation 
der Gruppe allerdings schwierig. Sie bereichert jedoch 
die Arbeit des Integrationsmanagements.

Zudem konnten sich Ehrenamtliche in die Fallkonferen-
zen einbringen. Eine kontinuierliche unmittelbare Ein-
bringung war im Projekt nicht vorgesehen. Deshalb wur-
de die hauptamtliche Koordination des Ehrenamts in das 
Projektteam eingebunden, wodurch eine andere Sicht-
weise hinsichtlich der Thematik vertreten war.
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Schwerpunkte in der Bearbeitung der Ziele und	
Verlauf des Projekts
Das Projekt hatte keine spezifische Zielgruppe einge-
grenzt und alle Zugewanderte, welche ab 2015 im Kreis 
Lippe ankamen, in den Fokus genommen. Zusätzlich 
wurden Relevanzkriterien für die Fallarbeit erarbeitet, 
welche einen Querschnitt der Problemlagen volljähriger 
Zugewanderter darstellen. Infolge dieser breiten Ziel-
gruppendefinition wurden eher allgemein gehaltene Zie-
le zu Projektbeginn festgelegt, welche die Entwicklung 
einer Handlungsstruktur für ein kreisweit einheitliches 
Einwanderungsmanagement in den Fokus nehmen. Es 
kann als genereller Projekterfolg gewertet werden, dass 
es vor Projektbeginn kein Einwanderungsmanagement 
im Kreis Lippe gab und nun eine solide Grundlagenbasis 
der Akteurinnen und Akteure und Prozesse geschaffen 
wurde, auf der nach und nach gezielt unterschiedliche 
Zielgruppen und Lebenslagen betrachtet und verbessert 
werden können. In Zukunft soll die Zielgruppe der euro-
päischen Zuwanderung aus Ländern des Balkans stärker 
in den Fokus genommen werden.

Die Erfolge des Projekts in Lippe ließen sich teilweise nur 
schwer in numerischen Parametern abbilden und nach-
vollziehen. Beispielsweise die Dauer von Ankunft bis zur 
Einschulung für Kinder von Zugewanderten konnte aber 
nachweislich deutlich verkürzt werden und soll künftig 
nur noch einen Monat betragen.

In den Arbeitsgruppen wurden unter anderem Dienst-
leistungsketten, auch im Bereich der rechtskreisüber-
greifenden Übergänge, definiert und befinden sich bei-
spielswiese im Bereich Arbeit teilweise noch in der 
Abstimmung.

Das Case Management hat sich als wertvolles Hand-
lungskonzept in der (sozialen) Arbeit mit (Neu-)Zuwan-
dern im Rahmen des Einwanderungsmanagements be-
währt. Es ist noch nicht in allen Kommunen etabliert, da 
auch keine Möglichkeit besteht, diese zu bestimmten 
Methoden zu verpflichten. Insgesamt überzeugt die Me-
thode in der Praxis und es sollen weiterhin mehr Perso-
nen geschult werden. Darüber hinaus wurde ein Quali-
tätszirkel Case Management eingerichtet.

Entwickelte Produkte
	� Informationsflyer zur Anerkennung von ausländi-

schen Führerscheinen
	� Einheitlicher Gesprächsleitfaden zur Erfassung von 

weiterverarbeitbaren Daten

Verstetigungsmodell nach dem Projektende
Zentraler Bestandteil des zukünftigen Einwanderungs-
managements soll eine neu eingerichtete Servicestelle 
sein. Diese Servicestelle soll Arbeitsgruppen moderie-
ren, Ergebnisse protokollieren und zukünftige Fallkonfe-
renzen organisieren. Grundsätzlich sollen alle Informati-
onen in dieser Servicestelle gebündelt werden.

Die angedachte Servicestelle würde somit als erste An-
laufstelle im Kreis fungieren und wäre Ansprechpart-
nerin für Akteurinnen und Akteure. Die Servicestelle 
soll nicht als eigenständige Beratungsinstitution agie-
ren, sondern vielmehr auf die jeweils zuständigen Stel-
len verweisen. Insgesamt würde die Servicestelle primär 
der Koordinierung dienen.

Ob die Servicestelle nachhaltig etabliert werden kann, ist 
derzeit aufgrund der Finanzierungsfrage unklar. Ebenso 
ist die organisatorische Verortung der Servicestelle in 
diesem Zusammenhang noch nicht geklärt.

Der Lenkungskreis soll als Steuerungsgremium erhal-
ten bleiben. Darunter arbeiten mehrere Arbeitsgruppen 
mit operationalisierter Zielsetzung weiter. Ein ausführli-
ches Konzept für die künftige Organisationsstruktur ist 
durch das Projektteam im Rahmen des Projekts erarbei-
tet worden.

Expertise und Beratungskompetenz
Der Standort würde sich als Ansprechpartner für andere 
Kreise anbieten, insbesondere bei dem Themenkomplex 
Austausch zwischen Kreis und den Kommunen. Des Wei-
teren steht man beratend für die Themen Gruppendyna-
miken, Rollenverständnis, Erfahrungen als Projektteam, 
Netzwerkarbeit, Fördermittelmanagement, praktische 
Sozialarbeit, Moderation und Rolle als Koordinator zur 
Verfügung.

6.5.7	 �Standort Moers

Gebiets
körperschaft:

Kreisangehörige Stadt im Kreis 
Wesel

Einwohnerzahl: 104.000
Ausländeranteil: 13 Prozent
Wachstumsra-
te:100

-8,3 Prozent

Ausgangslage vor Projektbeginn
Das Integrationskonzept der Stadt Moers aus dem Jahr 
1999 entsprach nicht mehr den aktuellen Erfordernis-
sen. Im November 2014 verabschiedeten alle Fraktionen 
des Rats zudem eine Resolution, die Moers als „friedli-
chen und sicheren Zufluchtsort“ definiert und Integra-
tion in den kommunalpolitischen Fokus rückte. Die Er-
gebnisse des Modellprojekts sollten daher die Basis des 
zukünftigen Integrationsmanagements in Moers bilden 
und unter anderem in ein umfassendes Integrationskon-
zept münden.

100	 Prognose des Berlin-Instituts, 04/2019.
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Organisatorische Anbindung des Projekts und 
Projektstruktur
Die Projektleitung obliegt der Sozialplanung im Bereich 
der Zuwanderung der Stadt Moers, welche im Fachbe-
reich 7 „Soziales, Senioren und Wohnen“ des Dezerna-
tes II angesiedelt ist.

Neben dem strategisch agierenden Lenkungskreis wur-
den sieben Handlungsfelder identifiziert, in welchen im 
Rahmen des Projekts gearbeitet wurde:

	� Case Management
	� Sprache
	� Ausbildung–Qualifizierung–Arbeit,
	� Gesundheit
	� Wohnen
	� Verbraucherschutz
	� Begegnung und Partizipation	

Nach Priorisierung der ersten vier Handlungsfelder 
durch den Lenkungskreis wurden Projektgruppen ein-
gerichtet, die neben Rahmenzielen auch Ergebnisziele 
und Maßnahmen entwickelten, sodass ein fokussiertes, 
ressourcenorientiertes und bedarfsgerechtes Vorgehen 
möglich wurde. Die beiden letzteren Themen wurden im 
Rahmen des Projekts maßgeblich durch das Projekt-
team mit Netzwerkpartnerinnen und -partnern bear-
beitet, wie beispielsweise mit der Verbraucherzentrale. 
Das Themenfeld Wohnen konnte innerhalb der Projekt-
zeit nicht in den Blick genommen werden. Die Aktivitä-
ten der Projektgruppen dauern in unterschiedlicher In-
tensität an.

Zudem wurden zwei Begleitgremien des Ehrenamtes 
und der Zugewanderten eingerichtet, um die Perspekti-
ven dieser beiden Gruppen als iterative Resonanzräume 
des Prozesses einzubinden.

Schwerpunkte in der Bearbeitung der Ziele und Ver-
lauf des Projekts
Die ursprünglich definierte Zielgruppe stellte der Perso-
nenkreis der volljährigen, alleinstehenden Menschen im 
Asylverfahren mit hoher Bleibeperspektive und nach Zu-
erkennung eines Bleiberechts sowie der Personenkreis 
der volljährigen Geduldeten in Ausbildung dar. Bereits 
während des zweiten Projektjahres, auch herbeigeführt 
durch die Gründung der „Servicestelle Zuwanderung“ 
zum 1. Juni 2018, erfolgte eine Ausweitung der Zielgrup-
pe auf alle Zugewanderten.

Um das Grundsatzziel zu erreichen, Zugewanderte 
freundlich in Moers aufzunehmen sowie zu gewährleis-
ten, dass sie adäquate Hilfe zur Erreichung gleichberech-
tigter Teilhabe erhalten, wurde in Moers die städtische 
„Servicestelle Zuwanderung“ konzipiert und gegrün-
det. Die Servicestelle wurde nach Beschluss des Verwal-
tungsvorstands eingeführt. Der Arbeit der Servicestelle 
liegt ein Konzept zugrunde, welches vom Lenkungskreis 

verabschiedet und dem Sozialausschuss vorgelegt wur-
de. Die Servicestelle ist die erste Ansprechpartnerin für 
Zugewanderte in der Stadt Moers: In den städtischen Un-
terkünften sowie im Rathaus wird über die Servicestelle 
informiert. Im Erstkontakt führen die Mitarbeitenden der 
Servicestelle mit Zugewanderten eine Bedarfs- und Si-
tuationsanalyse durch; diese umfassenden Informatio-
nen werden über die Software FMG12 der „AKDN-sozial“ 
erfasst. Die Entscheidung über die zu erbringende Leis-
tung in der Servicestelle ist allein fall- und rechtskreisab-
hängig. Die Kompetenz der Mitarbeitenden der Service-
stelle erstreckt sich auf beide Ausgestaltungen; sie sind 
sowohl in der Lage, bestimmte Anliegen gleich an Ort 
und Stelle zu bearbeiten (Beratung), als auch den Pro-
zess der Steuerung mit den ihnen zur Verfügung stehen-
den Instrumenten, beispielsweise durch eine Fallkonfe-
renz, in Gang zu setzen. Insgesamt muss das Vorgehen 
der Servicestelle also als Kombination von Einzelfall- 
und Netzwerkarbeit betrachtet werden. Die Ergebnisse 
und Erkenntnisse aus der Arbeit der Servicestelle flie-
ßen in die weitere Entwicklung des Angebots und des 
Netzwerkes.

Im ersten Jahr verzeichnete die Servicestelle einen Erst-
kontakt mit 410 Fällen (Familien und Alleinstehende) und 
erfährt auch weiterhin eine hohe Nachfrage. Die perso-
nelle Besetzung der Servicestelle wurde von der Stadt-
verwaltung durch eine weitere Kraft auf nun drei Mitar-
beitende erweitert.

Das im Rahmen des Projekts entwickelte Case Manage-
ment-Konzept zur „Koordinierung der einrichtungs- und 
rechtskreisübergreifenden Zusammenarbeit für neu 
nach Moers Zugewanderte“ dokumentiert die Zusam-
menarbeit der in Moers ansässigen Anbieter von Case 
Management im Bereich Zuwanderung, unter anderem 
zwischen dem Jobcenter Kreis Wesel, dem Kreisverband 
der Arbeiterwohlfahrt Wesel e. V., dem Caritasverband 
Moers-Xanten e. V. sowie dem Internationalen Bund Nie-
derrhein. Das Konzept beinhaltet eine Definition der Me-
thode, eine definierte Zielgruppe, ein Zuweisungsver-
fahren vom Erstkontakt in der Servicestelle bis hin zur 
Betreuung im Case Management, die Zuständigkeit für 
die Übertragung der Fallverantwortung, Zugangskriteri-
en für das Case Management sowie die Vernetzungse-
benen der Akteurinnen und Akteure. Das Konzept ist die 
Grundlage für die Umsetzung des Case Managements, 
sodass eine längerfristige Begleitung durch eine persön-
liche hauptamtliche Ansprechperson gewährleistet wer-
den kann.

In der Servicestelle besteht ebenso die Option der Beglei-
tung eines Case Management-Falls, da die Beschäftig-
ten derzeit die entsprechende Case Management-Aus-
bildung absolvieren. Voraussetzung für die erfolgreiche 
Durchführung des übergreifenden Case Managements 
ist dabei stets das Einverständnis der Hilfe suchenden 
Person, die zur Verfügung stehenden Ressourcen sowie 
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ein kontinuierlicher Austausch von Informationen zwi-
schen rechtkreisübergreifenden Akteurinnen und Ak-
teuren. Durch das übergreifende Case Management soll 
eine feste Struktur von systematisierter Kooperation 
über die individuellen, persönlichen Beziehungen hinaus 
entstehen und gepflegt werden. Sicherlich hilfreich da-
bei ist eine bereits bestehende überschaubare Struktur 
von Anlaufstellen und die vorhandene Kooperationskul-
tur ihrer Vertretungen in Moers.

Die Projektgruppe Sprache befasste sich mit dem Zu-
gang zu Sprachlernangeboten für Zugewanderte. Ein 
nach einem Vorbild aus dem Landkreis Esslingen entwi-
ckelter Sprachenpass wird nun vom Jobcenter und der 
Servicestelle Zuwanderung an Zugewanderte ausgehän-
digt und ermöglicht ihnen, einen vollständigen Überblick 
über den Verlauf ihres eigenen Spracherwerbs zu erhal-
ten. Auch für Kursträger und Einrichtungen im Netzwerk 
ist so nachvollziehbar, welche Deutschunterrichtsange-
bote die Person in Anspruch nimmt.

Gegen Ende des Projekts ist eine Einschätzung zum Nut-
zen des Sprachenpasses anvisiert. Die Projektgruppe 
ruht derzeit, das Netzwerk zwischen Kursträgern, Ein-
richtungen und der Stadtverwaltung bleibt jedoch the-
menbezogen und bedarfsbedingt aktiv.

Die Projektgruppe Ausbildung  – Qualifizierung  – Ar-
beit konnte auf den Weg bringen, dass die Internetseite 
moers.de halbjährlich zu den Beratungs- und Unterstüt-
zungsangeboten im Bereich Übergang Schule–Beruf 
aktualisiert wird. Diese Übersicht wurde zunächst im 
Rahmen der Projektarbeit unter der Beteiligung ande-
rer Institutionen, auch außerhalb des Projekts, erstellt. 
Auch eine Informationsreihe zu Themen des Ausländer-
rechts unter der Leitung der Ausländerbehörde findet 
statt.

Die Projektgruppe Gesundheit veröffentlichte einen 
Flyer mit Grundinformationen zum deutschen Gesund-
heitssystem sowie Links zu lokalen Angeboten und An-
gaben zu lokalen Ansprechpersonen in vier Sprachen, 
welcher im Projektverlauf Zugewanderten zugänglich 
gemacht wird. Darüber hinaus werden Informations-
veranstaltungen zur Gesundheitsvorsorge für Teilneh-
mende aus Haupt- und Ehrenamt durchgeführt, um über 
Themen wie beispielsweise Suchtprävention oder psy-
chische Gesundheit aufzuklären und lokale Angebote 
bekannt zu machen. Auch ein interkulturelles Training 
wurde für interessierte Akteurinnen und Akteure durch-
geführt. Die Organisation für das Training erfolgte durch 
den Caritasverband Moers-Xanten e. V.

Das Handlungsfeld Verbraucherschutz wurde nicht in ei-
ner Projektgruppe, sondern federführend über das Pro-
jektteam in Zusammenarbeit mit der Verbraucherbe-
ratungsstelle erarbeitet. So wurden Fortbildungen zur 
Handlungskompetenz für Hauptamtliche im Netzwerk 

konzipiert sowie eine Bestandsaufnahme zu den Ange-
boten im Handlungsfeld vorgenommen.

Entwickelte Produkte
	� Case Managementkonzept „Prozessgestaltung zur 

rechts- und einrichtungsübergreifenden Zusam-
menarbeit im Case Management für Zugewanderte 
in der Stadt Moers“

	� Sprachenpass für Zugewanderte
	� Flyer zum Gesundheitssystem in Deutschland und 

zu lokalen Angeboten
	� Informationsreihen zu Themen der Gesundheitsvor-

sorge, des Ausländerrechts, des Konsumalltags

Verstetigungsmodell nach dem Projektende
Die „Servicestelle Zuwanderung“ der Stadt Moers wird 
ihre Arbeit auch nach Projektende fortsetzen. Die Stel-
len der Servicestelle werden zukünftig aus städtischen 
Mitteln finanziert. Des Weiteren wird das Case Ma-
nagement-Konzept bis Projektende und darüber hin-
aus umgesetzt und weiterentwickelt. Ein Qualitätszirkel 
bestehend aus den Führungskräften der am Case Ma-
nagement beteiligten Organisationen wird die Qualitäts-
sicherung längerfristig übernehmen; dabei wird auch der 
Ressourceneinsatz seitens der Anbieter sowie die weite-
re Rollenschärfung aller beteiligten Akteurinnen und Ak-
teure in den Blick genommen.

Das Projektteam hat zudem eine Vorlage mit dem Titel 
„Steuerungsmechanismen im Einwanderungsmanage-
ment der Stadt Moers“ verfasst, welche die entwickelten 
Maßnahmen und Instrumente sowie gegründeten Gre-
mien darstellt. Über die Verstetigung dieser Steuerungs- 
und Verstetigungsmechanismen soll in der letzten Len-
kungskreissitzung in der Projektlaufzeit entschieden 
werden.

Die neu eingerichtete Stabstelle der strategischen So-
zialplanung im Dezernat II soll zukünftig die Fachpla-
nungen der städtischen Sozialplanung umfassend 
koordinieren und leiten. Darunter fallen dann auch Zu-
wanderungsthemen, ebenso wie beispielsweise Frage-
stellungen der Jugend- und Altenhilfeplanung.

Expertise und Beratungskompetenz
Die Stadt Moers wird bereits bezüglich ihrer Erfahrung 
in der Konzeptionierung und Einführung der Servicestel-
le angefragt. Auch bei der Erstellung eines kommunalen 
Konzepts für Case Management kann die Stadt behilflich 
sein.

6.5.8	 �Standort Mülheim an der Ruhr

Gebiets
körperschaft:

Kreisfreie Stadt

Einwohnerzahl: 173.000
Ausländeranteil: 15 Prozent
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Wachstumsra-
te:101

-2,5 Prozent

Ausgangslage vor Projektbeginn
Im Jahr 2013 wurde in Mülheim an der Ruhr ein Integra-
tionskonzept verabschiedet und in den Jahren 2016 und 
2017 fortgeschrieben. Dabei wurde insbesondere die In-
tegration von Geflüchteten neu betrachtet. Organisato-
risch sind die Rechtsbereiche des SGB II, VIII und XII im 
Sozialamt verortet, sodass sich hier bereits rechtskreis-
übergreifende Schnittstellen und Kooperationen erge-
ben. Die Stadt Mülheim handelt in der Integrationsarbeit 
sozialraumorientiert auf der Grundlage entsprechender 
Fachkonzepte.

Organisatorische Anbindung des Projekts und 
Projektstruktur

Die Projektleitung obliegt der Leitung des Sozialamtes, 
das im Dezernat V „Bildung, Soziales, Jugend, Gesund-
heit, Sport und Kultur“ angesiedelt ist. Aufbauend auf 
den Ergebnissen einer Akteursanalyse wurden genera-
tive Themen identifiziert und Rahmenziele formuliert. 
Zu drei generativen Themen wurden Projektgruppen 
gegründet, welche sich aus Vertreterinnen und Vertre-
tern der operativen Ebene sowie der Lenkungsgruppe 
zusammensetzen:

	� Ankommen im Alltag
	� Sprache
	� Ausbildung, Studium, Arbeit

Als weiteres generatives Thema war „Bildung und früh-
kindliche Bildung“ vorgesehen. Da das Thema vorran-
gig im Amt für Kinder, Jugend und Schule insbesonde-
re über das Kommunale Integrationszentrum bereits 
regelhaft bearbeitet wird, wurde aufgrund der Veror-
tung des Projekts „Einwanderung gestalten“ beim Sozi-
alamt früh entschieden, hierzu keine Projektgruppe ein-
zurichten. Die Projektgruppen gliederten sich zudem in 
Unterarbeitsgruppen.

Das Ehrenamt wird in Mülheim an der Ruhr über die Kom-
mune im Centrum für bürgerschaftliches Engagement 
e. V. koordiniert und konnte somit sowohl in die Len-
kungsgruppe als auch in die Projektgruppe eingebunden 
werden. Die Zielgruppe der Geflüchteten wurde aufgrund 
der Fokussierung des Projekts auf Verwaltungsstruktu-
ren und die Kooperation von Organisationen nicht in die 
Projektgremien eingebunden.

Schwerpunkte in der Bearbeitung der Ziele und	
Verlauf des Projekts
Die ursprüngliche Zielgruppe des Projekts waren ge-
flüchtete Menschen mit guter Bleibeperspektive, die 
in der kommunalen Erstaufnahmeeinrichtung in der 

101	 Prognose des Berlin-Instituts, 04/2019.

Mintarder Straße ankommen. Diese Zielgruppendefiniti-
on wurde schrittweise erweitert: zunächst auf geflüch-
tete Menschen mit guter Bleibeperspektive des ganzen 
Stadtgebietes, anschließend auf alle zugewanderten 
Menschen im Stadtgebiet. So wurde der Sprachpass 
beispielsweise anfangs in der Erstaufnahmeeinrichtung 
im Rahmen des Profilings ausgegeben. Später wurde die 
Ausgabe auf weitere Einrichtungen ausgeweitet, um wei-
tere, bereits zugewanderte Menschen zu erreichen.

In den Projektgruppen wurden zu den Rahmenzielen Er-
gebnisziele formuliert und Teilleistungsprozesse erstellt. 
Diese erstellten Prozessabläufe stellen die Zuständigkei-
ten der verschiedenen Akteurinnen und Akteure dar. Sie 
werden außerdem in ein Handbuch aufgenommen, das 
im Rahmen des Projekts entsteht. Es unterstützt bei der 
Einarbeitung neuer Mitarbeitender im Sozialamt und 
wird den in der Lenkungsgruppe vertretenen Organisa-
tionseinheiten zur Verfügung gestellt. Die erstellten Pro-
zessabläufe fließen so in die Regelpraxis ein.

Im Rahmen der Projektgruppe „Ankommen im Alltag“ 
wurden beispielsweise Teilprozesse zur ersten Orientie-
rung, zur Wohnungssuche, zur Verselbständigung und 
zum Familiennachzug entwickelt und abgebildet. In der 
Projektgruppe stand außerdem die Fortführung des be-
stehenden, akteursübergreifenden „Jour Fixe Flüchtlin-
ge“ im Mittelpunkt.

Ein zentrales Ergebnis der Projektgruppe „Sprache“ und 
ihrer Unterarbeitsgruppen war unter anderem die Ent-
wicklung eines Systems zur gemeinsamen, akteursüber-
greifenden Planung von Sprachkursangeboten. Au-
ßerdem wurde ein Sprachpass eingeführt. Dieser wird 
im Rahmen des Profilings in der Erstaufnahmeeinrich-
tung oder in den Unterkünften ausgegeben. Mithilfe des 
Sprachpasses wird die Dokumentation von Maßnahmen 
zum Spracherwerb vereinfacht, indem sämtliche Maß-
nahmen und erreichte Abschlüsse verzeichnet werden.

Die Projektgruppe „Ausbildung, Studium, Arbeit“ er-
reichte unter anderem eine frühere Feststellung der 
grundsätzlichen Arbeitsmarktorientierung von Geflüch-
teten (Profiling). Das Profiling wird nun bereits nach An-
kunft in der Erstaufnahmeeinrichtung vorgenommen. Im 
Rahmen des Profilings wird außerdem frühzeitig geprüft, 
welche Stelle die weitere Betreuung übernimmt (Agen-
tur für Arbeit oder kommunale Integrationsfachkräfte).

Im Jobcenter der Stadt Mülheim findet seit 2005 ein 
Case Management statt. Im Rahmen des Projekts „Ein-
wanderung gestalten“ wurde für den Sozialdienst aus-
ländischer Flüchtlinge ein Case Management entwickelt, 
damit Case Management nicht erst beim Wechsel in den 
Rechtskreis des SGB  II anfängt, sondern rechtskreis-
übergreifend organisiert werden kann. Alle Mitarbeiten-
den des Teams nahmen deshalb im Rahmen des Projekts 
an der Case Management-Fortbildung teil. Außerdem ist 
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die Erarbeitung von Arbeitsstandards zum Ablauf des 
Case Managements sowie von Instrumenten und Werk-
zeugen noch in Bearbeitung. Ein entsprechendes Kon-
zept wird ausgearbeitet, insbesondere hinsichtlich des 
Rechtskreiswechsels bzw. der Schnittstelle zwischen 
dem Sozialdienst ausländischer Flüchtlinge und dem 
Jobcenter und der personellen Besetzung. Die Prozes-
se sollen bis Ende des Jahres 2019 abgeschlossen sein.

Entwickelte Produkte
	� Sprachpass
	� System zur akteursübergreifenden Planung von 

Sprachkursangeboten
	� Informationsveranstaltungen für Rechtskreiswechs-

ler, die neu zum Jobcenter kommen
	� Handbuch zur Einarbeitung neuer Mitarbeitender
	� Implementierung von Case Management im Bereich 

der Betreuung und Beratung vor SGB II-Bezug

Verstetigungsmodell nach dem Projektende
Die Implementierung der Projektergebnisse in den Ar-
beitsalltag soll unter anderem durch die Erstellung eines 
Praxishandbuchs für (neue) Mitarbeitende sichergestellt 
werden.

Eine Kooperationsvereinbarung zwischen dem Sozial-
amt und der Agentur für Arbeit bleibt auch nach Projek-
tende bestehen. Ferner wird ein im Rahmen des Projekts 
initiiertes Treffen für Trägerinnen und Träger von nicht 
durch das BAMF geförderten Sprachkursen über das 
Projektende hinaus fortgesetzt.

Zur konkreten Formulierung von Wirkungszielen und In-
dikatoren wurde im Rahmen des Projekts mit Studieren-
den der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung NRW 
kooperiert. Möglicherweise wird diese Zusammenarbeit 
zur Messung der Erreichung der entsprechenden Wir-
kungsziele im Rahmen eines weiteren Projektstudiums 
fortgesetzt.

Darüber hinaus ist die Stadt Mülheim der Initiative „Ge-
meinsam klappt’s“ des MKFFI beigetreten. Zur Verzah-
nung beider Projekte wurde eine eigene Arbeitsgrup-
pe eingerichtet sowie die Lenkungsgruppe des Projekts 
„Einwanderung gestalten“, die fortan auch zuständig ist 
für „Gemeinsam klappt’s“, um zusätzliche Akteurinnen 
und Akteure erweitert.

Expertise und Beratungskompetenz
Die Stadt Mülheim kann die im Projekt hinzugewonne-
ne methodische Expertise im Bereich der Erstellung von 
Zielmatrizen und Ablaufdiagrammen weitergeben.

Die im Prozess der Erarbeitung des Case Managements 
gesammelte Erfahrung kann ebenso mit weiteren Kom-
munen geteilt werden.

Darüber hinaus kann das frühzeitige Profiling der Ge-
flüchteten, das nun bereits in der Erstaufnahmeeinrich-
tung erfolgt, als Modell dienen.

Zudem nutzt das Sozialamt der Stadt Mülheim an der 
Ruhr ein bereichsübergreifendes Fachverfahren zur Da-
tenverarbeitung. Auch hierzu kann die Stadt als Aus-
tauschpartnerin bereitstehen.

6.5.9	 �Standort Münster

Gebiets
körperschaft:

Kreisfreie Stadt

Einwohnerzahl: 310.000
Ausländeranteil: 11 Prozent
Wachstumsra-
te:102

+8,6 Prozent

Ausgangslage vor Projektbeginn
Das Leitbild „Migration und Integration Münster“ aus 
den Jahren 2008 und in überholter Version dem Jahr 
2014 beschreibt die Ziele unterschiedlicher Handlungs-
felder für die Integration aller Zugewanderten. Ein Hand-
lungskonzept „Geflüchtete Menschen in Münster“ aus 
dem Jahr 2017 leitete die Arbeit der Akteurinnen und 
Akteure. Während in diesem Jahr viele Ressourcen und 
Projekte für Geflüchtete initiiert wurden, entschied sich 
die Stadtverwaltung, im Rahmen des Projekts „Einwan-
derung gestalten NRW“ die Zielgruppe der Langzeitge-
duldeten in den Blick zu nehmen.

Organisatorische Anbindung des Projekts und 
Projektstruktur
Das Projekt ist im Dezernat V für Soziales, Integration, 
Kultur und Sport der Stadt Münster angesiedelt. Die Fe-
derführung liegt dabei beim Sozialamt; zur Planung und 
Durchführung des Projekts wird zudem eng mit der Aus-
länderbehörde kooperiert.

Die von der Sozialdezernentin geleitete und ämterüber-
greifend besetzte Lenkungsgruppe trifft strategische 
Entscheidungen und wurde im Laufe des Projekts um 
wissenschaftliche Expertise erweitert. Zu den folgen-
den vier Schwerpunktthemen wurden Projektgruppen 
eingerichtet:

	� Erfolgreicher Schulbesuch
	� Übergang Schule-Beruf
	� Integration in Erwerbstätigkeit
	� Stützende und hemmende Faktoren in der zielgrup-

penbezogenen Arbeit

Die Themen der frühkindlichen Bildung und gesund-
heitlichen Versorgung wurden zwar als Bedarfsfelder 
erkannt, konnten jedoch mangels Ressourcen nicht im 
Rahmen des Projekts bearbeitet werden und wurden 

102	 Prognose des Berlin-Instituts, 04/2019.
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daher zunächst zurückgestellt. Eine breit angelegte Be-
setzung der Projektgruppen mit verwaltungsinterner 
und verwaltungsexterner Expertise der jeweiligen The-
menfelder ermöglichte eine Mehrperspektivität in der 
Bearbeitung der jeweiligen Fragestellungen.

Auch ehrenamtlich Tätige wurden in der Konzeptions-
phase angeschrieben und über das Projekt informiert; 
aufgrund des geringen ehrenamtlichen Engagements für 
die Zielgruppe und der verwaltungsinternen, strukturori-
entierten Ausrichtung des Projekts hat sich eine aktivere 
Einbindung des Ehrenamts in die Arbeit der Projektgre-
mien jedoch nicht ergeben.

Schwerpunkte in der Bearbeitung der Ziele und Ver-
lauf des Projekts
Die Zielgruppe des Projekts am Standort Münster stellt 
ein Alleinstellungsmerkmal unter den Modellstandor-
ten dar: Es sind Familien mit minderjährigen Kindern, 
welche bereits seit mehreren Jahren mit Duldungssta-
tus in Münster leben, Leistungen nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz beziehen und in kommunalen Unter-
bringungseinrichtungen leben. Einzelne Maßnahmen, 
welche im Rahmen des Projekts entwickelt wurden, sind 
transferfähig für die Zusammenarbeit mit anderen Zu-
wanderungszielgruppen und sollen nach einer Pilotpha-
se erweitert werden.

Die Projektgruppenarbeit in Münster fand von Novem-
ber 2017 bis März 2018 statt. Das einheitliche Vorgehen 
in den Projektgruppen hatte zum Ergebnis, dass Rah-
menziele mit Ergebniszielen untermauert wurden. Nach 
der Entwicklung von Maßnahmen befand sich das Pro-
jekt zum Befragungszeitpunkt in der Umsetzung derje-
nigen Maßnahmen, welche überwiegend im unmittelba-
ren kommunalen Wirkungsradius lagen.

Ein zentrales Ergebnis der Projektgruppe Erfolgreicher 
Schulbesuch ist, dass persönliche Ansprechpersonen 
für langzeitgeduldete Kinder und Jugendliche sowie ihre 
Eltern und Lehrkräfte wesentlich für eine positive Ent-
wicklung ihrer Bildungsbiografien sind. Die ursprüng-
liche Planung, dass Fallscouts explizit für diese Kinder 
und Jugendlichen eingesetzt werden, konnte aufgrund 
fehlender Personalressourcen nicht umgesetzt werden. 
Jedoch fanden interne Absprachen statt, sodass die Ar-
beit der Fallscouts exemplarisch auch für die Modellfa-
milien in Anspruch genommen werden kann. Die zuvor 
angedachten Hilfsangebote wie zum Beispiel neu zu ent-
wickelnde (Wieder-)Eingliederungskonzepte bei unre-
gelmäßigem Schulbesuch oder chronischem Absentis-
mus sowie die neu konzeptionierende Zusammenarbeit 
mit den Eltern und die Erweiterung der individualisierten 
Beziehungsarbeit werden aktuell auf der Einzelfallebene 
erarbeitet und erprobt. Daher werden Maßnahmen der 
vertieften Unterstützung von langzeitgeduldeten Kin-
dern und Jugendlichen zunächst exemplarisch anhand 

ausgewählter Projektfamilien erprobt und perspekti-
visch für andere Zielgruppen erweitert.

Auch in der Projektgruppe Übergang Schule–Beruf wur-
de herausgearbeitet, dass für die Entwicklung einer An-
schlussperspektive ein sogenannter Berufswegeplan er-
stellt, die Umsetzung von einer Person intensiv begleitet 
und alle weiteren Maßnahmen und Informationen mit 
dem Umfeld abgestimmt werden sollen. Im Rahmen der 
Projektgruppe wurde vereinbart, dass dieses Maßnah-
menbündel federführend vom Amt für Schule und Wei-
terbildung koordiniert werden soll. Des Weiteren sollen 
die sozialpädagogischen Fachkräfte sowie die Lehrkräf-
te der Berufsorientierung von der Ausländerbehörde 
zum Thema „Aufenthaltsrecht“ geschult werden, um in 
der Betreuung der langzeitgeduldeten Jugendlichen ge-
zielter vorgehen zu können. Entsprechende Schulungen 
wurden bereits teilweise vom Jugendausbildungszent-
rum (JAZ) ausgeführt. Überdies wurde ein regelmäßiger 
Informationsaustausch der beteiligten Akteurinnen und 
Akteure des Netzwerks verbindlich vereinbart.

Die Handlungsansätze der Projektgruppe Integration 
in Erwerbstätigkeit werden vom Sozialamt, dem Kom-
munalen Integrationszentrum sowie dem Integration 
Point (Agentur für Arbeit) vorgenommen. Zum einen sol-
len bereits bestehende Maßnahmen zur Integration in 
die Erwerbstätigkeit, welche für den Personenkreis der 
Langzeitgeduldeten offenstehen, auch diesen Personen 
zugänglich gemacht werden; es bedarf hierfür einer wei-
teren Sensibilisierung der städtischen Mitarbeitenden 
sowie anderer beteiligter Institutionen. Die Betreuung 
von Familien durch einen neuaufgebauten Pool von Kul-
turmittlerinnen und -mittlern mit dem Schwerpunkt In-
tegration in Erwerbstätigkeit soll ermöglicht werden, um 
bei Behördengängen zu vermitteln und ein positives Vor-
bild darzustellen. Dieser Pool soll im Kommunalen Integ-
rationszentrum aufgebaut und betreut werden.

Die Einführung eines rechtskreisübergreifenden, kul-
tursensiblen Case Managements wurde zu August 2018 
vorgenommen. Organisatorisch ist das Case Manage-
ment derzeit in den Fachbereichen „Wohnraumsiche-
rung“ und „Sozialdienst für Flüchtlinge“ des Sozialamts 
angesiedelt. An welcher Stelle des Sozialamts das Case 
Management und die zentrale Koordination in Zukunft 
angebunden sein werden, soll noch während des Pro-
jektzeitraums festgelegt werden. Ämterübergreifende 
Fallkonferenzen, in welchen beteiligte Akteurinnen und 
Akteure in konkreten Einzelfällen entweder durch den 
Case Manager oder beteiligte Akteurinnen und Akteure 
vernetzt werden, sollen eine lückenlose und verbindliche 
Begleitung ermöglichen und Strukturen auf der Syste-
mebene weiterentwickeln. Die Identifikation der 14 un-
terstützten Familien erfolgte nach im Rahmen des Pro-
jekts entwickelten Kriterien und setzt die Zustimmung 
und Bereitschaft zur Zusammenarbeit der zu beglei-
tenden Personen voraus. Zwei Familien haben bereits 
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erfolgreich Aufenthaltserlaubnisse erhalten. Monatlich 
stattfindende Jour fixes mit der Projektkoordination die-
nen einerseits der Reflexion hinsichtlich der Umsetzung 
des Fallmanagements, andererseits der Analyse in Be-
zug auf Erfordernisse im Schnittstellenmanagement 
zwischen den Akteurinnen und Akteuren sowie Ämtern 
und Rechtskreisen.

Die Projektgruppe Stützende und hemmende Fakto-
ren in der zielgruppenbezogenen Arbeit stellt ein Quer-
schnittsgremium dar, in welchem von unterschiedlichen 
Akteurinnen und Akteuren ein Maßnahmenbündel von 
oben bereits aufgeführten Beispielen konkretisiert und 
mitumgesetzt wird.

Entwickelte Produkte
	� Eine Vorlage mit aktuellen Erkenntnissen aus dem 

Projekt „Einwanderung gestalten NRW“ wird im 
Herbst 2019 für den Rat der Stadt Münster fer-
tiggestellt und wird Verstetigungsperspektiven 
beinhalten.

	� Perspektivisch werden unterschiedliche themenbe-
zogene Kooperationsvereinbarungen zwischen Ak-
teursnetzwerken angestrebt, sofern an bestimmten 
Schnittstellen ein erhöhter Bedarf festgestellt wird.

Verstetigungsmodell nach dem Projektende
Die entsprechende zentrale Koordination der verschie-
denen Entwicklungsstränge aus dem Projekt soll auch 
in Zukunft über das Sozialamt und die Ausländerbehör-
de erfolgen; eine weiterhin enge Zusammenarbeit des 
Sozialamts mit der Ausländerbehörde wird daher an-
gestrebt. Zum Erhebungszeitpunkt ist die langfristige 
Stellenbesetzung der Koordination über das Projekten-
de hinaus geplant, die Verabschiedung des Stellenplans 
bleibt jedoch noch abzuwarten.

Das Kommunale Integrationszentrum konzipiert der-
zeit eine dreigliedrige Fachtagungsreihe für Herbst 2019 
zu Anti-Rassismus und Anti-Diskriminierung sowie dem 
Thema „Roma“ zur Sensibilisierung für Mitarbeitende 
der unterschiedlichen Ämter und Institutionen. Das Pro-
jektteam ist an der Planung maßgeblich mit beteiligt, um 
Erkenntnisse aus dem Projekt „Einwanderung gestalten 
NRW“ in anderen Kontexten zu verankern.

Darüber hinaus hat das Kommunale Integrationszen-
trum die Geschäftsführung für das Landesprogramm 
„Gemeinsam klappt’s“ übernommen, welches die Aus-
bildungs- und Qualifizierungschancen für 18- bis 27-jäh-
rige Geflüchtete in den Mittelpunkt stellt. Auch in dieses 
Projekt sollen Mitwirkende aus „Einwanderung gestal-
ten NRW“ miteingebunden und Erkenntnisse miteinge-
bracht werden.

Das Case Management wird nach dem Projektende 
fortgesetzt und weiterhin systematisch in Bezug auf 

Erkenntnisse für die Netzwerkarbeit analysiert. Ein er-
folgreiches Schnittstellenmanagement soll die Zusam-
menarbeit der Akteurinnen und Akteure, Ämter und 
Rechtskreise auch über konkrete Einzelfälle hinaus 
verbessern.

Expertise und Beratungskompetenz
Das Sozialamt der Stadt Münster hat umfangreiche Er-
kenntnisse zu den strukturellen Herausforderungen 
und Gründen für diese Herausforderungen sowie mög-
liche Handlungsoptionen und Lösungsansätze in der 
Zusammenarbeit mit der Zielgruppe der Geduldeten 
gesammelt. Auch die Steuerung des Fachdiskurses un-
terschiedlicher verwaltungsinterner und -externer Ak-
teurinnen und Akteure bezüglich der gemeinsamen Lö-
sungsfindung wird dabei vom Sozialamt vorgenommen.

Die Einführung eines übergreifenden Case Manage-
ments sowie die Koordination eines Wissenstransfers 
von Erkenntnissen der operativen Ebene auf die Syste-
mebene sind Kompetenzbereiche, welche das Sozialamt 
der Stadt Münster ausgebaut hat.

6.5.10	 �Standort Rheinisch-Bergischer-Kreis

Gebiets
körperschaft:

Kreis

Einwohnerzahl: 284.000
Ausländeranteil: 13 Prozent
Wachstumsra-
te:103

-4,1 Prozent

Ausgangslage vor Projektbeginn
Im Rahmen des Strategieprozesses „RBK 2020“ wurde 
eine Grundlage für die kreisweite Zusammenarbeit und 
inhaltliche Entwicklung mit den kreisangehörigen Städ-
ten und Gemeinden gelegt. Der Bereich Integration wur-
de durch ein kommunales „Handlungskonzept zur Opti-
mierung und Vernetzung der Integration und Migranten 
im RBK“ strategisch ausgerichtet und um die „Hand-
lungsempfehlungen für die Integrationsarbeit im RBK“ 
ergänzt. Die „Fachkonferenz Integration“ ist ein eta-
bliertes örtliches Gremium, das die Vernetzung der 
Akteurinnen und Akteure im Integrationsbereich er-
möglicht. Seit November 2015 gibt es auch die Steue-
rungsgruppe zur Arbeitsmarktintegration geflüchteter 
Menschen, eine Kooperationsgruppe für die einheitliche 
Rechtsanwendung.

Organisatorische Anbindung des Projekts und 
Projektstruktur
Die Projektleitung ist im Amt für Inklusion und Integra-
tion angesiedelt, welches dem Landrat unterstellt ist. 
Die Projektleitung obliegt dem Amtsleiter sowie sei-
nem Stellvertreter. Die beiden Projektkoordinatoren so-
wie die Projektadministration wurde verwaltungsextern 
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für das Projekt rekrutiert. Im Lenkungskreis wirken die 
wesentlichen Akteurinnen und Akteure mit und steuern 
den Umsetzungsprozess des Projekts. Der Lenkungs-
kreis entscheidet über die Umsetzung von Maßnahmen-
vorschlägen der Arbeitsgruppen und erteilt die Aufträge 
für das Projektteam sowie die zuständigen und beteilig-
ten Organisationen. Der Lenkungskreis kann ohne die 
Zustimmung der zuständigen Organisation keinen Auf-
trag gegen deren Willen erteilen. Gleichwohl stimmt der 
LK die Umsetzung zwischen den beteiligten Akteurinnen 
und Akteuren ab und sichert die Nachhaltigkeit der Er-
gebnisse. Fünf Arbeitsgruppen, welche im ersten Pro-
jektjahr jeweils rund fünf Sitzungen der operativ tätigen 
Mitwirkenden aus unterschiedlichen Kommunen, Orga-
nisationen sowie ehrenamtlichen Initiativen verzeichne-
ten, wurden für die folgenden Themenfelder gegründet:

Arbeit und Beschäftigung
	� Bildung und Erziehung
	� Wohnen
	� Freizeit und Kultur
	� Gesundheit

Auch das Querschnittsthema Sprache wurde und wird 
anhaltend von den vorhandenen Gremien des Kommu-
nalen Integrationszentrums bearbeitet. Der Ansatz des 
offenen Prozesses ermöglichte eine breite Teilnahme am 
Projekt und dem laufenden Prozess.

Schwerpunkte in der Bearbeitung der Ziele und	
Verlauf des Projekts
Die direkte Zielgruppe des Projekts sind alle relevanten 
Akteurinnen und Akteure der Integration, welche die Be-
ratung und Begleitung der Zugewanderten vor Ort ge-
stalten und mit welchen der Kreis zusammenarbeitet. 
Unterschiedliche kommunale Akteurinnen und Akteu-
re des Haupt- und Ehrenamtes sind in das Projekt invol-
viert. Daher ist die Zielgruppe der Zugewanderten als in-
direkte Zielgruppe des Projekts aufzuführen.

Nach den Konzeptions- und Planungsphasen zu Beginn 
des Projekts im Jahr 2017 stand die Durchführung des 
offenen Prozesses für eine umfassende Beteiligung al-
ler relevanter Akteurinnen und Akteure fest. Ein Verteiler 
von rund 500 Personen in Haupt- und Ehrenamt wurde 
angeschrieben und eingeladen, sich in den fünf Arbeits-
gruppen einzubringen. Durch IST- und SOLL-Analysen 
wurden die Bestände und Bedarfe in den fünf Hand-
lungsfeldern mit unterschiedlichen Perspektiven erar-
beitet und reflektiert. Maßgeblicher Bestandteil der Ar-
beitsgruppenphase war eine Potenzialanalyse, die in 
den Fokus rückte, welche Vorbildung, Wissensbestände, 
Kompetenzen, sprachlichen und anderweitigen Fähig-
keiten die Zugewanderten zum Integrationsprozess brin-
gen und wie Akteurinnen und Akteure diese für unter-
schiedliche Entwicklungsperspektiven nutzen können.

In der anschließenden Entscheidungsphase wurden 56 
Maßnahmen verabschiedet, welche von den Arbeits-
gruppen ins Projektteam getragen und deren Umset-
zung vom Lenkungskreis beschlossen wurde. Das Pro-
jektteam entwickelte Projekte daraus und ist in der 
Umsetzungsphase dafür verantwortlich, die zuständi-
gen Organisationen in der Maßnahmenumsetzung zu 
begleiten, die Wirkung zu erfassen und die Erfolge für 
den Lenkungskreis nachzuhalten.

Die größte Arbeitsgruppe stellte das Handlungsfeld Ar-
beit und Beschäftigung dar, welche beispielsweise ein 
Laufbuch für die einheitliche Dokumentation von Inte-
grationsprozessen und -perspektiven erstellte. Die Ar-
beitsgruppe konnte erwirken, dass die Jobbörse der 
Bundesagentur für Arbeit für alle Bewerberinnen und Be-
werber genutzt werden kann. In individuellen Fallkonfe-
renzen können komplexe Problemlagen mit den relevan-
ten Akteurinnen und Akteuren bearbeitet werden; das 
Jobcenter ruft diese Fallkonferenzen ein und moderiert 
sie. Während der Projektlaufzeit hat das Projektteam mit 
dem Integration Point vereinbart, dass wiederkehrende 
Fälle an das Projektteam herangetragen werden können. 
In diesem Fall würde das Projektteam die Fallkonferen-
zen einberufen.

Im Themenfeld Bildung und Erziehung wurden die posi-
tive Betreuung der Seiteneinsteiger in die Schule durch 
das Kommunale Integrationszentrum beleuchtet sowie 
unterschiedliche Fragestellungen behandelt. Gleichzei-
tig wurde jedoch deutlich, dass im Bildungssystem an 
anderer föderaler Stelle Weichen für die erfolgreiche 
Förderung aller Schülerinnen und Schüler gestellt wer-
den müssen. Diese aus den Arbeitsgruppen erarbeite-
ten Problemlagen wurden gesammelt an das Ministeri-
um weitergeleitet.

Für das Thema Wohnen soll eine umfassende Lobby- und 
Öffentlichkeitskampagne zum Thema Vermietung an 
Zugewanderte aufgesetzt und vom Kommunalen Integ-
rationszentrum durchgeführt werden, um langfristig de-
zentrales Wohnen für alle im Kreis lebenden Menschen 
möglich zu machen. Das Thema bedarf weiterer Bear-
beitung. Darüber hinaus ist das Projektteam in Abstim-
mung mit dem Jobcenter dabei, eine transparente Ori-
entierungshilfe zur Anmietung einer eigenen Wohnung 
zu erarbeiten. Hierbei liegt der besondere Fokus auf den 
vorgegebenen Pauschalen sowie der Plausibilität zwi-
schen Kalt- zu Warmmiete, sodass die angemietete Woh-
nung im Bereich der angemessenen Wohnkosten bleibt.

Im Rahmen des Handlungsfeldes Freizeit und Kultur sol-
len kreisweite Angebote sowie besonders erfolgreiche In-
tegrationsprozesse stärker in der Öffentlichkeit hervor-
gehoben werden. Ein weiteres Schwerpunktthema aus 
dem Handlungsfeld Freizeit und Kultur ist der Wunsch, 
zwischen Zugewanderten und Einheimischen Begeg-
nungen zu fördern. Hierzu wurde dem Kommunalen 
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Integrationszentrum sowie den kreisangehörigen Kom-
munen ein kreisweites Projekt vorgestellt, welches die 
Begegnung junger Männer und Frauen fördert und im 
Falle einer Erprobung für weitere Zielgruppen geöffnet 
werden kann.

Das Themenfeld Gesundheit stellte mit sechs Teilneh-
menden die kleinste Arbeitsgruppe dar, welche sich in 
zwei Sitzungen beispielsweise zur Informationsbereit-
stellung zum Gesundheitssystem in Deutschland sowie 
der sprachlichen Barriere bei Krankenhausbesuchen 
und in Akutfällen austauschte. Die Informationen zum 
Gesundheitssystem werden gebündelt auf dem Integra-
tionsportal zur Verfügung gestellt, um auch so Basisin-
formationen für nachziehende Familien zentral an einem 
Ort bereitzustellen. Mit der Kassenärztlichen Vereini-
gung wurde vereinbart, dass eine Erhebung an Überset-
zungsleistungen bei Arztbesuchen durchgeführt wird. 
Aus den Ergebnissen der Erhebung werden in einem 
weiteren Schritt Möglichkeiten geprüft, wie diese Über-
setzungsleistungen professionell durchgeführt werden 
können.

Handlungsfeldübergreifend wurde mit den kreisange-
hörigen Kommunen ein neues Austauschformat auf 
Arbeitsebene etabliert. Im Zuge dessen wurde den 
Kommunen eine Software vorgestellt, um Daten von Zu-
gewanderten zu erfassen und Akteurinnen und Akteuren 
die Zusammenarbeit zu erleichtern. Das Integrations-
portal des Kommunalen Integrationszentrums wurde 
im Herbst 2018 in neuer Form veröffentlicht. Das Inte-
grationsportal wird in absehbarer Zeit einen Wegweiser 
beinhalten, der nach Lebenslagen von Zugewanderten 
strukturiert ist und wichtige allgemeine Informationen 
zu allen Lebenslagen beinhaltet.

Das Projekt konnte das interkommunale und akteur-
sübergreifende Netzwerk der Integrationsarbeit im 
Kreisgebiet stärken.

Verstetigungsmodell nach dem Projektende
Das Kommunale Integrationszentrum erweitert derzeit 
seine strategische und konzeptionelle Planung für die 
Jahre 2020 bis 2022 um die Maßnahmen des Projekts. 
Die Konzeption befindet sich zurzeit noch in der Erarbei-
tungsphase, wird jedoch die zwei Schwerpunktthemen 
„Arbeit und Beschäftigung“ sowie „Antidiskriminierung“ 
enthalten. Ziel ist es Maßnahmen aus der Arbeitsgrup-
pe „Arbeit und Beschäftigung“ in die Konzeption einflie-
ßen zu lassen.

Die Fachkonferenz Integration ist unter Leitung des Kom-
munalen Integrationszentrums vor Projektbeginn im 
Kreis ein Gremium, welches mit unterschiedlichen Ak-
teurinnen und Akteuren des Hauptamts im Kreis besetzt 
war und Fragestellungen des Querschnittsthemas ge-
meinsam bearbeitete. Die Unterarbeitsgruppe der Fach-
konferenz Integration „Integration junger Erwachsender 

in Ausbildung und Arbeit“ wurde für die Projektlaufzeit 
ruhend gestellt, um Doppelstrukturen zu vermeiden und 
im Rahmen des offenen Prozesses neue Akteurinnen 
und Akteure an den Projektstrukturen teilnehmen las-
sen zu können. Gegen Ende des Projekts soll eruiert wer-
den, ob eine Wiederbelebung der Unterarbeitsgruppe 
für die weitere Zusammenarbeit zielführend ist.

Expertise und Beratungskompetenz
Der Rheinisch-Bergische Kreis hat im Rahmen des Pro-
jekts seine Rolle im Einwanderungsmanagement als ko-
ordinierender Partner geschärft und seine Kompetenzen 
hinsichtlich der Durchführung von transparenten Betei-
ligungsprozessen erweitert. Auch die Moderation von 
Fachdiskussionen, an welchen unterschiedliche Akteu-
rinnen und Akteure mit jeweiligen Interessen und Aufträ-
gen beteiligt sind, werden im Kreis erfolgreich durchge-
führt. Ferner kann die Expertise in der Konzeption von 
Fallkonferenzen sowie der Durchführung einer Potenzi-
alanalyse von Neuzugewanderten geteilt werden.

6.5.11	 �Standort Rheine

Gebiets
körperschaft:

Kreisangehörige Stadt im Kreis 
Steinfurt

Einwohnerzahl: 80.000
Ausländeranteil: 11 Prozent
Wachstumsrate:104 +0,6 Prozent

Ausgangslage vor Projektbeginn
Die Stadt Rheine hat angesichts der Bedeutung des The-
mas Integration seit dem Jahr 2016 kontinuierlich orga-
nisatorische und personalwirtschaftliche Veränderun-
gen vorgenommen. Kern dieser Maßnahmen war die 
Zusammenfassung der Bereiche Ausländerbehörde, 
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz so-
wie Beratung und Begleitung von zugewanderten Men-
schen. Diese und weitere Produktbereiche sind nunmehr 
im Fachbereich Schulen, Soziales, Migration und Integ-
ration zusammengefasst (Stand 01.05.2019), welcher 
unter anderem auch die Produktbereiche Leistungsge-
währung nach dem SGB II und XII beinhaltet und damit 
ansonsten möglicherweise vorhandene, fachbereichs-
übergreifende Schnittstellen minimiert.

Die zweite Fortschreibung des im Mai 2017 per Ratsbe-
schluss verabschiedeten Migrations- und Integrations-
konzepts der Stadt Rheine definiert in einem Teil A die 
Grundlagen der Migrations- und Integrationsarbeit wie 
ein Integrationsverständnis und eine Kommunikations- 
und Steuerungsstruktur. Der Teil B des Konzepts defi-
niert acht Handlungsfelder für die Integrationsarbeit der 
Stadt Rheine:

	� Sprachförderung
	� Kita, Schule, Bildung
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	� Ausbildung, Arbeitsmarktzugang, Wirtschaft
	� Wohnen und dezentrales Unterbringungskonzept
	� Bürgerschaftliches Engagement und Partizipation
	� Gesundheit, Prävention und psychologische 

Unterstützung
	� Interkulturelle Öffnung von Verwaltung und 

Organisationen
	� Interreligiöser Dialog

In diesen Handlungsfeldern erfolgt die praktische Um-
setzung von Leitzielen, Handlungszielen und konkreten 
Maßnahmen in Verantwortung der Stadt Rheine, in Ver-
antwortung Dritter oder in Kooperation.

Organisatorische Anbindung des Projekts und 
Projektstruktur
Die Projektleitung obliegt am Standort Rheine der Fach-
bereichsleiterin Schulen, Soziales, Migration und In-
tegration. Der Fachbereich ist dem städtischen Beige-
ordneten für die Bereiche Schulen, Soziales, Migration, 
Integration, Bildung und Jugend unterstellt.

Zur Umsetzung des Projekts wurden in Rheine zwei Ko-
ordinationsstellen sowie eine Verwaltungskraft für die 
administrativen Aufgaben eingesetzt. Die zentrale Rolle 
der Projektkoordination wurde durch den Einsatz lang-
jähriger erfahrener Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ge-
sichert, um mit dem nötigen Erfahrungswissen und ent-
sprechender Kompetenz das Projektmanagement und 
die erforderliche Netzwerkarbeit umzusetzen. Weitere 
entscheidungsrelevante Akteurinnen und Akteure wur-
den durch die Einrichtung einer Lenkungsgruppe in das 
Projekt eingebunden.

Es wurden die Arbeitsgruppen mit Teilnehmenden der 
operativen Ebene aus den Feldern Jobcenter (aktiv Kreis 
Steinfurt/passiv Stadt Rheine), Arbeitsagentur, Volks-
hochschule, Ausländerbehörde, Entwicklungs- und 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft, Kommunales Inte-
grationszentrum, Team Begleitung und Beratung von 
Zuwanderern, Gewährung von Asylbewerberleistung, 
Beratungsstelle für Migration des Caritasverbandes und 
Ehrenamt zu den folgenden Themen gegründet:

	� Arbeit – Ausbildung – Qualifizierung
	� Sprache

In den themenspezifischen Projektgruppen mit ausge-
wählten Teilnehmenden (Expertinnen und Experten) 
wurden tiefergehende Fragestellungen der Arbeitsgrup-
pen behandelt.

Folgende Projektgruppen wurden gegründet:

	� Zusteuerung zum Integrationskurs
	� Austausch Integrations – Kursträger
	� Berechtigungsschein für den Integrationskurs
	� freiwillige Sprachangebote

	� Nutzerverhalten
	� Kompetenzfeststellung, Anerkennung, 

Qualifizierung
	� Arbeitgeber

Schwerpunkte in der Bearbeitung der Ziele und	
Verlauf des Projekts
Die ursprüngliche Zielgruppe des Projekts bestand aus 
Geflüchteten, welche seit dem Jahr 2015 in Rheine woh-
nen und einen Anspruch auf Leistungen nach dem Asylb-
LG, SGB  II, SGB  III oder SGB  XII haben. Im Projektver-
lauf wurde deutlich, dass die Erweiterung der Zielgruppe 
auf zugewanderte EU-Bürgerinnen und -Bürger notwen-
dig ist. Ebenso wurde ein Fokus auf die Zielgruppe der 
ehemals unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten ge-
legt, die mit Vollendung des 18. Lebensjahrs den Betreu-
ungskreis des Jugendamts verlassen. Die Erweiterung 
der Projektinhalte auf die letztgenannten Zielgruppen 
wurde im Wege der einjährigen Projektverlängerung von 
ursprünglich zwei auf insgesamt drei Jahre möglich. Ein 
Teil der jungen Geflüchteten wird im Rahmen der im Ok-
tober 2018 gestarteten Landesinitiative „Gemeinsam 
klappt ś“ parallel zum Programm „Einwanderung gestal-
ten NRW“ noch gesondert in den Blick genommen.

Die Arbeitsgruppe Sprache erarbeitete zunächst ei-
nen Prozessablauf zur Optimierung der Zugangswege 
zu Integrationskursen mit dem Ziel, Doppelausstellung 
für Berechtigungsscheine zu vermeiden und die War-
tezeiten bis zum tatsächlichen Beginn des Kurses zu 
verkürzen.

Eine umfassende Neukonzeptionierung der stadtweiten 
Sprachoffensive wurde vorgenommen. Die Sprachoffen-
sive ist ein eigenes Sprachkurs- und Förderangebot der 
Stadt Rheine, welches einen niedrigschwelligen Zugang 
für zugewanderte Menschen unabhängig von Aufent-
haltsdauer und -Status ermöglicht. Neben einer bedarfs-
gerechten Erweiterung des Kursangebots insbesonde-
re für zugewanderte Auszubildende und Arbeitnehmer 
werden Kurse der Sprachoffensive auch als Maßnahme 
im Rahmen von Integrationsvereinbarungen in den Ar-
beitsmarkt durch das Jobcenter anerkannt.

Die Arbeitsgruppe Arbeit – Ausbildung – Qualifizierung 
hat die Qualifizierung und Beschäftigung von zugewan-
derten Menschen in den Mittelpunkt gestellt und einen 
Arbeitgeberservice auf den Weg gebracht, welcher In-
formationen zur Beschäftigung von ausländischen Mit-
arbeitenden bereitstellt. Zwei Ansprechpartner bieten 
nun sozialarbeiterische sowie ausländerrechtliche Un-
terstützung für die Arbeitgeberschaft an. Das Angebot 
wird mithilfe eines Arbeitgeber-Flyers und auch mittels 
direkter Ansprache (zum Beispiel auf Ausbildungsmes-
sen) den Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern bekannt 
gemacht. Eine Evaluation des neuen Beratungsangebo-
tes soll mit Hinblick auf Implikationen für Arbeitsprozes-
se durchgeführt werden.
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Ein Begleitheft wurde im Rahmen des Projekts entwi-
ckelt, welches für Neuzugewanderte Orientierung bietet 
und ihre individuellen Integrationsperspektiven für alle 
beteiligten verwaltungsinternen und -externen Akteurin-
nen und Akteure, wie beispielsweise ehrenamtlichen Be-
gleitpersonen, dokumentiert.

Eine Willkommensbroschüre verschafft allen Neuzuge-
wanderten in einfacher Sprache und interessantem Lay-
out Informationen über die wichtigsten Ansprechperso-
nen sowie Angebote in der Stadt. Die Broschüre ist Teil 
des Konzepts „Ankommensberatung“, welches insbe-
sondere neu zugewanderte EU-Bürgerinnen und -bürger 
in den Blick nimmt. Ziel ist, niedrigschwellig und präven-
tiv über bestehende Angebote zu informieren und Zu-
gangswege zur Bildungsinfrastruktur für Kinder und Ju-
gendliche (Kita, Schule) zu erleichtern.

Das Schnittstellenmanagement zwischen Akteurinnen 
und Akteuren sowie die Qualität von Angeboten wurden 
durch einen Workshop zur Nutzerperspektive im Hin-
blick auf Angebote für Spracherwerb und Arbeitsqualifi-
zierung beleuchtet. Akteurinnen und Akteure sowie Ge-
flüchtete mit einer „gelungenen Integrationsgeschichte“ 
wurden in einem Workshop zu Hürden, Gelingensbedin-
gungen und Handlungsmöglichkeiten befragt, um för-
derliche Faktoren zu ermitteln und diese zukünftig im 
Einwanderungsmanagement zu nutzen.

Der Ansatz eines strukturellen Case Managements wird 
derzeit von zwei Sozialarbeiterinnen oder Sozialarbei-
tern des Teams Beratung und Begleitung von Zugewan-
derten mit zehn Fällen erprobt. Die Auswahl der Pilotfäl-
le erfolgte auf Grundlage der Indikatoren, welche für die 
Zusteuerung ins Case Management entwickelt wurden. 
Nach erfolgreicher Pilotierung soll ein Konzept zum ei-
nen für die Ausweitung des Case Managements auf wei-
tere Zielpersonen und zum anderen für die strukturellen 
Erfordernisse für eine erfolgreiche Ausweitung entwi-
ckelt werden. Auch Fragen der Finanzierung sollen im 
Zuge dieser Phase betrachtet werden.

Alle entwickelten Konzepte und Maßnahmen werden 
fortlaufend evaluiert.

Entwickelte Produkte
	� Prozesskette zur Zusteuerung zu Integrationskursen
	� Begleitheft für Zugewanderte
	� Arbeitgeberservice, um die Arbeitgeberschaft zu 

informieren
	� Neukonzeptionierung der Sprachoffensive
	� Willkommensbroschüre für Neuzugewanderte
	� Ankommensberatung für Neuzugewanderte
	� Case Management
	� E-UMA-Konzept (ehemals unbegleitete minderjähri-

ge Geflüchtete)
	� Strukturelle Erweiterung des Migrations- und Integ-

rationskonzepts der Stadt Rheine

Verstetigungsmodell nach dem Projektende
Zum Ende des Projekts ist die Erstellung eines Ab-
schlussberichts geplant, welcher beispielsweise als Bro-
schüre alle wichtigsten Ergebnisse des Projekts vorstellt. 
Die Arbeit der beteiligten Akteurinnen und Akteure soll 
so gewürdigt und dokumentiert werden.

Im Rahmen einer um die sozialpolitischen Sprecherin-
nen oder-sprecher der Ratsfraktionen erweiterten Sit-
zung der Lenkungsgruppe sollen ein Fazit zum Projekt 
gezogen und die geplante Verstetigung vorgestellt wer-
den. Parallel werden die dazu notwendigen politischen 
Beschlüsse vorbereitet.

In der Konzeption eines Case Management-Ansatzes 
wurde das übergreifende Ziel der gelungenen Integrati-
on und Beteiligung in der Gesellschaft für Zugewanderte 
festgelegt, wurden Indikatoren für die Zuführung in die 
besondere Unterstützungsleistung des Case Manage-
ments entwickelt sowie eine Teilzielgruppe von zehn Fäl-
len definiert. Diese zehn Fälle werden für sechs Monate 
durch zwei Beschäftigte der städtischen Sozialarbeit in-
tensiver betreut; der Indikatoren-Katalog deutet jedoch 
bereits zu diesem Zeitpunkt darauf hin, dass ca. 20 Pro-
zent der Fälle zu Case Management-Fällen werden könn-
ten und damit eine intensivere Unterstützung erfahren 
würden. Nach Ablauf der sechs Monate evaluieren die 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter mit dem Projekt-
team, welche strukturellen Implikationen die Case Ma-
nagement-Einzelfallebene hat, beispielsweise für die 
weitere Netzwerkentwicklung sowie die Organisation 
des übergreifenden Case Managements. Perspektivisch 
soll das Case Management mit einer digitalen Daten-
bank unterstützt werden.

Expertise und Beratungskompetenz
Die Stadt Rheine hat ihre Expertise in der Organisati-
onsentwicklung und dem Change-Management im Rah-
men des Projekts geschärft, von der weitere Kommunen 
profitieren können. Neben Erfahrungen hinsichtlich der 
Entwicklung strategischer Zielsetzungen können zudem 
Kenntnisse der Konzeptentwicklung im Migrationsma-
nagement und dem Sozialsektor geteilt werden.

6.5.12	 �Standort Wuppertal

Gebiets
körperschaft:

Kreisfreie Stadt

Einwohnerzahl: 361.000
Ausländeranteil: 19 Prozent
Wachstumsra-
te:105

+1,8 Prozent

105	 Prognose des Berlin-Instituts, 04/2019.



Zurück zum Inhaltsverzeichnis  139

Ausgangslage vor Projektbeginn
2002 richtete die Stadt Wuppertal auf Grundlage eines 
Ratsbeschlusses das Ressort Zuwanderung und Integ-
ration ein, um Integration als gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe mit allen gesellschaftlich relevanten Kräften 
in Wuppertal zu verankern. Im Jahr 2012 veröffentlich-
te die Stadt ihr Integrationskonzept, welches auch den 
Rahmen für die Gründung des Kommunalen Integrati-
onszentrums bildete. Seit dem Jahr 2016 gibt es eine Ko-
operationsvereinbarung zwischen dem Ressort Zuwan-
derung und Integration, dem Jobcenter Wuppertal AÖR 
und der Agentur für Arbeit Solingen-Wuppertal. Im Jahr 
2015 wurde mit der Konzeption des Hauses der Integrati-
on begonnen, das 2018 eröffnet wurde und integrations-
relevante Dienste unter einem Dach zusammengefasst.

Organisatorische Anbindung des Projekts und 
Projektstruktur
Als Projektträger fungiert das Ressort „Zuwanderung 
und Integration“, während die Projektleitung dem Res-
sort „Kinder, Jugend und Familie – Jugendamt“ obliegt. 
Beide Ressorts sind in dem übergeordneten Geschäfts-
bereich „Soziales, Jugend, Schule und Integration“ an-
gesiedelt. Vertretende beider Ressorts bildeten gemein-
sam das Projektteam. Die Lenkungsgruppe arbeitete 
zum Projektstart bestehend aus den beiden oben ge-
nannten Ressorts sowie dem Jobcenter Wuppertal AÖR 
auf strategischer Ebene und setzte sich aus Entschei-
dungsträgerinnen und -trägern zusammen. Die operati-
ve Arbeit oblag den drei Projektgruppen:

	� Wohnen
	� Erziehungskompetenz stärken
	� Hilfen zur Erziehung

Überdies wurde von der Lenkungsgruppe die Arbeits-
gruppe „Gemeinsame Wissensvermittlung“ eingesetzt. 
Diese arbeitete in enger Abstimmung mit der Arbeits-
gruppe „Hilfen zur Erziehung“ und sollte die Schnitt-
stellen zwischen den verschiedenen beteiligten Verwal-
tungseinheiten durch gemeinsame Wissensvermittlung 
und Wissensmanagement weiter verbessern. Dafür wur-
de ein Vorschlag entwickelt für die folgenden Aspekte:

	� Wechselseitige Hospitationen der Fachkräfte 
untereinander

	� Gemeinsame Gestaltung der Einarbeitung der neuen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

	� Gemeinsame Fort- bzw. Weiterbildungsangebote
	� Gemeinsame Fallsupervisionen (in besonderen 

Fällen)

In der anfänglichen Projektphase war das Ehrenamt in 
den Gremien nicht beteiligt, da der Fokus auf internen 
Verwaltungsprozessen lag. Im Jahr 2018 wurde die Len-
kungsgruppe zum ersten Mal erweitert, um die Ämter 
beziehungsweise Stadtbetriebe Gesundheitsamt, Schu-
len, Tageseinrichtungen für Kinder und das Sozialamt. 

Im Jahr 2019 wurde die Lenkungsgruppe um Vertretun-
gen einer Flüchtlingsinitiative, einer Migrantenorganisa-
tion und zweier Wohlfahrtsverbände erweitert, um die-
se in die Umsetzungsphase miteinzubeziehen. Darüber 
hinaus werden lokale Akteurinnen und Akteure in den 
Quartieren über Sozialraumworkshops in das Projekt 
eingebunden.

Schwerpunkte in der Bearbeitung der Ziele und Ver-
lauf des Projekts
Die Zielgruppe des Projekts waren neu zugewander-
te geflüchtete Familien und Zuwanderergruppen in ver-
gleichbaren Lebenslagen. Der Schwerpunkt auf Familien 
wurde gewählt, da in vielen Themenfeldern in Wupper-
tal bereits enge Kooperationsstrukturen und eine brei-
te Abdeckung bestanden. Außerdem wurden im Integra-
tionsprozess von Familien zentrale Herausforderungen 
identifiziert. In der konkreten Erarbeitung von Integra-
tionsketten wurde der Fokus auf jene Familien gelegt, 
die Wuppertal im Rahmen eines Familiennachzugs errei-
chen. Die Ergebnisse des Projekts kamen bzw. kommen 
jedoch auch anderen neu zugewanderten Familien und 
weiteren Teilen der Gruppe der Zugewanderten zugute.

Die Integrationskette „Familiennachzug zu in Wuppertal 
lebenden erwachsenen Geflüchteten“ wurde verschrift-
licht. Sie umfasst die Abfolge der relevanten Handlungs-
felder und gliedert sich in die drei Abschnitte des typi-
schen Verlaufs einer Integrationskette, der Bedarfs- und 
Ressourcenabhängigkeit und der institutionellen Zu-
sammenarbeit. Anhand der Integrationskette wurden 
aktuelle Prozesse analysiert und auf Basis der in diesem 
Zuge ermittelten Verbesserungsbedarfe anschließend 
die drei entsprechenden Projektgruppen eingerichtet.

Ein zentrales Ergebnis der Projektgruppe „Wohnen“ war 
die Entwicklung eines Informationszettels „Familien-
zusammenführung  – Anmietung einer größeren Woh-
nung“. Dieser wurde bereits in die Sprachen Arabisch, 
Englisch und Türkisch übersetzt. Außerdem wurde ein 
sich noch in Abstimmung befindliches Konzept zur Woh-
nungsvermittlungsberatung erarbeitet.

Die Projektgruppe „Erziehungskompetenz stärken“ kon-
zipierte diverse Formate zur Stärkung der Erziehungs-
kompetenz zugewanderter Eltern und führte diese 
ressortübergreifend durch. Dazu gehören zum einen In-
formationsveranstaltungen zum Thema Bildung mit ver-
schiedenen Schwerpunkten (Kindertagesstätte/Grund-
schule, Grundschule/Sekundarstufe I sowie Übergang 
Sekundarstufe II/Berufskolleg). Zum anderen wurden 
Kurse für neu zugewanderte Eltern durchgeführt, die Er-
ziehungsfragen sowie Fragen der Pubertät und des Er-
wachsenwerdens behandeln.

Von der Projektgruppe „Hilfen zur Erziehung“ wurden 
unter anderem Vereinbarungen zwischen dem Ressort 
Zuwanderung und Integration und dem Jugendamt zur 
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Zusammenarbeit bei Kindeswohlgefährdung erarbeitet. 
Diese soll ein einheitliches und abgestimmtes Verfahren 
der beteiligten Stellen ermöglichen. Die Vereinbarungen 
werden aktuell finalisiert.

Grundsätzlich wurde in dem Projekt ein Fokus darauf-
gelegt, bei diversen öffentlichkeitswirksamen Forma-
ten gemeinsam nach außen hin aufzutreten und auch 
intern eine engere Abstimmung und einen besseren Wis-
sensaustausch zu gewährleisten.

Im Rahmen des Projekts „Einwanderung gestalten“ wur-
den außerdem zwei Sozialraumworkshops durchge-
führt, unter anderem um das Erarbeitete vorzustellen, 
mit in den Quartieren tätigen Akteurinnen und Akteuren 
in den Austausch zu treten und Bedarfe abzufragen. Die 
Erarbeitung eines daten- beziehungsweise kriterienge-
stützten Vorschlags für die Auswahl geeigneter Quartie-
re sowie die Erstellung eines Grobkonzepts wurden von 
einer weiteren Projektgruppe „Sozialraumworkshops“ 
erarbeitet.

Ein Case Management stellte keinen Fokus der Projek-
tarbeit dar. Dies liegt unter anderem darin begründet, 
dass die Stadt Wuppertal bereits vor dem Projektbe-
ginn über eine Variante des Case Managements verfüg-
te („Förderplanmanagement“ zur Arbeitsvermittlung). 
Auch wurden bereits über die sogenannte Integrations-
planung Informationen über neu ankommende Geflüch-
tete erfasst, die dann beraten und betreut wurden.

Entwickelte Produkte
	� Informationsbroschüre „Familienzusammenfüh-

rung – Anmietung einer größeren Wohnung“
	� Informationsveranstaltungen für zugewanderte El-

tern mit verschiedenen Schwerpunkten (Kinderta-
gesstätte/Grundschule, Grundschule/Sekundarstu-
fe I sowie Übergang Sekundarstufe II/Berufskolleg)

	� Kurse für zugewanderte Eltern („Familienalltag meis-
tern und gestalten“ und „Mein Kind wird erwachsen 
[Pubertät und andere Herausforderungen])“

	� Vereinbarungen zur Zusammenarbeit bei 
Kindeswohlgefährdung

	� Konzept zur Wohnungsvermittlungsberatung (in 
Abstimmung)

	� Sozialraumworkshop

Verstetigungsmodell nach dem Projektende
Geschaffene Vereinbarungen, wie die zur Zusammen-
arbeit bei Kindeswohlgefährdung, bleiben ebenso nach 
dem Projektende bestehen wie erarbeitete Konzept, wie 
beispielsweise zur Wohnungsvermittlungsberatung.

Auch die Veranstaltungsreihe zur Erziehungskompetenz 
soll nach dem Projektende fortgesetzt werden, derzeit 
ist jedoch noch zu klären, welche Rolle die Stadt hierin 
einnimmt und wie die Einbindung und Vernetzung an-
derer Akteurinnen und Akteure erreicht werden kann. 

Darüber hinaus werden Projektergebnisse durch die Ar-
beitsgruppe „Gemeinsame Wissensvermittlung“ in die 
Breite getragen und verstetigt, indem sie zum Beispiel in 
die Einarbeitung neuer Mitarbeitender integriert werden 
und indem Formate wie Hospitationen und gemeinsame 
Fortbildungen durchgeführt werden.

In den Sozialraumworkshops vielfach genannte weite-
re Verbesserungsbedarfe sollen priorisiert, aufgegriffen 
und weiterverfolgt werden.

Expertise und Beratungskompetenz
Die Erfahrungen, die im Erarbeitungsprozess der Inte-
grationskette gesammelt wurden, können mit weite-
ren Kommunen geteilt werden. Ebenso kann die Stadt 
Wuppertal ihre Expertise in der Durchführung von res-
sortübergreifenden Informationsveranstaltungen 
und Sozialraumworkshops und zu ihren Varianten des 
rechtskreisübergreifenden Case Managements zur Ver-
fügung stellen. Als wichtige Bausteine für einen erfolg-
reichen Integrationsprozess betrachtet die Stadt unter 
anderem die Gründung des Ressorts für Zuwanderung 
und Integration, die konstruktive Zusammenarbeit mit 
der Ausländerbehörde sowie eine enge Kooperation der 
zuständigen Akteurinnen und Akteure beim Übergang 
vom Asylbewerberleistungsgesetz in das SGB  II. Auch 
im Rahmen der besonders intensiven Zusammenarbeit 
mit dem Jugendamt sowie beim Projektfokus auf neu zu-
gewanderte Familien sind wertvolle Erfahrungen gesam-
melt worden, von denen weitere Kommunen profitieren 
könnten.

6.5.13	 �Übersicht zu Produkten und	
Verstetigungsmodellen

Damit die Leserschaft dieses Berichts einen ganzheit-
lichen Überblick über die entwickelten Produkte und 
Verstetigungsmodelle der Modellstandorte erhält, sind 
nachstehend in tabellarischer Form beide Aspekte auf-
geführt. Die entwickelten Produkte sind dabei eine Mo-
mentaufnahme aus dem Zeitraum der Evaluation. Die 
Verstetigungsmodelle befinden sich entlang der hier auf-
geführten Kategorien in unterschiedlichen Reifegraden 
vor Ort.
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Entwickelte Produkte | Material	
und Veranstaltungen (Tabelle 7)

Sprache 
und	

Bildung
Gesundheit Arbeit Wohnen

Case Ma-
nagement

Steuerung Sonstiges

Material 
(Print und 
digital) und 
Veranstal-
tungen

Bielefeld:
Work-
shop-An-
gebote für 
Neuzugewan-
derte

Sprachför-
derangebote 
im Rahmen 
des Projekts 
„HEVI“ (ins-
besondere 
für die Jesi-
dinnen und 
Jesiden)

Moers/
Mülheim
Sprachen-
pass für 
Zugewanderte

Wuppertal:
Informati-
onsveran-
staltungen 
und Kurse für 
zugewander-
te Eltern mit 
verschiede-
nen Schwer-
punkten

Köln/
Moers:
Flyer/Plakate 
zur Informa-
tion über das 
Gesundheits-
system

Moers:
Informati-
onsreihen 
zu Themen 
der Gesund-
heitsvor-
sorge, zum 
Ausländer-
recht, zum 
Konsumalltag

Bielefeld:
„Erstori-
entierung 
Bildung und 
Arbeits-
markt“

Mülheim:
Informati-
onsveran-
staltungen 
für Rechts-
kreiswechs-
ler, die 
neu zum 
Jobcenter 
kommen

Köln:
Leitfaden zur 
Wohnungs-
anmietung 
(„Wegweiser 
Wohnen in 
Köln“) in 
einfacher 
Sprache so-
wie übersetzt 
in mehrere 
Sprachen

Wuppertal:
Informations-
broschüre 
„Familienzu-
sammenfüh-
rung – An-
mietung einer 
größeren 
Wohnung“

Köln/
Rheine/
Dortmund:
„Personal 
Book“ für 
Geflüchtete/
Laufmappe/
Begleitheft

Kreis Lippe:
Einheitlicher 
Gesprächs-
leitfaden zur 
Erfassung 
von weiter 
verarbeitba-
ren Daten

Rheine:
Ankommens-
beratung für 
Neuzugewan-
derte

E-UMA-Kon-
zept (ehe-
mals un-
begleitete 
minderjährige 
Geflüchtete)

Strukturelle 
Erweiterung 
des Migra-
tions- und 
Integrations-
konzepts der 
Stadt Rheine

Köln:
Videodolmet-
scher

Hamm:
Entwicklung 
von Fortbil-
dungsmodulen, 
beispielsweise 
für interkul-
turelle Schul-
entwicklung 
für Beratungs-
lehrkräfte und 
die Schul-
sozialarbeit 
oder für Case 
Management 
(Gesprächsfüh-
rungsmetho-
den)

Entwicklung 
eines Konzepts 
für die Ehren-
amtskoordina-
tion sowie die 
zu erfüllenden 
Standards in 
der Zusam-
menarbeit mit 
Trägern

Münster:
Vorlage mit ak-
tuellen Erkennt-
nissen aus 
dem Projekt 
„Einwanderung 
gestalten NRW“

Entwickelte Produkte | Vereinbarungen zwischen 
Akteurinnen und Akteuren (Tabelle 8)

Sprache und	
Bildung

Arbeit Steuerung

Vereinbarungen 
zwischen	
Akteurinnen 
und Akteuren

Wuppertal:
Vereinbarungen zur Zu-
sammenarbeit bei 
Kindeswohlgefährdung

Dormagen:
Kooperationsvereinbarung der 
Stadt Dormagen und dem Job-
center Rhein-Kreis Neuss

Dormagen:
Datenschutzvereinbarung
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Entwickelte Produkte | Konzepte und Methoden	
(Tabelle 9)

Sprache und	
Bildung

Arbeit Wohnen Case Management Steuerung

Konzepte	
und 
Methoden

Bielefeld:
Sprachkurssteue-
rung für alle Neu-
zugewanderten

Mülheim:
System zur 
akteursübergrei-
fenden Planung 
von Sprachkurs-
angeboten

Rheine:
Prozesskette zur 
Zusteuerung zu 
Integrationskur-
sen

Neukonzepti-
onierung der 
Sprachoffensive

Rheine:
Arbeit-
geber-
service

Wuppertal:
Konzept zur 
Wohnungs-
vermittlungs-
beratung

Dormagen:
Case Manage-
ment-Konzept

Köln:
Konzept zum rechts-
kreisübergreifenden 
Case Management

Moers:
Case Manage-
ment-Konzept 
„Prozessgestaltung 
zur rechts- und 
einrichtungsüber-
greifenden Zusam-
menarbeit im Case 
Management für 
Zugewanderte in der 
Stadt Moers“

Mülheim:
Implementierung 
von Case Manage-
ment im Bereich 
der Betreuung 
und Beratung vor 
SGB II-Bezug

Bielefeld:
Digitales Integrationsmanagement für 
Zugewanderte (DIZ) – in Aufbau

Dortmund:
Wissensdatenbank für Akteurin-
nen und Akteure des kommunalen 
Integrationsmanagements

Hamm:
Entwicklung

– �Berichtswesen Finanzcontrolling

– �Auswertungsprogramm für das inter-
ne Berichtswesen

– �Konzept zur Koordinierung der Multip-
likatoren- und Lotsenprogramme

– �Interne Plattform für 
Integrationsangebote

– �Onlineplattform „Vielfalt-Hamm.de“

Mülheim:
Handbuch zur Einarbeitung neuer 
Mitarbeitender

Rheinisch-Bergischer Kreis:
Offener Prozess für die Gewinnung und 
Partizipation unterschiedlicher Akteu-
rinnen und Akteure

Verstetigungsmodelle in unterschiedlichem	
Fortschritt (Tabelle 10)

Schaffung 
eines neu-
en Amtes

Schaffung neuer Strukturen inner-
halb der Verwaltungseinheit

Konzeptuelle Verankerung
Mittelfristige 

projektmäßige 
Weiterbearbeitung

Köln:
Amt für 
Integration 
und Vielfalt

Bielefeld:
Anlaufstelle „Willkommenscenter“

Dortmund:
Dienstleistungszentrum Migration und 
Integration

Hamm:
Neue Abteilung im Bürgeramt für 
Migration und Integration

Lippe:
Servicestelle

Moers:
Servicestelle Zuwanderung/Stabstelle 
der strategischen Sozialplanung

Rheine:
Ankommensberatung für 
Neuzugewanderte

Dormagen:
Case Management-Konzept

Dortmund:
Gesamtstrategie Zuwanderung

Hamm:
Integrationskonzept/Interne 
Integrationsplattform

Moers:
Vorlage „Steuerungsmechanismen im Ein-
wanderungsmanagement der Stadt Moers“

Mülheim:
Praxishandbuch zum 
Integrationsmanagement

Rheine:
Konzept für Migration und Integration

Rheinisch-Bergischer Kreis:
Konzeption des Kommunalen Integrati-
onszentrums 2020–2022

Bielefeld
Münster
Wuppertal



Zurück zum Inhaltsverzeichnis  143

6.6	� Erkenntnisse entlang 
der Analysedimensionen

Im nachstehenden Kapitel werden zuerst die zentra-
len Erkenntnisse der standortübergreifenden Analy-
se auf Basis der Dimensionen des Analyserasters und 
nach Auswertung anhand der Auswertungskriterien dar-
gelegt. Auch die Auswertung der Onlineumfrage fließt 
punktuell mit ein.

6.6.1	 �Zielsetzung und Strategie

Ableitung 1: Durch die Unterstützung des Verwal-
tungsvorstandes sowie der Leitungsebene anderer 
Akteurinnen und Akteure gewinnt das kommunale In-
tegrationsmanagement die notwendige Legitimati-
on für die Entwicklung strategischer Ziele, Ressour-
ceninvestition sowie die gemeinsame Umsetzung.

Kommunales Integrationsmanagement wird in den meis-
ten Modellstandorten als „Chefsache“ bearbeitet. In den 
Gesprächen wurde deutlich, dass die projektbeteiligten 
Verwaltungsvorstände Themen der Migration und Inte-
gration als strategisch relevant und zukunftsweisend 
betrachten. Auch in der Onlineumfrage stimmen die 
Projektteams überwiegend zu, dass die Verwaltungs-
vorstände das Projekt unterstützen. Diese Gewichtung 
führt dazu, dass die Gesamtthematik bei strategischen 
Fragestellungen, welche die gesamte Verwaltung betref-
fen, mitbedacht wird.

Für die Mehrzahl der Verwaltungsvorstände hat das The-
ma auch nach der großen Zuwanderungswelle der Jah-
re 2015 und 2016 und einer strukturell verbesserten In-
tegrationsarbeit nicht an Dringlichkeit verloren, sondern 
wird als langfristige und breitangelegte Querschnitts-
aufgabe eingeschätzt. Dafür wird angestrebt, das The-
mengebiet Integration angemessen im öffentlichen 
kommunalen Diskurs zu setzen und die langfristigen 
Zielvorgaben des Projekts in unterschiedlichen Verste-
tigungsansätzen weiterhin zu verfolgen.

Ableitung 2: Kommunales Integrationsmanagement 
bedarf einer gemeinsamen strategischen Zielset-
zung sowie konkreter Ergebnisziele, um Klarheit und 
Orientierung für alle beteiligten Akteurinnen und Ak-
teure herzustellen.

Bei der Entwicklung eines Zielkatalogs für das kommu-
nale Integrationsmanagement erarbeiteten die meisten 
Modellstandorte unterschiedliche Zielebenen. Gesamt- 
und Rahmenziele wurden global gefasst, um einen Ideal-
zustand für das kommunale Integrationsmanagement zu 
beschreiben. In der Onlineumfrage schätzen die Projekt-
teams das Potenzial zur vollständigen Zielerreichung als 
noch nicht voll ausgeschöpft ein. Ergebnisziele wurden 
in den einzelnen Handlungsfeldern entwickelt. Hierfür 

werden  – zum Teil iterative  – Einzelfallanalysen vorge-
nommen, auf deren Grundlage eine praxisnahe Zielset-
zung für definierte Ziel- oder Fallgruppen erfolgen kann. 
Diese konkrete Zielebene stellt sicher, dass Zielerrei-
chung und Wirkung erfasst, gemessen und nachgehal-
ten werden. Am Standort Rheine beispielsweise wurde 
für jedes Ergebnisziel festgehalten, ob die dazugehöri-
ge Maßnahme in Bearbeitung ist oder abschließend um-
gesetzt wurde.

Die inhaltliche Ausrichtung der Ziele unterscheidet 
sich aufgrund der unterschiedlichen Zuständigkeiten 
und Gestaltungsfreiräume im kommunalen Integrati-
onsmanagement zwischen Kreisen, kreisangehörigen 
und kreisfreien Städten. Für Kreise stellen im Integra-
tionsmanagement die kreisangehörigen Kommunen 
die direkte Zielgruppe dar und die Zugewanderten eine 
indirekte Zielgruppe. Daher spielen hier Aspekte der in-
terkommunalen Vernetzung mit Fokus auf guten Praxis-
beispielen, Koordinierung von Angeboten, Qualifizierung 
von Haupt- und Ehrenamt sowie einheitlicher Kommuni-
kation im Kreisgebiet eine prominentere Rolle.

In einigen Modellstandorten konnten bestehende Inte-
grationskonzepte die Entwicklung des Integrationsma-
nagements unterstützen. Inwieweit diese Konzepte be-
hilflich sind, hängt von der inhaltlichen Ausrichtung und 
Struktur ab. Strategische Ziele in den einzelnen Hand-
lungsfeldern der Konzepte konnten so in einigen Stand-
orten als Orientierung für die Erstellung von Zielkata-
logen des Integrationsmanagements genutzt werden. 
Einige Standorte planen auch, die Erkenntnisse, Struk-
turen und weiteren Handlungsbedarfe aus dem Projekt 
in eine Fortschreibung von Integrationskonzepten zu 
überführen.

Es hat sich standortübergreifend bewährt, dass ent-
weder das Projektteam oder die Lenkungsgruppe Pri-
oritäten für die Bearbeitung der Ergebnisziele oder der 
Handlungsfelder festlegt. Beispielsweise wurden in 
den Standorten Moers, Münster oder Rheine dringliche 
Handlungsfelder vorangestellt. So konnten Ressourcen 
nach strategischer Wichtigkeit und praktischer Dring-
lichkeit zum Einsatz kommen.

Mit Bezug auf die langfristig gesteckten Ziele für das 
kommunale Integrationsmanagement zeigt die Evalua-
tion, dass eine nachhaltige Verankerung ihrer Inhal-
te in den beteiligten Organisationen herausfordernd 
war. Auch wenn die relevanten Entscheidungsträgerin-
nen und -träger in der Lenkungsgruppe beteiligt wa-
ren, wurden Veränderungsimpulse eher bezogen auf 
Ergebnisziele oder konkrete Maßnahmen auf operati-
ver Ebene angesiedelt und umgesetzt. So wurde in den 
Modellstandorten Münster, Rheine, Dormagen und Wup-
pertal beispielsweise der Grad der Ergebniszielerrei-
chung festgehalten.
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Ableitung 3: Die Bedarfe der Zugewanderten zeigen 
fallbezogen auf, welche Stärken und Schwächen das 
kommunale Integrationsmanagement hat, und bilden 
den gemeinsamen Nenner für die Zusammenarbeit 
von Akteurinnen und Akteuren mit unterschiedlichen 
Zuständigkeiten und Interessenslagen.

Bei der Entwicklung von Zielen werden – zum Teil itera-
tive  – Einzelfallanalysen106 im Hinblick auf systemische 
Implikationen für die jeweiligen Integrationsprozesse 
vorgenommen, auf deren Grundlage dann eine praxisna-
he Zielsetzung für definierte Ziel- oder Fallgruppen er-
folgen kann. Der Standort Bielefeld hatte beispielsweise 
vor Projektbeginn bereits in großem Umfang Fallanaly-
sen durchgeführt und dieses Vorgehen wiederholt, um 
Schnittstellen im Integrationsprozess von Zugewan-
derten bearbeiten zu können. Die Sichtbarmachung der 
strukturellen Brüche, Angebotslücken oder anderen Un-
zulänglichkeiten im Integrationsprozess einer Person 
wurde dann an den Standorten genutzt, um Zielzustän-
de zu formulieren und Dienstleistungsketten zu erarbei-
ten. Die Projektteams schätzen den Grad der maßgebli-
chen Verbesserung für die Zielgruppe durch das Projekt 
unterschiedlich ein. In Zukunft wäre notwendigerweise 
zu analysieren, von welchen Faktoren die Verbesserung 
für die Zielgruppe langfristig abhängt.

Die engere Definition einer Zielgruppe führt dazu, dass 
eine konkrete und systemisch relevante Bedarfslage er-
mittelt wurde. Viele der entwickelten Maßnahmen wur-
den im Projektverlauf auf andere Zielgruppen über-
tragen. Hier wurden Lebenslagen betrachtet, in denen 
unterschiedliche Menschengruppen ähnliche Bedarfe 
aufzeigen. Standortübergreifend hat sich daher für un-
terschiedliche Maßnahmen die ursprüngliche Zielgruppe 
erweitert. So steht beispielsweise die Moerser Service-
stelle Zuwanderung oder das Kölner Amt für Integrati-
on und Vielfalt allen Zugewanderten offen. Die Sprachof-
fensive der Stadt Rheine ist ebenfalls für alle zugänglich, 
die auf einen Integrationskurs warten. In Hamm unter-
stützt das soziale Fallmanagement alle Zugewanderten. 
Die Zielgruppe der Geduldeten stellt eine große Heraus-
forderung für die verwaltungsinternen Akteurinnen und 
Akteure dar, da diese Zielgruppe in der Regel keinen An-
spruch auf Integrationsleistungen und -angebote hat.

Die strategische Ausrichtung des Integrationsmanage-
ments wird standortübergreifend an Bedarfen der Ziel-
gruppen der Zugewanderten vorgenommen. Dabei 
werden an einigen Standorten Daten und Kennziffern 
ausgewertet. Die Stadt Hamm erhebt beispielsweise ihre 
eigenen zuwanderungsbezogenen Daten und analysiert 
diese auf unterschiedliche Parameter, mitunter auf die 
Nutzung von Angeboten seitens unterschiedlicher Zu-
wanderungsgruppen. Auch die Stadt Rheine erhebt ei-
gene Zahlen zur Zuwanderung aus Ländern der Europä-
ischen Union, um für diese Zielgruppe ebenfalls Bedarfe 

106	 Vgl. ebd. S. 78 ff.

zu erheben. Für die Zielerreichung und Wirkungsanaly-
se werden solche Datensätze ebenfalls genutzt. An die-
sen Standorten hilft eine solche Datenerhebung, für 
Akteurinnen und Akteure Transparenz darüber zu schaf-
fen, warum Ziele gerechtfertigt und wichtig sind, wie der 
Grad der Zielerreichung gemessen wird, welche Quali-
tätsoptimierungsmöglichkeiten es gibt und welche Res-
sourceneinsätze sich daher lohnen.

6.6.2	 �Organisations- und	
Kommunikationsstrukturen

Ableitung 1: Die organisatorische Anbindung des 
kommunalen Integrationsmanagements in den Ver-
waltungsstrukturen muss vorhandene Strukturen 
und Prozesse weiterentwickeln und einen Schwer-
punkt auf Netzwerkorientierung legen.

Die organisatorische Anbindung der Projektteams in-
nerhalb der kommunalen Verwaltungsstruktur zeigt sich 
als stark heterogen. An einigen Standorten sind die Pro-
jektteams direkt der (Ober-)Bürgermeisterin oder dem 
(Ober-)Bürgermeister zugeordnet, beispielsweise als 
Stabstelle. In Köln konnte durch die Anbindung als Stab-
stelle an die Oberbürgermeisterin mit hoher Sichtbar-
keit und Effizienz vorgegangen werden. In den meisten 
Standorten sind die Projektteams in den Sozialdezer-
naten verortet. In Fachbereichen, in welchen die ressor-
tübergreifende Zusammenarbeit bereits vor Projekt-
beginn etabliert war, konnten Projektteams auf diese 
Strukturen und Prozesse zugreifen. In den Standorten 
Rheine und Dormagen beispielsweise konnte auf stark 
vernetzte Strukturen aufgebaut werden. Je nach Pro-
jektzielen (Fokus auf bestimmte Themengebiete) und 
angestrebter Organisationsstruktur (Fokus auf Schaf-
fung eines neuen Amts) für das Integrationsmanage-
ment können die verschiedenen Anbindungen zielfüh-
rend sein. Die überwiegende Mehrheit der Projektteams 
schätzt in der Onlineumfrage die Anbindung des Pro-
jekts in die jeweilige Verwaltungseinheit als begünsti-
gend für die Projektumsetzung ein.

Ableitung 2: Eine Vernetzung zwischen und unter 
den Leitungs- und Umsetzungsebenen der beteilig-
ten Akteurinnen und Akteure fördert die Entwicklung 
und Wirksamkeit neuer Maßnahmen und damit die 
Zielerreichung.

Die Organisationsstruktur mit einer heterogen besetz-
ten Lenkungsgruppe an Leitungspersonen mit Entschei-
dungsbefugnis und den Projektgruppen sowie – gerade 
zu Beginn des Projekts – intensivem und durch das Pro-
jektteam moderierten Austausch führt an den Standor-
ten zu einer starken Verbesserung in der horizontalen 
und vertikalen Vernetzung in den Strukturen. Von opera-
tiven Akteurinnen und Akteuren wurde dabei rückgemel-
det, dass ihre Handlungsfähigkeit stark durch eine pro-
aktive Unterstützung ihrer Führungskräfte verbessert 
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wird. Dies wurde nicht nur in der Onlineumfrage von den 
Projektteams, sondern auch in den Gesprächen mit Teil-
nehmenden der strategischen und operativen Gremien 
mehrheitlich deutlich. Die teilweise sehr unterschied-
lichen Perspektiven, Zielvorstellungen und Organisati-
onskulturen (beispielsweise Bereiche Ordnung und So-
ziales) der einzelnen Akteurinnen und Akteure und 
beteiligten Personen können an vielen Standorten trans-
parenter und damit nachvollziehbarer gemacht werden. 
Insbesondere die Entwicklung neuer Maßnahmen und 
genaue Passung auf Ziele kann so verzahnter vorgenom-
men werden.

Die starke horizontale Vernetzung auf Führungsebene 
und operativer Ebene der beteiligten Akteurinnen und 
Akteure sowie die große Bedeutung der operativen Ebe-
ne bei der Bildung von Entscheidungsgrundlagen (zum 
Beispiel über Einzelfallanalysen) als Wesensmerkmale 
der Projektstruktur sind für die hierarchisch und funk-
tionsorientiert geprägte Verwaltung eher kulturfremd, 
sodass hier auch ein Veränderungsprozess in der Kul-
tur der Zusammenarbeit erfolgen muss, um ein erfolg-
reiches Netzwerkmanagement über diese Strukturen 
nachhaltig implementieren zu können.

Ableitung 3: Interne und externe Kommunikation för-
dert Transparenz und Verbindlichkeit in der Zusam-
menarbeit unterschiedlicher Personen des Haupt- 
und Ehrenamtes.

Das Projekt wird an allen Modellstandorten von Sei-
ten der Projektteams durch regelmäßige interne Kom-
munikation mit allen relevanten Akteurinnen und Ak-
teuren des kommunalen Einwanderungsmanagements 
begleitet. Somit können die behandelten Fragen der 
rechtskreisübergreifenden Zusammenarbeit auf einer 
gemeinsamen Informationsbasis und in Kenntnis aller 
bearbeitet werden. An einzelnen Standorten werden zu-
dem eine kontinuierliche, gebündelte und abgestimmte 
Kommunikation sowie Netzwerkarbeit in die Politik und 
Öffentlichkeit umgesetzt. Dies unterstützte den Pro-
zess bei geplanten Veränderungen, die auch einer Finan-
zierung und gegebenenfalls strukturellen Veränderung 
bedürfen.

Dort, wo es eine enge Abstimmung und offene Kommu-
nikation zwischen Verwaltungsvorstand und Projektver-
antwortlichen gab, erhielt das Thema eine kontinuierliche 
Aufmerksamkeit in der oberen Verwaltungshierarchie.

Transparenz über Ansprechpersonen wird durch den re-
gelmäßigen Austausch — themenbezogen wie auch in-
formell — in den Projektgremien hergestellt. Vertrauen 
kann somit untereinander und auf persönlicher Ebe-
ne wachsen. Damit wird die Schwelle zur gegenseitigen, 
auch informellen, Kontaktaufnahme verringert und die 
konstruktive und konsensuale Lösungsfindung in man-
chen Fällen erst ermöglicht. Damit kann die Bindung 

der Beteiligten an das Projekt und die Motivation, an der 
Vielzahl von Treffen teilzunehmen, in hohem Maße ge-
sichert werden. Diese in einigen Standorten neue Form 
der Zusammenarbeit führt zum Teil auch zu positiven 
Nebeneffekten in anderen Themenbereichen. So werden 
Best Practices zwischen den Akteurinnen und Akteuren 
transferiert und somit vereinzelt interne Organisations-
entwicklungsprozess angestoßen. Offen bleibt, wie sich 
die entstandenen Kommunikationsstrukturen und per-
sönlichen Beziehungen nach Ende des Projekts und bei 
einem Personalwechsel weiterentwickeln.

An den Standorten, an welchen die breitere Öffentlich-
keit über Projektzielsetzungen und -entwicklungen in-
formiert wurde, konnten wichtige Impulse zurück ins 
Projekt getragen werden. Der Standort Köln entschied 
sich beispielsweise dafür, Informationsveranstaltungen 
für die Stadtgesellschaft durchzuführen, in welchen Bür-
gerinnen und Bürger Einschätzungen zu unterschiedli-
chen Themen vornehmen konnten. Eine anschließende 
positive Berichterstattung über die Veranstaltungen si-
cherte ein positives Framing des Integrationsthemas in 
der Stadtgesellschaft.

Ableitung 4: Vertreterinnen und Vertreter des Ehren-
amts und der Migranten sensibilisieren für reale Be-
darfe und konkretisieren Hürden und Lösungsräume.

Die Beteiligung des Ehrenamts in den verschiedenen 
Gremien und Prozessstufen wird in den Standorten un-
terschiedlich gehandhabt. Der Standort Münster hat eh-
renamtliche Initiativen zwar über das Projekt informiert, 
durch den Strukturfokus des Projekts und aufgrund des 
geringen ehrenamtlichen Engagements für Langzeitge-
duldete jedoch von einer aktiven Einbindung in Projekt-
strukturen abgesehen.

An anderen Modellstandorten, wie beispielsweise dem 
Rheinisch-Bergischen Kreis, Moers, Dormagen und 
Köln, hat der Blickwinkel des Ehrenamtes zu einer teils 
kontroversen Diskussion geführt, da diese Perspekti-
ve sich vermehrt aus der Praxiserfahrung an der Seite 
von einzelnen Zugewanderten nährte und auf die recht-
lich-gesetzliche Perspektive des Hauptamts stieß. Hier 
zeigte sich gerade in den kleineren Modellkommunen 
die Schwierigkeit, Vertretende des Ehrenamts zu iden-
tifizieren, die einen übergreifenden Einblick in das aktive 
Ehrenamt haben. Gleichzeitig konnte das Ehrenamt mit 
dieser Perspektive stark für die Bedarfe der Zielgruppen 
sensibilisieren. Die Beteiligung am Projekt ist für beteilig-
te Ehrenamtliche zeitintensiv, auch das Hauptamt muss-
te in der Terminierung von Treffen mit dem Ehrenamt 
die Randstunden des Tages oder der Woche berücksich-
tigen. Übergreifend wird sich zeigen müssen, inwieweit 
das Ehrenamt  – in seiner im Rahmen der Flüchtlings-
welle in den Jahren 2015 und 2016 stark gewachsenen 
Bedeutung für die Verwaltung  – sein Engagement und 
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damit seine Praxisexpertise beibehalten und somit seine 
Stimme in den Verwaltungsprozessen beibehalten kann.

Die aktive Einbindung von Zugewanderten stellt Verwal-
tungsakteurinnen und -akteure der Verwaltung standor-
tübergreifend vor Herausforderungen. Als Hürde werden 
Unterschiede in der Selbstorganisation dieser Perso-
nengruppen genannt: Die informellen Netzwerke von 
Migrantinnen und Migranten sind in der Regel schwieri-
ger ausfindig zu machen und einzubinden als feste Gre-
mien oder Organisationen wie Integrationsräte oder 
Migrantenselbstorganisationen. Am Standort Dortmund 
wurden Migrantenselbstorganisationen in das Projekt 
miteingebunden und konnten dort die Perspektiven und 
Interessen ihrer Zuwanderungsgruppen erfolgreich mit 
in das Projekt tragen. Auch der Standort Moers hat im 
Rahmen eines Beratungsgremiums die Perspektive der 
Zugewanderten auf unterschiedliche Prozessschritte 
eingeholt.

6.6.3	 �Projektsteuerung und Kompetenzen

Ableitung 1: Das Kommunale Integrationsmanage-
ment muss zentral, kontinuierlich und allparteilich 
gesteuert werden.

Eine zentrale Koordinierung und Steuerung107 des rechts-
kreisübergreifenden Integrationsnetzwerks in der Ver-
waltung wurde an allen zwölf Modellstandorten als wich-
tiger förderlicher Faktor genannt. Es hat sich gezeigt, 
dass der konsequente Aufbau neuer Netzwerkstruktu-
ren erfolgreich durch die Projektteams vorgenommen 
wurde, indem sie verbindlich für regelmäßige Vernet-
zungsformate sorgten. Besonderer förderliche Faktoren 
im Umgang mit anderen Projektgremien waren die All-
parteilichkeit und Wertschätzung, mit welcher involvier-
te Akteurinnen und Akteure gleichermaßen angespro-
chen und eingebunden wurden.

Die Besetzung der Projektteams ist in der Regel durch 
verwaltungsinternes, an manchen Standorten aber auch 
durch verwaltungsexternes Personal erfolgt. Während 
erstere ihre Verwaltungskenntnis und ihr persönliches 
Netzwerk nutzen, bringen Externe Erfahrung in ande-
ren Bereichen mit, decken blinde Flecken auf und sind in 
Bezug auf die Vorgeschichte des Netzwerks unbelastet. 
Verwaltungsinterne Mitarbeitende tragen dafür nach 
Projektende ihre Erkenntnisse und neugewonnene Ex-
pertise weiterhin in die Organisation. Bei Weggang der 
extern eingestellten Personen fällt auch die weitere Nut-
zung der Erkenntnisse weg.

Ableitung 2: Die zentrale Steuerung des kommuna-
len Integrationsmanagements benötigt Kompeten-
zen des Projekt- und Netzwerkmanagements sowie 
der Gremien- und Prozessbegleitung.

107	 Vgl. ebd. S. 33 ff.

Welche Kompetenzen Leitung und Teammitglieder mit-
bringen sollten und welche Tätigkeiten die Aufgabe um-
fassen, wird von den Standorten in Inhalt und Detail 
sehr unterschiedlich festgelegt. Aus dem Projektverlauf 
selbst ist festzuhalten, dass die erfolgreiche Leitung des 
Projekts eine Vielzahl von Kompetenzen im Bereich der 
Verwaltung, des Projektmanagements, des Controllings, 
der Konzeption, des Netzwerkmanagements und der 
Moderation erfordert. Auch Aspekte des Veränderungs-
managements sind als Kompetenzbereich für Projekt-
teams als besonders förderlich einzuschätzen. Eine wei-
tere wichtige Aufgabe besteht darin, die Beteiligten an 
das Projekt zu binden und zur Mitarbeit zu motivieren. 
Die Qualifizierungsmaßnahmen, welche im Rahmen des 
Projekts seitens des Ministeriums und seitens der wis-
senschaftlichen Begleitung angeboten wurden, sind da-
her als wichtige Voraussetzung für eine erfolgreiche Pro-
jektumsetzung einzuschätzen.

Ableitung 3: Durch Qualifizierung wird sichergestellt, 
dass Kompetenzerwerb zielgerichtet möglich ist.

Die Schulungsmaßnahmen, welche durch die Paritäti-
sche Akademie NRW für die Modellkommunen zum The-
ma Case Management angeboten wurden, stellen eine 
große Hilfe für die Projektteams dar, um ein neues Ver-
ständnis der übergreifenden Begleitmethode zu entwi-
ckeln und Konzeptionsphasen für die konkrete Überset-
zung in die Praxis vor Ort anstoßen zu können. Einige 
Standorte meldeten zurück, dass der Schulungszeit-
punkt der ersten Schulungsreihe zu früh war, spätere 
Schulungstermine jedoch stark förderlich für den wei-
teren Projektverlauf und besonders die Entwicklung von 
Case Managementkonzepten waren. Die Schulungsin-
halte wurden in dieser Evaluation nicht auf ihre Wirkung 
überprüft. Daher kann keine Aussage zum Kompeten-
zaufbau oder Wissenszuwachs seitens der Teilnehmen-
den getroffen werden. Die Selbstauskunft der Projekt-
teams, welche teilgenommen haben, ist mehrheitlich 
jedoch deutlich positiv. Freie Trägerinnen und Träger an 
unterschiedlichen Modellstandorten meldeten in Einzel-
gesprächen zurück, dass auch für sie eine Teilnahme an 
der Basisschulung zum Case Management zukünftig re-
levant und wünschenswert wäre, damit sie in der Um-
setzung eines rechtskreisübergreifenden Case Manage-
ments aktiv und zielführend beteiligt sein können.

Das Zielsystem mit Zielmatrizen sowie die Analyse von 
Fallkonstellationen und die Erstellung von Dienstleis-
tungsketten sind für die Konzeption des kommunalen 
Integrationsmanagements aus Sicht der Modellprojek-
te sehr sinnvoll. Die Standorte nutzen diese Instrumen-
te in unterschiedlicher Intensität und Konsequenz be-
ziehungsweise passten diese pragmatisch der eigenen 
Praxis an. Die Einführung dieser unterschiedlichen Me-
thoden erfolgte durch die wissenschaftliche Beglei-
tung und müsste in neuen Kommunen durch ein Mento-
ring und Austauschformate der Pilotstandorte oder eine 
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externe Beratung erfolgen, um ähnliche Wirkung entfal-
ten zu können.

Ableitung 4: Digitale Formate können die Steuerung 
des kommunalen Integrationsmanagements maß-
geblich unterstützen.

Die Nutzung digitaler Plattformen an den Standorten 
Moers, Köln oder Hamm führt dazu, dass unterschied-
liche Akteurinnen und Akteure den Projektfortschritt 
nachvollziehen können und sich an der Weiterentwick-
lung von gemeinsam entwickelten Dokumenten oder an-
deren Vorhaben selbstständig beteiligen können. Digita-
le Möglichkeiten führen dazu, dass die Projektsteuerung 
nicht nur vom Projektteam überwacht werden muss, 
sondern das Projekt auch eine Eigendynamik mit stärke-
rer Verantwortungsübernahme seitens der Akteurinnen 
und Akteure verzeichnen kann.

Ableitung 5: Die Ressourcenfrage ist im kommunalen 
Integrationsmanagement für alle beteiligten Akteu-
rinnen und Akteure zu klären.

In vielen Projekten ist der Ressourcenaufwand aufgrund 
der Beteiligungsstrukturen und einer engen Taktung der 
Treffen zu Beginn sehr hoch. Dies führte in einigen Stand-
orten zu ersten schnellen Erfolgen, die wiederum die Mo-
tivation der Beteiligten erhöhten. Eine Herausforderung 
besteht darin, im Projektverlauf die Teilnahme weiter zu 
sichern. Daher wird an vielen Standorten die Taktung der 
Treffen im Projektverlauf bedarfsgerecht zurückgefah-
ren. Einige Akteurinnen und Akteure werden nur punktu-
ell beteiligt. Dies hält die Beteiligung hoch, führt jedoch 
auch dazu, dass sich Entscheidungsprozesse und das 
Hervorbringen von Ergebnissen verlangsamen.

6.6.4	 �Prozesse und Infrastruktur

Ableitung 1: Prozesse müssen sichtbar gemacht wer-
den, sodass beteiligte Akteurinnen und Akteure sie 
gemeinsam optimieren können.

Die Analyse von konkreten Einzelfällen führte an einigen 
Standorten zur Konzeption von Dienstleistungsketten, 
die zielgruppenspezifisch entwickelt wurden. Dies ist 
für die meisten Kommunen Neuland. Hier wurden erste 
Schritte im Kompetenzaufbau durch die wissenschaft-
liche Begleitung gegangen. Die Standorte benötigen 
hier weitere Unterstützung in der Erstellung und prak-
tischen Anwendung ausgereifter Dienstleistungsket-
ten. Die schematische Darstellung der rechtskreisüber-
greifenden Prozesse der entsprechenden Zielgruppe 
wurden entweder handlungsfeldspezifisch oder ge-
samtprozessual angelegt. Dieses Vorgehen sicherte An-
schlussfähigkeit sowie Ressourcenschonung für betei-
ligte Akteurinnen und Akteure. In der Darstellung dieser 
Dienstleistungsketten wählten die Modellstandorte he-
terogene Visualisierungen und stellten Prozessschritte 

mit zuständigen Akteurinnen und Akteuren in den Fo-
kus. Die bisherige Ausarbeitung im Sinne einer Prozess-
visualisierung und -beschreibung ist zum Zeitpunkt der 
Erhebung in den meisten Fällen global und mit geringem 
Detaillierungsgrad. Die gemeinsame Arbeit an Dienst-
leistungsketten führte zur Beleuchtung, Analyse und 
Bearbeitung von Schnittstellen, die vorher stärker von 
Brüchen oder Lücken bedroht waren. Besonders bei der 
Entwicklung eines übergreifenden Case Managements 
kamen diese Einzelfallanalysen oder Dienstleistungsket-
ten wieder zum Einsatz.

Ableitung 2: Eine Haltung der Veränderungsbereit-
schaft ist für die Prozessoptimierung im kommuna-
len Integrationsmanagement essenziell.

Zentrale Voraussetzung für ein aktives, fortlaufend 
durchgeführtes Schnittstellenmanagement ist die Be-
reitschaft der Akteurinnen und Akteure, bestehende Pro-
zesse und Prinzipien zu hinterfragen und zu verändern. 
Besonders der gemeinsame Bezug auf die zugewander-
te Person half hierbei, Interessen und Rechtsgrundlagen 
entweder auszuklammern oder so einzusetzen, dass 
die Lösungsfindung vorangetrieben wurde. Die Projekt-
teams leisteten hier einen essenziellen Beitrag in ihrer 
Moderation von Gremientreffen und auch in bilateralen 
Absprachen, sodass die Prozessoptimierung handlungs-
feldspezifisch oder auch übergreifend immer wieder in 
den Mittelpunkt gestellt werden konnte.

Ableitung 3: Über rechtliche Rahmenbedingungen 
und Datenschutzrichtlinien muss ein einheitlicher 
Wissensstand hergestellt werden, damit sie silohafte 
Vorgehensweisen nicht dauerhaft begünstigen.

Datenschutzrechtliche sowie gesetzliche Grundlagen im 
rechtskreisübergreifenden Raum stellen bislang Gren-
zen für die rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit 
dar. So gibt es bislang beispielsweise keine tragfähige 
Lösung für einen gemeinsamen Zugriff auf personenbe-
zogene Daten über verschiedene Rechtskreise hinweg. 
In diesem Themenkomplex bestehen Unsicherheiten 
auf Seiten der Kommunen. Das Ministerium reagierte 
hierauf durch Informationsformate, was für die Stand-
orte inhaltlich hilfreich war. Individuelle Lösungsfin-
dungsprozesse waren trotzdem stark herausfordernd 
und üblicherweise auf individuelle, konkrete Kooperati-
onsvorhaben ohne Einbezug personenbezogener Daten 
fokussiert. Eine ganzheitliche rechtskreisübergreifen-
de Regelung im Sinne einer digitalisierten Systemkom-
patibilität und -nutzung steht in einigen Kommunen im 
Raum, wurde jedoch aufgrund der vielen offenen rechtli-
chen Fragen bislang nicht aktiv angestoßen.

Ableitung 4: Das kommunale Integrationsmanage-
ment kann von einem strukturellen Case Manage-
ment profitieren, wenn alle Akteurinnen und Akteu-
re über ein gemeinsames methodisches Verständnis, 
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den Mehrwert der Methode, die konkrete Umset-
zungsvariante sowie die Ressourcensicherheit dafür 
verfügen.

Im Rahmen des übergreifenden Case Managements wur-
de standortübergreifend deutlich, dass die Entwicklung 
eines allgemeinen methodischen Verständnisses und 
die Übersetzung in die Praxis vor Ort für viele Kommu-
nen herausfordernd war und noch ist. Die Projektteams 
starteten zumeist ohne vertiefte Kenntnisse über Case 
Management. Dem stehen Akteurinnen und Akteure wie 
Jobcenter und soziale Beratungsstellen gegenüber, die 
über jahrelange Erfahrung in spezifischen Ansätzen des 
Case Managements verfügen.

Die Projektteams standen hier vor der komplexen Aufga-
be, sich a) vertiefte Kenntnisse anzueignen, b) in einen 
wertschätzenden inhaltlichen Dialog mit den relevanten 
Akteurinnen und Akteuren zu treten und c) Lösungswe-
ge für ein übergreifendes, koordiniertes Case Manage-
ment im Rahmen des Integrationsmanagements zu er-
arbeiten. Eine zentrale Frage ist hier, auf welche Ziele 
und Zielgruppen sich das Case Management fokussiert 
und welche Ressourcenausstattung dafür bereitgestellt 
wird. Bei der Diskussion bezüglich des Case Manage-
ments waren Einzelfalllösungen leichter zu entwickeln 
als ein ressort- und rechtskreisübergreifender Ansatz.

Auch unterschiedliche Vorstellung bezogen auf abge-
schlossene Fälle oder eine erfolgreiche Integration in die 
Gesellschaft spielen im Aushandlungsprozess zu Case 
Management-Modellen eine Rolle. In der Onlineumfrage 
stimmen zwar zwei Drittel der Befragten tendenziell zu, 
dass sich das örtliche Integrationsverständnis geschärft 
hat. Ein Drittel zeigt sich hier jedoch uneinig. Die Einfüh-
rung eines übergreifenden Case Managements bedarf 
somit auch weiterhin einer umfassenden Auseinander-
setzung mit methodischen, inhaltlichen, aber auch ge-
sellschaftlich-politischen Ansätzen zur Integration vor 
Ort.

Ableitung 5: Kommunales Integrationsmanagement 
vernetzt zentral alle relevanten Akteurinnen und Ak-
teure und sollte dabei dezentrale Strukturen wie bei-
spielsweise das Quartiersmanagement nicht außer 
Acht lassen.

Standortübergreifend wurde das Projekt eher als ver-
waltungsinternes Strukturprojekt behandelt, in wel-
chem die Zusammenarbeit verwaltungsinterner Akteu-
rinnen und Akteure im Mittelpunkt stand und weniger 
der Sozialraumbezug. Eine Ausnahme stellt beispiels-
weise der Standort Wuppertal dar, welcher in Sozial-
raumworkshops die zentralen und dezentralen Struk-
turen vernetzt hat, wodurch beteiligte Akteurinnen und 
Akteure die Möglichkeit hatten, Angebote gemeinsam 
weiterzuentwickeln. In der Onlineumfrage ist die Mehr-
heit der Befragten noch nicht davon überzeugt, dass in 

zwei Jahren das Integrationsmanagement sehr stark so-
zialraumorientiert sein wird.

Übergreifend spielt mit Hinblick auf die verwaltungsin-
terne sowie dezentrale Infrastruktur des kommunalen 
Integrationsmanagements die Gebietskörperschaft der 
Kommune eine maßgebliche Rolle. Aufgaben der direk-
ten Beratung und Begleitung werden von kreisfreien und 
kreisangehörigen Kommunen durchgeführt. Sie sind im 
direkten Kontakt mit der Zielgruppe und erleben Erfol-
ge oder Misserfolge der Integration unmittelbar. Kreise 
hingegen spielen eine übergeordnete Rolle in der Inte-
gration. Sie können im Austausch mit Kommunen Auf-
gaben der strategischen Steuerung des Integrationsma-
nagements, der Koordination und Systematisierung von 
übergreifenden Angeboten und Themen sowie der Quali-
fizierung von Haupt- und Ehrenamtlichen in bestimmten 
Handlungsfeldern im eigenen Portfolio ansiedeln. Zuge-
wanderte Personen sind dabei jedoch eine indirekt profi-
tierende Zielgruppe.

6.7	� Ausblick

Dieser zweite Zwischenbericht stellt den Projektstand 
übergreifend und standortspezifisch für das Modellpro-
jekt „Einwanderung gestalten NRW“ zu einem Zeitpunkt 
dar, an welchem die Modellkommunen noch einige ver-
bleibende Monate der Projektlaufzeit nutzen, um Maß-
nahmen umzusetzen, Ziele zu erreichen und Versteti-
gungsmodelle zu verankern.

Ein stärker netzwerkorientiertes Vorgehen im kommu-
nalen Integrationsmanagement erfordert einen Kultur-
wandel, der Zeit, Ressourcen, Aushandlungsprozesse, 
Kontinuität und immer wieder eine zentrale Stelle benö-
tigt, welche sich dafür einsetzt.

In dieser Grafik aus der Onlineumfrage wird deutlich, 
dass die Verbesserung des kommunalen Integrations-
managements von einer Vielzahl von komplexen Vor-
aussetzungen abhängt. Aus Sicht der 109 Befragten, 
welche diese Frage beantwortet haben, steht kein Fak-
tor besonders im Vordergrund; im Durchschnitt wähl-
ten die Befragten drei oder mehr Antwortmöglichkei-
ten aus. Besonders häufig wurde genannt, dass stabile 
Rahmenbedingungen wie beispielsweise migrationspo-
litische und rechtliche Entscheidungen gegeben sein 
müssen. Auch finanzielle Ressourcensicherheit und Per-
sonal müssen bereitgestellt werden. Es bedarf jedoch 
auch anderer Faktoren wie beispielsweise Vereinbarun-
gen und Instrumente für eine gewinnbringende Zusam-
menarbeit und die Möglichkeit, Kompetenzen zu erwer-
ben. Strukturelle Veränderungen sowie die Entwicklung 
eines Leitbildes oder Zielsetzungen für das kommunale 
Integrationsmanagement werden von Projektbeteiligten 
als Voraussetzung für die Umsetzung vor Ort genannt.
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Abbildung 2: Faktoren zur Verbesserung des kommunalen 

Integrationsmanagements

Auch nach Projektende sollte der Dialog besonders auf 
Verstetigungsmodelle der rechtskreisübergreifenden 
Zusammenarbeit weitergeführt werden, innerhalb der 
Kommunen wie auch interkommunal. Unmittelbar an 
diesen zweiten Zwischenbericht anschließend werden 
Handlungsansätze entwickelt, welche fünf Erfolgsdi-
mensionen sowie konkrete Werkzeuge für neue Kommu-
nen darstellen und erläutern. Gemeinsam stellen dieser 
Bericht und die Handlungsansätze den Abschlussbe-
richt dar.
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7.	 �Handlungsansätze durch IMAP und Kienbaum
Handlungsansätze durch IMAP und Kienbaum

7.1	� Einleitung

Triftige Gründe für ein vernetztes Vorgehen in der 
Integration
Mehr denn je gibt es dringliche Gründe, die Integrations-
arbeit in der Kommune strategisch und strukturell neu 
auszurichten und als unverzichtbare Kernkompetenz im 
Netzwerk aller beteiligter Akteurinnen und Akteure zu 
verankern. Zum einen ist Integration ein Querschnitts-
themenkomplex, welcher nur mit vernetzten Strukturen 
und Prozessen gesamtheitlich so zu bearbeiten ist, dass 
die Wirksamkeit einzelner Fachbereiche sowie die Zu-
friedenheit der Mitarbeitenden erhöht werden. Zum an-
deren stellt die demografische Entwicklung in Deutsch-
land auch längerfristig die öffentliche Verwaltung und 
ihre Kooperationspartner vor besondere Herausforde-
rungen: Neuzugewanderte benötigen für das initiale An-
kommen sowie ihre längerfristige Orientierung und In-
tegration in der Gesellschaft verbindliche, zügige und 
individuelle Unterstützung. Die rechtskreisübergreifen-
de Zusammenarbeit kann dafür zentraler Schlüssel sein. 
Neben strategischen, strukturellen und inhaltlichen Fra-
gestellungen spielen für jedes netzwerkorientierte Vor-
gehen vor allem die „weichen“ Faktoren eine wichtige 
Rolle: Kooperationsbereitschaft, Wertschätzung und ein 
gemeinsames Integrationsverständnis sind dabei för-
derliche Faktoren, um neue Wege zu gehen.

Entstehung der Handlungsansätze
In die Konzeption der Handlungsansätze, welche im Auf-
trag des Ministeriums für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen entwi-
ckelt wurde, flossen die Erkenntnisse, Erfahrungen und 
Handlungskompetenzen der Projektteams der zwölf ge-
förderten Modellkommunen ein:

	� Stadt Bielefeld
	� Stadt Dormagen
	� Stadt Dortmund
	� Stadt Hamm
	� Stadt Köln
	� Kreis Lippe
	� Stadt Moers
	� Stadt Mülheim
	� Stadt Münster
	� Stadt Rheine
	� Rheinisch-Bergischer-Kreis
	� Stadt Wuppertal

Dem Thema Netzwerkmanagement liegt in der Verwal-
tungswissenschaft sowie der Organisationsentwicklung 
eine nahezu unüberschaubare Fülle an wissenschaftli-
chen und praxisorientierten Modellen, Instrumenten, 

Checklisten, Erfahrungsberichten, Beispielen guter Pra-
xis und Handlungsempfehlungen zugrunde. Mit diesen 
Handlungsansätzen wird eine Auswahl vorgestellt, wel-
che im Rahmen der Evaluation des Landesprogramms 
und seiner zwölf Modellkommunen extrahiert und mit 
den durchführenden Projektexpertinnen und -experten 
sowie den Fördergebenden auf Landesebene reflektiert 
werden konnten. Die aufgezeigten Wege geben sortiert 
nach den wichtigsten fünf Handlungsfeldern, eine ers-
te Orientierung und Hilfestellung in der Konzeption Ihres 
kommunalen Integrationsmanagements.

Adressierte Personen der Handlungsansätze
Die vorliegenden Handlungsansätze sollen vor allem 
kleine und mittelgroße Kommunen dabei unterstützen, 
das kommunale Integrationsmanagement strategisch 
und strukturell neu auszurichten. Es werden vielverspre-
chende Lösungswege aufgezeigt, welche in unterschied-
lichen Ausprägungen von den zwölf Modellkommunen 
des Landesprogramms „Einwanderung gestalten NRW“ 
erprobt wurden. Die Handlungsansätze sind keinesfalls 
als Patentlösungen zu verstehen. Essenziell ist, dass sich 
interessierte Kommunen intensiv mit den vorgeschlage-
nen Handlungsansätzen auseinandersetzen, die Prozes-
se und Strukturen ihrer Kommune einbinden und im Ge-
spräch mit allen beteiligten Akteurinnen und Akteuren 
fortlaufend prüfen, welche dieser Wege und Lösungen 
vor Ort geeignet sind. Nur so können die Kommunen die 
Ansätze weiterentwickeln, welche sich an ihrem Stand-
ort als erfolgreich und machbar erwiesen haben.

Wir möchten alle Kommunen vorab ermutigen, den Kon-
takt zu den Modellkommunen aufzunehmen, um von den 
Erfahrungen, Expertisebereichen und Beratungskompe-
tenzen der Modellkommunen des Landesprogramms zu 
profitieren. Der Austausch mit den Expertinnen und Ex-
perten aus den Kommunen sowie auch auf Landesebene 
kann das individuelle Vorhaben gerade zu Beginn maß-
geblich unterstützen.

7.2	� Handhabung der Handlungsansätze

Auswahl von Handlungsansätzen und Gestaltung ei-
nes Gesamtprozesses
Auf den folgenden Seiten sind die Handlungsansätze zu-
sammengetragen, welche sich als vielversprechend für 
die netzwerkorientierte Zusammenarbeit der verwal-
tungsinternen und -externen Akteurinnen und Akteu-
re des Integrationsmanagements erwiesen haben und 
von den Modellkommunen als besonders geeignet ein-
geschätzt wurden.
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Die einzelnen Handlungsansätze wurden den folgenden 
fünf wichtigen Handlungsfeldern zugeordnet:

	� Organisationsstruktur
	� Bedarfsausrichtung
	� Steuerung
	� Gesamtstrategie
	� Kultur der Zusammenarbeit

Das übergeordnete und langfristige Ziel aller Maßnah-
men ist die Entwicklung eines kommunalen Integrations-
managements und einer rechtskreisübergreifenden Zu-
sammenarbeit für Neuzugewanderte in der Kommune. 
Dieses Ziel ist anspruchsvoll, komplex sowie langfristig. 
Es bedarf eines ganzheitlichen Prozesses, welcher von 
den Kommunen initiiert und begleitet werden muss. Da-
bei bieten die hier beschriebenen Erfahrungen und Lö-
sungsansätze einen wichtigen Anhaltspunkt.

Innerhalb der Handlungsfelder finden sich Ansätze von 
unterschiedlicher Reichweite. Neben konkreten, ver-
gleichsweise schnell umsetzbaren und für die eigene 
Kommune mit geringem Aufwand anzupassenden An-
sätzen werden auch weiterführende zeit- und ressour-
cenintensivere Handlungsmöglichkeiten vorgestellt. Es 
liegt in der Ortskenntnis, strategischen Ausrichtung, Be-
reitschaft sowie Ressourceninvestition, die passenden 
Elemente für ein nachhaltiges Ergebnis zum Einsatz zu 
bringen.

Eine gemeinsame Sprache im 
Integrationsmanagement
Wie alle komplexen und langfristigen Vorhaben, welche 
auf die Beiträge unterschiedlicher Akteurinnen und Ak-
teure aufbauen, ist auch für das kommunale Integrati-
onsmanagement die Wahl und konsequente Nutzung ei-
ner gemeinsamen Sprache ein essenzieller Erfolgsfaktor.

In den hier aufgeführten Handlungsansätzen werden 
Terminologien aufgeführt, welche im Landesprogramm 
„Einwanderung gestalten“ verwendet wurden. Das nach-
stehend aufgeführte und alphabetisch sortierte Glossar 
soll daher einem leichteren Verständnis der Handlungs-
ansätze und ihrer spezifischen Terminologien dienen.

Arbeits
gruppen

Umsetzungsorientiertes Gremium 
im Rahmen des Projekts mit operativ 
tätigen Mitarbeitenden der beteiligten 
verwaltungsinternen und -externen 
Akteurinnen und Akteure

Case 
Management

„Case Management ist ein kooperati-
ver Prozess, in dem Versorgungsan-
gebote und Dienstleistungen erhoben, 
geplant, implementiert, koordiniert, 
überwacht und evaluiert werden, um 
so den individuellen Versorgungsbe-
darf einer Person mittels Kommuni-
kation und verfügbarer Ressourcen 
abzudecken.“108

Im Landesprogramm „Einwanderung 
gestalten“ wurde zwischen einem 
fach- und ressortübergreifenden Case 
Management und einem fachspezifi-
schen, fallspezifischen Betreuungs- 
und Beratungssystemen unterschie-
den. Für diese Handlungsansätze wird 
ersteres in den Fokus genommen.

Controlling

Ein System der Wirkungsmessung im 
Integrationsmanagement, für welches 
Kennzahlen definiert und regelmäßig 
erhoben werden

Dienstleis-
tungsket-
ten109 

Eine Dienstleistungskette entsteht 
durch die Verknüpfung mehre-
rer Dienstleistungsprozesse zu einem 
reibungslosen sowie wert- und nutzen-
bringenden Leistungsprozess. Dieser 
Prozess wird im Einwanderungsma-
nagement durch verschiedene Verwal-
tungsakteure sowie andere haupt- und 
ehrenamtliche Institutionen gestaltet. 
Dienstleistungsketten werden durch 
ein erfolgreiches Schnittstellenma-
nagement gesteuert. Eine erfolgreiche 
Dienstleistungskette mündet in der 
Zufriedenstellung der zugewanderten 
Person, die relevante Leistungen und 
Produkte ohne Verzögerung in An-
spruch nehmen kann. Dienstleistungs-
ketten können produkt-, themen-, 
oder lebenslagenorientiert entwickelt 
werden.

Fallrekon
struktion

Durch die wissenschaftliche Be-
gleitung des Landesprogramms 
„Einwanderung gestalten“ wurden 
Einzelfallanalysen mit den Standorten 
durchgeführt, in welchen die Bedarfe 
und Lebenslagen von exemplarisch 
ausgewählten zugewanderten Perso-
nen hervorgestellt wurden.

Integrations-
management

Verwaltungsinterne und -externe 
Strukturen und Prozesse, welche der 
Einwanderung sowie der Integrati-
on von Neuzugewanderten dienen, 
Weiterentwicklung der Begrifflichkeit 
„Einwanderungsmanagement“

108	 Case Management Society of America, Ewers 2000, S. 56.
109	 Vgl. ebd. S. 93 ff.
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Monitoring

Die Gesamtdokumentation der Akti-
vitäten und ihrer Wirkungsweisen im 
Integrationsmanagement, inklusive 
Auswertung des Controllings und 
anderer Dokumentationsformen, zur 
zukunftsorientierten Steuerung

Beispiele aus der Praxis
Der Anhang dieser Handlungsansätze (Kapitel 7.4) be-
inhaltet Beispiele aus den Modellkommunen. Diese Do-
kumente wurden von den Modellkommunen im Rahmen 
des Projekts erstellt und sind für weitere Interessier-
te zur Verfügung gestellt worden. Diese Praxisbeispiele 
dienen der Veranschaulichung der einzelnen hier darge-
legten Instrumente. Für tiefergehende Fragen bitten wir 
die Leserinnen und Leser dieser Handlungsansätze, di-
rekten Kontakt mit den Kommunen aufzunehmen

7.3	� Handlungsansätze für das 
kommunale 
Integrationsmanagement

Die folgenden fünf Handlungsfelder konnten im Rah-
men der Evaluation des Landesprogramms „Einwan-
derung gestalten“ identifiziert werden. Im Mittelpunkt 
steht der Aufbau eines Netzwerks, in welchem sich 
haupt- und ehrenamtliche Akteurinnen und Akteure so-
wie Vertreterinnen und Vertreter der Zielgruppe (wenn 
möglich persönlich) kennen und gemeinsam und in Ab-
sprache miteinander für die Belange von Zugewander-
ten einsetzen.

Folgende Leitsätze gelten für die fünf Handlungsfelder:

Nachstehend werden für jedes Handlungsfeld Ansät-
ze vorgestellt, welche sich im Rahmen des Landespro-
gramms in unterschiedlichen Ausprägungen und Ge-
wichtungen bewährt haben.

Die Handlungsansätze wurden auf Grundlage der folgen-
den Kriterien ausgewählt:

Wirkung

Inwieweit konnten die Handlungsan-
sätze schon Wirkung entfalten oder 
wird dies von den Modellkommunen 
erwartet.

Relevanz

Inwieweit sind die Handlungsansätze 
für die strategische, strukturelle und 
prozessuale Bearbeitung des Integrati-
onsmanagements relevant.

Machbarkeit

Inwieweit ist die Umsetzung der 
Handlungsansätze aus Sicht der ein-
gesetzten Ressourcen, der Beteiligung 
der Akteurinnen und Akteure und der 
Zeitspanne machbar und realistisch.
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7.3.1	 �Handlungsfeld Organisationsstruktur
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7.3.1.1	 �Strategische Verankerung durch ein	
Begleitgremium von Entscheiderinnen	
und Entscheidern in der Kommune stärken

Ziele
	– Breite Unterstützung für und Beteiligung am Prozess gewinnen
	– Kontinuierlichen Austausch zur strategischen Ausrichtung ermöglichen
	– Transparenz über die verschiedenen Perspektiven und Vorhaben schaffen

Kurz
beschreibung

Der Aufbau eines rechtskreisübergreifenden Integrationsmanagements ist nur mit den Entschei-
derinnen und Entscheidern möglich, deren Verwaltungseinheiten, Organisationen oder Initiativen 
gesetzlich verankerte oder freiwillige Aufgaben für Neuzugewanderte in ihren Integrationsprozessen 
umsetzen.

Mögliche Aufgaben des Begleitgremiums, welches sich fach- und funktionsübergreifend mit dem kom-
munalen Integrationsmanagement beschäftigt, können umfassen:

	– Definition eines gemeinsamen kommunalen Integrationsverständnisses
	– Entwicklung von Zielsystemen für das kommunale Integrationsmanagement
	– Darstellung der Aufgabenbereiche und Interessen der beteiligten Akteurinnen und Akteure
	– Priorisierung der zu bearbeitenden Handlungsfelder
	– Grundsatzentscheidungen zu Dienstleistungsketten, Case Management etc.
	– Begleitung der Entwicklung von operativen Maßnahmen in den Handlungsfeldern zur Erreichung der 
Ziele

	– Nachhalten der Umsetzung von Maßnahmen und Erreichung der Ziele
	– Entwicklung von Beschlussvorlagen für Verwaltungsvorstand und politische Gremien
	– Vereinbarungen über Kooperationen mit anderen Akteurinnen und Akteuren; Vereinbarung zu orga-
nisationalen Veränderungsprozessen

	– Transfer von Lösungen auf weitere Zielgruppen

Für die Gründung eines solchen Begleitgremiums empfehlen sich folgende Prozessschritte:

	– Definition des Teilnehmerkreises
	– Definition des Vorsitzes sowie der Moderation
	– Definition des Auftrags des Gremiums
	– Definition der Arbeitsweise des Gremiums sowie der Kommunikation mit Mitgliedern
	– Definition der Taktung und Inhalte der Treffen des Gremiums
	– Definition von Entscheidungsmodalitäten

Umsetzungs-
hinweise

Viele Kommunen verfügen bereits über ein strategisch handelndes, funktionsübergreifend ausgewähl-
tes Gremium. Sollten diese Strukturen bereits vorhanden sein, sollten sie explizit für das kommunale 
Integrationsmanagement weiterentwickelt werden.

Zu Beginn und in regelmäßigen Abständen sollte Einvernehmen hergestellt werden, welche Akteurin-
nen und Akteure in das Begleitgremium aufgenommen werden. Dies gilt u.a. für das Ehrenamt und die 
Vertretung der Menschen mit Migrationshintergrund in der Kommune.

Es sollten zudem eine Selbstverpflichtung einer regelmäßigen Teilnahme sowie eine Vertretungsre-
gelung vereinbart werden. Hierfür muss der Mehrwert für alle Mitglieder deutlich formuliert werden. 
Die Rolle des kommunalen Integrationszentrums im Gesamtprozess sollte geklärt werden. Zuständig-
keiten und Prozesse innerhalb des Gremiums und Rückkopplungsschleifen mit den Projektgruppen, 
siehe 8.3.1.2., sollten festgelegt und transparent gemacht werden.

Beteiligte	
Akteurinnen 
und Akteure

	– Verwaltungsvorstand der Kommune
	– Kommunales Integrationszentrum
	– Entscheiderinnen und Entscheider der wichtigsten verwaltungsinternen Akteurinnen und Akteure 
wie u.a. des Sozialamts

	– Entscheiderinnen und Entscheider weiterer wichtiger Akteurinnen und Akteure des Integrationsma-
nagements wie u.a. Jobcenter, Ausländerbehörde, Wohlfahrtsverbände etc.

Beispiele 
aus Modell
kommunen

Lenkungsgruppen mit einem großen Querschnitt an beteiligten Akteurinnen und Akteuren richteten 
u.a. der Rheinisch-Bergische Kreis und die Stadt Rheine ein.

An Standorten wie Dortmund (Begleitgruppe) und Hamm (Geschäftsführungsrunde Integration) wur-
den dabei Strukturen weiterentwickelt, welche bereits vor Projektbeginn Bestand hatten.

Im Anhang (Kapitel 7.4.1) wird das Beispiel des strategischen Gremiums der Modellkommune Mülheim 
an der Ruhr vorgestellt.
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7.3.1.2	 �Analysen und Lösungsansätze	
durch vielfältige Teams	
der operativen Ebene entwickeln

Ziele

	– Rechtskreisübergreifende Lösungen zu Schnittstellen zwischen den Akteurinnen und Akteuren und 
Rechtskreisen entwickeln

	– Kommunales Integrationsmanagement entlang den aktuellen Bedarfen der Zielgruppe 
weiterentwickeln

	– Verschiedene fachliche Perspektiven auf die Zielgruppe zusammenführen

Kurz
beschreibung

Zusätzlich zu einem strategisch vernetzten Begleitgremium ist für das kommunale Integrationsma-
nagement wichtig, dass die operativ tätige Ebene fachübergreifend vernetzt ist und komplexe Frage-
stellungen gemeinsam behandeln kann.

Die operativ tätigen Teams werden auf Grundlage einer Entscheidung des Begleitgremiums entspre-
chend den Handlungsfeldern, welche die Begleitgruppe im Vorhinein priorisiert hat, eingerichtet. 
Diese Teams müssen mit einem konkreten Auftrag – ausgehandelt mit der strategischen Ebene – aus-
gestattet werden.

Zu den Aufgaben der operativen Ebene gehört:

	– Herstellen von Transparenz über die unterschiedlichen Perspektiven und Handlungsansätze 
untereinander

	– Sichtbarmachen von Brüchen und Lücken im Integrationsmanagement, unterstützt durch 
Einzelfallanalysen

	– Erarbeitung von Vorschlägen zur Optimierung von Schnittstellenprozessen für die strategische 
Ebene

	– Entwicklung von konkreten Maßnahmen im Rahmen des Zielsystems
	– Prozessvisualisierung der rechtskreisübergreifenden Zusammenarbeit in einzelnen Handlungsfel-
dern bspw. anhand von rechtskreisübergreifenden Dienstleistungsketten

	– Gemeinsame, ganzheitliche Erarbeitung von Produkten zu rechtskreisübergreifenden Themenberei-
chen für die Zielgruppe

	– Austausch zu organisationsinternen Veränderungsprozessen

Umsetzungs-
hinweise

Die Teams sollten auf Ebene der Handlungsfelder längerfristig angelegt werden. Weitere Arbeitsgrup-
pen zu weiteren Themen oder spezifischen Herausforderungen können bedarfsorientiert für einen 
kurzen Zeitraum entstehen. Es sollte in jedem Fall ein gemeinsames Verständnis zu Zielen und einge-
setzten Ressourcen vereinbart werden.

Falls sich die inhaltliche Ausrichtung der Arbeit im Prozess ändert oder neue Schnittstellen die Ein-
bindung weiterer Akteurinnen und Akteure erfordern, sollte dies bei den längerfristig eingerichteten 
Teams mit dem Begleitgremium rückgekoppelt werden. Siehe auch Handlungsempfehlung Kultur der 
Zusammenarbeit – Selbstorganisierte Beteiligungsformate.

Beteiligte	
Akteurinnen 
und Akteure

	– Verwaltungsvorstand der Kommune
	– Kommunales Integrationszentrum
	– Entscheiderinnen und Entscheider der wichtigsten verwaltungsinternen Akteurinnen und Akteure 
wie u.a. des Sozialamts

	– Entscheiderinnen und Entscheider weiterer wichtiger Akteurinnen und Akteure des Integrationsma-
nagements wie u.a. Jobcenter, Ausländerbehörde, Wohlfahrtsverbände etc.

Beispiele 
aus Modell
kommunen

Die Handlungsfelder, die zu den operativ tätigen Projektgruppen in den verschiedenen Kommunen 
gebildet wurden, sind in der Regel größere Themengebiet wie

	– Bildung und Erziehung
	– Ausbildung – Qualifizierung – Arbeit
	– Sprache
	– Wohnen
	– Gesundheit
	– Existenzsicherung
	– Teilhabe

Einige Kommunen orientieren sich stärker prozessorientiert in Projektgruppen wie

	– Ankommen im Alltag
	– Case Management
	– soziale Integration im Quartier und in der Stadt
	– Zusteuerung zum Integrationskurs

Im Anhang (Kapitel 7.4.2) werden die Projektgruppenbesetzungen der Modellkommunen Moers und 
Wuppertal aufgeführt.
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7.3.2	 �Handlungsfeld Bedarfsausrichtung
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7.3.2.1	 �Kontinuierlich die Bedarfe	
der Zielgruppe analysieren

Ziele
	– Menschenorientiertes Vorgehen für Integrationsprozesse verankern
	– Transparenz über Bedarfe unterschiedlicher Zielgruppen und Lebenslagen schaffen
	– Wirksame Ansätze und Angebote der Integration entwickeln und Interessen wecken

Kurz
beschreibung

In der Bedarfsausrichtung ist zuerst zu definieren, welche Fallkonstellationen oder Zuwanderungs-
gruppen näher in den Blick genommen werden sollen. Dieses Vorgehen erlaubt eine Analysegrundla-
ge, die handhabbar ist und welche sukzessive auch auf andere Gruppenkonstellationen übertragen 
werden kann.

Unterschiedliche Herangehensweisen können für die Bedarfserfassung bei der Zielgruppe angewen-
det werden:

	– Durchführung von leitfadengestützten Einzelinterviews mit der Zielgruppe
	– Durchführung von moderierten Fokusgruppeninterviews mit der Zielgruppe
	– Durchführung von Einzelinterviews mit ehrenamtlichen Einzelpersonen, Initiativen und 
Koordinationsstellen

	– Durchführung von Fokusgruppeninterviews mit ehrenamtlichen Einzelpersonen, Initiativen und 
Koordinationsstellen

	– Durchführung von Einzelinterviews mit hauptamtlichen Akteurinnen und Akteuren unterschiedlicher 
Themengebiete

	– Extrahieren und Auswerten förderlicher und hinderlicher Faktoren aus den unterschiedlichen Inter-
viewformaten und -konstellationen

	– Abstrahieren von Einzelfällen auf Lebenslagen unterschiedlicher Individuen und 
Familienkonstellationen

Die Ergebnisse können mit den benannten Akteurinnen und Akteuren in Fallkonferenzen110 reflektiert 
und auf Handlungsappelle ausgewertet werden:

	– mit der Zielgruppe selbst oder Migrantenvertretungen
	– mit ehrenamtlichen Vertretenden
	– mit hauptamtlichen Akteurinnen und Akteuren
	– Die Ergebnisse sind Grundlage für das weitere strukturierte Vorgehen und beeinflussen das Zielsys-
tem, die bearbeiteten Handlungsfelder und die Erstellung von Dienstleistungsketten.

Umsetzungs-
hinweise

Je nach Zielsystem und lokalem Kontext ist zu entscheiden, welche Formate geeignet sind. Es bietet 
sich grundsätzlich ein Methoden-Mix an, der sowohl das Abstrahieren von Einzelfällen als auch die 
Befragung von Expertinnen und Experten vorsieht. So können blinde Flecken in der Analyse minimiert 
werden. Die Entscheidung über das methodische Vorgehen sollte auf strategischer Ebene erfolgen.

Eine Bedarfsübersicht ist an alle relevanten Akteurinnen und Akteure zu versenden, um Transpa-
renz herzustellen und eine gemeinsame Grundlage für die Entwicklung von Dienstleistungsketten zu 
schaffen.

Beteiligte	
Akteurinnen 
und Akteure

	– Zentrale Steuerung
	– Kommunales Integrationszentrum
	– Entscheiderinnen und Entscheider der wichtigsten verwaltungsinternen Akteurinnen und Akteure 
wie u.a. des Sozialamts

	– Entscheiderinnen und Entscheider weiterer wichtiger Akteurinnen und Akteure des Integrationsma-
nagements wie u.a. Jobcenter, Ausländerbehörde, Wohlfahrtsverbände etc.

	– Zielgruppe: Individuen oder Migrantenvertretungen
	– Ehrenamt: Individuen, Initiativen oder Koordinationsstellen

Beispiele 
aus Modell
kommunen

Einzelfallanalysen führten u.a. die Modellstandorte Bielefeld, Dormagen, Dortmund, Köln, Mülheim 
durch.

Der Standort Bielefeld führte neben den Einzelfallanalysen bereits vor Projektbeginn eine Vielzahl an 
Interviews mit Zugewanderten durch und wiederholte diese im Rahmen des Projekts.

Im Anhang (Kapitel 7.4.3) werden Beispiele der Bedarfserfassung der Modellkommunen Dormagen 
und Rheine aufgeführt.

110	 Vgl. ebd. S. 99 ff.
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7.3.2.2	 Prozesse für die Reflexion von	
Integrationsprozessen visualisieren

Ziele
	– Integrationsprozesse von Neuzugewanderten, handlungsfeldspezifisch oder handlungsfeldübergrei-
fend betrachten

	– Systemische Schnittstellen zwischen allen beteiligten Akteurinnen und Akteuren sichtbar machen

Kurz
beschreibung

In der Prozessvisualisierung gibt es unterschiedliche Methoden. Empfehlenswert ist ein einheitliches 
und visuell eindeutiges Vorgehen.

	– Prozessmodell für die Darstellung komplexer Schnittstellen
	– Kernprozessmodell für die klare Übersicht über wichtigste Teilprozesse
	– Prozesslandkarte für eine Vergleichbarkeit unterschiedlicher parallellaufender Prozesse
	– Flussdiagramm für die Darstellung komplexer einzelner Teilprozesse

Prozesse in den Kommunen können mit unterschiedlichem Schwerpunkt erfasst werden:

	– Handlungsfeldspezifisch

Pro Handlungsfeld werden die einzelnen Schritte einer neuzugewanderten Person mit den jeweili-
gen zuständigen Behörden erfasst. Handlungsfelder können sein: Arbeit, Sprache, Wohnen, Schule, 
Gesundheit, o.ä. Dieser Ansatz kann klar abgesteckt, mit den wichtigsten Akteurinnen und Akteuren 
abgestimmt werden und dann auf Schnittstellen geprüft werden.

	– Lebenslagenspezifisch

Die Lebenslage einer zugewanderten Person wird den einzelnen Schritten zugrunde gelegt, welche 
diese in der Kommune durchläuft. Lebenslagen können nach Aufenthaltsstatus, Alter und Familiensta-
tus definiert werden.

Umsetzungs-
hinweise

In der Reflexion der entwickelten Prozessvisualisierungen wird mit Akteurinnen und Akteuren beson-
ders auf Schnittstellen gezoomt, um zu klären, ob die zuständigen Stellen miteinander bekannt sind, 
Daten zu Neuzugewanderten austauschen können und dürfen und sich gegenseitig über Entwicklun-
gen informieren.

Kooperationsvereinbarungen können die Zusammenarbeit an zentralen Schnittstellen langfristig und 
transparent festlegen.

Prozessvisualisierungen sowie Schnittstellenoptimierungen müssen regelmäßig aktualisiert und an 
die wichtigsten beteiligten Akteurinnen und Akteure kommuniziert werden.

Beteiligte	
Akteurinnen 
und Akteure

	– Zentrale Steuerung
	– Kommunales Integrationszentrum
	– Entscheiderinnen und Entscheider oder Vertreterinnen und Vertreter der wichtigsten verwaltungs-
internen Akteurinnen und Akteure wie u.a. des Sozialamts

	– Entscheiderinnen und Entscheider oder Vertreterinnen und Vertreter weiterer wichtiger Akteurin-
nen und Akteure des Integrationsmanagements wie u.a. Jobcenter, Ausländerbehörde, Wohlfahrts-
verbände etc.

	– Zielgruppe: Individuen oder Migrantenvertretungen
	– Ehrenamt: Individuen, Initiativen oder Koordinationsstellen

Beispiele 
aus Modell
kommunen

Dienstleistungsketten wurden u. . für folgende Handlungsfelder erstellt

	– Sprache
	– Arbeit

Der Standort Dormagen entwickelte für Prozesse der Wirtschaftsförderung eine Dienstleistungskette 
mit der Arbeitsagentur.

Der Standort Lippe entwickelte Dienstleistungsketten im Bereich der rechtskreisübergreifenden Über-
gänge von Neuzugewanderten, beispielsweise mit dem Schwerpunkt Arbeit.

Der Standort Köln entwickelte ein Leistungsnetz zum Thema Integration von Neuzugewanderten, in 
welchem zentralen Abläufe und Zuständigkeiten wichtiger Akteurinnen und Akteure zeitlich darge-
stellt werden; eingebunden sind Akteure wie das Gesundheitsamt, das Amt für Wohnungswesen, das 
Ausländeramt und das Jobcenter.

Im Anhang (Kapitel 7.4.4) werden Beispiele der Prozessvisualisierung aus den Modellkommunen Mül-
heim an der Ruhr und Rheine aufgeführt.
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7.3.2.3	 �Voraussetzungen für die Einführung	
eines Case Managements als	
Einzelfallberatung schaffen

Ziele

	– Gemeinsames Verständnis von Case Management der beteiligten Akteurinnen und Akteure 
entwickeln

	– Kompetenzaufbau zu Case Management erwirken
	– Rechtskreisübergreifendes und abgestimmtes Handeln festlegen

Kurz
beschreibung

In der Einführung eines rechtskreisübergreifenden Case Managements111 bedarf es zunächst eines 
gemeinsamen Verständnisses der Methodik, der Ziele und des Anwendungsfeldes aller beteiligten 
Akteurinnen und Akteure. Da häufig bereits verschiedene Ansätze und Praxis des Case Managements 
durch kommunale Akteurinnen und Akteure wie Beratungsstellen und Jobcenter praktiziert werden, 
ist ein breiter Austausch darüber notwendig. Da häufig Wissen und Erfahrung in der Kommunalverwal-
tung selbst fehlen, sollten ergänzend Schulungen genutzt werden. Im Modellprojekt hat sich die Case 
Management-Schulung der Paritätischen Akademie NRW112 bewährt.

In der Konzepterstellung sollte der methodische Ansatz schriftlich festgehalten werden und mit den 
Gegebenheiten der Kommune untermauert werden:

	– Zielgruppen des Case Managements
	– Akteurinnen und Akteure der Umsetzung des Case Managements
	– Zuständigkeiten (Steuerung, Fallberatung etc.)
	– Ggf. Kooperationsvereinbarung zwischen Akteurinnen und Akteuren des Case Managements
	– Ressourcenplanung für die Umsetzung des Case Managements
	– Zugangswege zum Case Management
	– Qualitätssicherung für das Case Management
	– Klärung von datenschutzrechtlichen Fragen

Das Konzept sollte als Grundlage für die Erstellung einer Beschlussvorlage für Politik und Verwaltung 
dienen, damit die Erprobung in der Praxis vorgenommen werden kann.

Umsetzungs-
hinweise

Vor der Einrichtung eines akteursübergreifend abgestimmten Case Managements sollten die Grundla-
gen der rechtskreisübergreifenden Zusammenarbeit entwickelt worden sein. Eine konstruktive Kultur 
der Zusammenarbeit und transparente Dienstleistungsketten mit klaren Zuständigkeiten sind eine 
wichtige Voraussetzung, um sich dem Thema Case Management zu widmen.

In der Erprobung des Case Managements sollten zunächst mit kleinen Fallzahlen gearbeitet und die 
Erfahrungen reflektiert werden. Auf dieser Grundlage kann eine Weiterentwicklung erfolgen.

Beteiligte	
Akteurinnen 
und Akteure

	– Zentrale Steuerung
	– Kommunales Integrationszentrum
	– Entscheiderinnen und Entscheider der wichtigsten verwaltungsinternen Akteurinnen und Akteure 
wie u.a. des Sozialamts

	– Entscheiderinnen und Entscheider weiterer wichtiger Akteurinnen und Akteure des Integrationsma-
nagements wie u.a. Jobcenter, Ausländerbehörde, Wohlfahrtsverbände etc.

	– Zielgruppe: Individuen oder Migrantenvertretungen
	– Ehrenamt: Individuen, Initiativen oder Koordinationsstellen

Beispiele 
aus Modell
kommunen

Ein Konzept zu Case Management im Rahmen des kommunalen Integrationsmanagements wurde u.a. 
in den Städten Moers, Dormagen, Münster und Dortmund entwickelt.

Die Stadt Hamm hat eine langjährige Erfahrung im Case Management im Bereich Integration.

Im Anhang (Kapitel 7.4.5) werden die Inhaltsverzeichnisse der Case Management-Konzepte der Mo-
dellkommunen Dormagen, Köln und Mülheim an der Ruhr aufgeführt.

111	 Weitergehende Informationen zum Case Management entnehmen 
Sie dem Kapitel 9.

112	 Siehe Kapitel 9.
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7.3.2.4	 �Dokumentationsform entwickeln

Ziele

	– Transparenz über die zeitliche Entwicklung unterschiedlicher Parameter, beispielsweise Bedarfe, 
Angebote, Wirkungsdimensionen, Aktionen schaffen

	– Verläufe und Wirksamkeit von Maßnahmen und Angeboten nachvollziehbar machen
	– Regelmäßiges internes und externes Berichtswesen erstellen

Kurz
beschreibung

Für die Entwicklung einer umfassenden Gesamtdokumentation müssen konkrete Bereiche von der 
Projektsteuerung festgelegt werden. Dies können sowohl Themengebiete als auch Arbeitsebenen 
sein, die es zu erfassen gilt. Hierzu werden mit den beteiligten Akteurinnen und Akteuren quantitative 
und qualitative Instrumente, welche untenstehend beispielhaft aufgezeigt werden, definiert.

Dabei ist festzulegen, anhand welcher Kennzahlen oder Größen, in welcher Frequenz und durch wel-
ches Medium dokumentiert werden sollte. Es empfiehlt sich, mindestens quartalsweise eine Aktuali-
sierung der Dokumentation in Grundzügen zu erstellen, um jederzeit Interessentinnen und Interessen-
ten und dem Team ein Bild über die Entwicklungen geben zu können und ggf. nachjustieren zu können. 
Dieser Arbeitsschritt schließt zum einen an ein gutes Controlling an, ergänzt dieses jedoch um für das 
Projekt relevante und bisweilen emotionale Aspekte. Nebst regelmäßiger Kontrolle selbstgewählter 
Kennzahlen können auch Fotos, Blogbeiträge oder Podcast-Statements relevante Eindrücke intern wie 
extern bieten. Die lebendige Dokumentation des Gesamtprozesses von Beginn an kann transparent 
und spielerisch die Entwicklung der wichtigsten Stationen beispielsweise in der Öffentlichkeitsarbeit 
vermitteln. Wichtig ist die Regelmäßigkeit und Routine beispielsweise in Form eines internen oder 
externen Halbjahresberichts.

Die Qualität der erhobenen Daten und Nachweise muss von neutraler Stelle geprüft werden, da sonst 
keine aussagekräftigen Rückschlüsse auf Entwicklungen vorgenommen werden können. Diese Aufga-
be muss klar definiert werden und von einer Stelle außerhalb des engeren Projektkontextes, bspw. mit 
Kompetenzen im Bereich Marketing und Öffentlichkeitsarbeit, umgesetzt werden.

Die Berichtslegung muss dahingehend standardisiert werden, dass sie sich aus den Kennzahlen und 
Langzeitentwicklungen speisen kann und von Akteurinnen und Akteuren regelmäßig aktualisiert und 
an die zuständigen Stellen versendet werden kann.

Eine gemeinsame Reflexion zum Prozess der Kennziffererhebung und Nachweisdokumente sowie der 
sich abzeichnenden Trends sollte ermöglicht und moderiert werden.

Umsetzungs-
hinweise

Bei der Auswahl der richtigen Dokumentation ist die Herausforderung, eine Ausgewogenheit von Fülle 
und Detailgrad zu finden.

Es empfiehlt sich, nicht zu viele Bereiche und Themenfelder zu betrachten, sondern neben einer ba-
salen Dokumentation zur Gesamtübersicht in einzelne Schwerpunktthemen zu investieren und diese 
sehr lebendig zu gestalten. Durch eine lebendige Dokumentation ist es sowohl für das Team als auch 
für Außenstehende leichter, Ausgangssituation und Projektfortschritt nicht nur zu verstehen, sondern 
zu erleben. Eine emotionale Komponente erhöht die Identifikation aller Beteiligten mit dem Projekt, 
was sich insgesamt auf die Motivation und Unterstützung positiv auswirkt. Der Dokumentation kommt 
deshalb sowohl als Führungsinstrument bzw. für Teambuilding aber auch bei der Generierung von 
Mitteln und der Verstetigung von Projekten eine wichtige Rolle zu.

Beteiligte	
Akteurinnen 
und Akteure

	– Zentrale Steuerung
	– Kommunales Integrationszentrum
	– Entscheiderinnen und Entscheider oder Vertreterinnen und Vertreter der wichtigsten verwaltungs-
internen Akteurinnen und Akteure wie u.a. des Sozialamts

	– Entscheiderinnen und Entscheider oder Vertreterinnen und Vertreter weiterer wichtiger Akteurin-
nen und Akteure des Integrationsmanagements wie u.a. Jobcenter, Ausländerbehörde, Wohlfahrts-
verbände etc.

	– Zielgruppe: Individuen oder Migrantenvertretungen
	– Ehrenamt: Individuen, Initiativen oder Koordinationsstellen

Beispiele 
aus Modell
kommunen

Der Standort Hamm hat mit dem Rechnungsprüfungsamt einen Prozess zum Finanzcontrolling der 
Integrationsmaßnahmen aus dem kommunalen Integrationskonzept mit den jeweiligen Ämtern im 
Fachbereich 02 angestoßen, mit dem Ziel für das Integrationsmanagement qua Auftrag zu jederzeit 
Berichtsfähigkeit mit Kennzahlen gewährleisten zu können.
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7.3.2.5	 �Integrationsmanagement	
mit dem Sozialraum vernetzen

Ziele

	– Rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit zwischen Akteurinnen und Akteuren im Sozialraum 
verankern

	– Fortlaufend die Begleitung und Beratung der Zugewanderten im Sozialraum koordinieren
	– Angebote für Zugewanderte im Sozialraum weiterentwickeln

Kurz
beschreibung

Ein erfolgreiches Integrationsmanagement sollte die Maßnahmen der rechtskreisübergreifenden 
Zusammenarbeit auf die Arbeit im Sozialraum übertragen und ausweiten. Im Sozialraum sind wichtige 
Akteurinnen und Akteure des Ehrenamts, der Nachbarschaft sowie der sozialen Beratung und Beglei-
tung, die eine sehr förderliche Rolle für die nachhaltige Integration spielen.

So sollten Dienstleistungsketten und Case Management auf den Sozialraum übertragen werden. Die 
Akteurinnen und Akteure auf dieser Ebene des Integrationsmanagement sollten in der Konzeption und 
Planung angemessen berücksichtigt werden.

Umsetzungs-
hinweise

Regelmäßige Treffen mit Quartiersmanagerinnen und -managern und den relevantesten verwaltungs-
internen Akteurinnen und Akteuren der Integration sollten durchgeführt werden, um Bedarfe und 
Prozesse zu erfassen und ggf. gemeinsam weiterzuentwickeln.

Eine gemeinsame Kommunikation in die Öffentlichkeit könnte abgestimmt vorgenommen werden, um 
das Miteinander im Stadtteil langfristig zu stärken.

Beteiligte	
Akteurinnen 
und Akteure

	– Zentrale Steuerung
	– Dezentral tätige Akteurinnen und Akteure wie beispielsweise das Quartiers- oder 
Stadtteilmanagement

	– Freie Trägerinnen und Träger
	– Zielgruppe: Individuen oder Migrantenvertretungen
	– Ehrenamt: Individuen, Initiativen oder Koordinationsstellen

Beispiele 
aus Modell
kommunen

Die Stadt Wuppertal führt Sozialraumworkshops durch, um Projektergebnisse vorzustellen, Bedarfe 
vor Ort zu erfassen und Angebote weiterzuentwickeln.

Im Anhang (Kapitel 7.4.6) wird das Beispiel des Sozialraumworkshops der Modellkommune Wuppertal 
aufgeführt.
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7.3.3	 �Handlungsfeld Steuerung

7.3.3.1	 �Handlungsfähige Steuerung des	
kommunalen Integrationsmanagements	
einrichten

Ziele

	– Netzwerk der relevantesten Akteurinnen und Akteure des kommunalen Integrationsmanagements 
aufbauen, festlegen, weiterentwickeln

	– Kontinuierliche Kommunikation im Netzwerk sicherstellen
	– Entwicklungen und weitergehende Bedarfe zentral überblicken

Kurz
beschreibung

Die organisatorische Anbindung in die Verwaltungsstrukturen der Steuerung ist von zentraler Be-
deutung für den erfolgreichen Aufbau eines Netzwerks und sollte daher so gewählt sein, dass eine 
regelmäßige und niedrigschwellige Kontaktaufnahme zu strategischen und operativen Netzwerkpart-
nerinnen und -partnern möglich ist.

In der Entwicklung einer Stellenbeschreibung sowie Rekrutierung der geeigneten Person sollten Kom-
petenzen des Projekt- und Netzwerkmanagements im Mittelpunkt stehen. Insbesondere Erfahrungen 
in der Gesprächsmoderation, Prozessbegleitung und im Veränderungsmanagement sind von Vorteil.

Umsetzungs-
hinweise

Die Einrichtung einer Steuerung für das kommunale Integrationsmanagement setzt einen Wandel in 
der Zusammenarbeit unterschiedlicher Akteurinnen und Akteure voraus. Irritationen können beson-
ders in der Anfangszeit aufkommen. Es bedarf daher neben einer stetigen Schärfung des Aufgaben-
bereichs der zentralen Steuerung auch unterschiedlicher vertrauensbildender Maßnahmen zwischen 
Steuerung und Akteurinnen und Akteuren.

Besonders in der Anfangszeit der zentralen Steuerung empfiehlt sich eine Einarbeitungsphase, in 
welcher auch regelmäßige Gespräche mit der zuständigen Führungskraft stattfinden. Diese Gesprä-
che könnten zum einen strategische und inhaltliche Themen aufgreifen, zum anderen reflektieren, 
inwieweit die Netzwerkarbeit für Akteurinnen und Akteure umsetzbar ist und voranschreitet.

Beteiligte	
Akteurinnen 
und Akteure

	– Verwaltungsvorstand
	– Ggf. Kommunales Integrationszentrum
	– Ggf. Entscheiderinnen und Entscheider der wichtigsten verwaltungsinternen Akteurinnen und 
Akteure

	– Ggf. Entscheiderinnen und Entscheider weiterer wichtiger Akteurinnen und Akteure des Integrati-
onsmanagements wie u.a. Jobcenter, Ausländerbehörde, Wohlfahrtsverbände etc.
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7.3.3.2	 �Aufgabenportfolio festlegen

Ziele

	– Rolle der zentralen Steuerung im kommunalen Integrationsmanagement konkretisieren
	– Netzwerkpartner für Rolle der zentralen Steuerung im kommunalen Integrationsmanagement 
sensibilisieren

	– Grundlage für Wirkungsmessung der zentralen Steuerung erstellen

Kurz
beschreibung

Das Aufgabenportfolio der zentralen Steuerung sollte folgende Aspekte beinhalten:

	– Regelmäßige und themenorientierte Kommunikation mit relevanten Netzwerkpartnern
	– Moderation von Treffen und Sitzungen im Netzwerk
	– Entwicklung von Zielen für das kommunale Integrationsmanagement mit relevanten Netzwerkpart-
nerinnen und -partnern

	– Entwicklung von Maßnahmen zur Erreichung der Ziele mit relevanten Netzwerkpartnerinnen und 
-partnern

	– Aufbau eines Wissensmanagements zwischen Netzwerkpartnerinnen und -partnern
	– Entwicklung eines Controllings zur Wirkungsmessung und Zielerreichung der Maßnahmen sowie der 
insgesamten Nachverfolgung der Entwicklung des kommunalen Integrationsmanagements

	– Regelmäßige und erfolgsorientierte Presse- und Öffentlichkeitsarbeit zum Thema Integration in Ab-
sprache mit wichtigsten Netzwerkpartnerinnen und -partnern

Bei der Entwicklung eines konkreten Aufgabenportfolios können Perspektiven so eingebunden wer-
den, dass Netzwerkpartnerinnen und -partnern von vornherein über die Ausgestaltung des Netzwerks 
informiert sind.

Umsetzungs-
hinweise

Das Aufgabenportfolio kann stetig ausgeweitet werden, um Qualitätssicherung in der Netzwerkarbeit 
sicherzustellen. Hierfür bedarf es einer regelmäßigen Rücksprache mit der zuständigen Führungs-
kraft zum Arbeitsstand in den jeweiligen Arbeitspaketen und zu neuen Handlungserfordernissen oder 
Handlungsspielräumen.

Um Fluktuation in dieser zentralen, exponierten Stelle vorzubeugen, könnten Entscheidungsfreiheiten, 
Fortbildungsmöglichkeiten sowie Vertretungsmodelle frühzeitig Entwicklungsperspektiven für die 
Person aufzeigen und somit den Attraktivitätsgrad der Stelle erhöhen.

Beteiligte	
Akteurinnen 
und Akteure

	– Verwaltungsvorstand
	– Ggf. Kommunales Integrationszentrum
	– Ggf. Entscheiderinnen und Entscheider der wichtigsten verwaltungsinternen Akteurinnen und 
Akteure

	– Ggf. Entscheiderinnen und Entscheider weiterer wichtiger Akteurinnen und Akteure des Integrati-
onsmanagements wie u.a. Jobcenter, Ausländerbehörde, Wohlfahrtsverbände etc.

Beispiele 
aus Modell
kommunen

Die Modellkommunen „Einwanderung gestalten NRW“ setzten unterschiedliche Schwerpunkte in den 
Aufgabenportfolios der Projektteams.

Der Rheinisch-Bergische Kreis rekrutierte externe Projektteammitglieder und legte dabei einen Fokus 
auf Begeisterungsfähigkeit und Kompetenzen des Netzwerkmanagements. Das Projektteam hatte zur 
zentralen Aufgabe, einen offenen Prozess mit einer Vielzahl von Netzwerkpartnerinnen und -partnern 
im Kreisgebiet zu moderieren und gestalten. Die Stadt Dortmund siedelte das Projekt bei der strategi-
schen Stadtplanerin an, welche in der Ausgestaltung ihres Aufgabenportfolios einen Schwerpunkt auf 
Veränderungsmanagement legte.



164  Handlungsansätze durch IMAP und Kienbaum

7.3.3.3	 �Kontinuierlichen Kompetenzerwerb	
sichern und ermöglichen

Ziele
	– Gezielten Kompetenzaufbau ermöglichen
	– Bedarfsgerechte Vertiefung von Kompetenzen ermöglichen
	– Weitergabe von Kompetenzen im Netzwerk sicherstellen

Kurz
beschreibung

Die zentrale Steuerung sollte ihr Aufgabenprofil und damit ihre Rolle mit größtmöglichem Erfolg 
wahrnehmen können. Dazu bedarf es einer initialen und kontinuierlichen Weiterbildung zu relevanten 
Fachthemen und Netzwerkmanagementkompetenzen. Um Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaß-
nahmen wahrnehmen zu können, bedarf es der notwendigen Ressourcen. Die Weitergabe von neuem 
Wissen und hilfreichen Kompetenzen innerhalb der Verwaltung sollte so gestaltet werden, dass Ak-
teurinnen und Akteure davon profitieren und das Netzwerk so aktiv mitgestalten können. In freiwilli-
gen Qualifizierungsmodulen kann der Fokus auf unterschiedliche Themengebiete gelegt werden. Ein 
Praxisbezug für Teilnehmende empfiehlt sich.

Umsetzungs-
hinweise

Zusätzlich zur Teilnahme an Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen empfiehlt es sich, dass 
die Steuerung sich mit den Projektteams der Modellkommunen vernetzt. Sie sind Wissens-, Kompe-
tenz-, und Erfahrungsträgerinnen und -träger und können wichtige Impulse weitergeben. Auch eine 
Vernetzung mit relevanten Akteurinnen und Akteuren auf Ebene des Landes kann hilfreich sein.

In der Auswahl von Weiterbildungsanbietern und -modulen können auch digitale Formate recherchiert 
und in Erwägung gezogen werden, um eine ortsungebundene sowie zeitlich flexible Teilnahme zu 
ermöglichen.

Beteiligte	
Akteurinnen 
und Akteure

	– Zentrale Steuerung
	– Träger von Qualifizierungsmaßnahmen wie beispielsweise die Paritätische Akademie NRW

Beispiele 
aus Modell
kommunen

Alle Projektteams nahmen an Qualifizierungsmaßnahmen der Paritätischen Akademie NRW zum The-
ma Case Management teil. Sie sind ansprechbar für die Einschätzung zu Inhalten und Methoden.
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7.3.3.4	 �Regelmäßige Kommunikationsformate	
mit operativer und strategischer	
Ebene festlegen

Ziele

	– Transparenz für alle Akteurinnen und Akteure gleichermaßen herstellen
	– Wissen zwischen Fachbereichen, Verwaltungseinheiten und Akteurinnen und Akteuren managen
	– Verbindlichkeit in Prozessen und bei Entscheidungen sicherstellen
	– Kontakte und Vertrauen zwischen Akteurinnen und Akteuren aufbauen
	– Motivation und Begeisterung im Gesamtprozess entfachen

Kurz
beschreibung

Um zentraler Knotenpunkt im Netzwerk des kommunalen Integrationsmanagements zu werden, sollte 
sich die Steuerung regelmäßig mit strategischen und operativen Netzwerkpartnerinnen und -part-
nern vernetzen. Diese Netzwerktreffen können unterschiedlich getaktet sein und sollten sachdienlich 
geplant werden. Die Erstellung einer Agenda sowie Moderation liegt bei der Steuerung.

Auch zwischen Sitzungen bedarf es einer regen Kommunikation intern sowie extern. Diese kann durch 
digitale Plattformen und Kanäle unterstützt werden. Die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit sollte in 
Abstimmung mit den zuständigen Stellen und relevanten Netzwerkpartnerinnen und -partnern vorge-
nommen werden.

Umsetzungs-
hinweise

In der Moderation empfiehlt sich ein allparteilicher und wertschätzender Ansatz, um alle Netzwerk-
partnerinnen und -partnern gleichermaßen zu aktivieren und involvieren. Aushandlungsprozesse, 
welcher es in Lösungsfindungsprozessen bedarf, sollten auf einem gemeinsamen Nenner fußen und 
die Bedarfe der Zugewanderten in den Fokus nehmen.

Der Aufbau von Kontakten und Beziehungen im Netzwerk sollte eine zentrale Rolle in der Netzwerk-
kommunikation spielen. Kontaktdatenbanken sollten erstellt, regelmäßig aktualisiert und allen betei-
ligten Akteurinnen und Akteuren zu Verfügung gestellt werden.

Beteiligte	
Akteurinnen 
und Akteure

	– Zentrale Steuerung
	– Kommunales Integrationszentrum
	– Entscheiderinnen und Entscheider oder Vertreterinnen und Vertreter der wichtigsten verwaltungs-
internen Akteurinnen und Akteure wie u.a. des Sozialamts

	– Entscheiderinnen und Entscheider oder Vertreterinnen und Vertreter weiterer wichtiger Akteurin-
nen und Akteure des Integrationsmanagements wie u.a. Jobcenter, Ausländerbehörde, Wohlfahrts-
verbände etc.

	– Zielgruppe: Individuen oder Migrantenvertretungen
	– Ehrenamt: Individuen, Initiativen oder Koordinationsstellen

Beispiele 
aus Modell
kommunen

Alle Projektteams gestalteten vor Ort die Kommunikation in und zwischen Gremien des kommunalen 
Integrationsmanagements und sind ansprechbar für Erfahrungsaustausch.
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7.3.3.5	 �Monitoring und Controlling für	
Zielsysteme entwickeln

Ziele
	– Transparenz über den Einsatz von Ressourcen schaffen
	– Transparenz über Wirksamkeit von Maßnahmen schaffen
	– Grundlage für Qualitätsmanagement und Weiterentwicklung von Integrationsangeboten erstellen

Kurz
beschreibung

Obwohl ein Controlling nicht alle Erfolge oder Misserfolge des Integrationsmanagements darstellen 
kann, hilft das systematische Erfassen von vorab festgelegten Parametern der Transparenz über die 
Bedarfe seitens der Zielgruppen, den Ressourceneinsatz der beteiligten Akteurinnen und Akteure und 
die Wirksamkeit von Maßnahmen. Dabei sollten sowohl quantitative, zahlenbasierte Indikatoren wie 
auch qualitative Indikatoren entwickelt werden.

Beim Aufbau eines Controllings für das kommunale Integrationsmanagement sollten mindestens 
folgende drei Bereiche Berücksichtigung finden:

1.	 Bedarfe seitens der Zielgruppe
2.	 Übersicht zum Ressourceneinsatz der beteiligten Akteurinnen und Akteure
3.	 Wirksamkeitsmessung durch niedrigschwellige Instrumente

Die Entwicklung dieses Kennzahlenkatalogs sowie die eigentliche Datenerhebung sollten in Absprache 
und Zusammenarbeit mit den relevanten Akteurinnen und Akteuren der Integration vorgenommen 
werden. Die Wahrung von Richtlinien des Datenschutzes muss dabei garantiert sein.

Umsetzungs-
hinweise

Nicht alle relevanten Parameter können in Kennzahlen dargelegt werden. Insbesondere Integrati-
onserfolge setzen sich aus unterschiedlichen, sehr subjektiven Faktoren zusammen. Der Einführung 
eines guten Controllings geht deshalb stets ein Prozess der Fokussierung und der Erhebung qualita-
tiver Begleitfaktoren voraus. Welcher Aspekt oder welche Zielgruppe sollte aufgrund der Erfahrung 
vor Ort besonders betrachtet werden? Welche Hinweise müssen in welcher Form zusätzlich erhoben 
werden? Wichtig ist hierbei die Festlegung einer kritischen Masse, um Trends von Einzelmeinungen zu 
unterscheiden.

Hilfreich kann die Festlegung von Zielwerten sein. Kennziffern sollten nicht ihrer selbst willen erho-
ben werden. Es sollte überprüft werden, ob Ziele des Integrationsmanagements sich in numerischen 
Parametern abbilden lassen. Die quantitativen Kennziffern geben Antwort über den Grad der Zielerrei-
chung, die qualitativen Parameter lassen Rückschlüsse auf förderliche Aspekte und Mängel zu.

Digitale Plattformen können niedrigschwellig oder auch umfassender das Controlling unterstützen 
und eine regelmäßige Berichtslegung ermöglichen. So können Ergebnisse mit relevanten Netzwerk-
partnerinnen und -partnern reflektiert, interpretiert und für weitere Schritte genutzt werden.

Beteiligte	
Akteurinnen 
und Akteure

	– Verwaltungsvorstand
	– Zentrale Steuerung
	– Ggf. Kommunales Integrationszentrum
	– Ggf. Entscheiderinnen und Entscheider der wichtigsten verwaltungsinternen Akteurinnen und 
Akteure

	– Ggf. Entscheiderinnen und Entscheider weiterer wichtiger Akteurinnen und Akteure des Integrati-
onsmanagements wie u.a. Jobcenter, Ausländerbehörde, Wohlfahrtsverbände etc.

Beispiele 
aus Modell
kommunen

Die Stadt Rheine erhebt derzeit eigene Daten zur Zuwanderung aus Staaten der Europäischen Union. 
Sie ist ansprechbar für die Erstellung von Kennziffern sowie den Aufbau von Datensätzen.

Der Standort Hamm hat mit dem Rechnungsprüfungsamt einen Prozess zum Finanzcontrolling der 
Integrationsmaßnahmen aus dem kommunalen Integrationskonzept mit den jeweiligen Ämtern im 
Fachbereich 02 angestoßen, mit dem Ziel für das Integrationsmanagement qua Auftrag zu jederzeit 
Berichtsfähigkeit mit Kennzahlen gewährleisten zu können.

Der Kreis Lippe hat sich einen Zielwert gegeben, in welchem Zeitraum jedes Kind einen Platz in einer 
Schulklasse nach seiner Ankunft haben soll. Nach Festlegung des Zielwertes konnte binnen weniger 
Monate die Dauer der Nichtbeschulung deutlich reduziert werden.
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7.3.4	 �Handlungsfeld Gesamtstrategie

7.3.4.1	 �Gemeinsames Zielbild für das kommunale	
Integrationsmanagement entwickeln

Ziele
	– Einheitliches Verständnis der strategischen Ausrichtung entwickeln
	– Orientierung für alle Beteiligten auf strategischer und operativer Ebene stiften
	– Grundlage für strategische Entscheidungen erstellen

Kurz
beschreibung

In Beteiligungsformaten sollten die Perspektiven von Politik, Verwaltung und Fachebenen eingeholt 
werden, um an bestehenden Strukturen anzuknüpfen und darauf aufbauend ein kohärentes Zielbild 
zu entwickeln. Von dem Ergebnis dieses vorgelagerten Prozesses können im nächsten Schritt eine 
Beschlussvorlage des Verwaltungsvorstandes, Zielsystem, notwendige Ressourcen, organisatorische 
Anbindung, Projektstruktur etc. abgeleitet und erarbeitet werden.

Das Zielbild ist ein anschaulicher Rahmen, der die mittel- bis langfristigen Auswirkungen und den 
Mehrwert für die Beteiligten beschreibt. Daran können sich alle weiteren strategischen Entscheidun-
gen orientieren. Dies ist aufgrund der Vielzahl an Akteurinnen und Akteuren und Perspektiven sowie 
der möglichen tiefgreifenden strukturellen und prozessualen Auswirkungen im Netzwerkmanagement 
und in den einzelnen Organisationen von besonderer Bedeutung.

Umsetzungs-
hinweise

Vorhandene Konzepte und Ideen sollten Raum in der Entwicklung des Zielbilds erhalten. Das Zielbild 
sollte zudem genug Spielraum für eine dynamische Entwicklung beinhalten. Auswirkungen und Ergeb-
nisse erhalten im Verlaufe eines längerfristigen Prozesses von mehreren Jahren klare Konturen. Das 
Zielbild sollte daher regelmäßig überprüft und ggf. angepasst werden.

Beteiligte	
Akteurinnen 
und Akteure

	– Verwaltungsvorstand der Kommune
	– Kommunales Integrationszentrum
	– Entscheiderinnen und Entscheider der wichtigsten verwaltungsinternen Akteurinnen und Akteure 
wie u.a. des Sozialamts

	– Entscheiderinnen und Entscheider weiterer wichtiger Akteurinnen und Akteure des Integrationsma-
nagements wie u.a. Jobcenter, Ausländerbehörde, Wohlfahrtsverbände etc.

Beispiele 
aus Modell
kommunen

Alle Modellstandorte entwickelten Zielsysteme mit unterschiedlichen inhaltlichen Ausrichtungen, 
auch bedingt durch die definierte Zielgruppe des Projekts.

Im Anhang (Kapitel 7.4.7) werden Zielsysteme der Standorte Dortmund, Moers und Rheine vorgestellt.
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7.3.4.2	 �Dynamische Gesamtstrategie des	
kommunalen Integrationsmanagements	
implementieren

Ziele
	– Komplexität des Vorhabens auf unterschiedlichen Zielebenen abbilden
	– Bedarfsorientierte Weiterentwicklung der Strategie sicherstellen
	– Transparenz für alle Akteurinnen und Akteure herstellen

Kurz
beschreibung

Die Einrichtung eines kommunalen Integrationsmanagements ist eine komplexe Herausforderung, 
für die es keine vorgefertigten Antworten gibt. Jede Kommune hat ihre spezifische Vorgeschichte in 
Bezug auf strategische Ausrichtung, organisatorische Einbindung und Kooperation der Akteurinnen 
und Akteure untereinander. Jede Akteurin und jeder Akteur hat zudem eine spezifische, kulturge-
prägte Haltung auf das Thema und eine Vielzahl von rechtlichen und organisatorischen Impulsen, die 
Auswirkungen auf das Integrationsmanagement als Ganzes haben. Hier gilt es einen fortlaufenden 
Prozess zur Entwicklung der Gesamtstrategie aufzubauen, der die Vielzahl der Impulse aufnimmt und 
verarbeitet.

Die Aushandlung und damit die Weiterentwicklung der Gesamtstrategie vor dem Hintergrund eines 
gemeinsamen Zielbilds sollte daher stetig erfolgen. Hierbei sollte eine Durchlässigkeit gewähr-
leistet werden, die Impulse der operativen an die strategische Ebene weiterträgt und somit in die 
Gesamtstrategie einfließen kann. Aus der Gesamtstrategie wird ein Zielsystem abgeleitet, das mit 
den Bedarfen der Zielgruppe abgeglichen wird, in operative Ziele mündet und dann kontinuierlich in 
Aufträge für die operative Ebene übersetzt wird. Dieser Prozess muss regelmäßig wiederholt werden. 
Dies bedeutet einen erheblichen Aufwand, ist aber zwingend notwendig, damit die strategische Steue-
rung sich nicht vom operativen Geschäft abkoppelt.

Konkrete Maßnahmen sind:

	– Visualisierung der Gesamtstrategie
	– Gemeinsame Verständigung zur Bearbeitung der Gesamtstrategie
	– Durchführung von Beteiligungsformaten wie Open-Space, Sounding-Boards etc.
	– festgelegter Prozess zur Überprüfung und Operationalisierung des Zielsystems
	– Sicherstellung einer durchlässigen Kommunikation zwischen operativer und strategischer Ebene

Umsetzungs-
hinweise

Aushandlungsprozesse sollten extern moderiert werden, entweder durch die zentrale Steuerung oder 
eine andere neutrale Instanz. In jedem Fall sind sie zentraler und wichtiger Bestandteil eines fundier-
ten, zukunftsfähigen Prozesses und sollten daher nicht unterdrückt oder gar sanktioniert werden.

Beteiligte	
Akteurinnen 
und Akteure

	– Verwaltungsvorstand der Kommune
	– Zentrale Steuerung
	– Kommunales Integrationszentrum
	– Entscheiderinnen und Entscheider der wichtigsten verwaltungsinternen Akteurinnen und Akteure 
wie u.a. des Sozialamts

	– Entscheiderinnen und Entscheider weiterer wichtiger Akteurinnen und Akteure des Integrationsma-
nagements wie u.a. Jobcenter, Ausländerbehörde, Wohlfahrtsverbände etc.

Beispiele 
aus Modell
kommunen

Der Modellstandort Dortmund hat umfassend Erfahrung zu Aushandlungsprozessen sammeln können 
und kann diese mit anderen Standorten teilen.
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7.3.5	 �Handlungsfeld Kultur der Zusammenarbeit
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7.3.5.1	 �Breitangelegte interne Kommunikation	
umsetzen

Ziele
	– Einheitlichen, zeitgleichen Informationsstand aller beteiligten Akteurinnen und Akteure herstellen
	– Gleichbehandlung aller Netzwerkpartnerinnen und -partnern sicherstellen
	– Motivation aller Akteurinnen und Akteure entfachen

Kurz
beschreibung

Ein professionelles Netzwerkmanagement baut auf einer umfassenden transparenten Kommunikation 
auf. Alle Beteiligten müssen die gleichen Zugänge zu Informationen und die gleichen Beteiligungsmög-
lichkeiten haben.

Zugleich müssen die Beteiligten auch proaktiv Informationen im Netzwerk teilen. Dies erfordert 
eine Haltung aller Akteurinnen und Akteure, Erkenntnisse, Erfahrungen und Praktiken zu teilen, um 
gemeinsam zu lernen und zu gestalten. Darüber hinaus ist eine einheitliche, gemeinsame Sprache 
wichtig, damit das Risiko von Missverständnissen und -interpretationen minimiert wird.

Schließlich sollten Informationen auch in die Organisationen fließen, sodass ihre Mitglieder auf der 
operativen Ebene Veränderungen in der Zusammenarbeit nachvollziehen und mitgestalten können. 
Darüber sollte das Einvernehmen aller Akteurinnen und Akteure eingeholt werden. Dort wo bilateral 
Schnittstellen optimiert werden können, sollten pragmatische Wege der Kommunikation beschritten 
werden.

Wichtige Stakeholder wie die Politik sollten ebenfalls frühzeitig und regelmäßig informiert werden. 
Grundsätzlich können verschiedene Instrumente genutzt werden. Diese sollten von der zentralen 
Steuerung eingerichtet und verwaltet und von den Akteurinnen und Akteuren eigenständig genutzt 
werden.

Mögliche Instrumente sind:

	– E-Mail-Verteiler
	– Aufbereitung, Visualisierung von Informationen
	– Präsentation, Vorträge in Gremien, Teammeetings
	– Rückkopplungsschleifen in die Organisationen
	– Informelle Gespräche
	– digitale Kollaborationsplattform/Intranet

Umsetzungs-
hinweise

Bestehende Kommunikationsformaten und -formen sollten unbedingt genutzt werden und deren 
Nutzung ggf. für weitere Akteurinnen und Akteure ermöglicht werden. Die Kommunikationsstrategie 
sollte alle vorhandenen Perspektiven einbeziehen und regelmäßig überprüft werden. Auch über die 
Informationskanäle und -formate und deren Nutzerinnen und Nutzer sollte Transparenz hergestellt 
werden.

Beteiligte	
Akteurinnen 
und Akteure

	– Verwaltungsvorstand der Kommune
	– Zentrale Steuerung
	– Kommunales Integrationszentrum
	– Entscheiderinnen und Entscheider der wichtigsten verwaltungsinternen Akteurinnen und Akteure 
wie u.a. des Sozialamts

	– Entscheiderinnen und Entscheider weiterer wichtiger Akteurinnen und Akteure des Integrationsma-
nagements wie u.a. Jobcenter, Ausländerbehörde, Wohlfahrtsverbände etc.

	– Zielgruppe: Individuen oder Migrantenvertretungen
	– Ehrenamt: Individuen, Initiativen oder Koordinationsstellen

Beispiele 
aus Modell
kommunen

Alle Modellkommunen arbeiteten mit telefonischen Absprachen und E-Mail-Kommunikation. Es wur-
den Verteiler zu verschiedenen Themen der Integration erweitert oder neuaufgestellt. Auch bilaterale 
Absprachen bewährten sich.

Andere digitale Steuerungsinstrumente und Kommunikationskanäle haben sich darüber hinaus in 
diesen Modellstandorten bewährt:

Der Standort Hamm stellt auf einer internen Plattform (Intranet-Wiki) alle wichtigen Angebote für alle 
beteiligten Akteurinnen und Akteure sichtbar dar. Auch die Onlineplattform „Vielfalt-Hamm.de“ wird 
mit allen Angeboten der Stadt Hamm weiterentwickelt. Alle offiziellen Dokumente der Integrationsar-
beit werden allen Interessierten auf der Homepage der Stadt unter dem Reiter „Kommunales Integra-
tionskonzept“ zur Verfügung gestellt.

Die Stadt Moers arbeitete beispielsweise ebenfalls mit Nachrichten im städtischen Intranet.
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7.3.5.2	 �Selbstorganisierte Beteiligungsformate	
einrichten

Ziele
	– Bedarfsorientierte Bearbeitung der relevanten Themen ermöglichen
	– Eigenverantwortung im Handeln den Akteurinnen und Akteuren übertragen
	– Identifikation mit Zielen und Maßnahmen sicherstellen

Kurz
beschreibung

Eine proaktive und gemeinsame Bearbeitung der komplexen Herausforderungen des kommunalen 
Integrationsmanagements durch eine Vielzahl sehr unterschiedlicher Akteurinnen und Akteure erfor-
dert Freiraum in der Bearbeitung. Die Workshops sollten diesen Raum für die verschiedenen Perspek-
tiven eröffnen. Hier kann innerhalb eines vorgegebenen Auftrags gearbeitet werden oder eine neue ge-
gründete Gruppe gibt sich einen eigenen Auftrag und bearbeitet diesen in einem definierten Zeitraum. 
Wichtig ist, dass Transparenz darüber für alle Akteurinnen und Akteure hergestellt wird.

Es geht in den Workshops gerade zu Beginn insbesondere um eine Kultur des Zuhörens, der Offenheit 
und Neugier. Die Workshopgruppen sollen darauf achten, dass alle Perspektiven zu Wort kommen, 
sodass Transparenz über Strukturen, Prozesse und Haltungen geschaffen wird und neue Gedanken 
entstehen können. Gemeinsamkeiten in der Zielerreichung sollten im Mittelpunkt stehen und die 
Bereitschaft wachsen, bestehende Einstellungen und Glaubenssätze zu hinterfragen. Entscheidungen 
sollten möglichst im Konsens getroffen werden.

Zu klären sind u.a.:

	– Ziel und Zeithorizont
	– Rollen und Zuständigkeiten
	– Arbeitsweise
	– Entscheidungsprozesse
	– Kommunikation
	– Rückkopplung mit weiteren Gremien

Umsetzungs-
hinweise

Diese Vorgehensweise erfordert mehr Zeit als üblicherweise genutzte Besprechungsformate, erhöht 
jedoch die Schaffenskraft und Akzeptanz der Gruppen und Workshops in erheblichem Maße. Dies 
kann für die Beteiligten eine neue Form und Kultur der Zusammenarbeit im Gegensatz zur Hierarchie-
kultur der eigenen Organisation bedeuten.

Mögliche Methoden der Entscheidungsfindung sind bspw. KonsenS und KonsenT. Je nach Wissens- 
und Erfahrungsstand können hier externe Impulse hilfreich sein, die Akteurinnen und Akteure in 
dieser Arbeitsweise zu befähigen.

Beteiligte	
Akteurinnen 
und Akteure

	– Verwaltungsvorstand der Kommune
	– Zentrale Steuerung
	– Kommunales Integrationszentrum
	– Entscheiderinnen und Entscheider der wichtigsten verwaltungsinternen Akteurinnen und Akteure 
wie u.a. des Sozialamts

	– Entscheiderinnen und Entscheider weiterer wichtiger Akteurinnen und Akteure des Integrationsma-
nagements wie u.a. Jobcenter, Ausländerbehörde, Wohlfahrtsverbände etc.

	– Zielgruppe: Individuen oder Migrantenvertretungen
	– Ehrenamt: Individuen, Initiativen oder Koordinationsstellen

Beispiele 
aus Modell
kommunen

In einigen Modellkommunen wurden erste Ansätze dieses Vorgehens erprobt. Es bestehen jedoch zum 
Zeitpunkt der Berichtslegung noch keine guten Beispiele.
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7.3.5.3	 �Reflexion der Zusammenarbeit sicherstellen

Ziele
	– Fortlaufend die Zusammenarbeit der Akteurinnen und Akteure sicherstellen
	– Akteurinnen und Akteure längerfristig an den Prozess binden

Kurz
beschreibung

Der ganzheitliche Ansatz einer rechtskreisübergreifenden Zusammenarbeit im kommunalen Integra-
tionsmanagement ist für viele Kommunen und Akteurinnen und Akteure Neuland. Das Netzwerkma-
nagement und die Kooperationskultur müssen daher kontinuierlich verankert und verbessert werden. 
Zum einen sollten klare Spielregeln der Zusammenarbeit festgelegt werden. Zum anderen sind regel-
mäßige Reflexionsrunden notwendig, in denen sich die Akteurinnen und Akteure mit der Praxis der 
Zusammenarbeit befassen und daraus Vereinbarungen für die Zukunft ableiten. Dabei können Erfolge 
gewürdigt, Fallstricke im Schnittstellenmanagement beleuchtet und der Einfluss unterschiedlicher 
Beratungsansätze auf die Kooperation besprochen werden. Daraus sollte sich eine Feedbackkultur 
entwickeln, die die Zusammenarbeit der Akteurinnen und Akteure kennzeichnet.

Mögliche Instrumente sind:

	– Spielregeln der Zusammenarbeit
	– Kooperationsvereinbarungen
	– Kollegiale Beratung

Umsetzungs-
hinweise

Die Ressourceninvestition für die Prozessreflexion und das kollegiale Feedback ist für die Akteurinnen 
und Akteure in der Regel ungewohnt. Hier sollte daher in ersten kleinen Schritten begonnen werden. 
Diese sollten aber konsequent fortgesetzt und schrittweise in Aushandlung mit der Gruppe ausgebaut 
bzw. verstetigt werden.

Beteiligte	
Akteurinnen 
und Akteure

	– Verwaltungsvorstand der Kommune
	– Zentrale Steuerung
	– Kommunales Integrationszentrum
	– Entscheiderinnen und Entscheider der wichtigsten verwaltungsinternen Akteurinnen und Akteure 
wie u.a. des Sozialamts

	– Entscheiderinnen und Entscheider weiterer wichtiger Akteurinnen und Akteure des Integrationsma-
nagements wie u.a. Jobcenter, Ausländerbehörde, Wohlfahrtsverbände etc.

	– Zielgruppe: Individuen oder Migrantenvertretungen
	– Ehrenamt: Individuen, Initiativen oder Koordinationsstellen

Beispiele 
aus Modell
kommunen

In einigen Modellkommunen wurden erste Ansätze dieses Vorgehens erprobt. Es bestehen jedoch zu 
Zeitraum der Berichtslegung noch keine guten Beispiele.
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7.4	� Anhang

7.4.1	 �Beispiel Strategisches Gremium	
(Kapitel 7.3.1.1)

Strategisches Gremium (Lenkungsgruppe) und Projektbeschreibung von der Modellkommune Mülheim an der Ruhr 
zu Kapitel 7.3.1.1.
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7.4.2	 �Beispiel Operatives Gremium	
(Kapitel 7.3.1.2)

Operatives Gremium (Projektgruppe) von den Modell-
kommunen Moers und Wuppertal zu Kapitel 7.3.1.2.
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7.4.3	 �Beispiel Bedarfe erfassen	
(Kapitel 7.3.2.1)

Bedarfserfassung von den Modellkommunen Dormagen 
und Rheine zu Kapitel 7.3.2.1.
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7.4.4	 �Beispiel Prozessvisualisierung	
(Kapitel 7.3.2.2)

Prozessvisualisierungen von den Modellkommunen Mül-
heim an der Ruhr und Rheine zu Kapitel 7.3.2.2.
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7.4.5	 �Beispiel Case Management-Konzept	
(Kapitel 7.3.2.3)

Inhaltsverzeichnisse der Case Management-Konzepte 
von den Modellkommunen Dormagen, Köln und Mülheim 
an der Ruhr zu Kapitel 7.3.2.3. Für vollständige Konzepte 

wird um Kontaktaufnahme mit der jeweiligen Modell-
kommune gebeten.



Zurück zum Inhaltsverzeichnis  195



196  Handlungsansätze durch IMAP und Kienbaum



Zurück zum Inhaltsverzeichnis  197



198  Handlungsansätze durch IMAP und Kienbaum



Zurück zum Inhaltsverzeichnis  199



200  Handlungsansätze durch IMAP und Kienbaum



Zurück zum Inhaltsverzeichnis  201



202  Handlungsansätze durch IMAP und Kienbaum



Zurück zum Inhaltsverzeichnis  203

7.4.6	 �Beispiel Sozialraumvernetzung	
(Kapitel 7.3.2.5)

Konzept und Einladung eines Sozialraumworkshops von 
der Modellkommune Wuppertal zu Kapitel 7.3.2.5.
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7.4.7	 �Beispiel Ziele	
(Kapitel 7.3.4.1)

Zielsysteme von den Modellkommunen Dortmund, 
Moers und Rheine zu Kapitel 7.3.4.1.
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8.	 �Case Management im kommunalen	
Integrationsmanagement

	 Ein Handbuch für zertifizierte Weiterbildungen (DGCC)113

Case Management im kommunalen Integrationsmanagement

Abkürzungsverzeichnis113

Abb.	 Abbildung

AZR	 Ausländerzentralregister

BAMF	 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

DGCC	� Deutsche Gesellschaft für Care und Case 
Management

IKÖ	 Interkulturelle Öffnung

MKFFI	� Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und 
Integration

NRW	 Nordrhein-Westfalen

Abbildungsverzeichnis
Abb. 1:	� Interkulturelle Öffnung (Quelle: eigene Darstel-

lung gemäß Rolff (2013):
	 „Drei-Wege-Modell der Schulentwicklung“)

Abb. 2:	� Potenziell komplexe Unterstützungsbedarfe der 
Zielgruppe, eigene Darstellung

Abb. 3:	� The 4 Layers of diversity (Quelle: Gardenwartz 
& Rowe. Abgerufen am 15. August 2019, abgeru-
fen von https://www.gardenswartzrowe.com/
why-g-r)

8.1	� Einleitung

Kommunales Einwanderungsmanagement ist ein ins-
titutions- und rechtskreisübergreifendes Geschehen, 
orientiert am Einzelfall und dessen Bedarfen. Parallel 
dazu ist der Aufbau von tragfähigen kommunalen Netz-
werkstrukturen eine Notwendigkeit. Der vielschichti-
ge Bedarf der Zielgruppe, die „Unübersichtlichkeit des 
Systems“ und somit die Notwendigkeit von rechtskreis-
übergreifendem Einwanderungsmanagement dürften 
bereits im Rahmen der vorherigen Beiträge deutlich ge-
worden sein. Für den gesteckten Rahmen des kommu-
nalen Einwanderungsmanagements ist es erforderlich, 
dabei die besonderen Belange der eingewanderten Men-
schen in den Blick zu nehmen. Es kann aufgrund mög-
licher kultureller Unterschiede und Fremdheitsgefühle 
bei Ankunft sowie anfangs häufig fehlender sprachlicher 
Verständigungskompetenzen angenommen werden, 

113	 Von Denise Lehmann unter Mitwirkung von Edgar Kemp und Angela 
Siebold, sowie Domenica Licciardi, Frank Schuster und Henrik von 
Bothmer

dass zumindest zum Zeitpunkt der Einwanderung bei 
dem überwiegenden Teil der Personengruppe eine kom-
plexe Bedarfs- bzw. Problemlage vorliegt und somit eine 
der zentralen Voraussetzungen für CM in der Mehrheit 
der Fälle erfüllt ist.114

Es muss zudem betont werden, dass nicht nur kürzlich 
eingewanderte Menschen mit Fluchtgeschichte in der 
Regel bei Ankunft eine komplexe Problem- und Bedarfs-
lage aufweisen. Auch Menschen, die lange Jahre keinen 
sicheren Aufenthaltsstatus bzw. eine unsichere (Bleibe-)
Perspektive in Deutschland haben, weisen nicht selten 
einen Unterstützungsbedarf an CM auf. Das Handlungs-
konzept CM bietet sich zur Bewältigung der Ausgangs-
lage an, um auf Organisations- bzw. kommunaler Ebene 
sowie auf der (Einzel-)Fallebene hinsichtlich der Unter-
stützung einer Integration wirksam zu sein. Aufgrund 
der geschilderten, zusätzlichen erschwerten Bedingun-
gen im Kontext des kommunalen Einwanderungsma-
nagements wie sprachliche Barrieren und Grenzen im 
Leistungsrecht, insbesondere in Abhängigkeit vom Auf-
enthaltsrecht und -status, müssen allerdings die bishe-
rigen Schulungskonzepte von CM speziell für diese Ziel-
gruppe angepasst werden.

Dieses Handbuch richtet sich an Personen, die an Wei-
terbildungen zum Case Management im Kontext Ein-
wanderung interessiert sind. Es soll als Anregung und 
Orientierung für die eigene Weiterbildung oder die von 
Mitarbeitenden dienen. Zugleich soll es ein Baustein 
sein, um Kommunen bei der Entwicklung des eigenen 
Einwanderungsmanagements bzw. des Integrations-
managements zu unterstützen. Außerdem wird ein Ein-
blick in die Rahmenbedingungen des kommunalen Ein-
wanderungsmanagements gegeben. Gleichsam dient es 
auch allen sozialen Einrichtungen, die sich im Feld Ein-
wanderung engagieren und Case Management einset-
zen wollen. Abschließend muss betont werden, dass 
dieses Handbuch nicht als einfaches bzw. abzuarbei-
tendes Raster zur Vorgehensweise verstanden werden 
soll, sondern vielmehr bei der Auswahl und der Konzi-
pierung von Weiterbildungskursen in diesem Kontext 
eine Anregung geben und Orientierungshilfe sein soll. 
Die grundsätzliche Haltung, einerseits Theorie zu ver-
mitteln und andererseits die Teilnehmenden zur Reflexi-
on und Auseinandersetzung anzuregen, ist aus unserer 
Sicht von höchster Bedeutung für ein gelingendes Ler-
nen der Teilnehmenden auf theoretischer sowie auf be-
rufspraktischer Ebene. Dies beinhaltet auch die Bereit-
schaft und Fähigkeit, auf die Bedarfe der Teilnehmenden 

114	 DGCC 2015: Case Management Leitlinien, S. 3.
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im Kursverlauf flexibel und individuell einzugehen. In die-
sem Sinne möchten wir, ausgehend von unseren Erfah-
rungen, im Folgenden Anregungen geben. Entsprechen-
des Fachwissen bezüglich Case Management wird im 
Rahmen dieses Handbuchs vorausgesetzt, beziehungs-
weise es wird auf die angeführte Literatur insbesondere 
der DGCC verwiesen.

8.2	� Interkulturelle Öffnung und die 
Verknüpfung mit Case Management

„Die interkulturelle Öffnung von Organisationen ver-
ändert diese, ist also ein Organisationsentwicklungs-
prozess.“115 Doch was ist mit interkultureller Öffnung 
gemeint bzw. was verstehen wir im Kontext von kommu-
nalem Einwanderungsmanagement darunter? Zunächst 
einmal ist festzuhalten, dass die erste „öffentlichkeits-
wirksame Datierung von „interkultureller Öffnung“ als 
programmatische Forderung und strategisches Konzept 
von sozialen Diensten in der Mitte der 1990er Jahre“116 
erfolgte und „als Strategiekonzept primär praxisorien-
tiert“117 zu verstehen und in die jeweiligen gesellschafts-
politischen Debatten und Entwicklungen rund um das 
Thema Integration einzuordnen ist. Dies dürfte auch im 
Rahmen des Kapitels zur historischen Entwicklung von 
Migration deutlich geworden sein (siehe Kapitel 4).

Laut Schröer wird der Begriff der „interkulturellen Öff-
nung“ in den letzten mehr als zehn Jahren inflationär be-
nutzt. Seiner folgenden Begriffsherleitung möchten wir 
uns anschließen.118 Für den ersten Begriffsteil „interkul-
turell“ führt er aus: „Kultur bedeutet ein dynamisches 
Diskursfeld, einen ständigen Aushandlungsprozess. […] 
In diesem weiten Verständnis reduziert sich Interkultu-
ralität nicht allein auf das Verhältnis von Deutschen und 
Zugewanderten, sondern gilt ganz umfassend für das 
Verhältnis zwischen unterschiedlichen Lebensformen 
und umfasst Unterschiede des Geschlechtes, des Alters, 
der Religion, der sexuellen Orientierung, der körperli-
chen Ausstattung, der sozioökonomischen Lage, aber 
auch Unterschiede zwischen verschiedenen Betriebs- 
oder Verwaltungskulturen. […] Im Rahmen interkultu-
reller Öffnungsprozesse geht es aber eindeutig um die 
Zielgruppe Menschen mit Migrationshintergrund.“119 Der 
zweite Begriffsteil „Öffnung“ setzt auch eine Geschlos-
senheit voraus und „Geschlossenheit geht auf bewusste 
und unbewusste Ausgrenzungsmechanismen zurück“.120 
Dies beinhaltet also Interessen und Machtgefüge und hat 
somit Konflikte zur Folge. Laut Schröer ist interkulturelle 
Öffnung „ein bewusst gestalteter Prozess, der (selbst-)

115	 Handschuck, Schröer 2012, S. 59.
116	 Griese, Ch. & Marburger, H. (Hrsg.). (2012). Interkulturelle Öff-

nung – Ein Lehrbuch, S. 2.
117	 Ebenda S. 1.
118	 Vgl. Schröer, H. (2007). Interkulturelle Öffnung und Diversity 

Management – Konzepte und Handlungsstrategien zur Arbeits-
marktintegration von Migrantinnen und Migranten. Schriftenreihe 
IQ, 1, S. 8–12.

119	 Ebenda, S. 9.
120	 Ebenda.

reflexive Lern- und Veränderungsprozesse von und zwi-
schen unterschiedlichen Menschen, Lebensweisen und 
Organisationsformen ermöglicht, wodurch Zugangsbar-
rieren und Abgrenzungsmechanismen in den zu öffnen-
den Organisationen abgebaut werden und Anerkennung 
ermöglicht wird.“121

Die folgende Grafik soll ergänzend unser Verständ-
nis dazu beziehungsweise den Kontext bezüglich des 
kommunalen Einwanderungsmanagements vertiefend 
darstellen:

121	 Ebenda.
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Abb. 1: Drei-Wege-Modell der Schulentwicklung. Eigene Darstellung ge-

mäß Rolff (2013)122

Damit wird deutlich, dass es sich bei dem Prozess der in-
terkulturellen Öffnung um einen tiefgreifenden Verände-
rungsprozess in den vier Dimensionen Personalentwick-
lung (u.a. Kompetenzentwicklung, Personalstrategie), 
Organisationsentwicklung (u.a. Zusammenarbeit, Leit-
bild, Ressourcen), Konzept- und Angebotsentwicklung

(z.B. Bedarfsgerechtigkeit, Partizipation, Barrierefrei-
heit) und Öffentlichkeitsarbeit (z.B. Kooperationsbezie-
hungen, Darstellung in den Medien) handelt. Im Zentrum 
stehen dabei immer die Aufgabe und der Auftrag der Or-
ganisation. Dieser Auftrag und damit verbunden auch 
die Ziele eines Einwanderungsmanagements werden in 
den einzelnen Kommunen unterschiedlich formuliert.

Das MKFFI beschreibt im Rahmen des Förderaufrufs 
ebenfalls: „Durch die Modellansätze soll ein Organisa-
tionsentwicklungsprozess in den Kommunen angesto-
ßen werden, der die strategische Zusammenarbeit bei 
der Wahrnehmung von Aufgaben fördert, die im Kontext 
der Integration von Zugewanderten entstehen und op-
timiert werden müssen.“123 Der Begriff „Diversity“ bzw. 
„Diversity Management“ wird heute ebenfalls benutzt 
und weist Gemeinsamkeiten sowie Unterschiede bezüg-
lich der Verwendung des Begriffs der interkulturellen 
Öffnung auf.124 Diversity zielt auf die Anerkennung und 
Wertschätzung aller Menschen ab. Neben den Unter-
schiedlichkeiten von Menschen – unabhängig von Alter, 
Herkunft und weiteren Faktoren – und deren Lebensent-
würfen geht es auch um die Entdeckung von Gemein-
samkeiten. Schroer beschreibt, dass Diversity Manage-
ment wiederum einerseits eine ökonomische Herkunft 
sowie eine gerechtigkeitsorientierte Wurzel hat. Es ist 
zum einen „ein Konzept der Unternehmensführung, der 
Steuerung von Organisationen insgesamt, das Vielfalt 
als produktiven Faktor für den Unternehmens- bzw. Or-
ganisationserfolg ansieht“125 Zum anderen wird Vielfalt 
bzw. „Verschiedenheit […] nicht nur hingenommen, son-
dern besonders wertgeschätzt.“126

122	 Rolff, H.-G. 2013, Schulentwicklung kompakt – Modelle, Instru-
mente, Perspektiven, S. 20.

123	 MKFFI 2016, S. 5.
124	 Schröer 2007, S. 52.
125	 Schröer 2007, S. 51.
126	 Ebenda, S. 52.

Zwischen der interkulturellen Öffnung und dem Case Ma-
nagement gibt es eine hohe gemeinsame Schnittmenge, 
insbesondere in Bezug auf die grundsätzliche Haltung 
(z.B. Adressatenorientierung, Lebensweltorientierung, 
Mehrdimensionalität, Ressourcenorientierung und Em-
powerment127) sowie in Bezug auf das Wissen, dass die 
Fall-, die Organisations- und die institutionelle Netzwer-
kebene fokussiert werden müssen, wenn das eine oder 
das andere, im besten Fall beides, erfolgreich implemen-
tiert werden soll.128

8.3	� Sensibilisierung für die 
Zielgruppen von Case 
Management im kommunalen 
Einwanderungsmanagement

Das MKFFI beschreibt die Zielgruppe im Rahmen des da-
maligen Förderaufrufs zum Modellprogramm wie folgt: 
„Den zugewanderten Menschen soll unabhängig von ih-
rer Herkunft und ihrem Aufenthaltsstatus der Zugang 
zu den örtlichen Regelangeboten der Behörden sowie zu 
Beratungseinrichtungen erleichtert werden. Häufig er-
schweren geringe Sprachkenntnisse, Unkenntnis über 
das deutsche Bildungs- und Sozialsystem und über den 
hiesigen Arbeitsmarkt die Zugänge zu der passgenauen 
Beratung und Unterstützung. Andererseits haben noch 
nicht alle Ämter und Behörden niedrigschwellige Zugän-
ge oder Formen aktiver Ansprache geschaffen, die die 
Neuzugewanderten zielgenau erreichen. Die Potenziale 
der zugewanderten Menschen werden so häufig nicht er-
kannt und können deshalb nicht genutzt werden. Das ist 
für die Zugewanderten ebenso wie für die Beratenden in 
der kommunalen Migrationsinfrastruktur eine schwieri-
ge Situation.

Eine frühzeitige und an den Bedürfnissen der Zugewan-
derten ausgerichtete Beratungs- und Unterstützungs-
struktur in den Kommunen ist ein Garant für die Integ-
ration der Menschen mit Migrationshintergrund. Dazu 
ist auch eine intensive und nachhaltige Zusammenarbeit 
zwischen den kommunalen Einrichtungen über Rechts-
kreise (SGB  II, SGB  III, SGB  VIII, Aufenthaltsgesetz) hi-
naus notwendig.“129 Die folgende Übersicht macht den 
potenziellen, komplexen Unterstützungsbedarf der Ziel-
gruppen deutlich:

127	 Vgl. DGCC 2015, S. 11.
128	 Vgl. Ehlers, C. & Lehmann, D. 2019: Implementierung und Entwick-

lung von Case Management – Praktische Tipps zur Umsetzung von 
Case Management in Humandiensten, S. 6ff.

129	 MKFFI 2016.
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Abb. 2: eigene Darstellung

Bei dem hier aufgezeigten Unterstützungsbedarf muss 
sich vergegenwärtigt werden, dass in den meisten Fäl-
len zumindest in der ersten Zeit nach der Einwanderung 
sprachliche Barrieren überbrückt werden müssen. Darin 
liegt eine der Herausforderungen für die Kommunikati-
on im Case Management. Dieser Umstand erfordert eine 
besondere bzw. zusätzliche Kompetenz der Mitarbeiten-
de. Sie müssen Methoden kennen, wie Kommunikation 
in Leichter Sprache, gegebenenfalls unter Zuhilfenahme 
von vereinfachenden Bildern und Symbolen, ermöglicht 
werden kann. Außerdem müssen sie bereit sein, mit drit-
ten Personen wie Dolmetscherinnen und Dolmetschern 
und Sprachmittlerinnen und Sprachmittlern zusammen 
zu arbeiten.

Als weitere besondere Herausforderung ist die gesund-
heitliche Komponente hervorzuheben, da einige einge-
wanderte Menschen mit Fluchterfahrungen unter post-
traumatischen Belastungssituationen und weiteren 
psychischen Erkrankungen oder Beeinträchtigungen lei-
den und der Zugang zu therapeutischer Unterstützung 
wegen fehlender Angebote und nicht zuletzt auch wegen 
sprachlicher Barrieren erschwert ist.

Als Drittes ist mit Verweis auf den Titel dieses Kapitels 
auf die im engeren Sinne unterschiedlichen Zielgruppen 
(Mehrzahl) hinzuweisen, die sich aus dem unterschied-
lichen Aufenthaltsstatus ergeben und mit denen unter-
schiedliche Zugänge bzw. Barrieren zu Leistungen sowie 
zur Integration in den Arbeitsmarkt verbunden sind.

Aufgrund des Fokus auf die Zielgruppe der eingewan-
derten Menschen wurde zusätzlich Diversity als Quer-
schnittsthema mit dem Schwerpunkt Interkulturalität 
in die Konzeption der Weiterbildungen aufgenommen. 
Spezifisches Fachwissen zum Thema Interkulturalität 
trägt in erster Linie dazu bei, sich im Kontakt mit ein-
gewanderten Menschen zu professionalisieren, sich 
seiner eigenen Vorurteile, Denk- und Reaktionsmus-
ter bewusst zu sein und somit Stigmatisierungen und 

Verallgemeinerungen, auch in der institutionsübergrei-
fenden Zusammenarbeit, vorzubeugen. Dabei gilt der 
Grundsatz: „Jeder Mensch ist ein Individuum mit vielen 
Facetten.“ Die erlebte Migration, die nationale und kultu-
relle Herkunft sind Teile davon.

Die Weiterbildungen sollen dazu beitragen, dass die Kli-
entinnen und Klienten im kommunalen Einwanderungs-
management ganzheitlich wahrgenommen und begleitet 
werden. Zudem sollen die Teilnehmenden sensibilisiert 
werden, Bedarfe hinsichtlich interkultureller Öffnungs-
prozesse in den Kommunen zu erkennen und anzuregen. 
Zugrunde gelegt wurden die sechs Grunddimensionen 
des Diversity-Modells:

Abb. 3: Gardenswartz und Rowe: The 4 Layers of Diversity130

8.4	� Rückschlüsse für die 
Weiterbildungen

In den Case Management-Weiterbildungen ist deutlich 
geworden, wie unterschiedlich die jeweiligen Ausgangs-
lagen, Rahmenbedingungen aber auch (ersten) Zielset-
zungen im Hinblick auf eine Implementierung von Case 
Management in den Kommunen sind. Dementspre-
chend befanden sich auch die Teilnehmenden vor Ort in 
sehr unterschiedlichen Rollen und Zuständigkeiten, be-
stimmt von den unterschiedlichen strukturellen Gege-
benheiten der jeweiligen Kommunen.

In den Weiterbildungen mussten daher der theoretische 
Ansatz des Handlungskonzepts Case Management und 

130	 Gardenswartz, L. & Rowe, A. 2016: Four Layers of Diversity. 
https://www.gardenswartzrowe.com/why-g-r 
(Abruf am 15. August 2019).
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die jeweiligen praktischen Umsetzungsmöglichkeiten 
vermittelt sowie die eigene Rolle von den Teilnehmen-
den erarbeitet und auf das eigene berufliche Tätigkeits-
feld in der Kommune transferiert werden. Dabei ist zu 
beachten, dass es unter keinen Umständen im jeweiligen 
alleinigen Ermessen der Teilnehmenden liegt, entspre-
chende Implementierungsprozesse selbstständig anzu-
stoßen und umzusetzen. Vielmehr ist dies eine Aufgabe 
der kommunalen Führungsspitze und setzt eine grund-
sätzliche Entscheidung der Leitungsebene inklusive al-
ler Konsequenzen voraus – während die Teilnehmenden 
für die Prozesse der Vorbereitung, Implementierung und 
Anwendung als Fachkräfte zur Verfügung stehen und 
diese begleiten.

Ein zentrales Ziel der Case Management-Weiterbil-
dungen für das Handlungsfeld „Kommunales Einwan-
derungsmanagement“ ist somit die Vermittlung von 
Wissen und Umsetzungskompetenzen für ein institu-
tions- und rechtskreisübergreifendes Kommunales Ein-
wanderungsmanagement. Ein weiteres zentrales Ziel 
dabei ist die konsequente Orientierung an den Bedar-
fen des Einzelfalls, auch und insbesondere im Sinne der 
ethischen Grundsätze der DGCC.131 Ausgehend davon ist 
unter Berücksichtigung der oben genannten ersten Er-
gebnisse aus dem Modellprogramm auch der jeweilige 
Transfer für die Weiterentwicklung bzw. den Aufbau von 
tragfähigen Netzwerkstrukturen auf der Systemebene 
in den Fokus zu nehmen.

Resultierend aus den vorangegangenen Ausführungen 
bleibt festzuhalten, dass neben der Vermittlung von 
Case Management parallel der Blick auf die Besonder-
heiten der Zielgruppe (mindestens bei Einreise mehr-
heitlich kulturelle und sprachliche Unterschiede und 
Barrieren) gerichtet werden sollte. Aufgrund der Neuar-
tigkeit des Ansatzes ist es im Rahmen der Weiterbildun-
gen wichtig (gewesen), einerseits einen „roten Faden“ 
bezüglich der zu vermittelten Inhalte zu wahren und an-
dererseits Spielraum für eine Öffnung hin zu den spezi-
fischen Fragen und Anliegen der Teilnehmenden in die-
sem Kontext zu geben.

Grundsätzlich wird daher auch in jedem einzelnen Modul 
darauf geachtet, dass der vermittelte theoretische In-
put kontinuierlich in Bezug auf die eigenen Handlungen 
und die eigene Berufspraxis transferiert und reflektiert 
wird. Der Fokus in jedem Modul liegt, neben dem Vermit-
teln von Fachwissen, einerseits auf der Selbstreflexion 
der Teilnehmenden sowie andererseits auf einem Theo-
rie-Praxis-Transfer. Daraus resultierende Fragen und Be-
darfe der Teilnehmenden werden aufgegriffen und pro-
zessorientiert bearbeitet.

Im gesamten Kursverlauf wird die Implementierung von 
Case Management mit den Teilnehmenden, ausgehend 

131	 DGCC 2013. https://www.dgcc.de/cm-ausbildung/standards/ 
weiterbildungs-standards/ (Abruf am 14.07.2019) und DGCC 2015, 
S. 37ff.

von Kleves Perspektive, auf ein dreidimensionales Case 
Management, d.h. Case Management als Haltung, Me-
thode und Verfahren,132 reflektiert. Dabei wird immer 
wieder die jeweils vermittelte Theorie von der Frage be-
gleitet, wie und in welcher Form dies in der jeweiligen 
Berufspraxis umgesetzt werden kann. Methodisch er-
folgt dies zum Teil im Plenum, zum Teil in Gruppen-
übungen mit anschließender Vorstellung und Diskussi-
on im Plenum, begleitet und moderiert durch die Case 
Management-Ausbilderinnen und -Ausbildern. Aus die-
sem Grund wird zu Beginn eines jeden Moduls Wert da-
rauf gelegt, dass die Teilnehmenden ausführlich berich-
ten können, ob und was sich nach dem letzten Modul im 
Hinblick auf die Anwendung und/ oder Implementierung 
(einzelner Elemente) in der jeweiligen Kommune ent-
wickelt hat. Darauf wird individuell im Plenum genauso 
eingegangen wie auf entstandene neue Fragen oder Er-
kenntnisse. Dies zielt darauf ab, die Reflexion und den 
Transfer in die jeweilige Berufspraxis der Teilnehmenden 
zu fördern.

Zudem wird Wert darauf gelegt, kontinuierlich systemi-
sche Haltungen und Fragestellungen bzw. Beratungs-
techniken zu vermitteln, mit dem Ziel, dass die Teil-
nehmenden auch dadurch angeregt werden, bisherige 
Denk- und Verhaltensmuster infrage zu stellen, sich über 
Konstruktionen und Konstruktionsmechanismen133 be-
wusst zu werden, diese Erkenntnisse und Kompetenzen 
in der Berufspraxis einzubringen und auf diese Weise 
den Systemen der Klientinnen und Klienten mit der ge-
botenen Offenheit zu begegnen und sich auf deren Weg 
einlassen zu können.

Jedes Modul umfasste 16 Unterrichtseinheiten verteilt 
auf zwei Tage. Sechs Module umfassten die sogenann-
ten Basiskurse und drei Module umfassten die Aufbau-
kurse. Es fanden mehrere Basis- und Aufbaukurse durch 
verschiedene Ausbilderinnen und Ausbilder und Traine-
rinnen und Trainer parallel statt, wobei auf einen ein-
heitlichen inhaltlichen Rahmen besonderes Augenmerk 
gelegt wurde. Bedingt durch den Projektkontext er-
folgten die Anmeldungen zu den Basis- und Aufbaukur-
sen gesondert, wodurch sich in den Aufbaumodulen die 
Gruppen neu zusammensetzten. Daher wurde jeweils 
im ersten Modul der Aufbaukurse Wert auf Gruppenfin-
dungsprozesse gelegt, um eine offene Atmosphäre für 
den Kursverlauf zu schaffen. Um die Weiterbildung fach-
lich abzurunden, wurde zudem Supervision angeboten. 
Ferner wurden selbstorganisierte Arbeitsgruppen einge-
richtet, beides analog zu den Empfehlungen und Weiter-
bildungsrichtlinien der DGCC.

132	 Vgl. Kleve, H. 2009. Dreidimensionales Case Management: Verfah-
ren, Methode, Haltung. Eine systemische Perspektive. In: Sozialma-
gazin, 7/8, 58–73.

133	 Vgl. Klassen 2017. Case Management mit System – Neue Impulse 
für eine systemtheoretische Praxis sowie Kleve, H., Haye, B., 
Hampe-Grosser, A. & Müller, M. 2006. Systemisches Case Manage-
ment – Falleinschätzung und Hilfeplanung in der Sozialen Arbeit.
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8.5	� Empfehlungen zu Lehrformen 
und Medien

Aufgrund der beschriebenen komplexen Ausgangslage 
in den Kommunen und der Besonderheiten der Zielgrup-
pe wurde bereits im Ausgangskonzept angelegt, dass die 
Weiterbildungskurse durchgängig im Tandem unterrich-
tet wurden, und zwar jeweils durch gemäß der DGCC zer-
tifizierte Case Management-Ausbilderinnen und

-Ausbilder sowie durch Lehrtrainerinnen und -trainer für 
interkulturelle Kompetenz und interkulturelle Öffnung. 
Gemeinsamkeiten lagen hierbei in der Vermittlung ei-
ner entsprechenden Haltung für die tägliche (kultur- und 
diskriminierungssensible) Arbeit mit der Zielgruppe und 
gleichermaßen für die Tätigkeit im Case Management.

Aufgrund des Modellcharakters des Landesprogramms 
und der damit verbundenen Zielen wurden die Teilneh-
menden im Rahmen der Weiterbildungen befähigt, kul-
tur- und diskriminierungssensibel und mit dem vermit-
telten Handlungskonzept Case Management erste bzw. 
weitere Impulse zur Entwicklung eines Einwanderungs-
managements in den jeweiligen Kommunen zu geben. 
Dafür erfolgte in allen Modulen auch eine konsequente 
Orientierung an den jeweiligen kommunalen Ausgangsla-
gen der Teilnehmenden. Dies bedeutete konkret, dass zu 
Anfang eines jeden Moduls ausreichend Zeit eingeräumt 
wurde, in der die Teilnehmenden von ihrer aktuellen Situ-
ation sowie von bereits erfolgten Umsetzungsergebnis-
sen, Veränderungen und kontextbezogenen Ereignissen 
in der Kommune berichteten. Auf diese Weise konnten 
zum einen die zu vermittelnden Inhalte immer sehr pass-
genau dem Erfahrungsstand der Teilnehmenden ange-
passt gegeben werden. Zum anderen erfolgte ein sehr 
wichtiger Austausch unter den Teilnehmenden, von dem 
sie durch Anregungen und Rückmeldungen sehr profitie-
ren konnten. Dieser Austausch zum Transfer in die Pra-
xis konnte in den selbstorganisierten Arbeitsgruppen er-
gänzt und intensiviert werden.

Insgesamt wurde Wert darauf gelegt, mit vielfältigen 
Methoden zu unterrichten, um damit die Teilnehmen-
den auf unterschiedlichen Ebenen anzusprechen und 
anzuregen. Theoretische Inhalte wurden anhand von 
Flip Chart-Visualisierungen, kurzen PowerPoint-Vor-
trägen sowie Handouts inklusive einzelner Artikel ver-
mittelt und gemeinsam im Plenum erarbeitet. Auch bei 
der theoretischen Vermittlung wurde Wert auf einen di-
alogischen Prozess gelegt, in dem Fragen direkt aufge-
griffen, geklärt oder auch diskutiert werden konnten. 
Durch die themenbezogene Diskussion und Reflexion 
im Plenum erfolgten jeweils der Transfer und die Aus-
einandersetzung mit einer möglichen Umsetzung oder 
Weiterentwicklung von Case Management auf der kom-
munalen Ebene (System-/Organisationsebene). Darü-
ber hinaus erfolgten vertiefende Transfers im Rahmen 

von angeleiteten Einzel- und Gruppenarbeiten, die dann 
jeweils wiederum im Plenum ausgewertet wurden.

Unter anderem wurden zu den jeweiligen Case Manage-
ment-Phasen verschiedene Methoden und Instrumente 
vorgestellt und erprobt. Hierbei wurde auf den sogenann-
ten Instrumentenkoffer aus dem stärkenorientierten 
Case Management134 Bezug genommen, weitere Anre-
gungen kamen aus den Veröffentlichungen von

Kollak/Schmidt135 sowie Kleve.136 Aufgrund des stark 
dialogischen Ansatzes wurde immer wieder herausgear-
beitet, wie etwas in der eigenen Berufspraxis bzw. allge-
mein im kommunalen Einwanderungsmanagement zur 
Anwendung kommen kann bzw. sollte. Eine Erkenntnis 
bzw. ein einheitlicher Tenor im Kursverlauf war zum Bei-
spiel mit Bezugnahme auf die grundsätzliche Haltung im 
Case Management, dass Formulierungen „Entwicklungs-
plan“ oder „Unterstützungsplan“ passender sind als die 
bislang üblicherweise in der Fachliteratur verwendeten 
Bezeichnungen „Hilfeplan“, „Serviceplan“ oder „Versor-
gungsplan“. Aus Sicht der Teilnehmenden sowie der Ver-
fasserin wird mit diesen beiden neuen Formulierungen 
der Aspekt der Hilfe zur Selbsthilfe und des Empower-
ment-Ansatzes stärker deutlich und betont die Notwen-
digkeit von Mitwirkung im Case Management-Prozess.

Weiterhin wurde analog dazu auch deutlich, dass fall-
bezogene Besprechungen nicht als „Hilfeplankonferen-
zen“ oder „Fallkonferenzen“, sondern besser als „Ent-
wicklungskonferenzen“ bezeichnet werden sollten. An 
unterschiedlichen Stellen wurden Entwicklungskonfe-
renzen mit Beteiligung der Systeme der Klientinnen und 
Klienten thematisiert und erprobt. Für die Mehrzahl der 
Teilnehmenden war die Beteiligung der Klientinnen und 
Klienten neu. Resultierend aus dieser grundsätzlichen 
Arbeitsweise und Unterrichtsmethodik entwickelten die 
Teilnehmenden einerseits ihre eigenen Kompetenzen im 
Hinblick auf Case Management und interkulturelle Öff-
nung weiter. Andererseits wurde dadurch kontinuierlich 
die Implementierung beider Ansätze auf Systemebene 
(Organisationsebene und institutionelle Netzwerkebe-
ne) mitbedacht und fokussiert.

134	 Vgl. Ehlers, C., Müller, M. & Schuster, F. 2017. Stärkenorientiertes 
Case Management.

135	 Vgl. Kollak & Schmidt 2019.
136	 Kleve, H. 2005. Systemisches Case Management – Falleinschätzung 

und Hilfeplanung in der Sozialen Arbeit. Übersichten und Arbeits-
blätter. https://docplayer.org/5651412-Systemisches-case-ma-
nagement-falleinschaetzung-und-hilfeplanung- in-der-sozialen-ar-
beit.html (Abruf am 06.07.2019).
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8.6	� Modulbeschreibungen für 
die Basiskurse

8.6.1	 �Modul 1/Basiskurs:

Einführung in das Case Management und in den Kon-
text Migration sowie Einstieg in die Fallbearbeitung 
bzw. 1.  Phase des Case Management-Regelkreises: 
Intake

Modulbeschreibung:
Das Modul liefert den Einstieg in das Handlungskon-
zept Case Management137 im Kontext des kommunalen 
Einwanderungsmanagements. Es beinhaltet: eine Ein-
führung in die Grundlagen des Case Managements und 
dessen geschichtlichen Ursprung, die Leitprinzipien in-
klusive der unterschiedlichen Funktionen und Rollen im 
Case Management, die Anwendungsbereiche von Case 
Management sowie das Phasenmodell auf Einzelfallebe-
ne. Weiterhin erfolgt eine Einführung in den Themenkom-
plex Migration, diesbezügliche Schnittstellenproblema-
tiken auf Seiten der unterschiedlichen Leistungssysteme 
sowie die Zugänge hierzu, Diversity Management inklu-
sive diversitätssensibler Perspektive und interkulturelle 
Öffnungsprozesse (IKÖ). Dabei werden die Besonderhei-
ten des kommunalen Einwanderungsmanagements und 
die damit verbundene rechtskreisübergreifende Zusam-
menarbeit herausgearbeitet, damit die Teilnehmenden 
im nächsten Schritt Case Management als Handlungs-
konzept sowie interkulturelle Öffnung als Selbstreflexion 
und Zugangsweg zur Klientel in diesem Kontext einord-
nen können. Hierbei werden auch die Gemeinsamkeiten 
bezüglich der Haltung im Case Management und der in-
terkulturellen Öffnung im Hinblick auf die Gestaltung 
der Arbeit mit eingewanderten Menschen auf kommuna-
ler und behördlicher Ebene deutlich gemacht. Neben ei-
ner allgemeinen Vermittlung dieser Themen werden die 
Teilnehmenden auch angeregt, die eigene Kultur- und 
Milieuzugehörigkeit zu reflektieren. Mit Methoden aus 
dem Erfahrungsorientierten Lernen erfahren die Teil-
nehmenden den Begriff „Kultur“ als soziales Konstrukt 
und damit als dynamisch und veränderbar. Sie reflek-
tieren ihre eigenen Bewertungsmuster und erleben, wie 
wichtig der Perspektivwechsel zur Erweiterung der eige-
nen Sichtweisen ist. Die Teilnehmenden sollen sensibili-
siert werden, dass Kultur auch von Erfahrungen geprägt 
ist und dass es sich letztlich insbesondere um ein Gefühl 
von Zugehörigkeit handelt, anstatt dass Kultur objektiv 
messbar oder bestimmbar ist. Nach dieser eher grund-
sätzlichen Einführung und Auseinandersetzung erfolgt 
am zweiten Tag die konkrete Auseinandersetzung mit 
Case Management auf der Einzelfallebene, beginnend 
bei der ersten Phase des Case Management-Regelkrei-
ses, dem Intake bzw. der sogenannten Klärungsphase. 
In diesem Kontext werden die Schaffung einer Arbeits-
beziehung mit den jeweiligen Klientinnen und Klienten 

137	 Vgl. DGCC-Rahmenempfehlungen 2008.

und das Rollenverständnis im Case Management the-
matisiert. Dies geschieht mit dem Fokus auf die Beson-
derheiten und die Bedingungen der Zielgruppe. Insbe-
sondere sind die sprachlichen Barrieren und fehlenden 
Kenntnisse behördlicher Handlungslogiken und Um-
gangsformen zu berücksichtigen. Ebenso die Einschrän-
kungen, die sich durch behördliche Vorgaben bei der Zu-
weisung von Unterkunft und Wohnraum oder, je nach 
Aufenthaltsstatus, der fehlenden Erlaubnis zur Aufnah-
me einer Beschäftigung ergeben. In diesem Zusammen-
hang wird auch erstmalig thematisiert und reflektiert, 
welche Kriterien für den Zugang zum Case Management 
grundsätzlich und in Bezug auf die Vorgaben der eige-
nen Kommune erfüllt sein sollten, und wie mit den Fällen 
umgegangen werden sollte, die nicht ins Case Manage-
ment passen (z.B. Unterscheidung zwischen Informa-
tions-, Beratungs- und Case Management-Bedarf138). 
Wichtig sind in diesem ersten Modul Prozesse der Grup-
penfindung, sodass eine konstruktive und offene Atmo-
sphäre für die weitere Zusammenarbeit geschaffen wird. 
Zum Kennenlernen gehört auch der persönliche Bezug 
zum Thema Migration sowie die aktuell wahrgenomme-
ne Ausgangslage in der jeweiligen Kommune.

Moduleinheiten:
	� Kennenlernen der Teilnehmenden mit dem Fokus 

auf ihre Ressourcen und Potenziale, den eigenen 
Migrationshintergrund sowie das individuelle Ar-
beitsfeld und die Arbeitsaufträge im kommunalen 
Einwanderungsmanagement

	� Kennenlernen der Besonderheiten des kommunalen 
Einwanderungsmanagements und diesbezügliche 
Herausforderungen

	� Abfrage von Zielen und Erwartungen an die Weiter-
bildung, um auf Bedarfe und kommunale Herausfor-
derungen der Teilnehmenden in den jeweiligen Kur-
sen einzugehen

	� gemeinsame Erarbeitung von Gruppenregeln bzw. 
Regeln für die Zusammenarbeit im Rahmen der 
Weiterbildung

	� Geschichte, Definition und Klärung zentraler Begrif-
fe des Case Managements

	� Einführung in die Grundlagen des Handlungskon-
zepts Case Management (Ursprünge, Konzepte, An-
sätze, Haltung, Leitprinzipien)

	� Funktionen und Rollen im Case Management

	� Anfänge und Definitionen interkultureller Öffnung

138	 Reis (2018d): Organisationsübergreifende Gestaltung von 
Dienstleistungen für Zugewanderte. Für das Projekt zur Verfügung 
gestellte Veröffentlichung, S. 1–2.
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	� Einführung bezüglich Diversity-Management, diver-
sitätssensibler Perspektiven und Einordnung der in-
terkulturellen Öffnung

	� Auseinandersetzung mit der eigenen Herkunft und 
kulturellen Prägung

	� Sensibilisierung für die Zielgruppe der eingewander-
ten Menschen

	� Theoretische Einführung ins Intake  – Inhalte, Kri-
terien, Gesprächseinstieg und Schaffung einer Ar-
beitsbeziehung allgemein und im Hinblick auf die 
Zielgruppe

Kompetenzen:
Die Teilnehmenden entwickeln Vertrauen in die Grup-
pe, gehen reflektiert mit ihrer eigenen Migrationsbio-
grafie um und haben ein erweitertes Verständnis für 
den Lebenskontext ihrer Klientel. Sie können ihre Rol-
le im Einwanderungsmanagement ihrer Kommune ein-
ordnen. Sie haben außerdem ihre eigenen Ziele für die 
Weiterbildung bezogen auf ihre Berufspraxis reflektiert 
und benannt. Die Teilnehmenden haben die Grundidee, 
den Ansatz und die Geschichte des Handlungskonzepts 
Case Management verstanden. Sie können dies zum ei-
nen mit der interkulturellen Öffnung verbinden und zum 
anderen mit der heutigen Ausgangslage in den Kom-
munen bzw. ihrer Berufspraxis vergleichen (Stichpunkt 
„Schnittstellen“).

Case Management wird als ein zentral wichtiges Element 
kommunalen Einwanderungsmanagements verstanden. 
Die Teilnehmenden kennen weitere Anwendungsgebie-
te von Case Management und die Grundlagen von Case 
Management, insbesondere das Phasenmodell bzw. den 
Regelkreis sowie Aufnahmekriterien für das Case Ma-
nagement und einzelne Prozessschritte im Rahmen des 
Intakes. Sie sind informiert über rechtliche und politi-
sche Rahmenbedingungen von Case Management im 
Allgemeinen sowie im Kontext von kommunalem Ein-
wanderungsmanagement. Sie haben die Rollen und 
Funktionen als Case Manager verstanden und sich damit 
auseinandergesetzt, wie ein Arbeitsbündnis geschaffen 
wird. Sie begreifen Selbstreflexion als wichtiges Element 
ihrer Arbeit im Case Management. Sie können die ver-
mittelten Inhalte auf ihr Handlungsfeld beziehen.

Die Teilnehmenden haben ein erstes Verständnis zum 
Zusammenhang zwischen Fall-, Systemebene (Or-
ganisationsebene) und institutioneller Netzwerkebe-
ne entwickelt  – auch unter allgemeiner Berücksichti-
gung der Anforderungen von interkultureller Öffnung als 
Querschnittsthema.

Lernergebnisse:

Wissen
Die Teilnehmenden

	� kennen Case Management als Handlungskonzept 
mit vielfältigen Einsatzfeldern

	� stellen einen Bezug zwischen der Geschichte und 
den Definitionen von Case Management und der ak-
tuellen Situation im Leistungssystem des deutschen 
Sozialstaats her

	� ordnen Zahlen, Daten und Fakten zu den Themen 
Migration und gesellschaftlicher Wandel in ihren be-
ruflichen Kontext ein

	� erläutern den Begriff interkulturelle Öffnung sowie 
seine Bedeutung und Entwicklung und reflektieren 
dies in Bezug auf ihre jeweilige Kommune

	� haben sich erstmalig mit diversitätssensib-
len Perspektiven im Hinblick auf ihre Zielgruppe 
auseinandergesetzt

	� reflektieren ihre eigene kulturelle Prägung und ihr ei-
genes Kultur- und Werteverständnis

	� kennen Besonderheiten des Einwanderungsma-
nagements, z.B. in Form der unterschiedlichen 
Rechtsgebiete und damit verbundene Herausforde-
rungen in der fallbezogenen Zusammenarbeit

	� beschreiben die Kriterien und Prozessschritte für 
die Aufnahme von Personen ins Case Management 
(Intake) inklusive der Grundlagen zur Schaffung ei-
ner Arbeitsbeziehung und transferieren dieses Wis-
sen auf die aktuelle eigene Berufspraxis

Können
Die Teilnehmenden

	� können für das Case Management infrage kommen-
de Fälle von Fällen unterscheiden, die eine andere 
Behandlung benötigen (z.B. Informationsgabe oder 
Beratung)

	� können in verständlicher Weise ihrer Klientel vermit-
teln, was Case Management ist bzw. wie dies in ihrer 
Kommune jeweils zur Anwendung kommen könnte 
(Auftrags- und Erwartungsklärung, Schaffung einer 
Arbeitsbeziehung)

	� sind in der Lage, ihre Vorgehensweise zur Schaf-
fung einer Arbeitsbeziehung kultur- und diskriminie-
rungssensibler zu gestalten
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	� setzen sich in der Gruppe mit eigenen Diskriminie-
rungserfahrungen auseinander

	� kommunizieren Unterschiede zwischen persönli-
chem Erleben und eigenen Werten und Haltungen 
sowie denen, die fremd und unbekannt sind

	� nehmen in der Gruppe vielfältige Sichtweisen ein 
und regen sich untereinander zu neuen Perspekti-
ven an

	� können erste Veränderungsnotwendigkeiten in ihrer 
Kommune, ihrer Abteilung etc. bezüglich der Anwen-
dung von Case Management (Zielgruppe) und inter-
kultureller Öffnung erkennen und gegebenenfalls 
bereits anregen

	� können Rollen und Aufträge von Case Management 
in unterschiedlichen Fallkonstellationen analysieren 
und beschreiben sowie ihre eigene Rolle in der Be-
rufspraxis reflektieren

Einstellungen
Die Teilnehmenden

	� verfügen über eine Haltung, die dem grundsätzli-
chen Verständnis von Case Management gemäß 
der DGCC entspricht (und somit auch grundsätzlich 
über Neugier und Offenheit in Bezug auf ihre Klien-
tel, unabhängig vom kulturellen Hintergrund)

	� haben eine kultursensiblere Haltung gewonnen

	� verfügen über ein Grundverständnis in Bezug auf 
Stigmatisierung und Ausgrenzungsmechanismen 
ausgehend von Personen, Gruppen oder strukturel-
len bzw. gesellschaftlichen Rahmenbedingungen

	� sind interessiert an den über ihren Aufgabenbereich 
hinausgehenden Zuständigkeiten, Aufgaben und 
Abläufen anderer Behörden und unterstützenden 
Einrichtungen

8.6.2	 �Modul 2/Basiskurs:

Vom Intake zum Assessment (bzw. von der Klärungs-
phase zur Falleinschätzung)

Modulbeschreibung:
Das Modul knüpft an das Thema aus dem ersten Mo-
dul, dem Intake, an und vertieft es durch einen reflexi-
ven Transfer in die eigene Berufspraxis. Dann wird zur 
zweiten Phase, dem Assessment (der Falleinschät-
zung), übergegangen. Dabei werden in diesem Modul 
verschiedene Instrumente des Intakes sowie, nach ei-
ner vorherigen theoretischen Einführung, des Assess-
ments vorgestellt, erprobt und mit Fokus auf die Anwen-
dung in der jeweiligen Abteilung und/oder Kommune 

reflektiert. Auch hier profitieren die Teilnehmenden zum 
einen durch die Anregungen der Trainerinnen und Trai-
ner und zum anderen durch den Austausch unter den 
Teilnehmenden. Ausgehend von einer im ersten Schritt 
allgemeinen Vermittlung dieser Phasen erfolgt in einem 
zweiten Schritt die Fokussierung auf die Besonderheiten 
der Zielgruppe im Beratungskontext (Verständigung/
Sprache, unterschiedliche Kulturen und Lebenskonzep-
te, Belastungen durch Migrations-/ Fluchtverläufe). Der 
Umgang mit Konflikten in der Beratung allgemein und 
speziell im Kontext von kulturellen Unterschieden wird 
ebenfalls thematisiert.

Moduleinheiten:
	� Vorstellung, Erprobung und Diskussion diverser Ins-

trumente zur Phase „Intake“ (Information zum Case 
Management, Checkliste zur Zugangsklärung zum 
Case Management, Vereinbarung/Kontrakt zur Zu-
sammenarbeit, Regelungen zum Datenschutz und 
zur Schweigepflicht bzw. Einbindung weiterer betei-
ligter Personen, Leistungsanbieter, Behörden)139

	� Vertiefung der Arbeitsbeziehung mit der Zielgruppe 
aus der Perspektive des Case Managements und der 
interkulturellen Öffnung

	� Input bezüglich des Kulturbegriffs und unterschied-
licher Kulturdimensionen mit dem Ziel weiterer in-
terkultureller Sensibilisierung, auch mittels Übun-
gen zum Erleben von kulturellen Unterschieden

	� Bedeutung des Erstgesprächs in interkulturellen Zu-
sammenhängen, Überwindung von Sprachbarrieren 
und Input zu gelingender Kommunikation allgemein 
und speziell in diesem Handlungsfeld (Sprach- und 
Kulturmittlerinnen und -mittler, Dolmetscherin-
nen und Dolmetscher, „schwedisches Modell“ der 
Sprachmittlung)

	� Allgemeine theoretische Einführung in die Phase 
„Assessment“  – Inhalte, Ablauf, Herausforderun-
gen  – sowie Herstellung eines Bezugsrahmens auf 
die Zielgruppe

	� Wissensvermittlung zu unterschiedlichen Kulturbe-
griffen und -dimensionen sowie Reflexion der eige-
nen Kultursensibilität im beruflichen Alltag

	� Vermittlung von ersten Methoden aus der systemi-
schen Beratung

	� Vorstellung, Erprobung und Diskussion diverser In-
strumente zur Phase „Assessment“140 (Problem-, 
Netzwerk-, Ressourcen-/Stärkenanalyse141, Hypo-
thesenbildung, Situationseinschätzung)

139	 Vgl. Schuster (2017). http://ccmib.de/wp-content/
uploads/2017/05/A0-uebersicht.pdf (Abruf am 20.07.2019).

140	 Vgl. Kleve 2005.
141	 Vgl. Ehlers, C., Müller, M. & Schuster, F. 2017.
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Kompetenzen:
Die Teilnehmenden haben ein erweitertes Verständnis 
zum Thema Kultur als dynamische und subjektive Grö-
ße und sind diesbezüglich sensibilisiert für ihr berufli-
ches Handeln. Insbesondere Stereotypenbildungen sind 
ihnen bekannt und sie verfügen über Möglichkeiten, ih-
nen zu begegnen. Sie verfügen in Bezug auf Case Ma-
nagement über theoretische Kenntnisse und haben 
praktische Erkenntnisse zu den Phasen Intake und As-
sessment gewonnen. Die Teilnehmenden wissen um 
diesbezügliche unterschiedliche Instrumente, Vorge-
hensweisen und Anwendungsmöglichkeiten. Sie haben 
ein geschärftes Bild für die Zielgruppe bzw. ihre Kernkli-
entel und sind in der Lage, ihr Vorgehen darauf individu-
ell, kultur- und diskriminierungssensibel reflektiert ab-
zustimmen. Die Teilnehmenden entwickeln erste Ideen, 
welche Voraussetzungen für die Anwendung von Case 
Management in der Abteilung und/oder der Kommune 
geschaffen werden müssen. Sie können für ihre Abtei-
lung oder Kommune zur Umsetzung von Case Manage-
ment in Bezug auf die beiden hier thematisierten Phasen 
des Case Management-Regelkreises Anregungen geben. 
Ferner sind sie in der Lage, Stereotypen antidiskriminie-
rend zu begegnen.

Lernergebnisse:

Wissen
Die Teilnehmenden

	� verfügen über fundierte Kenntnisse zum Intake und 
Assessment in unterschiedlichen Arbeitsfeldern

	� kennen unterschiedliche, generalistische Instru-
mente des Intakes und des Assessments

	� können unterschiedliche Kulturbegriffe und Dimen-
sionen erläutern

Können
Die Teilnehmenden

	� erproben unterschiedliche Instrumente und ent-
wickeln Ideen zur Anpassung dieser für die eige-
ne Berufspraxis in unterschiedlichen kommunalen 
Zusammenhängen

	� sind in der Lage, unterschiedliche Instrumente fall-
bezogen und somit individuell auszuwählen, anzu-
wenden sowie diese für ihre Klientel anzupassen

	� sind sensibilisiert für den Umgang mit Daten und In-
formationen der Klientinnen und Klienten und wis-
sen um die Herausforderung von Datenschutz und 
Schweigepflicht im Hinblick auf den weiteren Pro-
zess (Aufbau eines fallbezogenen Netzwerks zur 
Überwindung von Problemlagen)

	� sind sensibilisiert für kulturelle Unterschiede und 
den Umgang mit diesen in der täglichen Arbeit (aus-
gehend vom Fokus Intake und Assessment)

	� erkennen frühzeitig Diskriminierungen

	� verfügen über systemische Kommunikations- und 
Beratungskompetenzen im Sinne eines Handlungs-
repertoires speziell im Hinblick auf einen vertrau-
ensbildenden Umgang mit der Zielgruppe

Einstellungen
Die Teilnehmenden

	� lassen sich mit einer offenen und neugierigen Hal-
tung im Sinne einer „Kompetenzlosigkeitskompe-
tenz“142 ihrer Klientel und den jeweiligen Fallkonstel-
lationen gegenüber ein

	� handeln mit einer ressourcenorientierten Perspek-
tive, was auch bedeutet, Hilfe zur Selbsthilfe anzu-
regen sowie sich in der eigenen Rolle (als Case Ma-
nagement) bei Bedarf abgrenzen zu können

	� begegnen Stigmatisierungen und Stereotypen früh-
zeitig antidiskriminierend

8.6.3	 �Modul 3/Basiskurs:

Vom Assessment zum Planning bzw. von der Fallein-
schätzung zur Zielaushandlung und Serviceplanung

Modulbeschreibung:
Das Modul behandelt den Übergang vom Assessment 
zum Planning. Es wird in diesem Modul besonders deut-
lich, wie jede einzelne Phase des Case Management-Re-
gelkreises aufeinander aufbaut und die Qualität jeder 
einzelnen Phase insgesamt zu einem gelingenden Case 
Management- Prozess beiträgt. Je besser in den einzel-
nen Phasen gearbeitet wird, desto höher ist die Wahr-
scheinlichkeit für ein erfolgreiches Case Management. 
Im Kontext dieses Moduls wird dies insbesondere mit 
Fokus auf die Aushandlung von Zielen und tragfähigen 
Unterstützungsplänen verdeutlicht: Wenn es im Intake 
gelungen ist, ein gutes Arbeitsbündnis herzustellen, ist 
ein tragfähiges Assessment möglich (durch Offenheit 
und Vertrauen) und im nächsten Schritt besteht sodann 
eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass „passende“ Ziele er-
arbeitet werden, an deren Erreichung mit möglichst we-
nigen Störungen im Prozess gut gearbeitet werden kann. 
Auch in diesem Modul wird das Thema Erwartungs- und 
Auftragsklärung nochmals aufgegriffen und, ausgehend 
von den unterschiedlichen Begrifflichkeiten in der Fach-
literatur zum Ergebnis dieser Phase – Versorgungsplan, 

142	 Vgl. Mecheril, P. 2008. „Kompetenzlosigkeitskompetenz“. Päd-
agogisches Handeln unter Einwanderungsbedingungen. In G. 
Auernheimer (Hrsg.). Interkulturelle Kompetenz und pädagogische 
Professionalität, S. 15–34.
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Zielplan, Hilfeplan, Unterstützungsplan, Entwicklungs-
plan –, diskutiert.

Ferner wird in diesem Modul im Kontext von Zielaus-
handlung und Zielkonflikten nochmals der Bezug zu den 
im ersten Modul allgemein vermittelten Rollen der Case 
Manager verdeutlicht und herausgearbeitet, sodass in 
dieser dritten Phase insbesondere die Rollen des Ga-
tekeepers und Brokers, aber auch des Advocacy deut-
lich zum Tragen kommen. Hervorzuheben ist, dass hier 
die Herausforderung bzw. der Entwicklungsbedarf an 
ein rechtskreisübergreifendes kommunales Einwan-
derungsmanagement besonders deutlich wird, da auf-
grund der komplexen Bedarfslagen in der Regel Hilfen 
und Leistungen unterschiedlicher Behörden und Stellen 
benötigt werden und diese adäquat und kundenorien-
tiert zusammenarbeiten sollten, um ein bestmögliches 
Ergebnis im Einzelfall zu erzielen. In diesem Kontext wer-
den auch ethische Aspekte wie Verteilungsgerechtigkeit 
und Umgang mit Verantwortung und Macht thematisiert.

Als dritten wichtigen Punkt für dieses Modul muss er-
wähnt werden, dass hier kulturelle Unterschiede vor 
dem Hintergrund der Haltung und Rolle des Case Ma-
nagement im Prozess der Zielaushandlung mit einer ein-
zelnen Person oder einem Familiensystem behandelt 
werden müssen. Es können unterschiedliche Erwartun-
gen und kulturelle Hintergründe bei der Einzelperson, 
dem Familiensystem und den einzelnen Leistungssyste-
men und Behörden und zudem nicht selten zusätzliche 
sprachliche Barrieren bestehen. Das Case Management 
nimmt hierbei eine vermittelnde und auch steuern-
de Rolle zwischen den unterschiedlichen Systemen ein 
und muss dabei auch die eigenen Werte und Rolle reflek-
tiert haben, um die steuernde Rolle nicht in dem Sinne 
zu missbrauchen, dass Ziele „ausgehandelt“ werden, die 
nicht denen des Systems der Klientinnen und Klienten 
entsprechen.

Moduleinheiten:
	� Theoretischer Input zum Zusammenhang und Über-

gang vom Assessment zum Planning (Zielaushand-
lung, Zielformulierung und Hilfeplanung)

	� Vermittlung von systemischer Haltung und diesbe-
züglichen Beratungsgrundlagen mit Bezug auf den 
Kontext kommunalen Einwanderungsmanagements 
und interkultureller Öffnung, Verdeutlichung der Ge-
meinsamkeiten des systemischen Ansatzes, des 
Handlungskonzepts Case Management, der inter-
kulturellen Kompetenz sowie der Strategie zur inter-
kulturellen Öffnung

	� Wissensvermittlung zu kulturellen Unterschieden, 
unterschiedlichen Kulturbegriffen (statisch und dy-
namisch), Kulturdimensionen und interkultureller 
Kompetenz

	� Thematisierung von interkultureller Kommuni-
kation und dem Umgang mit Sprachmittlerin-
nen und Sprachmittler und Dolmetscherinnen und 
Dolmetscher

	� Reflexion der eigenen Rolle und Haltung im Prozess 
der Zielaushandlung und im Kontext unterschied-
licher persönlicher, struktureller und behördlicher 
Erwartungen

	� Vorstellung, Erprobung und Reflexion unterschiedli-
cher Instrumente und Vorgehensweisen in der Pha-
se Planning

	� Fallbezogene Hypothesenbildung (Darstellung von 
verschiedenen Formen in der Praxis: mit dem Sys-
tem der Klientinnen und Klienten, im Team im Sin-
ne einer kollegialen Fallberatung, mit weiteren 
Fallbeteiligten)

	� Ausgehend von den Erkenntnissen im Assessment 
wird nun erprobt und diskutiert, wie fallbezogen eine 
Zielaushandlung im Kontext unterschiedlicher In-
teressen (der einzelnen Personen des Systems der 
Klientinnen und Klienten, gesetzlicher und behörd-
licher Vorgaben und Interessen, weiterer Fallbetei-
ligter sowie der eigenen Person) erfolgen kann

	� Übertragung von Zielen in Ziel- bzw. Unter-
stützungspläne sowie fallbezogene Entwick-
lung von Unterstützungsplänen mit Blick auf die 
Notwendigkeit von rechtskreisübergreifendem 
Einwanderungsmanagement

	� Vorstellung und Erprobung von rechtskreisübergrei-
fenden Entwicklungskonferenzen mit Beteiligung 
(Vertreterinnen und Vertreter) der Systeme der Kli-
entinnen und Klienten und Reflexion des diesbezgl. 
Formats

Kompetenzen:
Die Teilnehmenden können auf unterschiedliche Instru-
mente und Vorgehensweisen in diesem Zusammenhang 
zurückgreifen. Sie haben sich damit auseinanderge-
setzt, welche Bedeutung Gesprächstechniken und eine 
gute Arbeitsbeziehung für den Case Management-Pro-
zess haben. Sie sind vertraut mit systemischen Grun-
dannahmen und können diese auf ihre Tätigkeit und 
Arbeitsweise beziehen. Die Teilnehmenden sind sensibi-
lisiert für unterschiedliche Wahrnehmungen und Sicht-
weisen und lassen dies in ihre berufliche Praxis mit ei-
ner offenen und unvoreingenommenen Haltung und der 
entsprechenden Kommunikation in der Fallbearbeitung 
einfließen. Die Teilnehmenden sind in der Lage, kom-
plexe Fallkonstellationen auf unterschiedlichen Zielebe-
nen zu strukturieren und zu visualisieren und dadurch 
besser bearbeitbar zu machen. Ausgehend von den im 
Assessment ermittelten Ressourcen können sie unter 
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Einbeziehung des Klientinnen und Klientensystems und 
weiterer Fallbeteiligter Ziele erarbeiten und Unterstüt-
zungs- bzw. Handlungspläne abstimmen.

Lernergebnisse:

Wissen
Die Teilnehmenden

	� kennen unterschiedliche Gesprächs- und Fragetech-
niken, auch speziell im Hinblick auf die Kommunika-
tion ohne gemeinsame Sprache

	� benennen systemische Grundprinzipien

	� beschreiben verschiedene Methoden und Case Ma-
nagement-Instrumente im Rahmen der Phasen As-
sessment und Planning und wenden diese an

	� wissen um das Spannungsfeld im Case Manage-
ment bezüglich widerstreitender Interessen und 
Dilemmata

Können
Die Teilnehmenden

	� sind in der Lage, fallbezogenen, d.h. „fallindividu-
ell“, geeignete Kommunikationsformen auszuwäh-
len und erfolgreich anzuwenden

	� reflektieren systemische Grundprinzipien und kön-
nen diese in ihre berufliche Praxis miteinbeziehen

	� haben ein Bewusstsein für Anpassungsbedarfe von 
vorgestellten bzw. bekannten Methoden und Instru-
menten für das Assessment und das Planning und 
verfügen über die Kompetenz, diese in Bezug auf 
das eigene Arbeitsfeld vorzunehmen und fallbezo-
gen anzupassen und anzuwenden

	� sind sensibilisiert für die unterschiedlichen Aus-
gangslagen der Zielgruppe und die sich daraus ab-
leitenden unterschiedlichen Voraussetzungen für 
die Zusammenarbeit im Rahmen von Case Manage-
ment, hier speziell für die Erarbeitung von Zielen und 
Perspektiven (Stichwort: Aufenthaltsstatus bzw. 
Bleibeperspektive und deren jeweilige Auswirkun-
gen auf den gegenwärtigen Handlungsrahmen)

	� haben ein Bewusstsein für Case Management im 
Spannungsfeld von widerstreitenden Interessen 
und Zielen des Klientinnen und Klientensystems ei-
nerseits und behördlichen bzw. kommunalen Erwar-
tungshaltungen und Zielvorstellungen andererseits

	� sind sensibel für Zugangs- und Teilhabebarrieren

	� erlangen weitere Handlungsoptionen, um Diskrimi-
nierung zu begegnen

	� verfügen über unterschiedliche Ideen zur Verbes-
serung der kommunalen Fallarbeit mit der Zielgrup-
pe durch Case Management-Elemente und können 
diesbezüglich konkrete Anregungen im Team, der 
Abteilung und/oder Kommune einbringen

Einstellungen
Die Teilnehmenden

	� sind in der Lage, eigene von kulturellen Normen- und 
Wertvorstellungen geleitete Ziele von den Zielen der 
Klientel zu unterscheiden

	� unterstützen die Klientel bei der Erreichung ihrer 
Ziele innerhalb der gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen und unter Berücksichtigung der Vorgaben des 
Arbeitgebers; bei Bedarf benennen sie der Klientel 
gegenüber transparent widerstreitende Aufträge, 
Verpflichtungen und/oder Erwartungen

	� begleiten mit Orientierung auf die Klientel und ver-
mitteln dabei wertschätzend und neutral zwischen 
unterschiedlichen Fallbeteiligten und Interessenla-
gen mit Fokus auf die Interessen der Klientel

8.6.4	 �Modul 4/Basiskurs:

Linking, Monitoring und Leistungssteuerung auf Fall- 
und Netzwerkebene

Modulbeschreibung:
Das Modul behandelt den Übergang von der Zielentwick-
lungs, -definitions und Hilfeplanung hin zum Linking, d.h. 
zur fallbezogenen Vernetzung, und im nächsten Schritt 
auch zum Monitoring, d.h. zur fallbezogenen Beobach-
tung. Dabei wird die Verknüpfung von Fall- und Syste-
mebene herausgearbeitet, in dem das eigene berufli-
che Netzwerk reflektiert wird. Im Rahmen dieses Moduls 
werden für die benannten Phasen entsprechende Me-
thoden und Instrumente vorgestellt und im Hinblick auf 
die Zielgruppe reflektiert. Im Rahmen der fallbezoge-
nen Vernetzung werden auch Prozesse der interkulturel-
len Öffnung innerhalb des eigenen Arbeitsumfeldes bzw. 
der Kommune analysiert und reflektiert.

Moduleinheiten:
	� Theoretische Einführung zum Linking mit Verdeutli-

chung der Verknüpfung von Fall- und Systemebene

	� Diesbezüglicher Transfer auf die eigene Praxis durch 
Reflexion des eigenen Netzwerks für die Fallarbeit 
sowie durch Übungen anhand von ausgewählten 
komplexen Fällen aus dem Kreis der Teilnehmenden
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	� Leistungsangebot und Leistungssteuerung im 
Case Management im Kontext kommunaler Struk-
turen, ergänzt um den Aspekt interkultureller 
Öffnungsstrategien

	� Vertiefende Vorstellung von Fall- bzw. Entwick-
lungskonferenzen (Anwendungsgebiete, Ziele, Vor-
gehensweise, Herausforderungen in der Moderati-
on, Dokumentation u.v.m.) sowie Erprobung dieser 
anhand von ausgewählten Fällen aus dem Kreis der 
Teilnehmenden mit anschließender Reflexion (eine 
Erkenntnis hier: statt „Fallkonferenzen“ oder „Hil-
feplankonferenzen“ ist die Bezeichnung „Entwick-
lungskonferenzen“ passender.

	� Vermittlung von Theorie zur Phase Monitoring (Pro-
zessbeobachtung) und Vorstellung weiterer Metho-
den und Instrumente sowie Verdeutlichung, dass 
auch anhand der im Assessment und Planning erar-
beiteten visualisierten Ergebnisse ein effektives Mo-
nitoring erfolgen kann und sollte

Kompetenzen:
Die Teilnehmenden setzen sich mit der Umsetzung von 
Unterstützungsplänen zur Zielerreichung auseinan-
der, konkret also mit der Entwicklung eines fallbezoge-
nen Netzwerks zur Erreichung der zuvor erarbeiteten 
und definierten Ziele. In diesem Kontext vergegenwärti-
gen sie sich ihr eigenes berufliches Netzwerk mit Fokus 
auf die Zielgruppe und analysieren, ob und wo eventu-
ell Versorgungslücken bestehen oder Kontakte im Netz-
werk fehlen. Sie bekommen dadurch ein Bewusstsein, 
an welchen Stellen sie ihr persönliches berufliches Netz-
werk stärken sollten, damit dadurch die Fallarbeit profi-
tiert und verbessert wird. Die Teilnehmenden sind ferner 
in der Lage, Kriterien zu definieren, woran sie im Sinne 
des Monitorings die Notwendigkeit einer Intervention 
festmachen. Diesbezüglich kennen sie unterschiedliche 
Interventionsmöglichkeiten (Einzelgespräche, Fallkon-
ferenzen, Re-Assessment) und sind sich auch hier der 
Ressourcenorientierung und des Empowerment-Gedan-
kens sowie ihrer Verantwortung bei der Leistungssteue-
rung bewusst („so viel wie nötig und so wenig wie mög-
lich“ – hier: eingreifen; Vertrauen in die Selbstregulation 
von Systemen).

Die Teilnehmenden entwickeln weitere Ideen, welche Vo-
raussetzungen für die Anwendung von Case Manage-
ment in der Abteilung und/oder Kommune geschaffen 
werden müssen. Sie können für ihre Abteilung oder Kom-
mune Anregungen zur Umsetzung von Prozessen des 
Case Managements und der interkulturellen Öffnung ge-
ben, einerseits in Bezug auf die beiden hier thematisier-
ten fallbezogenen Phasen des Case Management-Re-
gelkreises und andererseits bezüglich eventueller 
Veränderungsnotwendigkeiten auf der Systemebene 
(institutionelle Netzwerkebene).

Lernergebnisse:

Wissen
Die Teilnehmenden

	� erläutern die aufeinander aufbauenden Phasen des 
Case Management-Phasenmodells inklusive der je-
weiligen Herausforderungen für das Case Manage-
ment in den einzelnen Phasen

	� haben präsent, dass das Case Management inner-
halb der einzelnen Phasen unterschiedliche Rollen 
und Funktionen einnimmt sowie in unterschiedli-
chen Intensitäten aktiv ist

	� beschreiben die Vorgehensweise und Herausforde-
rungen beim Aufbau von Netzwerken

	� erläutern Vorbereitung, Einberufung, Durchführung 
und Nachbereitung von Fallkonferenzen im Case 
Management

	� stellen unterschiedliche, methodische Vorgehens- 
und Interventionsmöglichkeiten im Rahmen des Lin-
king und Monitoring dar

	� verfügen über Wissen zu Verhandlungs- und 
Moderationstechniken

Können
Die Teilnehmenden

	� haben ein vertieftes Verständnis von den Zusam-
menhängen und dem Bedingen der unterschiedli-
chen Phasen im Case Management

	� sind sensibilisiert, sich selbst als Case Manager 
„überflüssig zu machen“ und sich nach dem Linking 
stärker auf eine beobachtende Rolle im Sinne des 
Monitorings zurückzuziehen

	� vertrauen auf die Selbstwirksamkeit des Systems ei-
nerseits und die Auswirkungen ihres Handelns (In-
tervenierens) andererseits

	� sind in der Lage, fallbezogene Netzwerke zu entwi-
ckeln und die Qualität dieser im Hinblick auf die Zie-
lerreichung anhand selbst erarbeiteter Kriterien zu 
beobachten und bei Bedarf in unterschiedlichen 
Abstufungen im Sinne einer Qualitätssicherung 
(„selbst“ auch im Sinne von im Team, in der Abtei-
lung, in der Kommune) zu intervenieren

	� haben sich in Verhandlung und Moderation erprobt 
(im Rahmen von Übungen), die diesbezüglichen Er-
fahrungen reflektiert und Rückschlüsse für die Zu-
kunft gezogen
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	� sind vertraut mit der Einberufung und Durch-
führung von Fallkonferenzen (bzw. hier: 
Entwicklungskonferenzen)

Einstellungen
Die Teilnehmenden

	� haben eine gewisse Steuerungsgelassenheit143 in 
der Fallbearbeitung und im Umgang mit der Klientel 
sowie mit den jeweils weiteren ehrenamtlichen und 
professionellen Beteiligten entwickelt

	� ziehen sich im Rahmen des Monitorings in eine zu-
rückhaltendere, beobachtende Rolle zurück

	� vertrauen einerseits auf die Ressourcen und Kompe-
tenzen der Fallbeteiligten und scheuen sich anderer-
seits nicht, bei Störungen im Prozess zu intervenie-
ren und bei Bedarf in Konflikt zu gehen

	� verfügen über eine mehrperspektivische Haltung 
bzw. vermitteln neutral und lösungsorientiert zwi-
schen den unterschiedlichen Haltungen und Pers-
pektiven der Fallbeteiligten

8.6.5	 �Modul 5/Basiskurs:

Vom Monitoring zur Evaluation auf der Fallebene, mit Be-
zug zur Systemebene

Modulbeschreibung:
Im Rahmen dieses Moduls werden die Phasen Monito-
ring (vertiefend) sowie Evaluation behandelt. Neben ei-
ner theoretischen Vermittlung von diesbezüglichen In-
halten, Methoden und Instrumenten werden Bezüge zur 
jeweiligen beruflichen Praxis bzw. Kommune hergestellt, 
in dem u.a. analysiert und erarbeitet wird, welche jewei-
ligen Kriterien zur Prozessbeobachtung und Prozes-
sauswertung mit Blick auf die Qualität bzw. den Erfolg 
des Case Managements definiert werden sollten/könn-
ten. Hierbei werden die Fall- und die Systemebene fokus-
siert. Ein besonderer Schwerpunkt liegt auf dem Aufbau 
und der Pflege von Netzwerken. Zudem werden die un-
terschiedlichen Ebenen der Systemsteuerung zur ers-
ten Einordnung dargestellt – Organisationsebene (hier: 
Kommune), organisationsübergreifende Ebene (hier: 
rechtskreisübergreifendes Einwanderungsmanage-
ment), Versorgungsebene (Gesetze, Politik, Sozialpläne 
etc., hier: Modellprogramm „Einwanderung gestalten“ 
vom Land NRW)  – und es erfolgt ein erster systemati-
scher Ausblick auf die Herausforderungen von Case Ma-
nagement auf den jeweiligen Ebenen, auch orientiert an 
den jeweiligen Ausgangssituationen der Teilnehmenden. 
Die Unterschiede zwischen Kooperation und Vernet-
zung bzw. Netzwerkarbeit werden in Bezug auf den Kon-
text der Zielgruppe verdeutlicht und reflektiert, sodass 
die Teilnehmenden ein Bewusstsein erlangen, um den 

143	 Vgl. Kleve, 2009, S. 15.

Umsetzungsgrad in der jeweiligen Kommune und erste 
Handlungsbedarfe zur Weiterentwicklung bzw. Verbes-
serung analysieren zu können.

Moduleinheiten:
	� Erprobung von Methoden im Monitoring und Refle-

xion einzelner Methoden und Instrumente auf der 
Fallebene sowie in dieser Phase auch auf der über-
geordneten Systemebene (Organisations- bzw. kom-
munale Ebene)

	� Aufbau und Pflege von Netzwerken für die Zielgrup-
pe auf der Systemebene zur Verbesserung der An-
gebote für die Einzelfallebene sowie Reflexion der 
diesbezüglichen Herausforderungen (insbesondere 
in Bezug auf den „Umgang mit Schnittstellen oder 
Verknüpfungsstellen“), auch anhand von positiven 
und negativen Erfahrungen und Beispielen der Teil-
nehmenden in der bisherigen Praxis

	� Theoretische Vermittlung in Bezug auf die Evaluati-
on im Rahmen von Case Management, auch mit Fo-
kus auf unterschiedliche Ebenen (Fallebene sowie 
System-/Organisationsebene)

	� Vorstellung, Erprobung und Reflexion von unter-
schiedlichen Methoden und Instrumenten im Rah-
men der Phase Evaluation

	� Entwicklung von Evaluationskriterien für die eigene 
Berufspraxis in der Kommune und Erstellung eines 
idealen, standardisierten Evaluationsverfahrens in 
der Abteilung und/oder Kommune

Kompetenzen:
Die Teilnehmenden lernen die Vorteile eines kommuna-
len Einwanderungsmanagements im Vergleich zu bis-
herigen Verfahren kennen und erkennen erste Mög-
lichkeiten für eine verstärkte rechtskreisübergreifende 
Zusammenarbeit. Sie entwickeln ein diesbezügliches 
Bewusstsein zu Veränderungsbedarfen in der Kommu-
ne und/oder Abteilung hinsichtlich der Anwendung von 
Case Management und der Notwendigkeit von interkul-
tureller Öffnung.

Sie sammeln Ideen in Bezug auf ihr Handlungsfeld für 
die Entwicklung und Einführung von Kriterien für ein 
standardisiertes Monitoring, das dennoch der Einzigar-
tigkeit der Klientinnen und Klientensysteme Rechnung 
trägt. Sie entwickeln Kriterien und Instrumente für eine 
standardisierte Evaluation auf der Fallebene und auf der 
Systemebene. Die Teilnehmenden erhalten ein Bewusst-
sein von der zentralen Bedeutung von fallbezogener und 
fallübergreifender Netzwerkarbeit und Vernetzung für 
ein erfolgversprechendes Case Management auf der 
Fallebene.
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Lernergebnisse:

Wissen
Die Teilnehmenden

	� benennen die Grundlagen der Netzwerkarbeit und 
die Herausforderungen bezüglich des Umgangs mit 
Schnittstellen oder Verknüpfungsstellen

	� erkennen Zusammenhänge zwischen gesellschaftli-
chen und kommunalpolitischen Entwicklungen, so-
zialen Konflikten und Konflikten im eigenen Arbeits-
feld, auch im Kontext von Benachteiligung

	� erläutern die unterschiedlichen Prozessverläufe und 
diesbezüglichen Interventionsoptionen im Rahmen 
des Monitorings144

	� beschreiben unterschiedliche Instrumente und 
Methoden zur Anwendung im Monitoring und der 
Evaluation

Können
Die Teilnehmenden

	� haben die Netzwerke im eigenen Handlungsfeld re-
flektiert und ihren Handlungsrahmen analysiert

	� verfügen über Handlungsoptionen bei auftreten-
den Konflikten intrapersonaler Art sowie zwischen 
Fallbeteiligten

	� besitzen Beratungs- und Kommunikationskompe-
tenzen, um Störungen im Case Management-Pro-
zess handlungssicher zu begegnen

	� verfügen über ein methodisches Handlungsrepertoi-
re im Rahmen des Monitorings und wenden dies be-
zogen auf die jeweiligen Ressourcen und Bedarfe im 
Fall passend und adäquat an

	� sind in der Lage, Evaluationskriterien für die eigene 
Fallarbeit, die Fallarbeit in der Abteilung und/oder 
Kommune in Abhängigkeit vom kommunalen Auf-
trag zu entwickeln und standardisiert anzuwenden

	� können unterschiedliche Interessen bzw. Fokus-Ebe-
nen im Hinblick auf die Evaluation erfassen, analy-
sieren und reflektieren

Einstellungen
Die Teilnehmenden

	� handeln nach Aspekten der Qualitätssicherung, 
weil sie die Relevanz von Qualitätsmanagement 
für das Case Management insgesamt (fall- und 

144	 Wissert, M. 2008. Tools und Werkzeuge beim Case Management – 
Monitoring: Aufgaben der Fallsteuerung und der Systemsteuerung. 
In: Case Management, 1, S. 34.

systembezogen) erkannt haben, und bemessen die-
sen gleichwertige Bedeutung zu

	� finden ein gutes Maß zwischen ressourcenorientier-
ter Prozessbeobachtung und einer erforderlichen In-
tervention im Rahmen des Monitorings

	� führen die Evaluation neutral durch bzw. sorgen für 
eine adäquate Umsetzung und Auswertung

8.6.6	 �Modul 6/Basiskurs:

Implementierung, Schnittstellenmanagement und 
Qualitätssicherung

Modulbeschreibung:
Das Modul liefert die theoretische Rahmung in Bezug 
auf die Implementierung von Case Management, von Im-
plementierungsprozessen insgesamt sowie speziell im 
Hinblick auf den Kontext des kommunalen Einwande-
rungsmanagements. Die Verknüpfung zum Qualitäts-
management und zur Qualitätssicherung wird ebenso 
hergestellt wie die Empfehlung der Implementierung in 
Form von Projektmanagement. Der Aspekt der Heraus-
forderungen bei der Überwindung oder Abmilderung von 
Schnitt- bzw. Verknüpfungsstellen wird dabei besonders 
berücksichtigt. Ebenso werden die Anforderungen an 
die Führungs-/Leitungsebene dargestellt und diskutiert 
sowie der Umgang mit Widerständen im Zuge einer Im-
plementierung thematisiert. Auch hier wird dem Trans-
fer in die eigene berufliche Praxis besonders Rechnung 
getragen, indem ein permanenter Austausch darüber 
besteht, wie die vermittelte Theorie konkret auf die je-
weilige kommunale Praxis zu beziehen ist. Neben dieser 
Reflexion erfolgt am Ende dieses Moduls auch der Kur-
sabschluss. Es wird dafür Sorge getragen, dass auch 
über diesen Kurs hinaus der gegenseitige Austausch 
und die gegenseitige fachliche Unterstützung gefördert 
werden.

Moduleinheiten:
	� Theoretischer Input zur Implementierung von Case 

Management (u.a. unterschiedliche Implemen-
tierungsebenen, Durchführung als Projekt/Vor-
gehensweise, Herausforderungen, Hinweis auf 
Zertifizierungsmöglichkeiten)

	� Theoretische Vermittlung von Grundlagen des Quali-
tätsmanagements und der Qualitätssicherung

	� Auseinandersetzung mit den und Reflexion über die 
organisationalen Voraussetzungen für eine erfolg-
reiche Implementierung von Case Management

	� Durchführung einer Analyse in Bezug auf die eigene 
Praxis bzw. eigene Kommune auch im Hinblick auf 
Aspekte der interkulturellen Öffnung
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	� Entwicklung eines Qualitätsstandards für die An-
wendung der einzelnen Case Management-Phasen 
in der eigenen Praxis bzw. Kommune145

	� Vertiefende Auseinandersetzung mit Fallkonferen-
zen, nun mit dem Fokus auf rechtskreisübergreifen-
de Fallkonferenzen

	� Gestaltung des Kursabschlusses und Evaluation des 
Basiskurses

Kompetenzen:
Die Teilnehmenden haben ein erweitertes Verständnis 
zum grundlegenden Vorgehen bei der Implementierung 
von Case Management, inklusive des Projektmanage-
ments. Sie sind sensibilisiert für die organisationalen 
Herausforderungen bei der Implementierung von Pro-
zessen des Case Managements und der interkulturellen 
Öffnung. Sie haben theoretische Kenntnisse zum Qua-
litätsmanagement und zur Qualitätssicherung erwor-
ben. Die Teilnehmenden haben Erfahrungen gesammelt 
in der Analyse von Implementierungsbedarfen sowie der 
Entwicklung von Qualitätsstandards in Bezug auf die 
Phasen gemäß dem Case Management-Regelkreis und 
diese reflektiert. Vertiefend setzen sich die Teilnehmen-
den mit den Besonderheiten rechts- kreisübergreifen-
der Fallkonferenzen auseinander. Durch die reflektieren-
de Anwendung des Case Management-Phasenmodells 
mit Blick auf die Implementierung entwickeln die Teil-
nehmenden ein fortgeschrittenes Bewusstsein sowie 
eine fortgeschrittene Handlungskompetenz zu Verände-
rungsbedarfen in der Kommune und/oder Abteilung hin-
sichtlich der Implementierung und Anwendung von Case 
Management und interkultureller Öffnung. Sie sind in 
der Lage, fundierte Ideen und Anregungen für Verände-
rungsprozesse zur Verbesserung der (kommunalen) Ar-
beit mit den Zielgruppen zu geben, mit dem Ziel einer ge-
steigerten/gelungenen Integration von eingewanderten 
Menschen.

Die Teilnehmenden sind untereinander vernetzt und ha-
ben für sich Wege definiert, wie sie sich bei Bedarf auch 
künftig untereinander austauschen und unterstützen 
können.

Lernergebnisse:

Wissen
Die Teilnehmenden

	� erläutern, wie bei einer Implementierung von Case 
Management auf der Fall- und der Systemebene vor-
zugehen ist und worauf besonders zu achten ist

	� beschreiben den Zusammenhang zum Qualitäts-
management, insbesondere mit dem Modell von 

145	 Vgl. DGCC, 2015, S. 15ff.

Donabedian146, und kennen unterschiedliche Doku-
mentationssysteme und -möglichkeiten

Können
Die Teilnehmenden

	� analysieren etwaige Implementierungsbedarfe in 
Bezug auf Case Management und gegebenenfalls in 
Teilen auch auf interkulturelle Öffnung

	� sind mit der grundlegenden Vorgehensweise bei der 
Implementierung von Case Management auf der 
Fall- und Systemebene sowie von einzelnen Elemen-
ten oder Phasen vertraut und entwickeln erste oder 
weitere Ideen zur konkreten Umsetzung von Case 
Management in der eigenen Kommune

	� sind sensibilisiert für die Herausforderungen bei der 
Implementierung von Case Management bzw. ein-
zelnen Elementen von Case Management

	� können die vermittelten Inhalte zum Qualitätsma-
nagement und zur Qualitätssicherung mit dem Case 
Management verknüpfen bzw. in Bezug auf mögliche 
Implementierungsideen und -formen bei der Kon-
zeptionierung transferieren und mitberücksichtigen

	� verfügen über konkrete Ideen zur Anwendung 
von Case Management auf der Fallebene analog 
dem gesamten Case Management-Phasenmodell 
und können diese in Form von Qualitätsstandards 
verschriftlichen

	� besitzen fortgeschrittene Handlungskompetenz bei 
der Durchführung von rechtskreisübergreifenden 
Fallkonferenzen mit Beteiligung der Klientel

Einstellungen
Die Teilnehmenden

	� fühlen sich souverän und kompetent, mit der nächs-
thöheren Führungsebene in einen Dialog über die 
mögliche Implementierung oder Weiterentwicklung 
von kommunalem, rechtskreisübergreifendem Ein-
wanderungsmanagement mittels Case Management 
zu treten

	� handeln nach den ethischen Prinzipien der DGCC 
zum Handlungskonzept Case Management

146	 Donabedian, A. 1966. Evaluating the Quality of Medical Care. Mil-
bank Memorial Fund Quarterly, Health and Society, 44, S. 206.
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8.7	� Modulbeschreibungen 
für die Aufbaukurse

8.7.1	 �Modul 1/Aufbaukurs:

Vertiefende Auseinandersetzung mit Case Manage-
ment auf der Fall- und Systemebene

Modulbeschreibung:
Einleitend zu diesem Modul wird Raum für das Kennen-
lernen in der neuen Kursgruppe gegeben, und zwar mit-
tels Übungen, mit denen gleichzeitig auch in das Thema 
eingestiegen wird. Im Rahmen dieses Moduls werden die 
unterschiedlichen Konzepte, Ansätze und Implementie-
rungsgrade des Case Managements und der interkul-
turellen Öffnung behandelt und vertiefend analysiert, 
insbesondere mit Blick auf die jeweiligen Herausforde-
rungen. Die jeweiligen kommunalen Besonderheiten der 
Systemsteuerung im Einwanderungsmanagement wer-
den vertiefend herausgearbeitet. Zur Verfestigung des 
bislang Gelernten werden ausgewählte komplexe Fälle 
der Teilnehmenden anhand des gesamten Case Manage-
ment-Phasenmodells samt Anwendung von einzelnen, 
frei gewählten Instrumenten und Methoden bearbeitet. 
Parallel werden die kultur- und diskriminierungssensib-
le Vorgehensweise thematisiert und reflektiert und die 
systemische Beratung vertieft. Offenkundig werdende 
Herausforderungen und Fragestellungen zur Implemen-
tierung auf Fall- sowie Systemebene als Ergebnisse und 
Erkenntnisse aus den jeweiligen Übungen werden aufge-
griffen, analysiert und diskutiert.

Moduleinheiten:
	� Herausarbeitung von Gemeinsamkeiten und Un-

terschieden innerhalb der Gruppe bzw. der unter-
schiedlichen arbeitsfeldbezogenen und kommuna-
len Unterschiede (zum Kennenlernen und Einstieg 
ins Thema)

	� Schaffung einer gemeinsamen inhaltlichen Grund-
lage durch kurze Wiederholung der Case Manage-
ment-Grundlagen und der Realisierungs-/Imple-
mentierungsebenen und -qualitäten sowie Analyse 
der unterschiedlichen Ansätze in den Kommunen 
der Teilnehmenden

	� Vertiefung der kommunalen Besonderheiten in Be-
zug auf die Systemsteuerung aus der Perspektive 
der interkulturellen Öffnung bei der Implementie-
rung und Anwendung von Case Management gemäß 
den ethischen Richtlinien der DGCC

	� Als Wiederholung und zur Verfestigung anhand von 
ausgewählten Fällen der Teilnehmenden schrittwei-
se Durchführung des Case Managements auf Falle-
bene analog dem Phasenmodell, mit Analyse und Er-
probung der geeigneten Methoden und Instrumente 

durch die Teilnehmenden sowie anschließender 
Reflexion

	� Vertiefung systemischer Grundlagen und 
Beratungstechniken

Kompetenzen:
Die Teilnehmenden sind sensibilisiert für die unter-
schiedlichen Ansätze von Case Management und inter-
kultureller Öffnung und in der Lage, positive Aspekte der 
Beispiele für den eigenen Handlungsrahmen zu nutzen 
und auf diesen zu transferieren. Sie erhalten ein fortge-
schrittenes Wissen zum Thema Implementierung von 
Case Management und den Umgang mit unterschiedli-
chen Kulturen einerseits und Stigmatisierungen und All-
tagsrassismus andererseits. Ferner erfolgt eine stärke-
re Sensibilisierung für interkulturelle Öffnungsprozesse 
in der jeweiligen Kommune und Reflexion ihrer diesbe-
züglichen Rolle. Die Teilnehmenden fühlen sich siche-
rer im Umgang mit der Anwendung des Case Manage-
ment-Phasenmodells und mit möglichen Instrumenten 
und Methoden. Dabei vertiefen sie ihr Verständnis für 
diesbezügliche Herausforderungen im Arbeitsalltag.

Lernergebnisse:

Wissen
Die Teilnehmenden

	� benennen Beispiele und Prozesse interkultureller 
Öffnung in kommunalen Zusammenhängen

	� verweisen auf einen Fundus an Methoden und In-
strumenten für die Anwendung von Case Manage-
ment auf Fall-, Organisations- sowie institutioneller 
Netzwerkebene

	� erläutern unterschiedliche systemische Grundlagen 
und Beratungstechniken und -kompetenzen

	� erarbeiten schriftliche Diskussionsvorlagen für die 
Umsetzung von Case Management in ihrer jewei-
ligen Kommune  – hinsichtlich einzelner Case Ma-
nagement-Elemente, einer Anwendung analog dem 
gesamten Phasenmodell für die Fallebene und/oder 
einer Anwendung innerhalb der Organisation bzw. 
einzelner Abteilungen sowie rechtskreisübergrei-
fend auf der institutionellen Netzwerkebene

Können
Die Teilnehmenden

	� sind in der Lage, fundierte Ideen und Vorschläge zur 
Implementierung von Case Management (auf der 
Fall- und/oder Systemebene) passend zu den jewei-
ligen kommunalen Bedarfen auszuarbeiten und zu 
vertreten
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	� erkennen frühzeitig Alltagsrassismus und Stigmati-
sierungen im kommunalen Umfeld und fühlen sich 
sicher, diesen entgegenzuwirken

	� kennen unterschiedliche Kulturen und mögliche 
Überschneidungssituationen bzw. Missverständnis-
se in interkulturellen Beratungssituationen

	� analysieren kulturelle Konfliktsituationen

	� verfügen über Interventions- und Handlungsmög-
lichkeiten in interkulturellen Kommunikationssitu-
ationen und wissen, wie sie Irritationen und Wider-
sprüchlichkeiten begegnen können

	� sind in der Lage, fundierte Anregungen und Dis-
kussionsvorlagen für erste Schritte hin zu Prozes-
sen der interkulturellen Öffnung in der Kommune zu 
benennen

	� verfügen über fortgeschrittene Handlungssicher-
heit in der fallbezogenen Anwendung von Case 
Management

	� können routiniert aus einem Spektrum von für den 
eigenen Arbeitskontext entwickelten Instrumenten 
und Methoden diejenigen auswählen und anwenden, 
die für den jeweiligen Einzelfall adäquat sein dürften, 
und können diese auf der Meta-Ebene auswerten

	� wenden unterschiedliche systemische Beratungs-
kompetenzen in ihrer beruflichen Praxis an und för-
dern damit einen lösungs- und ressourcenorien-
tierten sowie konstruktiven Arbeitsprozess (auf der 
Einzelfall- und Systemebene)

Einstellungen
Die Teilnehmenden

	� können, ausgehend von unterschiedlichen Interes-
sen- und Bedarfslagen in Bezug auf die Fälle sowie 
in Bezug auf die Kommune und Region, diplomatisch 
und ressourcenorientiert agieren und entsprechen-
de Konzepte entwickeln

	� haben ihre eigenen Denkschemata in Bezug auf Di-
versität reflektiert und agieren sensibel, vermittelnd 
und bei Bedarf prägnant bei Störungen im Prozess, 
die sich aufgrund unterschiedlicher Kulturen, Syste-
me und Konstruktionen ergeben

8.7.2	 �Modul 2/Aufbaukurs:

Vertiefende Auseinandersetzung mit Case Manage-
ment auf der Fall- und Systemebene

Modulbeschreibung:
In diesem Modul wird die Verfestigung des Case Manage-
ment-Phasenmodells auf Fallebene, anknüpfend an das 
erste Modul des Aufbaukurses, anhand ausgewählter 
komplexer Fälle der Teilnehmenden weiterverfolgt. Ein 
besonderer Fokus wird dabei auf die Dokumentation und 
somit Qualitätssicherung gelegt. Auch in diesem Modul 
werden dabei offenkundig werdende Herausforderun-
gen und Fragestellungen bezüglich der Implementierung 
auf Fall- sowie Systemebene analysiert und diskutiert. 
Zudem erfolgt eine Vertiefung der zielgruppenbezoge-
nen Probleme und der besonders zu berücksichtigenden 
Themen von neu eingewanderten Menschen (posttrau-
matische Belastungsstörungen, Wohn- und Familiensi-
tuation, Sozialraumorientierung u.a.). In diesem Kontext 
werden auch die interkulturellen Beratungsanforderun-
gen sowie der zielgruppenbezogene Aufbau von Netz-
werken, deren Steuerung und Pflege auf kommunaler 
Ebene, also zwischen beteiligten Behörden und Leis-
tungserbringern, vertiefend behandelt.

Moduleinheiten:
	� Als Wiederholung und zur Verfestigung anhand von 

ausgewählten Fällen der Teilnehmenden schrittwei-
se Durchführung des Case Managements auf Fal-
lebene analog dem Phasenmodell mit Analyse ge-
eigneter Methoden und Instrumente durch die 
Teilnehmenden und Erprobung sowie anschließende 
Reflexion dieser

	� Dokumentation von Case Management-Prozessen

	� vertiefender theoretischer Input zu zielgruppenbe-
zogenen Problemlagen (posttraumatische Belas-
tungsstörungen, Wohn- und Familiensituation, So-
zialraumorientierung u.a.) und Reflexion darüber, 
welche Auswirkungen diese auf den Case Manage-
ment-Prozess auf der Fallebene haben können

	� vertiefende Vermittlung von Beratungskompeten-
zen im interkulturellen Kontext sowie Sensibilisie-
rung für interkulturelle Beratung

	� Analyse der kommunalen Strukturen im Hinblick auf 
Bedarfe der Zielgruppe und, daraus resultierend, 
rechtskreisübergreifende Entwicklung von ersten 
Schritten zum Aufbau und zur Steuerung von ziel-
gruppenorientierten Netzwerken147

	� Wissensvermittlung bezüglich Kennzahlen und de-
ren Nutzen und Anwendung in der Praxis

Kompetenzen:
Die Teilnehmenden fühlen sich sicherer im Umgang 
mit der Anwendung des Case Management-Phasenmo-
dells und mit möglichen Instrumenten und Methoden. 
Die Verzahnung zwischen Fall- und Systemebene wird 

147	 Vgl. (2018b).
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in ihrer Notwendigkeit weiter deutlich. Mit den Teilneh-
menden erfolgt eine verstärkte Auseinandersetzung be-
züglich der Implementierung von Case Management, ih-
rer eigenen Rolle dabei und der Rolle der Leitungsebene. 
Sie erhalten Anregungen und Impulse für ihr individuel-
les Vorgehen bei der Anregung von Prozessen zur Im-
plementierung oder Weiterentwicklung von Case Ma-
nagement und auch von interkultureller Öffnung auf der 
Organisations- sowie auf der Netzwerkebene. Die Teil-
nehmenden verfügen über Wissen bezüglich Kennzahlen 
und sind in der Lage, für ihre Kommune Anregungen für 
Kennzahlen zur Messung der Wirksamkeit einer Imple-
mentierung von Case Management zu geben. Sie erhal-
ten zudem weiteres Wissen in Bezug auf den Umgang mit 
traumatisierten und belasteten Menschen sowie Kom-
petenzen für die Beratung dieser Personengruppe und 
den Aufbau sowie den Erhalt einer tragfähigen Arbeits-
beziehung im Case Management auf der Einzelfallebene.

Lernergebnisse:

Wissen
Die Teilnehmenden

	� beschreiben unterschiedliche Migrationsverläufe, 
posttraumatische Belastungsstörungen sowie un-
terschiedliche Rahmenbedingungen in Bezug auf 
Unterkünfte, Familiennachzug und Sozialräume

	� erläutern die Auswirkungen und den Umgang mit 
diesen Rahmenbedingungen im Rahmen der Beglei-
tung und Unterstützung des Case Management-Pro-
zesses und der Beratung der Zielgruppe

	� verfügen über ein erweitertes Repertoire an Metho-
den und Instrumenten für die Anwendung von Case 
Management auf Fall-, Organisations- sowie institu-
tioneller Netzwerkebene

	� sind in der Lage, bei Bedarf neue Methoden und In-
strumente für ihren individuellen Arbeitskontext zu 
entwickeln

	� benennen unterschiedliche Dokumentationssys-
teme und sind in der Lage, diese bedarfsgerecht 
auszuwählen

	� können möglichen Widerständen bei der Implemen-
tierung von Case Management konstruktiv begegnen

Können
Die Teilnehmenden

	� sind verstärkt in der Lage, fundierte Anregungen 
und Diskussionsvorlagen für die Umsetzung von 
Case Management in ihrer jeweiligen Kommune zu 
bieten sowie Prozesse der Umsetzung fachlich fun-
diert zu begleiten

	� reflektieren ihre Rolle dabei und können unterschied-
liche Verantwortungs-, Zuständigkeits- und Aufga-
benbereiche klar voneinander abgrenzen

	� begegnen Stigmatisierungen und Diskriminierungen 
souverän und effektiv

	� wissen dabei um mögliche Herausforderun-
gen, können diese analysieren und verfügen über 
Handlungsoptionen, sich adäquat mit diesen 
auseinanderzusetzen

	� bekommen weitere Handlungssicherheit in der fall-
bezogenen Anwendung von Case Management

	� verfügen über die Fähigkeit, abgestimmt auf die je-
weilige Kommune adäquate Instrumente und Stan-
dards für die Anwendung von Case Management in 
ihrer beruflichen Praxis zu entwickeln

	� sind in der Lage, aus dem Spektrum an Instrumen-
ten und Methoden im Case Management fallbezogen 
zu entscheiden, welche für den jeweiligen Einzelfall 
adäquat sein dürften, diese anzuwenden und auf der 
Meta-Ebene auszuwerten

	� sind sich der kulturspezifischen Anforderungen und 
der dazu erforderlichen interkulturellen Handlungs-
kompetenzen für ihre aktuelle berufliche Praxis so-
wie für das Case Management bewusst

Einstellungen
Die Teilnehmenden

	� transferieren vermittelte Theorie passgenau und be-
darfsabhängig, d.h. flexibel, auf ihre Berufspraxis

	� reflektieren ihre jeweilige Rolle parallel zum Gesamt-
geschehen und können sich entsprechend positio-
nieren und abgrenzen

	� sehen sich hinsichtlich Case Managements und in-
terkultureller Öffnung als Impulsgebende für Verän-
derungsprozesse innerhalb eines Netzwerks, aber 
nicht als Entscheiderinnen und Entscheider und al-
leinige Umsetzerinnen und Umsetzer

8.7.3	 �Modul 3/Aufbaukurs:

Abschließende Vertiefung mit dem Fokus auf die Im-
plementierung von Case Management

Modulbeschreibung:
Zum Abschluss des Kurses erfolgt eine zusammenfas-
sende Auseinandersetzung mit der Implementierung 
und Anwendung von Case Management im Hinblick auf 
die Zielgruppe, und zwar bezogen auf die Fall-, Orga-
nisations- und Netzwerkebene. Dabei setzen sich die 
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Teilnehmenden im Rahmen eines moderierten fachli-
chen Austauschs mit der jeweiligen Ausgangslage in ih-
ren Kommunen auseinander und planen ihre jeweiligen 
„nächsten Schritte“. In diesem Kontext erfolgt auch die 
Vorstellung, Diskussion und Auseinandersetzung der un-
terschiedlichen Abschlussarbeiten der Teilnehmenden. 
Abschließend erfolgt die Kursevaluation mit Blick auf die 
fachliche, berufliche und persönliche Weiterentwicklung 
der Teilnehmenden. Hierbei wird darauf geachtet, dass 
die Teilnehmenden sich als Gruppe gut verabschieden, 
dass Möglichkeiten der Vernetzung abgestimmt werden 
und dass alle Teilnehmenden gestärkt in der eigenen 
Rolle im Kontext von Case Management im kommunalen 
Einwanderungsmanagement den Kurs beenden.

Moduleinheiten:
	� Analyse des Implementierungs- oder Entwick-

lungsbedarfs von Case Management in den jeweili-
gen Kommunen der Teilnehmenden und durch die 
Teilnehmenden, bezogen auf die Fall-, Organisa-
tions- und Systemebene und die Entwicklung von 
Planungsschritten

	� Präsentation der Abschlussarbeiten in unterschied-
lichen Gruppen, eingeteilt nach Thema und/oder 
Kommune, sowie Diskussion und Reflexion der Er-
gebnisse mit Blick auf die weitere Implementierung 
oder Entwicklung von Case Management und gege-
benenfalls auch in Verbindung mit Prozessen der in-
terkulturellen Öffnung

	� Kursevaluation und Sicherstellung weiter-
hin bestehender Vernetzungsmöglichkeiten und 
Austauschmöglichkeiten

Kompetenzen:
Die Teilnehmenden verfügen über vielschichtiges Wis-
sen in Bezug auf Case Management und interkulturelle 
Öffnung. Die Teilnehmenden haben sich abschließend 
intensiv mit der Implementierung von Case Management 
auf den unterschiedlichen Ebenen in ihrer Kommune aus-
einandergesetzt und den diesbezüglichen Sachstand re-
flektiert sowie vom fachlichen Austausch untereinander 
weiter profitiert. Sie sind sich dabei ihrer Rolle und der 
Rolle der Leitungsebene bewusst und haben für sich in-
dividuelle nächste Schritte für die Implementierung und 
Anwendung von Case Management erarbeitet.

Zudem sind die Teilnehmenden in der Lage, kultur- und 
diskriminierungssensibel zu agieren, eigene oder frem-
de Diskriminierungen zu erkennen und diesen entgegen-
zuwirken sowie auf die Notwendigkeit interkultureller 
Öffnungsprozesse im kommunalen Einwanderungsma-
nagement hinzuweisen und diesbezügliche Prozesse 
anzuregen.

Lernergebnisse:

Wissen
Die Teilnehmenden

	� verfügen über ein differenziertes Wissen über Case 
Management und interkulturelle Öffnung

	� beschreiben die institutionellen Rahmenbedingun-
gen im jeweiligen Arbeitsfeld

	� benennen unterschiedliche Hierarchieebenen mit 
den jeweiligen Zuständigkeiten für Veränderungs-
prozesse (im Hinblick auf die Implementierung von 
Case Management sowie auf die interkulturelle 
Öffnung)

	� erläutern den jeweiligen Implementierungsstand in 
ihrer Kommune bezüglich Case Management und in-
terkultureller Öffnung

	� stellen unterschiedliche Ideen und Visionen für die 
Implementierung und Weiterentwicklung von Case 
Management im Einwanderungsmanagement in ih-
rer Kommune dar

	� haben von den anderen Teilnehmenden eine Rück-
meldung zu den bei ihnen wahrgenommenen Stär-
ken und Ressourcen erhalten

Können
Die Teilnehmenden

	� sind in der Lage, das vermittelte Wissen differen-
ziert und abgestimmt auf die jeweiligen Ausgangs-
lagen auf der Fall- und auf der Systemebene passge-
nau anzuwenden

	� erkennen und benennen Bedarfe zur (Weiter-)Ent-
wicklung von Case Management auf den unter-
schiedlichen Ebenen

	� sind in der Lage, interdisziplinäre und institutions-
übergreifende Aspekte in der Zusammenarbeit kri-
tisch zu reflektieren

	� sind für Ausgrenzungs- und Diskriminierungsme-
chanismen sensibilisiert und handlungssicher, die-
sen zu begegnen und entgegenzuwirken

	� sind in der Lage, sich in ihrer jeweiligen Rolle mit dem 
diesbezüglichen Verantwortungs- und Aufgabenbe-
reich, im Sinne einer konstruktiven Zusammenar-
beit in der Abteilung/Kommune sowie im Rahmen 
von Netzwerkarbeit in der Region  – auch im Sinne 
einer Burn-out- Prophylaxe  –, zu reflektieren und 
abzugrenzen
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	� haben sich mit anderen zertifizierten Case Mana-
gern vernetzt, um sich über den Kurs hinaus fachlich 
austauschen und unterstützen zu können

	� beenden diese Weiterbildung, gestärkt durch das 
Wissen um ihre Stärken und Ressourcen

Einstellungen
Die Teilnehmenden

	� agieren im systemischen Sinne als Impulsgebende, 
im ethischen Sinne der DGCC als unterstützende Be-
gleitung auf der Fallebene sowie für die Gesamtzahl 
der Fälle in der Moderationsrolle auf Organisations- 
und institutioneller Netzwerkebene

	� handeln reflektiert und selbstsicher im Umgang mit 
diskriminierendem Verhalten

	� verstehen sich als Expertinnen und Experten und 
Ideengebende für Case Management- Implementie-
rungsprozesse und Veränderungsprozesse hinsicht-
lich interkultureller Öffnung

8.8	� Schlussbemerkung

Es kann festgehalten werden, dass kommunales Ein-
wanderungsmanagement aktuell sehr unterschied-
lich entwickelt und umgesetzt ist und ein hoher Bedarf 
an Weiterentwicklung besteht. Das Land NRW hat sich 
diesbezüglich „auf den Weg gemacht“ und setzt durch 
das Modellprogramm „Einwanderung gestalten NRW“, 
das im Juli 2020 startende Vorhaben „Kommunales In-
tegrationsmanagement“ und durch weitere Projekte 
(z.B. „Gemeinsam klappt ś“148) Impulse für die Konzi-
pierung und Weiterentwicklung. Eine zentrale Rolle da-
bei spielt die Implementierung und Anwendung von 
Case Management auf der Fall-, Organisations- und in-
stitutionellen Netzwerkebene. Es wurde zudem erkannt, 
dass Case Management nicht für sich allein stehen soll-
te, sondern die Verknüpfung mit dem Wissen um inter-
kulturelle Öffnungsprozesse (als Rahmen für eine erfolg-
reiche Umsetzung von Case Management) erforderlich 
ist. Erst durch die Fokussierung beider Themen besteht 
eine hohe Wahrscheinlichkeit einer deutlichen Verbes-
serung eines rechtskreisübergreifenden, kommunalen 
Einwanderungsmanagements, welches den Bedürfnis-
sen der Klientinnen und Klienten gerecht wird und damit 
eine hohe Ergebnisqualität für die Kommune in Aussicht 
stellt.

Case Management-Weiterbildungen, die den Vorga-
ben der DGCC entsprechen, bieten einen zeitlichen Um-
fang, der den Besonderheiten dieses Handlungsfeldes 

148	 MKFFI NRW (Hrsg.) 2018. Gemeinsam klappt´s. Integrationschan-
cen für junge erwachsene Flüchtlinge in NRW (IfjeF). Erfahrungen 
und Anregungen aus der Praxis der integrationspolitischen Infra-
struktur. MKFFI 1011, Düsseldorf.

Rechnung trägt. Außerdem wird eine reflektierte ethi-
sche Grundhaltung vermittelt, die im Kontext von Ein-
wanderungsmanagement, das leider nach wie vor auch 
von Stigmatisierungen, Rassismus und Diskriminierung 
geprägt ist, besonders wichtig ist. Ferner wird aufgrund 
des Handlungsfeldes „Einwanderung/Einwanderungs-
management“ deutlich empfohlen, die Case Manage-
ment-Weiterbildungen mit Trainerinnen und Trainern der 
interkulturellen Öffnung anzubieten, da die alleinige Ver-
mittlung von Case Management-Kompetenzen für die-
sen Kontext nicht ausreichend ist.

Abschließend möchten wir betonen, dass die Paritäti-
sche Akademie NRW, die Autorin sowie die hier aufge-
führten Mit-Autorinnen und -Autoren sehr an einem wei-
tergehenden Austausch zum Thema interessiert sind 
und für Rückmeldungen und Anregungen gerne zur Ver-
fügung stehen.
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